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Vorrede. 



Bis zu Ende des vorigen Jahrhunderts ging die herr- 
schende Lehre über eheliches Güterrecht dahin, dass das ver- 
mögensrechtliche Verhältniss der Ehegatten nur in der allge- 
meinen Gütergemeinschaft eine naturgemässe , dem Zweck 
und Wesen der Ehe entsprechende Gestaltung finde. Sie galt 
als das ursprüngliche Recht des deutschen Volks , ein Recht, 
für welches auch in der Gegenwart noch die Präsumtion 
spreche. Es war freilich nicht zu leugnen, dass die politische 
und rechtliche Entwicklung in Deutschland jenem angeblichen 
Urprincipe die gewichtigsten Einschränkungen und eine grosse 
Mannigfaltigkeit der Entwicklung gebracht hatte, dass die An- 
erkennung des römischen als eines gemeinen subsidiären 
Rechts der Theorie von der präsumtiven Geltung der ehelichen 
Gütergemeinschaft offenbar entgegenstand. Allein jene terri- 
torialen Modificationen, als deren wichtigste die bloss particu- 
läre Gütergemeinschaft, die statutarische Portion, die Ver- 
fangenschaft angesehn wurden, glaubte man für Abweichungen 
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des ursprünglichen Rechts halten, aus diesem daher die Lücken 
der Particularrechte ergänzen zu dürfen. Als juristischen 
Kern der Gütergemeinschaft fasste man aber den angeblich ur- 
germanischen Begriff des Gesammteigenthums, durch welchen 
das deutsche Recht im Gegensatz zum römischen die Möglich- 
keit eines condominium plurium in solidum zur Anerkennung 
gebracht hätte. 

Als zu Anfang unseres Jahrhunderts Hasse durch seinen 
„Beitrag zur Revision der Theorie von der Gütergemeinschaft" 
in glänzender Polemik die Unmöglichkeit eines mit den Regeln 
des gesunden Menschenverstandes in Widerspruch stehenden 
Rechtsbegriflfs dargethan hatte , als dann in einer Zeit mäch- 
tigen nationalen Aufschwungs Eichhorn die ungeahnte Fülle 
des vorzeitlichen Rechtslebens uns erschloss, fiel jene Theorie 
in sich zusammen. Es wurde offenbar, dass das eheliche Ver- 
mögensrecht des deutschen Alterthums keine Spur von Güter- 
gemeinschaft aufweise, dass die letztere vielmehr als eine 
spätere Entwicklung des deutschen Eherechtes betrachtet wer- 
den müsse. Als ursprüngliches System desselben trat in den 
Darstellungen unserer Rechtshistoriker immer deutlicher ein 
mit der Gütergemeinschaft in Gegensatz stehendes hervor, das 
bei Eingehung der Ehe keine Eigenthumsgemeinschaft des 
Gattenvermögens sondern nur eine äussere Güterverbindung 
in der Hand des Mannes eintreten Hess. Und bald erkannte 
man , dass dieses „Gütereinheitssystem" bis auf den heutigen 
Tag in einer Reihe von Statuten erhalten sei, die Wissenschaft 
und Praxis bis dahin sei es auf römisches Recht, sei es gar auf 
allgemeine Gütergemeinschaft irriger Weise zurückgeführt 
hatten. 

Führte somit für das System der Gütereinheit die histo- 
rische Forschung unmittelbar zu einer tiefern Erkenntniss des 
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geltenden Rechtes, so war freilich in Wissenschaft und Recht- 
sprechung die Stellung der ehelichen Gütergemeinschaft eine 
äusserst gefährdete, wenn es sich nachweisen Hess , dass die- 
selbe lediglich das Produkt einer irrigen Doctrin , einer ver- 
fehlten Anwendung römischer Sätze auf das ursprüngliche ehe- 
liche Vermögensverhältniss enthalte, dass sie im Leben und 
in der Rechtsauffassung unseres Volkes eine tiefere Grundlage 
nicht habe. Denn damit war die Consequenz gegeben sie 
wissenschaftlich als eine theoretische Missbildung aufzufassen, 
von keinem höhern Werthe als viele irrige Theoreme einer 
vergangenen Doctrin, die nur, wo sie zum Gewohnheitsrecht 
geworden oder von den Particularrechten adoptirt sind, in der 
Dogmatik des gegenwärtigen Rechts ihre Stelle finden. Für 
die Rechtsprechung ergab sich dann weiter noth wendigerweise 
die Folge, dass im Zweifel für gütereinheitliche Rechtsbildung, 
als für das ursprünglich gemeine Recht des Mittelalters zu prä- 
sumiren sei. Und auch die Gesetzgebung konnte von dieser 
Auffassung über das Verhältniss der Gütereinheit zur Güter- 
gemeinschaft nicht unberührt bleiben. 

Jener Nachweis ist nun aber in neuerer Zeit wirklich ver- 
sucht, jene Consequenzen sind in der That gezogen worden. 
Ein ausgezeichneter Germanist, v. Gerber, hat die Ansicht 
verfochten i , dass nur das System der Gütereinheit für eine 
organische Entwicklung des altern deutschen Rechts gehalten 
werden könne, während die Gütergemeinschafteine doctrinelle 
Verunstaltung desselben sei. Er vindicirt unter der Zustim- 
mung eines preussischen Praktikers, Rathmann's^, dem 



> Deutsches Privatrecht § 227 , y. Gerber und Iherings Jahrbb. für 
Dogmatik I, 239—272. 

2 Einige Worte über eheU(^es Güterreeht (1859), 66. 
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Gtttereinheitssystem gemeinrechtliche Bedeutung, so dass das- 
selbe überall da zur Anwendung kommen müsse, wo nicht 
Gütergemeinschaft, ususfructus maritalis oder römisches Dotal- 
system hergebracht sei. Und diese Ansicht hat eine grosse 
praktische Tragweite dadurch erlangt, dass sie bereits seit 
längerer Zeit die Rechtsprechung eines hohen deutschen Ge- 
richtshofs, des preussischen Obertribunals beherrscht. Das- 
selbe hat den Grundsatz ausgesprochen S dass im ehelichen 
Güterrecht das römische Recht nicht recipirt sei, vielmehr, 
falls provincialrechtlich eheliche Gütergemeinschaft nicht gelte, 
auf das „alte deutsche Recht" recurrirt werden müsse , „nach 
welchem der Mann gesetzlicher Verwalter und Nutzniesser 
des Vermögens seiner Frau war". 

G^gen die Richtigkeit dieser Auffassung sind von ver- 
schiedener Seite die allererheblichsten Einwendungen ge- 
macht worden. Die von Euler 2 und Schwarz^ ange- 
stellten Untersuchungen haben zunächst ergeben, dass bereits 
das deutsche Recht in eigener und durchaus organischer Ent- 
wicklung die Elemente der modernen Gütergemeinschaft, ein 
Sammtvermögen der Gatten bei bestehender, eine Quotenthei- 
lung bei aufgelöster Ehe ausgebildet hat. Während beide 
Schriftsteller freilich nur das Gebiet des fränkischen Rechts 
zum Gegenstande ihrer Forschung machten , die dann neuer- 
dings in dem unvollendet gebliebenen Werke von Sandhaas 



1 Erkenntnisse vom 22. Februar 1836, vom U. Juni 1858; vgl. Ent- 
scheidungen I, 57 — 64; Rathmann 1. 1. 46 — 48. Erkenntniss vom 11. Sep- 
tember 1865 in Sachen Mees c/a Hesse. Das Appellationsgericht zu Arns- 
berg , dessen Entscheidungen durch jene Rechtssprüche vernichtet wurden, 
befindet sich' in dieser Frage in fortdauerndem Dissens mit dem Obertribunal. 

2 Die Güter- und Erbrechte der Ehegatten in Frankfurt (1841). Zeit- 
schrift f. d. Recht VII, 80—88 (1842). X, 1—61 (1846). 

3 Gütergemeinschaft der Ehegatten nach fränkischem Rechte (1858). 



Digitized by VjOOQ IC 



IX 

über das fränkische eheliche Güterrecht (1866) eine äusserst 
detaillirte historische Erweiterung erfahren hat, wies Roth' 
in einer leider nur als Skizze gehaltenen Ausfuhrung nach, 
dass die deutschen Stammesrechte sämmtlich mit alleiniger 
Ausnahme des Sachsenspiegels und der auf ihm beruhenden 
Quellen die gleiche Rechtsentwicklung zeigten, führte endlich 
Hänel^ diesen Nachweis noch für den Kreis des goslarischen 
und der diesem verwandten Rechte insbesoudere. Alle diese 
Untersuchungen erhielten eine sichere historische Grundlage 
durch Schröder, der in seiner vortrefflichen Geschichte des 
ehelichen Güterrechts (1863) das gesammte Material aus der 
Periode der Volksrechte zusammenfadste und die in ihren 
grossen Zügen so wunderbar übereinstimmende Entwicklung 
der germanischen Stammesrechte zum ersten Male darlegend 
mit sicherm Blicke die Stellen erkannte, wo jene neuere 
Rechtsbildung ansetzte. 

In der nachstehenden Abhandlung glaube ich einen Bei- 
trag zur Lösung der schwierigen Frage nach dem Verhältniss 
des Gütereinheitssystems einerseits zur Gütergemeinschaft, 
andrerseits zum römischen Recht gegeben zu haben. Ich bin 
hiebei einen andern Weg gegangen als die eben genannten 
Forscher. Anhebend von dem klassischen Rechtsdenkmal un- 
serer Vorzeit, dem Sachsenspiegel, dem Ausgangspunkt jener 
Theorie , die auch für das Recht unserer Zeit der ehelichen 
Gütereinheit eine prävalirende Stellung zuweisen will , habe 
ich zunächst den Versuch gemacht das räumliche Geltungs- 
gebiet des darin zur Aufzeichnung gekommenen Eherechts 
zu bestimmen, und hiefür erwies es sich als noth wendig festzu- 



1 Jahrb. des gemeinen dentschen Rechts von Bekker und Muther III, 
313—358 (1859). 

2 Zeitschr. für Rechtsgeschichte I, 273—344 (1861). 
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stellen, welche Rechtsquellen — Rechtsbücher, Statuten, Weis- 
thümer, Schöflfensprüche — auf sächsischem Gebiete dasselbe 
adoptirt und angewandt haben. Sodann ist das Gtttereinheits- 
system des Sachsenspiegels selbst einer eingehenden Unter- 
suchung unterworfen; endlich die historische Entwicklung des- 
selben an der Hand der in wunderbarer Fülle fliessenden 
Quellen bis zu dem beginnenden 16. Jahrhundert, der Re- 
ception der fremden Rechte dargelegt worden. Da diese 
Entwicklung einen doppelten Weg, als Land- und als Stadt- 
recht geschritten ist, während die Rechtssphäre des Lehn- 
rechts ein eigenes eheliches Vermögensrecht nur in unbedeu- 
tendem Grade gestaltet, das Hof- und Dienstrecht eine ge- 
meinrechtliche Ausbildung überhaupt nicht gefunden hat, so 
zerfällt naturgemäss die unten folgende Darstellung in zwei 
Theile, von denen der eine das Eherecht im Kreise des Land- 
rechts, also den Sachsenspiegel selbst, seine landrechtliche 
Fortbildung und die Institute des Eherechts lehnrechtlichen 
Ursprungs abzuhandeln hat, während im andern die stadt- 
rechtliche Fortbildung des Sachsenspiegelrechtes zu schildern 
sein wird. Die erste, den Quellen des sächsischen Ehe- 
rechts gewidmete Untersuchung hat das merkwürdige Resul- 
tat ergeben, dass das Gebiet, in welchem die strenge ehe- 
liche Gütereinheit des Sachsenspiegels in Geltung stand , nur 
ein beschränktes gewesen ist, dass insbesondere auch im öst- 
lichen Deutschland fast überall die Gestaltung der ehelichen 
Vermögensverhältnisse keine Uebereinstimmung mit der Lehre 
jenes Rechtsbuchs aufweist. Der Einblick in die stadtrecht- 
liche Entwicklung des Sachsenspiegelreohts bringt sodann an 
den Tag, wie bereits im Mittelalter und auf dem eigentlichen 
Boden des Gütereinheitssystems das Grundprincip desselben, 
die vormunds.ehaftliche Gewalt des Ehemannes am gesamm- 
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ten Vermögen der Frau ins Schwanken gekommen und ver- 
fallen ist. Von einer Fortdauer desselben als gemeines deut- 
sches Recht, einer Ergänzung des bestehenden Rechts aus 
ihm kann schon aus diesem Grunde keine Rede sein. 

Was eine Erforschung des Sachsenspiegels und der ihm 
verwandten Rechtsdenkmäler lockend und lohnend erscheinen 
lässt , das ist der vortreffliche Ausgabenapparat , den wir für 
diesen, wie keinen andern Quellenkreis unserer Rechts- 
geschichte besitzen. Der Verfasser durfte sich glücklich 
preisen sein System auf gutem Grunde zu bauen. Wie lücken- 
haft und unsicher würde eine Darstellung des altsächsischen 
Rechts sein ohne Homeyer's Ausgabe des Sachsenspiegels, 
die für das Landrecht nun in vollendeter Form uns vorliegt 
und dem Bearbeiter jenen ästhetischen, künstlerischen Reiz 
gewährt, ohne den wissenschaftliches Schaffen der wahren 
^Veihe entbehrt. Den Einblick in die Geschichte des Sachsen* 
Spiegelrechts verdanken wir erst den zahlreichen Publicatio- 
nen von magdeburger Rechtsquellen, die uns die letzten 
Jahre , dank dem belebenden Einflüsse S t o b b e ' s , gebracht. 
Eine Reihe jüngerer Gelehrter hat die wichtigsten Werke 
jenes Quellengebiets der Forschung erst zugänglich gemacht, 
so Lab and 1863 durch seine Ausgabe des syst. Schöffen- 
rechts, Behrend 1864 durch die magdeburger Fragen, 
Steffenhagen durch seine der Verbreitung des magde- 
burger Rechts in Preussen gewidmeten Arbeiten. 

Der Verfasser ist zudem selbst in der glücklichen Lage 
gewesen das handschriftliche, wahrhaft unübersehbare Mate- 
rial des magdeburgischen Stadtrechts für die nachfolgenden 
Untersuchungen in ausgiebiger Weise benutzen zu können. 
Unter den handschriftlichen Schätzen, die ihm die Bibliotheken 
von Berlin , Dresden , Halle , Leipzig , Königsberg darboten. 
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sind insbesondere eingehend verwerthet worden zwei Codices 
der leipziger Universitätsbibliothek 945 und 945c, beide 
mit Erkenntnissen der sächsischen SchöflFenstühle , insbeson- 
dere des magdeburger Oberhofs angefüllt, deren genauere 
Beschreibung einer andern Grelegenheit aufbehalten sein 
möge. 

Königsberg den 4. Juni 1867. 

Der Verfasser. 
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Die Citate erfolgen in der Regel nach der Seitenzahl. 
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Einleitung. 



Die öuellen des sächsischen Rechts. 

I. Des Sachsenspiegels Land- und Lehniecht. 

Diz reclit ne han ich selve nicht nnderdacht, 
Iz haben von aldere an nnsich gebracht 
ünse gute vorevaren. 

So charakterisiii; der sächsische Ritter Eckhard von Rep- 
kow den Inhalt des Rechtsbuchs, das er um das Jahr 1230 
ohne Vorbild und ohne Hilfe in deutscher Sprache zu^schrei- 
ben unternahm. Es ist el*erbtes Gewohnheitsrecht, das er 
darin zur Aufzeichnung bringt. Auch das Familienrecht dem- 
nach, welches seine Darstellung in voller Anschaulichkeit uns 
vor Augen führt, will er als altes, überkommenes Sachsenrecht 
gefasst wissen. Und dass dies in der That der Charakter des- 
selben ist, kann nicht zweifelhaft sein. Das Privatrecht jener 
Zeit bildete sich noch im Wege des Gewohnheitsrechts fort. 
Die Reichsgesetzgebung war hiefür eine unergiebige Quelle, 
vergebens versuchte sie privatrechtliche Verhältnisse ihren 
Normen zu untei-werfen ^ Vergleicht man daher das Familien- 



* Es lässt sich bis auf die Zeit des Spieglers hin nicht nachweisen, dass 
irgend ein Reichsgesetz, welches Verhältnisse des ehelichen Vermögensrechts 
betraf, in Sachsen respektirt worden wäre. Dies gilt zunächst von derstrass- 
burger Constitution KaisenHeinrich's II., MM. LL.II, 37 c. I, die den Satz des 
fränkischen Rechts , dass der Mann bei unbekindeter Ehe die Frau mit Aus- 

T. Martitz. ehel. Güterrecht d. Sep. 1 
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recht des Ssp. mit dem der vier Jahrhunderte altern lex Saxo- 
num , so ist die UebereinstiramÄing seiner Prinzipien mit den 
Sätzen jenes Volksrechts, dsb& doch längst in Vergessenheit 
gekommen war, evident. Aber auch die nachfolgende Unter- 
suchung des Systems des ehelichen Vermögensrechts, wie es 
der Sachsenspiegier darstellt, gibt mannigfachen Beleg für das 
hohe Alter der Sätze desselben an die Hand. Ja hält man 
seine Lehre mit gleichzeitigen Kechtsaufeeichnungen zusam- 
men, vergleicht man sie mit der wirthschaftlichen Entwicklung 
seiner Zeit, so will es fast bedünken, als wenn der sächsische 
Ritter auch im Privatrecht an den Traditionen einer längst 
vergangenen Epoche mit Vorliebe hängt. 

Es ist aber das in dem gesammten sächsischen Lande 
geltende Gewohnheitsrecht, das Eike von Repkow zu aller 
Leute Frommen aufzuzeichnen im Sinne hat. Sachsen ist ihm 
eins der vier deutschen Hauptlande, das vom Rhein bis an die 
Gebiete der Slaven, von der Eider bis an den thüringer Wald 
reicht. Einst war es, so erzählt er 2, ein Königreich; als es 
dann in das. römische Reich eingefügt ward, wurde es Herzog- 
thum und Fahnlehn des Reichs. Aber Herzogthum und Fahn- 
lehn isi gebrochen, Sachsen enthält jetzt sieben Fahn- und 
viele Scepterlehn. Es umfasst nicht bloss das Herzogthum ^ 
und die Pfalz zu Sachsen, sondern auch die sächsischen Mar- 
ken zu Brandenburg, Meissen und Lausitz, die Landgrafschaft 
Thüringen, die Grafschaft Aschersleben. . Auch die Erzbis- 
thümer Magdeburg und Bremen mit ihren Suffragq^nbisthümern 
und Theile der cölner und mainzer Kirchenprovinzen liegen 



schlnss ihrer Verwandten beerbe , zu gemeinem Reichsrecht machen wollte. 
Sodann genören hieher die von Heinrich III. 1084 festgesetzten Vermögens- 
strafen bei verbotner Ehe, LL. II, 42, und das Reichsgesetz Friedrichs I. von 
1177, welches ffir alle diejenigen , die kinderlos und ohne letzten Willen ver- 
stürben, das römische Erbrecht angewandt wissen wollte, LL. II, 162. 

2 Neben Baicm, Franken, Schwaben, Ssp. 111, 53 § 1. 

3 Es ist dies das kleine Gebiet, das im Jahre 1180 an Herzog Bernhard 
von Anhalt gekommen war, die alte Übereibische Mark. 
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Im Lande zu Sachsen^. Soweit dieAes mächtige Gebiet 
reicht, gilt sächsisches Recht, erstreckt sich die Lehre des 
rechtskundigen Schöffen. 

Freilich bereits oberflächliche Betrachtung lehrt, dass 
innerhalb dieser weiten Grenzen von einer wirklichen Rechts- 
einheit keine Rede sein kann. Schon die lex Saxonum er- 
wähnt einiger Unterschiede im Rechte der drei sächsischen 
Stämme^ und die spätere territoriale Entwicklung konnte nur 
geeignet sein die Yielgestaltigkeit des sä(*hsi8ciien Rechts zu 
vermehren. Das dem Schöffenstuhl Eike's zu Salbke nahe 
gelegene Magdeburg lebt nach mannigfach vom Ssp. ab- 
weichendem Recht. Das hallische Weisthum von 1235, zu 
einer Zeit ergangen , da Eike sein Rechtsbuch eben vollendet 
hatte, stimmt in wichtigen Sätzen mit dem Ssp. nicht ttberein. 
Für einen Kreis von sächsischen Städten, die der Heimath des 
sächsischen Schöffen nah benachbart liegen , hat eine neuere 
Untersuchung« die vom Ssp. durchaus abweichenden Prin- 
zipien des ehelichen Güterrechts dargelegt, wie sie für West- 
falen schon längst feststehn. Die Germanisation der sächsi- 
schen Marken durch westfälische, fränkische und flandrische 
Colonisten führte dort zu neuen und selbständigen Rechtsbil- 
dungen, von denen die eheliche Halbtheilung in Brandenburg 
und das weitverbreitete Drittheilsrecht die bekanntesten sind. 

Nur in geringem Umfange ist Eike dieser Mannigfaltig- 
keit des Rechts auf sächsischer Erde sich bewusst. Er ge- 
denkt des Rechts der Nordschwaben, das in zwei Punkten von 
dem sächsischen sich zweie '^; sodann der Mannigfaltigkeit 
der Ministerialrechte*; endlich der Gegenden im Herzogthum 
Sachsen, die ihr sonderliches Recht zu haben beanspruchend 



*Ssp. III, 62 § 2. 3. II, 61 § 2. 

s Lex Saxonum 47. 48. 66. 

ö Hänel in der Zeitschrift für RG. I, 273. 

' Ssp. I, 19 § 2. 

« Ssp. III, 42 § 2. 

ö Ssp. III, 64 § 3. S. o. n. 3. 
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Auch erwähnt er der Gerichtsverfassung der Mark i<^, er hebt 
den Unterschied hervor, der in der Dienstpflicht der Vasallen 
diesseits und jenseits der Saale obwalte *^ ; auch spricht er 
vom Wendenrecht ^3 mj^ sonstigen unbedeutenden lokalen 
Observanzen i^. 

Dass das Rechtsbuch Eike's von Repkow überall in Sach- 
sen willkommen geheissen wurde, dass es allgemein ein hohes 
Ansehn erlangte , beweist die überraschend schnelle Verbrei- 
tung , die es kurze Zeit nach seiner Aufzeichnung fand , be- 
weist der Reichthum der daraus in ganz Deutschland er- 
blühenden Literatur. Die Frage aber, wie weit denn die von 
Eike als sächsisches Recht überlieferten Rechtssätze in Wahr- 
heit geltend gewesen sind , kann nur durch eingehende Spe- 
cialuntersuchung ihre Lösung finden. Und auch dieser stehn 
besondere Schwierigkeiten im Wege. Eike steht am Wende- 
punkte einer neuen Zeit; gegen die überall andrängenden 
neuen Tendenzen und Gestaltungen versenkt er mit Liebe 
und Stolz sich in die von den Vorfahren überlieferten Vor- 
stellungen. Tragen so seine Sätze an sich schon ein alter- 
thümliches Gepräge zur Schau, so fehlt es ausserdem nur zu 
sehr an urkundlichem Material um sie hinsichtlich ihrer Be- 
deutung für das Rechtsleben zu prüfen. Zwar beginnen in 
seiner Zeit die Quellen des Stadtrechts bereits reichlicher zu 
fliessen ; dafür ist aber die Kunde , die wir aus den Quellen 
des Landrechts sowie aus Urkunden über landrechtliche 
Rechtsgeschäfte für das Privatrecht zu gewinnen vermögen, 
eine äusserst lückenhafte, lokal beschränkte; und nicht immer 
ist das Recht einer Stadt aus dem Landrechte des Gebiets er- 
wachsen, wo sie begründet wurde. 

Für das eheliche Güterrecht will die nachfolgende Unter- 
suchung einen Beitrag zur Lösung jener Frage liefern, soweit 



logsp. II, 12 § 4. 6. III, 65 § 1. 

" Lr. 4 § 1. 

«2 Ssp. III, 69 § 2. 70. 

'3 Ssp. II, 48 § 8. 58 § 2. 54 § 3. 
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dieselbe aus den vorhandenen Reehtsaufzeiehnungen beant- 
wortet werden kann. Sie führt nur für das Stadtrecht zu 
sichern Ergebnissen. Denn hiefür liegt uns ein überaus 
reiches Quellenmaterial vor. Mit dem magdeburgischen 
Stadtrechte hatte auch das eheliche Güterrecht des Ssp., sei es 
in seiner Reinheit, sei es modificirt, sich verbreitet. Dasselbe 
beherrschte sonach einen grossen Theil des überelbischen 
Deutschlands. Wie weit seine Geltung auf dem linken Eib- 
ufer reichte, darüber gibt die geistvolle Untersuchung 
Hänel'si* Aufschluss, die für die Städte Goslar, Braun- 
schweig, Hildesheim, Wernigerode, Halberstadt, Quedlinburg», 
Aschersleben , Nordhausen , Mühlhausen und alle an die ge- 
nannten als Oberhöfe gewiesenen, insbesondere thüringischen 
Städte eine mehr oder minder gemeinsame, vom Ssp. durch- 
aus abweichende Normirung des ehelichen Vermögensrechts 
ans Licht gebracht hat. Hieraus rechtfertigt sich der Schluss, 
dass westlich der Elbe das eheliche Güterrecht des Ssp. nicht 
über die Grenzen der Altmark und des Erzbisthums Magde- 

*burg hinaus Anwendung fand. 

Die Grenze lässt sich folgendermassen bestimmen: In 
Lüneburg galt ein eheliches Gütersystem, das mit dem lübi- 

• sehen Recht in Beziehung stand **. Auch das Recht von Salz- 
wedel bot ähnliche Prinzipien dar^^ In der Stadt Seehausen 
galt gleichfalls Halbtheilungi"^. Dagegen galt magdeburgi- 
sches Recht in Werben , Osterburg, Ameburg, Tangermünde, 
Stendal *», und dass hier auch das eheliche Güterrecht Magde- 
burgs herrschte, ist für die letzte Stadt gewiss ^^ für die erste- 
ren wahi-scheinlich. Sodann fand es Anwendung in Garde- 



»♦ S. n. 6. 
»sHänel 296. 

*<5 Heydemann Joach. Const. 96. 
»7 Ibid. 155. 

** Die Nachweise beiHeydemann5l. 

19 Es geht dies aus den noch vorhandenen magdeburger Schöffensprachen 
für Stendal hervor. 



Digitized by VjOOQ IC 



6 

legen 20 und in Neuhaldensleben 21. In der Grafschaft See- 
hausen, die 1257 an das Erzbisthum Magdeburg gediehu war, 
wurde nach dem Ssp. Recht gesprochen 22 ; ob auch sein ehe- 
liches Vermögensrecht dort galt, darüber fehlen genauere 
Nachrichten. Dass es in der Grafschaft Billungshöhe befolgt 
wurde, geht aus dem dortigen Wirkungskreise Eike's und sei- 
nes Freundes des Grafen Hoyer von Valkenstein hervor. Es 
galt sodann wahrscheinlich in Calbe und Frose, wo der Burg- 
graf von Magdeburg dingte, gewiss in Halle; endlich in den 
Städten Merseburg und Naumburg ^K 

Im weiteren Westen, zunächst in jenen von Hänel 
untersuchten Stadtrechten findet sieh ein vom Ssp. diflFeriren- 
des System des Vermögensrechts der Ehegatten. Diese 
Gruppe von Städten aber als eine ostfäli sc he zusammen- 
zufassen, wie Hänel thut, ist keinenfalls zutreflFend. Will 
man die alte Stammesverschiedenheit im Rechte der Sachsen, 
wie sie uns die lex Sax. tiberliefert hat, auch für die spätere 
Zeit nachweisen, so gehört jene Gruppe jedenfalls der west- 
fälischen Rechtsbildung an. Denn das Prinzip des ehe- 
lichen Güterrechts jener Städte ist ja das, dass die beerbte 
Ehe Theilrecht begründet, und dies ist der uralte Gedanke 
des westfälischen Rechts, nur dass im Alterthum die Theilung- 
auf die Errungenschaft beschränkt war, während die spätere 
Entwicklung überall Halbtheilung des gesammten ehelichen 
Vermögens eintreten lässt 2*. Nur der Ssp. und die mit ihm 
verwandten Quellen enthalten eine Fortbildung des alten 
Rechts der Ostfalen und Engern ^^ Sein eheliches Güter- 
system beruht auf dem Prinzip, dass das Vorhandensein von 



20 Math is Jur. Monatschr. XI, 57 n. 2. 

2» Privüegium von 1224, Behrends Neuhaldensl. Kreischronik 1, 41. 

22 V. LedeburN. Archiv n, 171. 

23 üeber die Städte des Oster- und Pleisnerlandes s. u. III § 4. 

24 Roth in Bekker u. Mather Jahrbb. III, 345. Hänel 305. 

25 Eichhorn in der Zeitschrift II, 235. Mathis Jur. Monatschr. XI, 
43. Gaupp Recht der Sachsen 184. Heise und Cropp II, 443. 455. 
Kraut II, 385. £ul er Güterrechte in Frankfurt a. M. 8. Heydemann 51. 
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Kindern keinen Untei*scliied in den ehelichen Güterverhält- 
nissen begründe. 

Auch als geographische Bezeichnung war der Ausdruck 
Ostfalen in der Zeit, der die von Hänel erforschten Quellen 
angehören , längst ausser Bewusstsein und Gebrauch gekom- 
men. Die alte Grenze der Ostfalen, die Ocker, war längst 
nach Osten hin tiberschritten, eine durchgreifende Colonisation 
hatte das Gebiet bis zur Elbe von Slaven fast befreit und zu 
Sachsen gefügt. Bereits im 11. Jahrhundert begrenzt Adam 
von Bremen Sachsen östlich durch die Elbe bis zur Saale. 
Wie sehr jene dorthin reichenden Gegenden dem sächsischen 
Volksstamm bereits gewonnen waren, das erkennen wir ja am 
besten am Ssp. selbst, der dort entstanden ist. Der Ausdruck 
Ostfalen findet sich zwar noch im 11. Jahrhundert, vgl.Registr. 
Sarach. bei F a 1 c k e Tradit. Corbej. nr. 509 : In Astfala in pago 
Falben ; ibid. nr. 14 : in ducatu Astfala in pago Aringho , wird 
aber schon zu jener Zeit schwankend, vgl.Anno's v. CölnUrk. 
von 1068, Kindlinger Mtinst. Beitr. II nr. 8: In Westfalia 
seuOstfalia quod alio nomine vocatur Engarica, und ist bereits 
im 12. Jahrhundert erloschen. Friedrich's I. Diplom von 1180 
über die Theilung des Herzogthums Heinrich's des Löwen 
nennt dasselbe ducatus, qui dicitur Westfaliae et Angariae ^e. 
Der Sprachgebrauch gestaltete sich so, dass das östlich der 
Weser gelegene Land vorzugsweise Sachsen, der westlich da- 
von befindliche Theil des alten Sachsens als Westfalen be- 
zeichnet wurde ^7. 

Die Frage aber, wie es komme, dass im Rechte jener auf 
alt-ostfälischem Boden gegründeten Städte westfälische ßechts- 
bildungen Platz gegriffen haben, liegt nicht im Bereich der 
gegenwärtigen Untersuchung ^^ 



2« S. die Urkunde z. B. bei Walter RG. I, § 200 n. 3. 

27 Vgl. die interessante Ausfuhrung bei L. Weiland das sächsische 
Flerzogthum unter — Heinrich dem Löwen (1866) 169 ff. 

2« Es hängt dies unzweifelhaft mit den Stadtegründungen Heinrich's des 
Löwen zusammen. Vgl. auch unten III, § 3. 
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IL Das Recht der Stadt Halle. 

Der auf dem rechten Saalufer belegene Gau Neletici war 
im Jahr 9(51 durch König Otto mit allen Burgen, Nutzungen 
und Zubehörungen an das Stift zu St. Moritz in Magdeburg 
geschenkt worden '. Der Schenkung des Landes folgte die 
Fundirung eines Erzbisthums auf jenes Kloster nebst der Be- 
leihung desselben mit dem Königsbann über sein ganzes Ter- 
ritorium 2. 

In jenem Gebiete erwuchs die Stadt Halle bald zu einem 
Gemeinwesen von Ansehn und Bedeutung 3, welches mit dem 
nachbarlichen Magdeburg in den engsten Beziehungen stand*. 
Nach einer in Magdeburg bereits im 13* Jahrhundert herr- 
sehenden Tradition war Halle „aus Magdeburg gestiftet" wor- 
den«. Der Burggraf von Magdeburg hielt zu Halle sein ech- 
tes Ding unter Königsbann ^ und es ist bekannt, welche wich- 
tige Rolle das Grafengedinge zu Halle das ganze Mittelalter 
hindurch gespielt haf^. Endlich war der Schöflfenstuhl zu 
Magdeburg Oberhof für Halle, wie wir nicht bloss aus den Aus- 
sprüchen der Rechtsbücher ersehn \ sondern auch aus den zahl- 



* Die Urkunde bei Sag^ittarius in Boysen's Magazin I, 97. 

2 Privilegien von 985 bei Sagittarius 1. 1. I, 212; von 987 bei 
V. Dreyhaupt Saalkreis I, 23; v. I009bei Höfer inseinerZeitschr. I, 159. 

3 Bereits 1182 war das zerstörte Leipzig sub halensi et magdeburgensi 
jure wieder aufgebaut worden, Gretschel Beitr. z. Gesch. Leipzig*s 1835, 8. 
Eine Bewidmung Naumburges mit hallischem Recht möchte man folgern aus 
den zahlreichen hieher ergangenen hallischen Schöffenurtheiien. lieber den 
bereits zu Anfang des 12. Jahrhunderts blühenden Handel Halle's vgl. man 
Rathmann Gesch. v. Magdeburg I, 263. Ho ff mann Gesch. derselben 
Stadt I, 116. 

* Magdeburger Willküren in Halle recipirt, Förstemann Neue Mit- 
theilungen I, 2, 67. 79. 

5 Aufsatz über die Gerichte zu Magdeburg Art. 5 (Wilda 348). Weich- 
bild A. 10 (V\ilg.) Gl. hiezu, v. Daniels 230: Halle gestiftet is uz Meideborg 
unde mit siner stiftunge eider is wen andere stete. 

Aufsatz über die Gerichte Art. 6 (Wilda 349). Weichbild A. 1 1 (Vulg.). 

'Eichhorn §494. 

»S. n. 6. 
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reich uns erhaltenen magdeburger Schöffensprüchen für Halle 
mit Recht schliessen müssen. Dass das in Halle geltende Recht 
im wesentlichen mit dem magdeburger und somit auch mit 
dem Ssp. übereinstimmte, lehrt die Vergleichung des Weis- 
thums von 1235 mit den ältesten Rechtsquellen von Magde- 
burg, sodann die Versicherung der Rechtsbücher*, endlich 
ein noch dem dreizehnten Jahrhundert angehöriges Privileg, 
welches die Hallenser in dem Gebrauch desselben Rechts, wie 
es zu Magdeburg gilt, bestätigt ^^. 

Ihr Recht zeichneten die hallischen Schöffen zuerst 1235 
auf Bitten des schlesischen Herzogs Heinrich des Bärtigen für 
seine Bürger in Neumarkt auf". Eine schriftliche Vorlage 
haben sie dafür nicht benutzt, sie versichern vielmehr das bei 
den Vorfahren in üebung befindliche Recht aufgeschrieben 
und zusammengestellt zu haben. Da dieses aber in mancher 
Hinsicht Abweichungen von dem magdeburger darbot, ins- 
besondere für die städtische Verfassung, so weist auch jenes 
Weisthüm einige Unterschiede vom magdeburger Recht auf •*. 



Die stellen in n. 5 ; Anfsatz über die Gerichte Art. 5 (Wilda 348) : Als 
it (Magdeburg) noeh — wiohbilde recht haet nae der alden gewoenheit inde 
Halle dar us gestiftet wart, daramb is it al mit eime rechte begriffen. 

^^ Privileg von 1263, Ricci us Stadtgesetze XI § 19 : Item cives hallen- 
ses gaudebunt eodem jure quo cives Magdeburgenses usi fuerunt. 

*i Das Wetsthum ist uns nur in spätem Abschriften aus dem 14. und 15. 
Jahrhundert erhalten. Zu den vier bis dahin bekannten Aufzeichnungen des- 
selben, StenzeTs Urkundensammlung 294 n. 1, sind neuerdings zwei hin- 
zugekommen , die indess das merkwürdige Denkmal bereits einer kürzenden 
Ueberarbeitnng unterzogen haben, Homeyer Extravaganten des Ssp. 1861, 
259. Stobbe Zeitschr. f. RG. I, 406. 

12 Diese Unterschiede sind folgende : Dem in Halle dingenden magde- 
burger Burggrafen sind 14 Tage vor und 14 Tage nach seinem echten Ding 
aUe Qerichte ledig, Weisth. von 1235 §2. Dagegen in Magdeburg gehört 
nur das Ungericht, das 14 Tage vor seinem Dinge geschieht, dem Gericht des 
Burggrafen an, magdeb. Weisth. von 1261 § 8, 1304 § 4. Fällt das echte 
Ding des Burggrafen an gebundene Zeit , so legt er es aus nach hallischem 
Recht, Weisth. von 1235 § 3, er verliert es nach magdebnrgischem, Weisth. 
von 1261 § 7, 1304 § 3. Vom Wergeid erhält in Halle jeder Richter V/3, das 
Wergeid ist zugleich Strafe, Weisth. von 1235 § 19 ; eine Auffassung, wie sie 
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Die neuerdings ausgesprochene Behauptung dagegen *3, dass 
das Weisthum von 1235 aus Magdeburg stamme und von den 
hallischen Schöffen nur mit einigen Zusätzen versehen worden 
sei, ist nicht gegründet. 

Von sonstigen Rechtsquellen aus Halle sind uns erhalten: 
die Willkür von 1316*^; eine aus der ersten Hälfte des 
14. Jahrhunderts*^; mehrere aus vei-schiedenen Zeiten des 
14. und 15. Jahrhunderts!^; eine von 1428 ^^ und die von 
1482 *8; ferner eine grosse Menge vonUrtheilen des hallischen 
SchöflFenstuhls !^ , endlich die Stadtbücher von Halle, die 



von der des Ssp. und des magdeb. Rechts durchaus abweicht, Weisth. von 
1295 § 4, 1304 § 45. Der Schultheiss hat in Halle kein echtes Ding, sondern 
legt sein Gericht stets über 14 Tage aus, Weisth. von 1235 § 7 ; in Magde- 
burg hat er drei echte Dinge, Weisth. von 1261 § 9. Die Gerade des halli 
sehen Rechts weicht ab von der des Ssp. und der in Magdeburg geltenden, 
indem sie eine grössere Zahl von Hausthieren einschliesst , Weisth. von 1235 
§44. 

»3 Stobbe Gesch. d. Rq. 1, 514 und in der Zeitschr. für RG. I, 404. 
Dass in einigen Abschriften der Urkunde bich die Ueberschrift findet : Uic 
continentur jura aliqua de Hallis et de Meydeburc , ist natürlich ohne Ge- 
wicht. Im Cod. Breg., Homeyer Rbb. 161, lautet sie: Sequitur Privilegium 
hallense. Bei Homeyer Extravag. 259: Uic inchoantur jura civilia magde- 
burgensia. Dass der magdeburger Burggraf auch in Halle das höchste Ge- 
richt hielt, ist Stobbe entgangen. Dass ferner in jenem Weisthum theils 
nach Pfunden und Schillingen, theils nach Marken und Vierdungen gerechnet 
wird, steht nicht im Widerspruch. Die ersteren sind Rechnungs-, die letztern 
Gewichtsmünzen, vgl. Ssp. 111, 45 § 1. Dass endlich § 35 die hallischen 
Schöffen das Gewette für Neumarkt auf die Hälfte reduciren, hat nichts Auf- 
fallendes , es entspricht dem für die Marken allgemein geltenden Grundsatz, 
vgl. auch Stenzel 207. 

" s; V. Dreyhaupt II, 310. 

*5 S. Förstemann Neue Mitth. I, 2, 62. 

»6 Ibid. 65 ff. 

"Vgl. V. Dreyhaupt II, 303. Sie ist herausgegeben in dem halli- 
schen (Jniversitatsprogramm zum 3. August 1839 (von Pernice?). 

" S. V. Dreyhaupt II, 310. 

*9 Handschriften mit hallischen Schöffenurtheilen aus dem Mittelalter 
sind : Homeyer Rbb. 503 (Auszüge daraus bei M ü h 1 e r 74), Rbb. 500 (ge- 
druckt bei Walch Beitrage VI, 323, 341, 366), endlich der Codex der Leip- 
ziger Univ. Bibl. nr. 945, der von Homeyer noch nicht aufgeführt ist. 
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bereits mit dem Jahre 1266 , also einer dem Ssp. nicht fern 
liegenden Zeit beginnen und fast vollständig noch erhalten 
sind 20. 

III. Das magdeburgische Stadtrecht. 
§ 1. Die ältesten Urkunden desselben. 

Es war der weitgreifende Einfluss des magdeburger 
Stadtrechts, der dem Ssp. eine Verbreitung über das ge- 
sammte tiberelbische Deutschland gab, der ihn zur Grundlage 
eines gemeinen sächsischen Rechts machte. 

Schon die erste Erwähnung Magdeburg's deutet auf die 
Wichtigkeit dieses Platzes für den slarischen Osten hin. Im 
Capitular des Jahrs 805 wird Magdeburg zum Stapelplatz für 
den slavischen Handel , zugleich auch zum Sitz eines Mark- 
grafen ernannt * und der Ort bald darauf durch Anlage von 
Befestigungen zur Basis der in die slavischen Gebiete zu unter- 
nehmenden kriegerischen Expeditionen gemacht 2. Aber erst 
die Kaiser des sächsischen Hauses gaben der Stadt einen be- 
herrschenden Einfluss über die gesammten sächsischen Mar- 
ken. Das im Jahre 937 gegründete mit Territorien und Ho- 
heitsrechten reich ausgestattete Moritzkloster wurde 968 in 
ein Erzbisthum verwandelt, dem die Aufgabe anheimfiel 
Christenthum und, was damit eins war, Cultur in die von den 
Slaven bewohnten Übereibischen Gebiete zu bringend Die 
Stadt als Besidenz des Erzbischofs musste die Hauptstadt 



20 Vgl. V. Dreyhaupt II, 478. Cod. I reicht von 1266— 1318. II von 
1309— 1369. III fehlt. IV von 1383— 1423. V — c. 1455. VI 1456— 1460. 
VII 1484 — 1519. Auszüge aus Cod. I, II, IV, V und dem verschollenen III 
finden sich bei v. Dreyhaupt II, 460 flf. 

« MM. LL. I, 133. 

2 Chron. moissiac. ad a. 806. MM. 8S. I, 308. 

3 Ottonis mandatum de inthronizatione archiepiscopi Magdeburgensis, LL. 
II, 560 : Adalbertum — archiepiscopum et metropolitannm totius ultra Albiam et 
Salam Sclavorum gentis modo ad Deum convei*sae vel convertendae fleii de- 
crevimus. Vgl. Thietra. Merseb. IV, 28. 
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jener Gegenden werden*, sie war zudem Lieblingssitz der 
sächsischen Kaiser und die spätere Tradition nennt den gros- 
sen Otto als Gründer Magdeburg's % sie schreibt seinem Sohn, 
Otto dem Rothen, die Verleihung städtischer Freiheit und die 
Stiftung des Schöffenstuhles zu «. 

Aber in Wirklichkeit gelang es den Magdeburgern erst 
nach langem Kampfe mit ihren Erzbischöfen die Stadtfreiheit 
zu erringen. Als Vorkämpfer der mächtig aufstrebenden Ge- 
meinde traten die städtischen Schöffen auf. Zum ersten Male 
werden sie 1129 bei dem Aufstand gegen Erzbischof Norbert 
als majores civitatis erwähnt"^ und schon im Jahre 1167 sind 
die magdeburger Bürger als selbständige Mitcontrahenten des 
zwischen den Erzbischöfen vonCöln und Magdeburg geschlos- 
senen Allianzvertrages aufgeführte Im Privileg des Erz- 
bischofs Wichmann von 1188 wird endlich die Bürgergemeinde 
Magdeburgs und ihr Organ , das SchöffencoUegium mit weit- 
gehenden Rechten ausgestattet. Diese uns noch im Original 
erhaltene Urkunde ö und einWeisthum, das die Schöffen selbst 



4 Urbs regia nennt sie Widiikind II, 6. Annalista Saxo ad a. 997 sagt 
von ihr: Magadaburch praecipua Saxoniae urbs. Die Rechtsbücher bezeichnen 
Magdeburg als die älteste Stadt im Lande. Weichbild 10 (Vulg.). Magdeb. 
Fr. 1, 1, 1. Spätere Gl. zu Ssp. III, 62. 

5 Repgow. Chronik in einer späteren Form , S c h ö n e 33 , danach die 
Chronik vor dem Weichbilde. Magdeb. Fr. I, 1, 1. GL zu Weichb. 10. Vgl. 
Waitz in den Jahrbb. des deutschen Reichs I, 3, 189 n. 1. 

6 Magdeburger Weisthum von 1304 § l. Chronik vor dem Weiclibilde. 
Gl. zu Weichbild 10. In der späteren Tradition verschwimmen häufig Otto 
der Grosse und derRothe in einander. Weichb. 10 und Gl. dazu. Janicke's 
Mittheilungen aus der magdeburger Schöppenchronik (1865) 44. Magdeb. 
Fr. I, 1, 1. 

7 Vita Norbei-ti 55, SS. XII, 698. 

8 Der Vertrag bei 0. v. Heine mann Albrecht der Bär (1864) 477. 

^ Herausgegeben von S t e n z e 1 nr. 1 . Dass die Urkunde Original ist, 
kann nach StenzeTs Mittheilungen kaum zweifelhaft sein; waren doch die 
Städte häufig sehr sorglos in der Aufbewahrung ihrer Privilegien , sofern sie 
sich nur in unbestrittenem Genuss ihrer Gerechtsame befanden, vgl. Toma- 
Bchek deutsches Recht in Oesterreich 76. 
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zwischen 1211—1213 ^^ an die Bürger der schlesischen Stadt 
Goldberg sandten *S sind die ältesten Quellen des magdebur- 
gischen Rechts. 

Bereits Wichmann bestätigt 1188 unter dem Namen des 
eonventus civium das Burding und gibt seinen Willküren bin- 
dende Kraft ^2; er gestattet die Festsetzung von Strafen 
gegen die Uebertreter derselben '^ Als an der Spitze der 
Bürgerschaft stehend wird uns im Goldberger Weisthum das 
Collegium der Schöffen genannt. Sie haben über die Ehre der 
Stadt zu wachen, der sie zugeschworen haben. Zu diesem 
Zwecke pflegen sie häufiger Berathungen ^^ Die eigentliche 
Bestimmung und ursprüngliche Bedeutung ihrer Genossen- 
schaft ist aber eine andere. Sie sind die Urtheilfinder des 
städtischen Gerichts ^5, berufen in den drei echten Dingen des 
unter Königsbann richtenden Burggrafen und in den drei ech- 
ten Dingen des erzbischöflichen Schultheissen über Bürger, 
Gäste und alle, die durch Ungericht den Stadtfrieden brechen, 
Einheimische und Fremde, das Recht zu weisen. Dem Burg- 
grafengericht sind vorbehalten die Fälle, die Leib und Leben 
der Bürger betreffen*«, wenn nicht handhafte That vorliegt ; 
der Schultheiss hat das Niedergericht. 



«0 Nach 1211 , denn im Weisthum erwähnen die Schöffen, dass sie den 
Goldbergern bereits ,,jura observanda de obtentu** ihres Herzogs gesandt 
hätten und es steht nichts im Wege diese Angabe auf die Mittheilung des Pri- 
vilegs von 1188 zu beziehn, welche 1211 erfolgt ist; vor 1213, denn von die- 
sem Jahre beginnt das Verzeichniss der magdeburger Bürgermeister, Ja- 
nicke Schöppenchronik 1 1 , während im Weisthum als Vertreter der Bürger- 
schaft nur die Schöffen und Richter genannt werden. 

1 1 Herausgegeben von S t e n z e 1 nr. la. 

»2 Privileg von 1188 § 9. 

« Ibid. Weisth. nach Goldb. § 10, vgl. § 17. 

^* Frequentius consedere debent et studere, ibid. § 9. 

^^ Als solche anerkannt im Privileg von 1188 § 8. 

<^ Denn die Jurisdiktion über Eigen ist schon frühzeitig auf den Schult- 
heissen übertragen, Weisth. nach Goldb. § 7, Dies ist nur so zu erklären, 
dass der Burggraf wider Recht, Ssp. I, 59 § l , den Königsbann weiter ver- 
lieh. Daher wird in der Urkunde vom 6. Jan. 1294 der Schultheiss sum 
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Im Schöflfenstuhl finden die Patricierfamilien der Stadt 
ihre Vertretung und der aristokratische Charakter der zu so 
mächtiger Stellung berufenen Genossenschaft leuchtet aus 
dem ohne Zweifel uralten und, so lange dasSchöflfencolIegium 
bestand , wol conservirten Rechte der freien Cooptation her- 
vor *7. Denn anders als im Landrecht hatte sich das Institut 
der Schöffen im Weichbild entwickelt. Dort erbte der Schöffen- 
stuhl in der Schwertseite fort nach dem Rechte der Erstgeburt, 
und der ledig gewordene wurde von des Landes Richter be- 
setzt»»; die Stadt, die aus eignem Ringen zum Weichbildrecht 
gelangte, duldet keinen Eingriff in das wichtigste Vorrecht 
städtischer Freiheit, die Selbständigkeit des städtischen Ge- 
richts *^ Wie auf dem Lande aber so ist auch im Weichbild 
das Schöflfenamt ein blosses Ehrenamt^« und lebenslänglich 21. 
Die Zahl der Schöffen ist endlich eilf , die zwölfte Gerichts- 
person ist der Bjurggraf oder der Schultheiss ^K 



Empfang des Banns an den Burggrafen gewiesen, s. u. §2. Vgl. magdeb. 
Weisth. von 1304§15, 109. Vergleich von 1486, alin. 4 in Ho ff mann 's Ge- 
schichte der Stadt Magdeburg I, 434. 

*7 Ritter im SchöfFenstuhl werden uns in den magdebnrger Weisthfimern 
von 1295 und 1304 ausdrücklich am Schlüsse genannt, auch im Rathe begeg- 
nen sie häufig, vgl. die Urkunde von 1281 bei Hoff mann 1. 1. I, 508 und 
ibid. 208. — Auch auf das Prädikat ,,Herr*S das den Schölfen zu Magdeburg 
im Gegensatz z. B. der nicht patrizischen Rathsherrn zuTheil wurde, s.magd. 
Weisth. von 1261 i. f., ist Gewicht zu legen, vgl. Wackcrnagel deutsche 
Literaturgeschichte 101. 

»8Ssp. m, 26 §3. 81 § 1. 

»9 Magdeb. Weisth. von 1363 bei Stenzel nr. 181. Magd. Fr. I, 1, 2. 
Janicke 's Mittheilungen aus der Schöppenchronik 44, 47. 

20 Doch zur Entschädigung für ihre Mühe beim Rechtsprechen gebührt 
ihnen ein Salarium, wofür feste Taxen bestehn. Stenzel nr. 180. Magd. 
Fr. I, 1, 4. 5. m, 10. Syst. SchR. II, 1, 1. 14. Pölm. Dist. IV, 6, 17. 18. 

2» Nur „um redliche Sachen** können die gekornen Schöflfen abgesetzt 
werden, Magdeb. Fr. I, 1, 2. 

22 Die erste Spur dieser Zahl in Magdeburg begegnet in einer Urkunde 
des Erzbischof Wichmann von 1166, wo ausser dem Schultheissen Conrad 
11 Bürger als Zeugen aufgeführt werden, bei Hoffmann 1.1. 1, 507; sodann 
wird sie angetroffen in desselben Privileg von 1188. Wenn ferner im Weisth. 
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Nur wenig Nachrichten entnehmen wir jenen Quellen 
über die Rechtspflege der städtischen Schöffen. Das fieeht, 
wonach sie urtheilten, war altes Gewohnheitsrecht; es wird 
uns der strenge Formalismus desselben hervorgehoben ^^ 
Wir fragen aber vor allem nach dem Verhältniss desselben zu 
dem nur kurze Zeit später, in nächster Nachbarschaft aufge- 
zeichneten Landrechtsbuch, dem Sachsenspiegel. 

Eine Uebereinstimmung in wichtigen Prinzipien und Be- 
stimmungen ist nicht zu verkennen. Die Schöffen der Stadt 
haben die Busse der schöffenbarfreien Leute des Landes, 
nämlich 30 Schillinge; das Gewette des Schultheissen in 
Stadt- und Landrecht ist das gleiche, 8 Schillinge^*; das Ge- 
wette des unter Königsbann dingenden Burggrafen wird wie 
das des Grafen im Ssp. in den späteren Quellen auf (>0 Schil- 
linge angegeben 25. Dazu kommt eine Reihe von Sätzen und 
Instituten , die dem Ssp. genau entsprechen : die Gewere des 
Klägers 26, das Aufgebot des Pfandes ^"^j der Kampfesbeweis 
bei der Heimsuchung*^*, gewisse Modalitäten des gerichtlichen 
Zweikampfs 2» , das „diebliche" Ansprechen bei der Anfangs- 



nach Goldberg § 9 die Schöffen 12 an der Zahl aufgezahlt werden , so ist der 
Schultheiss mit inbegriffen. Vgl. auch Weisth. von 1*295 i. f., von 1304 
§ 110. Diese Zahl erhielt sich bis anf die spätesten Zeiten , Chil. Konig 
Process nnd Practica ed. Gregorii (1599) 234. 

^ Wichmann nennt im Privileg von 1 188 die Stadt Magdebnrg: ex anti- 
qua constitutione mnltis media in jure civil! et aliis incoramodatibus con- 
stncta; mannigfache lastige Bestimmungen 8in<1 durch ihn in jener Urkunde 
gemildert oder beseitigt worden. 

2^ Weisth. nach Goldberg § 17. Ssp. III, 45 § 1. 64 § 8. 

25 Hallisches Weisth. § 5. 6. Weisth. von 1261 § 8. Ssp. IIl, 64 § 4. 

2ö Weisth. nach Goldberg § 13. Ssp. II, 15. 16 § 1. 

2Mbid. § 7. Ssp. I, 70 § 2. 

2« Ibid. § 6. Vgl. Weisth. von 1261 § 40. Die Voraussetzungen des 
gerichtlichen Kampfs werden allerdings Ssp.I, 63 §1 etwas anders angegeben. 

2» Das Duell des Gelähmten mit Kämpfern, Weisth. nach Goldberg § 15. 
Ssp. I, 48 § 2. 3. Strenge Vorschriften für die Secundanten, Weisth. nach 
Goldb. § 14. Ssp. I, 63 § 4. 
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klage 8<>, gewisse Strafen 3» , endlich das Aüsziehn des wegen 
Ungericht beklagten Haussohns, das seit Wichmann's Privileg 
dem Ssp. gemäss ist ^a. — Aber anderes wiederum weicht er- 
heblich vom Ssp. ab. Der Ssp. lässt nur mit eigner Hand den 
Unschuldseid leisten, das magdeburger Recht schreibt bei Be- 
schuldigungen, die an Leib und Leben gehn , den Unschulds- 
eid mit sechs Eidhelfern vor ^3 ; es kennt ferner sogar einen 
Unschuldseid mit siebzig Eidhelfem 3*. Fremd ist sodann dem 
Ssp. das Beweisrecht des Klägers mit Vertragszeugen und 
Leikaufsleuten 35. Während endlich der Ssp. dem Geriifte 
nur Männer folgen lässt, können nach magdeburgischem Recht 
auch Weiber wenigstens für den Fall der Nothzucht Schrei- 
leute sein ^. 

Das Resultat dieser Untersuchung möchte demnach sein, 
dass das älteste magdeburger Stadtrecht mit dem Ssp. die ge- 
meinsame Grundlage eines Stammrechts zeigt, doch bereits in 
vielen Beziehungen selbständige Entwicklung desselben auf- 
weist. Ueber das eheliche Güterrecht Magdeburg's geben 
uns die ältesten Quellen keinen Aufschluss. Aber die Ver- 
gleichung des hallischen Weisthums von 1235 und der magde- 
burger Quellen aus der zweiten Hälfte desselben Jahrhunderts 
gestatten den Schluss , dass es mit dem Ssp. übereinstimmte, 
dass hier wie dort Gütereinheit der Ehegatten herrschte, für 
die Fahrhabe der Frau durch das Recht auf Gerade modi- 
ficirt. 



30 Weisth. nach Goldb. § 8. Ssp. I, 36 § r». 

3« Weisth. nach Goldb. § 6. II. Ssp. II, 13 § .5. 

32 Privileg von 1188 § 2. Ssp. II,. 17 § 2. 

33 Privileg von 1188 § 2. 3. Hallisches Weisth. § 10. 12. 15. Später oft 
wiederholt. 

31 Weisth. nach Goldb. § 12. 
35 Ibid. §16. 

30 Ibid. §11. Ssp. I, 70 § 3. 
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§ 2. Geschichte des magdeburger Schöffenstuhls. 

Die hohe Stellung, die der Schöflfenstuhl in Magdeburg 
zu Anfang des dreizehnten Jahrhunderts erlangt hatte , erlag 
bald dem Andrängen der Bürgergemeinde, die der Genossen- 
schaft jener wenigen patricischen Familien gegenübertretend 
von ihrer Machtfülle für sich begehrte. Die Schöffen wurden zu- 
nächst ihrer administrativen Macht beraubt, büssten allmählich 
auch die städtische Jurisdiktion ein und wurden schliesslich 
ein blosses SpruchcoUegium. 

Schon vom Jahre 1213 an werden uns die Namen der an 
der Spitze der Stadt stehenden zwei Bürgermeister genannt ; 
von 1238 an sind uns die Namen der Rathsherra überliefert*. 
Es fällt demnach in die erste Hälfte des dreizehnten Jahrhun- 
derts die Bildung des Raths als eines eigenen mit der Verwal- 
tung der städtischen Angelegenheiten betrauten CoUegiums, 
das neben den Schöffenstuhl trat. Die neue Verfassung, welche 
die Stadt von der Herrschaft des Erzbischofs befreite , wurde 
1241 durch denselben anerkannt 2. Fortan treten Schöffen 
und Rath an die Spitze der Stadt K Beide CoUegien mochten 
wol noch in den Personen zusammentreffen, jene Patricier- 
familien, die unter sich die Schöffensttihle vertheilten, auch die 
ßathsmitglieder stellen*; führten sie ja auch ein gemein- 



i Der magdeburger Handschrift der Schoppenchronik ist ein Yerzeichniss 
der Bürgermeister nnd Rathmannen Magdeburg's angehängt, das mit Jenen 
Jahren anhebt. Hoffmann Gesch. von Magdeburg I, 257. Janicke 
Mittheilnngen aus der Schoppenchronik 1 1. L am b er t in der Zeitschrift für 
preussische Geschichte und Landeskunde IIL 382 (1866). 

2 Die Urkunde von 1241 bei Sagittarius in Boysen's Magazin HI, 6. 

3 So heisst es in der ältesten uns erhaltenen magdeburger Rathswillkür 
von 1244, die Lambert im II. Vierteljahrsbericht des magd. Geschichtsver- 
eins (1866) herausgegeben hat: scabini, consnles in Magdeburgk necnon uni- 
versitas dvium civitatis ehisdem. Aehnlich im Weisth. von 1261 i. f. : die 
biderven schephenen und die ratman von Magdeburch. 

* In der Urkunde von 1244 z. B., s. n. 3, nennen sich als Aussteller die 
Schöffen, in den Zeugen werden aber nur die tunc temporis consules aufge- 
y. M » r t i 1 2, ehel. Gütenecht d. Ssp. 2 
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schaftliches Siegel *. Allein durch das Dasein eines Käthes 
war eine grössere Heranziehung der Bürger zu der städtischen 
Verwaltung gegeben, denn während das SchöflfencoUegium 
sich cooptirte, wurden Bürgermeister und Rath jährlich aus 
der Gemeinde gewählt «. Der Rath, der wie der Schöflfenstuhl 
mit seinen Bürgermeistern zwölf Mitglieder umfasste, erscheint 
schon Ende des dreizehnten Jahrhunderts gänzlich von den 
Schöffen getrennt. Die zwischen beiden Körperschaften all- 
mählich erwachsende Eifersucht gewann an Bedeutung, als es 
den fünf grossen Zünften um das Jahr 1281 gelang den Rath 
um fünf aus ihnen gewählte Mitglieder zu erweitern*. 

Das Jahr 1295 brach die Macht des Schöflfenstuhls zu 
Gunsten des durch die Innungen verstärkten Raths. Ueberaus 
heftig und leiaenschaftlich waren die Kämpfe , die zu dieser 
Niederlage der Schöffen führten ^. Den Mittelpunkt der dem 



führt, in denen offenbar die Schöffen enthalten sind. In dem Weisth. von. 
1261 i. f. werden acht Schöffen und acht Rathmannen genannt; da unter den 
letzten vier mit dem Prädikat ,,her** geehrt werden, so sind uns damit wol 
die Namen der zwölf Schöffen, der des Schultheissen eingeschlossen , überlie- 
fert, die also zum grössten Theil die Rathsstühle inne hatten. Den sichersten 
Nachweis müssten freilich die Verzeichnisse der n. l liefern. 

5 In den Urkunden von 1244 , s. n. 1 , von 1281 bei Hof f mann 1. 1. I, 
509, im Weisth. von 1261. Dagegen im Weisth. von 1295 führen die Rath- 
mannen bereits ausschliesslich das Stadtsiegel. 

6 Weisth. von 1261 § 1. Vgl. Hoffmann 1. 1. I, 206. 

"^ Nach dem Weisth. von 1295 befinden sich ganz verschiedene Personen 
im Schöffenstuhl und im Rath. 

8 Vgl. Ho ff mann 1. 1. I, 207. S. auch die Urkunde von 1281 , ibid. 
I, 508. 

» Sie werden uns in Ausführlichkeit von der Schöppenchronik geschildert. 
Auszüge daraus für die Jahre 1293 und 1295 gibt Janicke 1. 1. 44. Es ge- 
währt hohes Interesse durch diese Darstellung manche der tiefem Triebfedern 
zu erkennen , die die Geister damals auf das heftigste entflammten. Auch 
unlautere Motive mögen wol mit untergelaufen sein. So bildete einen Haupt- 
zielpunkt des Raths das Recht die Stadtbücher zu führen ; 1293 werden aber 
auch Rufe laut, wie der ,,men scheide detostorenundtobreken*', ein Wunsch, 
dessen Realisation freilich manchem Ueberschuldeten verlockend erscheinen 
mochte. — Ob hinter dem Vorwurfe, der von den Innungen den Schöffen ge- 
macht warde , dass sie auf Grund verfälschter Briefe einen Eönigsschoss er- 
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Schöffenstuhl feindlichen Partei bildeten die Innungen, ge- 
mässigter trat der Rath auf *<>. Die Stellung des Erzbischofs 
in dem Parteigetriebe zu erkennen ist nicht leicht. Doch 
wurde er zunächst für die Ziele der Innungen und des Raths 
dadurch gewonnen, dass die Gemeinde im Jahre 1294 unter 
bedeutenden Geldopfern zuerst das Schultheissenamt " und 
dann auch das Burggrafenthum ** ttber ihre Stadt von den der- 
maligen Lehnsinhabem fUr ihn zurückgekauft hatte, wobei von 
ihm die Bürgerschaft selbst mit dem Schultheissenamt beliehn 
worden war*^, er auch sich hatte verpflichten müssen, fortan 
das Burggrafenamt in Magdeburg selbst verwalten zu wollen *♦. 
Die Stadt war auf diese Weise in den Besitz eigner Gerichts- 
barkeit gelangt. Nachdem sie sich der Genehmigung des Erz- 
bischofs versichert hatte , erfolgte dann im Jahre 1295 eine 
Verfassungsänderung, welche den Schöffen die freiwillige und 
streitige Gerichtsbarkeit über alle städtischen Liegenschaften 
sowie über Nachlasssachen nahm und dieselbe fortan auf den 
Rath tibertrug >». Dem Schöffenstuhl verblieben nur die Civil- 



hoben hätten, nicht vielleicht die erzbischofiiche Partei stand? Ohne Zweifel 
hängt diese Steuer mit dem Streben der Stadt nach Reichsfreiheit zusammen. 
Der Vergleich von 1309, Hoffmann 1. 1. I, 226 rügt gleichfalls den ohne 
erzbischofiiche Genehmigung an das Reich gezahlten Konigsschoss. 

10 So im Jahre 1293. Janicke 1. 1. 46. 

»» S. n. 13. 

12 Urkunde vom 30. Juni 1294, häufig gedruckt, z. B. bei Rathmann 
Gesch. von Magdeburg II, 491. 

13 Urkunde vom 6. Januar 1294, incorrect gedrackt bei Lentz Stifts- 
historie von Magdeburg (1756) 512. Der Schultheiss, der vom Rath auf be- 
liebige Zeit erwählt werden soll , wird in dieser Urkunde zum Empfange des 
Banns an den Burggrafen gewiesen, s. o. § i n. 16 ; vom 30. Juni 1294 an ver- 
lieh demnach der Erzbischof selbst den Bann. 

^* Wie das dann später immer geschah, vgl. Janicke 1. 1. 35. 41. 42. 
Hoffmann 1. 1. 1, 334. 478. Sinnlos ist es, wenn Lambert 1. 1. 386 den 
Burggrafen neben dem Erzbischof dingen lässt. Die Lesart der Schöppen- 
chronik, Janicke 1. 1. 47 : ,,bischopErik und de borchgreve wolden dingen** 
ist verderbt. Es muss, wie ibid. 35 heissen: ,,al3 ein borchgreve**. 

16 Diese so einschneidende Rathswillkur des Jahrs 1295 lautete nach der 
Schoppenchronik so, Janicke 1. 1. 47: Wi sint to rade worden mit unsen 

2* 
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schulden und die hohe Criminalgerichtsbarkeit. Aber auch 
die letztere wurde ihm im Jahre 1329 genommen ^« und jede 
Bedeutung für Magdeburg ihm durch die Willkür von 1336 
entzogen, wonach kein Schöffe zugleich ßathmann sein sollte *^. 
Dem Schultheissen und seinen Schöffen verblieb nur der nie- 
dere Bann über Magdeburg. 

§ 3. Die Verbreitung des magdeburger Stadtrechts. 

Wenn auch für Magdeburg selbst der Schöffenstuhl den 
wichtigsten Theil seiner Gerichtsgewalt öinbüsste, so eröffnete 
sich ihm doch bald ein mächtiger Wirkungskreis durch die 
bereits im zwölften Jahrhundert jenseit der Elbe beginnenden 
Städtegründungen. Sie gaben das Mittel ab , das den slavi- 
schen Osten deutscher Gesittung unterwarf. Träger dieser 
Cultur aber war das deutsche Bürgei-thum , das in der deut- 
schen Stadtfreiheit die Resultate eines jahrhundertelangen 
Ringens als ein fertiges Muster mit in die Fremde nahm. Als 
im Reiche die staatsbildende Kraft des deutschen Geistes zu 
Grunde ging , da suchte sie sich im fernen Osten neue Hei- 
math. Die Aufgabe, an der das Reich gescheitert war, einen 
deutschen Staat zu schaffen , wurde in dem colonisirten Osten 
gelöst, in den grossartigen Staatsgebilden des deutschen 
Ordens , der brandenburgischen Markgrafen , der babenbergi- 
schen Herzöge. 



wittigesten borgeren , dat (di schepen schallen) richten over wanden , over 
schalde, oyer not and over heimesoken und over läge ; und dat eigen schal me 
vor ans geveu in dem bardinge ; dar over wil wi richten and dat entscheiden 
und herewede and radeleve. — Demnach ging die Führang der seit 1215 üb- 
lichen Stadtbiicher, s. die Schöppenchronik bei Jan icke 1. 1. 13 n. , fortan 
auf den Rath über. Sie sind uns übrigens leider nicht mehr erhalten. — Dem 
Rathe gelang es aber nicht , wie er es wünschte , auch die Besetzung des 
^chdffenstuhls in seine Hand zubekommen, vgl. die Schöppenchronik bei 
Janicke 1. 1. 47. Hoffmann 1. 1. I, 200. 

^^ Sie ging auf ein jährlich durch den Rath zu erwählendes aus vier Män- 
nern bestehendes Vemgericht über, Hoffmann 1. 1. I, 511. 

" Hoffmann 1. 1. I, 209. 254. Irrig ist die Behauptung Lambert's 
1. 1. 385, dass dies schon im Jahre 1294 geschehn sei. 
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In tiefes Dunkel gehtillt liegt die Zeit, da das Vorbild der 
mächtigen flandrischen Städte zuerst deutsches Städtethum 
jenem erst allmählich der Cultur gewonnenen Boden zuführte. 
Es waren Handelsbeziehungen zum Oriente, die die südlichen 
Marken unserer Ostgrenze mit den damaligen Centralpunkten 
deutscher Cultur zuerst in Zusammenhang brachten. Eine 
sichere historische Erkenntniss beginnt für uns, als die Beherr- 
scher der östlichen Marken die deutsche Städtegründung zu 
einem politischen Systeme machten, als nicht mehr das immer 
doch nur zufällige Bedürfniss des Handels zur Bildung von 
Colonieen führte , sondern lediglich der Gesichtspunkt politi- 
scher Zweckmässigkeit die Anlage von Städten zu fordern 
begann. Dies geschah im zwölften Jahrhundert. Vom Norden 
ging diese rationelle Städtegründung aus, um dann allmählich 
nach den südöstlichen Grenzlanden zu gelangen und in Böh- 
men, Mähren, Gestenreich und Ungarn die alten Keime des 
Deutschthums neu zu befruchten. 

Jener neue Gedanke knüpft sich an die mächtigen Ge- 
stalten Heinrich's des Löwen und seines grossen Zeitgenossen 
Älbrecht's des Bären K Zwei sächsische Städte waren es, die 
sie zum Prototyp ihrer neuen städtischen Anlagen machten, 
beide die bedeutendsten des ohnehin städtearmen Sachsens, 
beide im Besitz einer originalen Verfassung. Heinrich's des 
Löwen Städtegründungen weisen auf das westfälische Soest 
als Vorbild zurück, für Albrecht den Bären wurde das seinem 
Gebiet nah benachbarte Magdeburg die Musterstadt. Während 
das soester Recht in die nördlichen Küstenstriche verpflanzt 
ward, dann in Lübeck selbständige Ausbildung fand und durch 
den Einfluss der mächtigen Hansestadt bald zum herrschen- 
den Recht der Ostseestädte von Kiel bis Eeval wurde, 
beherrschte das magdeburger Recht den ganzen binnenländi- 
schen Osten ; denn Magdeburg war die natürliche und unbe- 
strittene Hauptstadt desselben. 

In der Gewährung des magdeburger Stadtrechts pflegte 



1 Ueber diesen vgl. O. v. Heine mann Albrecht der Bär 222 ff. 
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nun aber nicht nur die Genehmigung einer städtischen Ver- 
fassung nach dem Muster Magdeburg' s, sondern auch die Ein- 
führung des in dieser Stadt geltenden materiellen Rechts für 
den Bezirk der neuen städtischen Anlage zu liegen 2. Dem- 
nach war damit auch zugleich der Rechtszug nach Magdeburg 
verliehn^ für den Fall, dass ein Urtheil gescholten wurde, 
oder die städtischen Schöffen sich über ein solches nicht ver- 
einigen konnten*. Denn nach uraltem deutschen Rechts- 
grundsatz wird ein gescholtenes Urtheil an den hohem Rich- 
ter gezogen*. Höhere Dingstätte war aber für die auf fremdem 
Boden lebenden Colonisten das Recht ihres Heimathortes ^. 
Erst von dort konnte das wiederum gescholtene Urtheil an 
des Königs Hof gezogen werden , der es nach alter Tradition 
des Weichbildrechts in einem zu diesem Zweck zu bildenden 
Pfalzgericht zu entscheiden hatte 7. So blieb denn Magdeburg 
in einer steten und überaus regen Verbindung mit allen nach 
seinem Recht gegründeten Städten, der magdeburgerSchöffen- 



3 Natürlich war die genauere Begrenzung des Umfangs , in dem das 
magdeburgische Recht sei es für Verfassung, sei es für Rechtspflege zur Gel- 
tung kommen sollte, immer Sache des städtischen Gründungsprivilegs. 

3 Wenn nicht ausdrücklich das Gegentheil angeordnet war , so z. B. für 
Ratibor durch Privileg von 1318, Stenzel nr. 122. 

4 Erst das Stadtrecht kennt diese Connivenz an die Rechtsunwissenheit 
der Schöffen, Magd. Fr. I,*l, 5. Syst. SchR. II, 1, 5. 8. 14. 17. Pölm. Dist. 
IV, 6, 22. Nach dem Landrecht muss der Schöffe spätestens bis zum nächsten 
Termin ein Urtheil finden, Ssp. II, 12 § 7. 

5 Ssp. II, 12 § 4. 

6 So zieht der Nordschwabe das binnen seiner Erde gescholtene Urtheil 
an den altern Schwaben, den er benennen muss, Ssp. I, 19 § 2. Das Weich- 
bild 10 § 2 hebt hervor, dass die Städte in Gegensatz zu der landrechtlichen 
Regel treten : ein gescholtenes Urtheil kann nicht aus der Mark in die Graf- 
schaft gezogen werden. 

7 Den sagenhaften Charakter dieser ausführlich im Aufsatz über die Ge- 
richte zu Magdeburg 7 ---10 (Wilda 350 ff.) geschilderten Procedur hebt mit 
Recht Waitz, Jahrbb. des deutschen Reichs 1, 3, 190 hervor. Positiv scheint 
daran nm' der Satz zu sein, dass um ein gescholtenes Urtheil vor dem Reiche nicht 
gekämpft werden soll, also ein Gegensatz zu dem Landrecht, Ssp. I, 18 §3.11, 
12 § 8. So scheint auch die Gl. zuWeichb. 14 i. i. jene Satzungen aufzufassen. 
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stuhl wurde zum Oberhof für sie. Von seiner Wirksamkeit 
gibt die grosse Menge der uns noch erhaltenen Schöffen urtheile 
Kunde. Es bildete sich zwischen allen mit magdeburgischem 
Rechte bewidmeten Städten eine enge Rechtsgemeinschaft ^ 
die bereits im vierzehnten Jahrhundert von einem gemeinen 
sächsischen Recht sprechen liess •, 

§4. 

Es sei nun in dem folgenden der Versuch gewagt, ge- 
stützt auf die Hilfsmittel einer reichen Literatur • die allmäh- 
liche Verbreitung des magdeburger Stadtrechts im Zusammen- 
hang zu verfolgen« Doch die selbständige Fortbildung, die 
das Mutterrecht in einer Reihe von Tochterrechten gefunden 
hat, darzustellen liegt ausser dem Bereiche dieser Unter- 
suchung. 

I. Die Mark Brandenburg^. Die Grundlage des 
in den Städten derselben geltenden Rechts ist erweislich das, 
magdeburger Stadtrecht, sei es dass jene unmittelbar damit 



» Vgl. Aufsatz über die Gerichte zu Magdeburg (Wilda 348) : ig it al 
mit eime rechte begriffen. — Diese Gemeinschaft war freilich nicht so intim wie 
die der Hanse oder der nach lübischem Rechte lebenden Städte, wo z. B. die 
Friedloslegung, die eine Stadt verhängte, von allen Städten des Inbischen 
Rechts respectirt wurde, Hach lüb. Recht, Cod. II, 94 u. o. ; doch ist sie 
unverkennbar. Hiefur spricht die Redensart: ,,im magdebnrgischen Rechte 
sitzen, ans dem magdeburgischen ins lübische ziehn'% die in der Handschrift 
der Leipziger Universitätsbibliothek 945c oft begegnet. Uebrigens führten 
die Schöffen zu Magdeburg Verzeichnisse aller nach ihrem Recht lebenden 
Städte, vgl. ihr Circularschreiben an 400 Städte, oder mehr, in Sachen Kien- 
kok's, Homeyerin den Abh. der Berliner Akademie 1855, 421, Steffen- 
hagen Catal. codicum bibl. regimont. 73. Das Schreiben derselben an 
Schweidnitz, S t e n z e 1 nr. 180 zeugt gleichfalls dafür. 

9 Zuerst wie es scheint 1372, Lentz Stiftshistorie von Magdeburg 531. 

1 Vgl. im allgemeinen die vortreffliche Uebersicht bei St ebbe Gesch. 
der Rq. I, 535 ff. 

»8. V. Eamptz Grundlinien eines Versuchs über die altern Stadtrechte 
der Mark Brandenburg in M a t h i s Jurist. Monatschrift XI, 38(1811). Riedel 
die Mark Brandenburg im Jahre 1250, U. Heydemann Elemente der 
Joachimischen Constitution v. J. 1527. 
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bewidmet sind, sei es dass ihnen von ihren Stiftern das Becht 
einer auf das magdeburgische begründeten Stadt verliehn wor- 
den ist. Doch wurde von der Reception des magdeburgischen 
Rechts fast tiberall das eheliche Vermögensrecht ausgeschlos- 
sen, vielmehr entsprechend der westfälischen oder niederlän- 
dischen Heimath der Colonisten ein vom magdeburgischen 
namentlich in der Gestaltung der ehelichen Güterverhältnisse 
von Todeswegen abweichendes System eingeführt, die noch 
gegenwärtig dort geltende Halbtheilung. 

Der direkte Rechtsverkehr der Städte mit Magdeburg hörte 
bereits frtih auf. Es lag in der Politik der brandenburgischen 
Markgrafen ihren Städten den Oberhof in eigenem Lande an- 
zuweisen. Bereits 1232 wird der Schöfifenstuhl zu Branden- 
burg ausschliesslich als oberste Instanz für die Lande Teltow, 
Glyn und Barnim eingesetzt ^ und der Kreis der an ihn ge- 
wiesenen Städte durch das Privileg von 1316 beträchtlich er- 
weitert *, so dass das dortige Schöffengericht zum ausschliess- 
lichen Oberhof der märkischen Städte wurde ». 

Nur aus einigen Städten der Altmark fanden Berufungen 
nach Magdeburg statt, namentlich aus Stendal, der ersten 
Stadt, die, soviel wir wissen, mit magdeburger Recht bewid- 
met worden«, sodann aus Tangermünde '^, Salzwedel V femer 
aus der im Bisthum Havelberg belegenen , mit stendalischem 



3 Die Urkunde im Aaszuge bei Gengier s. Spandau und v. Kamptz 
1. 1. 68 n. 3. 

* S. V. Kamptz 1. 1. 66, oder 1315? Heydemann 404. 

5 Riedel 1. 1. II, 385. 

« Locationsurkunde von 1151 Riedel 1. 1. I, 117: justitiam civium 
magdeburgensium concessimus, cujus si forte aliquando apud eosdem executio 
non valuerit , in magdeburgensi civitati justitiam suam ipsos exequi oportebit. 
Bestätigung von 1345 bei G en gier s. Stendal. Magdeburger Schoffensprüche 
aus dem 14. Jahrhundert für Stendal herausgegeben von Bohrend (1867). 

"^ Magdeb. Schöffensprüche für Tangermnnde in der altmärkischen Gl. 
zum Ssp. Ill, 16, III, 74 erwähnt. 

^ Magdeb. Urtheile für Salzwedel bei Forstemann Nene MittheUungen 
IV, 1, 80. 
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Recht be widmeten Stadt Wittstock^. Dasselbe gilt für die erst 
später unter die Herrschaft der brandenburgischen Kurfürsten 
gekommenen Städte Krossen, Zttllichau , Kottbus. Aber auch 
in diesen Orten galt^<^ mit Ausnahme von Stendal ^^ nicht das 
magdeburger eheliche Vermögensrecht. 

II. Das Erzbisthum Magdeburg. Die in dem- 
selben liegenden Städte sind nachweislich oder sehr wahr- 
scheinlich auf magdeburger Recht begründet; die erste städti- 
sche Anlage, von der wir hier Kunde haben, ist die von Jüter- 
bock 1174 nach dem Muster von Magdeburg erfolgte ^K In Halle 
gilt zwar dasselbe Recht wie in dieser Stadt, doch scheint es 
dort original zu sein**, 1263 wird aber der Gebrauch des 
magdeburger Rechts ausdrücklich für Halle beurkundet *♦. In 
Burg gilt magdeburger Recht'*, dasselbe gilt von Jerichow**. 
Neuhaldensleben wird 1224 bei seiner Wiedergründung mit 
magdeburger Recht bewidmet *^. In Gross-Salza galt es gleich- 

9 Privileg von 1248 bei Gen gier s. Wittstock. MSciiU. für Wittstock 
von 1436 bei Lud ewig reliqq. roanuscr. VIII, 807. 

*o lieber Salzwedel and Wittstock s. Heydemannlie. 145. In Kott- 
bns galt ein modificirtes Drittheilsrecht, ibid. 206, Wasserschl&benl, 
582 c. 31. 399; in Krossen Halbtheilung , in ZüUichau wenigstens Wt 1425 
gleichfalls, Heydemann 210 ff. 

^^ Dass hier die märkische Halbtheilung gegolten habe, ist eine nicht ge- 
gründete Behauptung H e y d e m a n n ' s 95. Das Gegentheil folgt daraus, dass 
im Kyritzer und Wittstoker Privileg von 1237 und 1248 das eheliche Güter- 
recht ausdrücklich von der Keception des stendaler Rechtes ausgenommen wird. 

12 Schöttgen und Kreysig Diplomat. III, 392. 

»3 S. 0. U. 

** S. o. n n. 10. Ein nmfangreiches Weisthum der Magdeburger für 
Halle von 1364 ist uns erhalten, gedruckt bei v. Dreyhanpt Saalkreis II, 
468. Mn hl er 83. Wasserschieben I, 240. Magd. SchÖffensprnche für 
Halle enthält namentlich die Handschrift 945 der Leipziger Universitäts- 
bibliothek. 

1^ Riedel 1. 1. II, 389, v. Mülverstedt in den Neuen Mittheilungen 
des thür. -Sachs. Vereins XI, 164 (1865). 
"Riedel ibid. 
i^Behrends Neuhaldenslebener Kreischronik I, 4 1 . 
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falls ^^. Auf sehr alten Zusammenhang endlich mit Magde- 
burg dürfen wir für die bischöflichen Städte Naumburg *• und 
Merseburg 20 schliessen. 

in. Die askanischen Lande. Abgerechnet von 
Sachsen-Lauenburg, wo ohne Zweifel Itibisches Recht gegolten 
hat, gehören hieher 1) die askanischen Stammlande mit 
Aschersleben und Ballenstedt. Nur im östlichen Theil dieses 
Gebiets findet sich magdeburger Recht. Es ist beglaubigt fUr 
Nienburg**. Die Heimath des askanischen Geschlechts, 
Aschersleben lebt nach halberstädter Recht und steht mit 
Goslar in Rechtsgemeinschaft 22. 2) Der sächsische Kurkreis. 
Vor allem ist hier Wittenbergs zu gedenken , das von vlämi- 
schen Colonisten etwa 1150 erbaut 23 in seinem ehelichen 
Güterrecht an das flandrische Recht erinnert. Denn es gilt 
hier seit alter Zeit Drittheilsrecht 2*. In Rechtsverkehr mit 
Magdeburg scheint es nicht gestanden zu haben, ebensowenig 
wie die andern im grossen Fläming belegenen Städte. 

IV. Die wettinischen Lande mit dem Hoch- 
stiftMeissen*«. Von allen unter Heinrich dem Erlauchten 
und seinen Nachfolgern mit der Markgrafschaft Meissen ver- 
einigten Gebieten fand das magdeburgische Recht nur in den 
Städten der letztern selbst und des Bisthums Meissen, sodann 



*8 Eine Sammlung von magd. Sprüchen dorthin aus dem 14.— 17. Jahr- 
hundert besitzt Homeyer. 

»® Urtheile nach Naumburg gedruckt bei Walch Beiträge VIII, 257; 
Mühler 79. 83. 90 n. 

^^ In Merseburg befinden sich drei Handschriften mit magdeburger 
Sprüchen, P e r t z Archiv XI, 688. 

31 Freilich nur für die stadtische Verfassung. Riccius 202. 

22 H an el in der Zeitschrift für RG. I, 275. 

23 Vgl. de Borchgreve histoire des colonies beiges qui s'ötablirent 
en AUemagne (1865), 125. Meyner Geschichte von Wittenberg, 8. 

24 Weiske prakt. Untersuchungen (1846) I, 24; v. Kamptz Provin- 
cialrechte I, 407. 

2» Das Material für die ältere Rechtsgeschichte der dortigen Städte ist 
überaus dürftig. Gersdorf's cod. dipl. Sax. I. II. betrifft nur das Bistbum 
Meissen. 
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des Osterlandes und yielleicht in einigen des Pleisnerlandee An- 
wendung. Dagegen weist das Recht der Städte in der Landgraf- 
schaft Thüringen; der Pfalz zu Sachsen , des Vogtlandes Ver- 
wandtschaft mit dem goslarischen und halberstädtischen 
Rechte auf, deutet demnach auf westfälische Grundlage. Im 
Gebirge sodann und dem dasselbe beherrschenden Stadtrecht 
von Freiberg machte sich der Einfluss des deutschen Rechts, 
wie es sich in Böhmen entwickelt hatte, bemerkbar. 

Schon im zwölften Jahrhundert wird für den Flecken 
Döbnitz auf den Wunsch der dortigen Bürger das hallische 
Recht eingeführt 36 und Leipzig im Jahre 1182 sub halensi et 
magdeburgensi jure begründet *7. Dresden sodann, das schon 
seit 1216 als Stadt erwähnt wird*', lebte im dreizehnten Jahr- 
hundert nach magdeburger Recht, welches ihm das Privileg 
von 1300 bestätigte 2». Magdeburger SchöfiFenurtheile sind 
uns in grosser Anzahl erhalten für Leipzig und Dresden, Pirna, 
Meissen und für andere nicht mehr nachzuweisende Städte des 
meissner und Osterlandes. Ob auch in das Pleisnerland das 
magdeburger Recht eindrang, ist zweifelhaft Die Aufbewah- 
rung von Handschriften mit magdeburger Urtheilen in Zwickau^« 
möchte für den Rechtszug dieser Stadt nach Magdeburg spre- 
chen; für Altenburg dagegen war im Privileg von 1266 der 
Rechtszug nach Goslar confirmirt worden 3*. Um die Mitte 
des vierzehnten Jahrhunderts sagt der Verfasser des Rechts- 
buchs nach Distinctionen ^% dass viele Städte seiner Heimath, 
der Markgrafschaft zu Meissen , den „voUbort^^ ihres Rechtes 



26 Die Urkunde von 1185 bei Gersdorf 1. 1. I nr. 59. 

27 S. 0. n n. 3. 

2^8. Gretschel Gesch. des sächs. Volkes I, 93. 

29 Die Urkunde bei Hasche dipl. Gesdiichte Dresdens II, Urkunden- 
buch nr. 34. 

30 Wenn nämlich die Handschriften Homeyer Rbb. 737 und 738, von 
welchen Copieen aus Nietzsehe*s Nachlass an Homeyer gediehn sind, wirk- 
lich in Zwickau liegen. 

31 Gen gier s. Altenburg, § 33 des Privilegs. 

32 Im prooemiom dazu. 
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in Leipzig, Halle und Magdeburg nehmen. Er führt das dort 
geltende Recht auf Magdeburg zurttck, wo es mit Zustimmung 
der Witzigsten im Lande und mit des Kaisers Willen gesetzt 
sei ; doch hebt er hervor, dass in dem weiten Geltungsgebiete 
jenes Rechts viele Städte abweichende Gewohnheiten nach 
ihrer Willkür haben. 

Dieser letzte Ausspruch trifft nun aber vorzüglich das 
eheliche Vermögensrecht der in Meissen und den damit ver- 
einigten Gebieten liegenden Städte. Das magdeburgische 
Recht fand hier keine Anwendung; vielmehr galt in ihnen 
ohne Zweifel in Folge früher Einwanderung flandrischer Colo- 
nisten das Drittheilsrecht. Das Rechtsbuch nach Distinctionen 
sagt allgemein : 

I, 11, 1. In unsen wichbilden disses landes gibt man den 
frouwen wedder gerade noch musteil von deswegen : di frouwen 
sin domete vorsichert, ab man si nicht vorgibt mit lipgedinge 
— , so nemen si an allen guten, di under den mannen sint er- 
storben, ein dritteil ^K 

Und die einzelnen Stadtrechte , soweit sie bekannt sind, 
bestätigen diese allgemeine Angabe durchaus •^*. 

V. Ober- und Niederlausitz^*. Die Nachrichten 
über die älteste Verfassung der oberlausitzischen Sechsstädte 
sind überaus dürftig. Im Jahre 1268 werden Budissin und 



« 33 Sine nähere Entwicklung dieses überaus interessanten Rechtssj^fl&ins 
gehört nicht hieher; nur soviel ist hervorzuheben , dass der Drittheilung das 
gesammte eheliche Vermögen unterworfen wird , dass demnach eine wahre 
Gütergemeinschaft von Todeswegen eintritt. Vgl. auch H an el Zeitschrift 
für RG.I, 325. Nicht bloss das freiberger, sondern auch die böhmischen und 
mahrischen Stadtrechte geben hiefür vollen Beweis. Das Drittheilsrecht tritt 
demnach durchaus der märkischen Halbtheilung an die Seite. 

3« Nachweisse gibt Ortloff in der Einleitung zum Rbuch nach Dist. 
XXXV n. 90. - 

35Scheltz Gesammtgeschichte der Ober- und Niederlausitz, 1(1847). 
Riedel Magazin des Provincial- und statutarischen Rechts der Mark Bran- 
denburg III, 182. Köhler cod. >cüpl. Lusat. super., I (1856). Worbs Inven- 
tar, diplom. Lusatiae inferioris (1834). 
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Görlitz zum ersten Male als Städte erwähnt»«. Für Görlitz 
ist es fast gewiss, dass die ei-sten Bewohner der allmählich zu 
grosser Blttthe erwachsenden , gewerbthätigen Stadt Nieder- 
länder gewesen sind ^^ ; für die andern städtischen Anlagen 
der Oberlausitz wahrscheinlich. Man wird nicht fehlgehn, wenn 
man auch das älteste eheliche Güterrecht deroberlausitzischen 
Städte auf vlämische Rechtsbildung zurückführt. Im Jahre 
1303 erhielt dann Görlitz das magdeburger Recht zugesichert**, 
zunächst in der Absicht die Stadt vor Eingriffen ihres Vogts 
sicherzustellen, der fortan auf die Handhabung des Blutbanns 
beschränkt ward. Von den magdeburger Schöffen erhielt die 
Stadt im Jahre 1304 ein sehr ausführliches Weisthum ^^. Es 
entwickelte sich ein überaus reger Rechtsverkehr zwischen 
Görlitz und Magdeburg, dem wir eine grosse Zahl von magde- 
burger Rechtssprüchen zu verdanken haben *<^. Von den an- 
dern Stadtrechten der Oberlausitz liegen Nachrichten nur vor 
über das budissiner. Ein Privileg Kaiser Karl's IV. von 1357 
bescheinigt, dass die Leute der Lande „zu Budissin und zu 
Görlitz" im magdeburgischen Rechte sitzen*'. Magdeburger 
Urtheile hieher oder in eine andere Stadt der Oberlausitz sind 
nicht bekannt geworden. 

Wie das politische Schicksal der beiden Lausitzen bis zu 
ihrer im Laufe des vierzehnten Jahrhunderts erfolgten Incor- 



38 Köhler 1. 1. I, 73. Die bei Gengier cod. jur. munic. I, 157 für 
Bndissin anter 1262 angeführte Urkunde gehört ins Jahr 1282. 

37 Beweise hiefür hat gesammelt Neumann in seiner Geschichte von 
Görlitz (1850) passim, sodann in seinen magdeburger Weisthümem X. 
38Stenzelnr. 103. Köhler 1. 1. I, 120. 

39 Zuletzt herausgegeben von Stenzel nr. 105. 

*^ In GörUtz wird eine Sammlung von 490 Originalschöffenbriefen aus 
den Jahren 1414—1547 aufbewahrt, von denen 78 durch Neumann im N.- 
Lausitzischen Magazin XXVIII, 105 ; sowie separat als: magdeburger Weis- 
thümer (1852) herausgegeben sind. Andere sind anderweitig gedruckt. 
Ausserdem finden sich noch mehrere Handschriften mit magdeburger Sprüchen 
für Görlitz vor. 

^^ Stenzel nr. 172. Auch gilt in Budissin Schossfall, Biccius 295, 
ein starkes Indicium für magdeburgisches Recht. 
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poration ins Königreich Böhmen , so ist auch ihre innere Ent- 
wicklung sehr verschieden. Auf die Ausbildung der städti- 
schen Anlagen in der Nieder lausitz übte das Vorbild der 
Marken Meissen und Brandenburg den grössten Einfluss , wie 
sie ja den Herrschern beider Gebiete nach einander gehörte. 
Die Nachrichten, die wir über das dortige Stadtrecht haben, 
reichen bis in das dreizehnte Jahrhundert und bestätigen die 
Gründung desselben auf magdeburgisches Recht. Guben, die 
Hauptstadt der Niederlausitz erhält es von Markgraf Heinrich 
dem Erlauchten 1235 *«. Für Fürstenberg wird es 1281 als 
ein von Alters übliches bezeugt *3. In Luckau sind noch jetzt 
magdeburger Erkenntnisse, die bis 1543 reichen, aufbewahrt**, 
und Luckau war selbst ein gesuchter Oberhof der niederlau- 
sitzischcH Städte**; fürßeeskow ist gleichfalls eine Reihe von 
magdeburger Ui*theilen uns erhalten *^ Doch auch in den 
Städten der Niederlausitz fand das eheliche Vermögensrecht 
Magdeburg's nur eine beschränkte Verbreitung, in den meisten 
galt Halbtheilung *7 oder Drittheilsrecht*». 

VI. Schl.esien*^ Eine planmässige Städtegründung 

*2 Wilke Ticem. cod. dipl. nr. 5. Magdeburger Urtbeile befinden sich 
im Rathsarchiv zu Guben, Stobbe Zeitschrift für RG. II, 175. Auf Gube- 
ner Recht gründet Heinrich 1283 Sommerfeld, Scheltzl. 1. 183 n. 9. 

*3 Neumann niederlaus. Landvögte I, 60. 

4*Homeyer Rbb. 416. 

** Gengier cod. jur. munic. I, 173. 

48 Forst emann Neue Mittheilungen IV, 2, 4 ff. und Riedel cod. dipl. 
brandenburg. Haupttheil I, XX, 385 ff. 

*' So in Fürstenwalde, wo im Jahre 1281 eine seit alter Zeit durch Will- 
kür erfolgte Einführung der Halbtheilung bezeugt wird, s. die Urkunde n. 43. 
In Lübben, Luckau und Spremberg, Riedel Magazin III, 200. 236. 238. In 
Guben, vgl. Sausse Rbb. der Stadt Guben (1858) 30.. 

*8 So in Sorau, Riedel Magazin III, 187. 

** üeber die Geschichte der deutschen Rechte in Schlesien liegen treff- 
liche Specialuntersuchungen vor. Ausser den Schriften von Gaupp: magd. 
und hallisches Recht (1826), schlesisches Landrecht (1828), deutsches Recht 
in Schlesien in der Zeitschrift fürD. R. III, 40 (1840) ; femer Stenzel's Ein- 
leitung zu seiner Urkundensammlung gehören hieher : Grünhagen Breslau 
unter den Piasten (1861), und Laband's und Behrendts Einleitungen zu 
ihren Ausgaben des systematischen Schoffenrechts und der magd. Fragen. 
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in Schlesien beginnt im Anfang des dreizehnten Jahrhunderts, 
sie knttpft sich an die beiden Persönlichkeiten Herzog Hein- 
rich's des Bärtigen von Schlesien und seines Oheims des Her- 
zogs Miecislaus I. von Oppeln. Während wir bisher nur 
deutsche Fürsten an der Spitze der Germanisation stehend 
gesehn haben, sind es hier slavische Dynasten, die durch Ver- 
pflanzung deutscher Cultur ihre Gebiete mächtigem Auf- 
schwung entgegenführten. Nachdem zuerst für das Jahr 1175 
die Herbeirufung deutscher Colonisten uns bezeugt wird, sind 
die beiden ersten Städte , die mit deutschem Recht bewidmet 
sind: Goldberg und Neumarkt, die erste nach magdeburgi- 
schem *<>, die letzte nach dem damit fast ganz conformen Recht 
von Halle gegründet**. Ihnen folgte die Gründung der Stadt 
Löwenberg, nach einer spätem Aufzeichnung imJahrel217»2; 
die Bürger erhielten die Befugniss das Recht, nach dem sie 
leben wollten, selber zu wählen *3, und es ist kein Zweifel, 
dass sie das magdeburgische oder hallische wählten ^. Um 
dieselbe Zeit wurde auchLiegnitz das magdeburger Recht ver- 



^Ueber Stenzers wunderliche Ansicht, dass die Bewidmimg zuerst 
mit dentschem Recht im allgemeinen und dann spater mit magdeburgischem 
Recht im besendern erfolgt sei , s. u. — Für Goldberg ergingen von Magde- 
burg zwei Weisthümer, das erste 1211, s. o. § 1 n. 9, das zweite 1211 
bis 1213, s. ibid. n. 10. Ans dem letztem geht hervor, dass die Gründung 
Goldberg's nur kurze Zeit vorher erfolgt und dass die Stadt sogleich mit 
magdeburger Recht bewidmet worden war, vgl. die Worte : quibus — nostra 
jura observanda — transmisimus. 

Sl Neumarkt als im Besitz des jus teutonicale befindlich bereits 1214 und 
1223 bezeugt, Stenzel nr. 3. 7. Dieses Recht muss das halHsche gewesen 
sein, da sich Herzog Heinrich und seine Bürger 1235 hieher wenden um ein 
Weisthum zu erhalten. 

62 Stenzel nr. 4. 

53 ,,Gap in recht nach irre willekur*', so heisst es dort. 

6* Denn die Stadt Trachenberg, Stenzel nr. 41, wird auf ein ,,jus tale 
tentonicom*' gegründet, prout civitates Aureus mons et Levumberc digno- 
seuntnr habere sua locatione principali. Für Goldberg ist die Begründung auf 
magdeburgisches £^ht nicht zweifelhaft ; daher kann das löwenberger nicht 
davon differiren. 
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liehn **. Diese Städte, vorzüglich Neumarkt gaben dann weit 
und breit die Muster für neue städtische Anlagen ab, bis sie in 
dieser Eigenschaft bald verdrängt wurden durch das bereits 
im Jahre 1242 auf magdeburgisches Recht wiedergegründete 
und schnell aufblühende Breslau 5«, welches dann für die städti- 
schen Neugründungen Vorbild ward und vermöge seiner her- 
vorragenden Stellung zum Oberhof für die meisten schlesi- 
schen Städte emporstieg'^. Der breslauer Schöflfenstuhl er- 



5* Bereits 1214 wird es als Markt erwähnt, Stenzel nr. 3. In der Ur- 
kunde von 1280 heisst es von Liegnitz : jnre meideburgensi, sicnt ab antiqao 
civitas locata fuerat, S t e n z e 1 nr. 71. Dass diese Bemerknng eich nicht auf 
das materielle Recht, sondern nur auf die Vogtei beziehe, Stenzel 98, ist 
nngegründet. Als im Jahre 1293 sich erhebliche Rechtsverschiedenheiten 
zwischen Liegnitz nnd Breslau herausstellten, da beide Städte das ihnen ver- 
liehene Recht selbständig entwickelt hatten , wurde das breslauer Recht als 
Norm für Liegnitz eingeführt, Stenzel nr. 92. 

'6 DasB Breslau nächst Neumarkt die erste Stadt war , die deutsches 
Recht erhielt, Grünhagen 1. 1. 7 n. 3, ist nach dem vorangehenden nicht 
richtig. — Die Gründungsurkande Breslaues ist untergegangen, im Diplom von 
1242, Stenzel nr. 22 sagt aber Boleslaus von Breslau,, quam jure teutonicolo- 
cavimns ' * . Dass dieses j us teutonicum das magdeburger Recht gewesen ist, geht 
aus dem Gründungsprivileg von Krakau de a. 1 257 (B i slc h o f f deutsche Stadtrr. 
in Oesterrelch 56) hervor: eo jure e^m locamus, quo et wratislaviensis civitas 
est locata , ut non , quid ibi fit, sed quod ad magdeburgensis civitatis jus et 
formam fieri debeat, advertatur; wonach also aufdas reine magdeburger Recht 
und nicht auf seine Entwicklung in Breslau verwiesen wird. Sodann folgt 
dies aus der Bewidmung der Neustadt Breslau, Stenzel nr. 80, jure magde- 
burgensi, quemadmodum ipsa Wraczlavia est locata. Diese Worte können 
doch unmöglich bloss auf das Weisthum von 1261, wie Stenzel ad 1. 1. wiU, 
bezogen werden. — Die meisten sind der Ansicht, dass Breslau erst 1261 
durch das Privileg Cum rerumgestarum, Stenzel nr. 57, magdeburger Recht 
erhalten habe , Stenzel 98. 106, Grünhagen 1.1. 8, Laband syst. 
SchR. Einleitung IX, Gengier cod. jur. munic. I, 353. Allein dieses Privileg 
bestätigt ein bereits eingegangenes magdeburger Weisthum. Schon vorher 
muss also Breslau zum Gebrauch des magdeburger Rechts verstattet wor- 
den sein, 

^'7 Auch solche Städte , die ursprünglich auf magdeburgisches oder halli- 
sches Recht gegründet worden waren , erkannten später Breslau als Oberhof 
an, so Goldberg 1292, Stenzel nr. 87, Liegnitz 1302, ibid. nr. 101a, Neu- 
markt 1352, ibid. nr. 166a. 
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hielt fast den ganzen Rechtsverkehr der schlesischen Städte 
mit Magdeburg in die Hand; soviel bekannt ist, hat nur eine 
einzige Stadt ausser Breslau in direktem Instanzenzug sich zu 
Magdeburg gebalten , nämlich Schweidnitz'*, das 1363 mit 
magdeburger Recht beliehn worden war und den Instanzenzug 
nach Magdeburg erhalten hatte. 

Ueberaus reich sind die uns hinterbliebenen Zeugnisse 
für den Rechtszug von Breslau nach Magdeburg. Er liegt in 
einer kaum zu bewältigenden Fülle von Rechtssprüchen dieser 
Stadt vor uns, die vom Anfange des vierzehnten Jahrhunderts'* 
bis zum Jahr 1547 nach der schlesischen Hauptstadt ergangen 
sind***. Ausgewählte PräJudicien wurden gesammelt, verar- 
beitet, geordnet; auf Grund solcher mehrmals wiederholten 
Versuche entstand das systematische Schöfifenrecht*', das in 
der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts zum Gebrauch für den 
breslauer SchöflFenstuhl aufgezeichnet wurde. 

Neben dem magdeburgischen Stadtrecht fand aber auch 
das flandrische Recht durch Herbeiziehung niederländischer 
Colonisten weite Verbreitung; auch Städte wurden damit be- 
widmet. Dies gilt insbesondere für die Städte des Bisthums 
Breslau , für welche man das auf vlämisches Recht schon vor 



^^Stenzel nr. 180. Magdeburger Urtheüe für Schweidnitz s. B. bei 
Stenzel nr. 181, Gaupp schles. Landr. 268, schles. Provincialblätter 1828, I, 
4 26 ff. Die im glogaaerRechtsbach c. 69 und 640 enthaltenen magd. (Jrtheiie 
sind wol zunächst nach Breslau adressirt gewesen , welches Ja Glogau seit 
1372 als Oberhof anerkannte, Stenzel nr. 184. Dasselbe gilt von dem 
SchU. bei Böhme 92, 3 ff . 94, 3; und vielleicht auch von den Urtheilen für 
Liegnitz, von denen Bö hl au in der Zeitschrift für KG. I, 242 berichtet. 
Magdeburger Erkenntnisse für Batibor , das 1299 magdeburger Recht erhielt 
und bis 1318 den Bechtszng dorthin besass, s. o. § 3 n. 3, lassen sich nicht 
nachweisen, lieber Krakau s. unter Polen. 

*» Der ,, rechte Weg** ans dem Ende des fünfzehnten Jahrhunderts ent- 
hält nach einer Mittheilung Laban d's magdeburger Erkenntnisse von 1300. 
Vgl. dessen syst. SchB. Einleitung XXX. 

«> Die Bibliothek des breslauer Stadtgerichts bewahrt 242 magdeburger 
Originalbriefe aus den Jahren 1425 — 1547 , vgl. Franklin Weisthümer 32. 

«i Ausgabe von Lab and 1863. 
T. M a r 1 1 1 K , ehel. Gttterreoht d. Sip. 3 
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1223 gegründete Neisse zum ausBchliesslichen Oberhof an- 
wies ^K Dasselbe geschah bei einer Reihe von oberschlesi- 
schen, im Herzogthum Oppeln gelegenen Städten, welchen 
vlämisches Recht ertheilt worden war und die 1286 als aus- 
schliessliche Appellationsinstanz das Gericht der gleichfalls 
nach flandrischem Rechte gegründeten Stadt Ratibor zugewie- 
sen erhielten ^3, Auch die Stadt Kreuzburg endlich erhielt 
vlämisches Recht «*. Demnach fand hier tiberall das eheliche 
Güterrecht von Magdeburg keinen Eingang; und die Zeug- 
nisse, die wir aus späterer Zeit über das Recht dieser Gegenden 
haben , stimmen darin überein, dass hier Halbtheilung und in 
der Neuzeit die allgemeine Gütergemeinschaft zur Geltung 
kam 65. In andern Städten Schlesiens errang sich das Drit- 



63 Urkunde von 1290, Stenzelnr. 88; von 1310, ibid. nr. 111: jus 
municipale flemingicum dicte civitati nostre Nyze et eju» incolis, quod ex an- 
tiquo et a primeva locatione ipsius civitatis habitum est ibidem, damus et con- 
cedimus statuentes modis omnibus et volentes , quod eodem jure flemingico 
ipsa civitas nostra Nyza de cetero uti debeat et omnino in suis judiciis hoc 
flemingicum jus tenere in omnibus ipsius juris articulis, clausulis et punctis, 
prout idem jus flemingicum in scriptis et libris inde eonfectis plane et lucide 
invenitur expressum. — Auf vlämisches Recht wurden gegründet Wansen 
1250, Stenzel nr. 33 ; Zirkwitz 1252, ibid. nr. 38; Ottmacfaau 1347, ibid. 
nr. 157. 163, Reichtfaal 1386, ibid.nr. 190. In Weidenau galt Drittheilsrecht, 
ibid. nr. 84. 

^3 Stenzel nr. 79. Im Jahre 1299 indess erhielt Batibor magdeburgi- 
sehes Recht, Stenzel nr. 100. Auch Oppeln möchte gemäss der Urknnde, 
Zeitschr. f. RG. I, 410, auf vlämisches Recht gegründet sein, bis es 1327 das 
Recht von Neumarkt erhielt, Stenzel nr. 132. 

>* Stenzel nr. 66. Desselben Behauptung aber, 99 ff. , dass die Be- 
Widmung einer Stadt mit vlämischem oder fränkischem Rechte dasselbe zu 
besagen habe als ihre Gründung nach deutschem Recht überhaupt und diese 
drei Ausdrücke nur im allgemeinen die ,,nach deutscher Art gebildeten Ver- 
hältnisse'* der Städte bezeichneten im Gegensatz zum polnischen Recht, ist 
nicht nur ganz ungerechtfertigt, sondern auch an und für sich unverständlich. 
Nach einem bestimmten Recht müssen doch die Schöffen der neuen Städte 
Recht gesprochen haben , sei es nach magdeburgischem , also sächsischem, 
sei es nach vlämischem. Dass eine und dieselbe Sta^t, Stenzel 102, nach 
beiden leben solle, ist unmöglich, vgl. B öhlau nove constitut. XXV n. 2. 

^^ Diese Zeugnisse sind: das schlesische Landrecht, c. 353, für den 
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theilsrecht Anwendung, so vor allem in Schweidnitz, wo es 
sich auch nach Einführung des magdeburgischen Rechts er- 
hielt <*•. Aber selbst wo ursprünglich das magdeburger Ehe- 
recht eingeführt worden war, schaffte man es später vielfach 
zu Gunsten der Halbtheilung und des Drittheilsrechts wie- 
der ab «7. 

VII. Böhmen und Mähren*«. Als mit Anfang des 
dreizehnten Jahrhunderts das magdeburgische Recht auch den 
Städtegründungen Böhmens und Mährens als Norm zu dienen 
begann, war dort deutsches Städtewesen nicht mehr unbekannt. 
Denn bis in hohe Vergangenheit reicht die Einwandrung flan- 
drischer Colonisten in diese von der Natur reich gesegneten 
Gebiete , die durch ihren Reichthum an Erzen dem Gewerb- 
fleiss der Niederländer eine reiche Wirksamkeit sicherten. 



Bauernstand des Ffirstenthams Breslau, und als allgemeine Vorsehrift das 
sog. Wenceslans'scfae Kirclienrecht von 1416, vg]. Gaupp schles. Landrecht 
124 und Zeitschr. f. deutsches Recht III, 76. Endlich findet sich in der 
Handschrift Homeyer Rbb. 161 auf dem letzten Blatte folgende Notiz* aus 
dem fünfzehnten Jahrhundert , die nach dem Ursprünge des codex , es ist 
Böhmens codex bregensis, auf Schlesien deutet: nota in flemischim gute, 
wenn ein weib komt an ires mannes bette , so hat si di helfte in sin gut ane 
alle ofgabe , erst noch üme tode damite xu tun und su lossen , und bi sime 
lebene, di weile si sinen tod nicht irlebit hat , ab si e stürbe denn ir man , so 
mag si des nicht erben of ire mugen , sint si ir recht seibist nicht irlebit hat ; 
sunder aleine ire gerade erbit si of ire neste gespinne. Die Stelle ist gedrucl^t 
bei Böhme dipl. Beitr. IV, 192. 

M S. das Privilegium Bolconis von 1341 bei Gengier 423. 

6^ So in Grüneberg, Weingarten fasciculi I, 3, 85; im Fürstenthum 
Liegnitz, Stylo Provincialrecht von Niederschlesien (1860), 426 ff. ; im 
Fürstenthum Wofalau, ibid. 455 ff. ; in Neumarkt gemäss der merkwürdigen 
Umbildung des hallischen Weisthums von 1235, Homeyer Extravaganten 
des Ssp. 265 ; in Liegnitz gemäss der Liegnitzer Lehnrechtsglosse des Nico- 
laus Wurm, Homeyer Ssp. II, 1, 361. 

^ Aus der trefflichen und reichen Literatur des deutschen Rechts in 
Oesterreich gehören hieher die Werke vonRössler deutsehe Rechtsdenk- 
mäler aus Böhmen und Mähren I. II; von Bischoff deutsches Recht in 01- 
mütz (1853), österreichische Stadtrechte (1857); von To mas che k deut- 
sches Recht in Oesterreich (1859) ; und Recht und Verfassung der Markgraf- 
schaft Mähren im fünfzehnten Jahrhundert (1863). 

3* 
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Schon im eilften Jahrhundert, zu einer Zeit, da eben erst das 
aufstrebende Cöln seine Kräfte in den Kämpfen Heinrich's IV. 
zu messen begann, wird uns in Prag eine deutsche Gemeinde 
genannt, derKönigWratislavII. (1061—1092) die lex et justi- 
tia Teutonicorum verliehn hatte ^®. Für Olmtttz ist die An- 
siedlung Deutscher in demselben Jahrhundert nicht zweifel- 
haft ^o, bereits für das folgende werden hier eigene Statuten 
erwähnt 7'. In Brunn nehmen um 1200 bereits die Deutschen 
einen eignen Stadttheil ein ^2. Und dass in allen diesen Städ- 
ten Niederländer die ersten Bürger waren, ist nach dem Stande 
der neueren Forschungen gewiss ^-^ Mit wunderbarer Energie 
hatten diese im gesammten Donaugebiet sich festgesetzt, die 
vlämische Hanse umfasste alle Städte desselben, hatte den 
Handel dort in der Hand; sie brachte die babenbergischen 
Städte in die innigste Verbindung mit den flandrischen und 
rheinischen; sie schuf dort eine Cultur, wie sie sonst in 
Deutschland nur in diesen Brennpunkten unseres nationalen 
Lebens gefunden wurde. In Flandern wie in Oesterreich er- 
klang zuerst die deutsche Heldensage; Oesterreich, das Land, 
wo Walter von der Vogelweide „singen und sagen gelernt", 
ist die Heimath des deutschen Liedes. 

Wie die Germanisirung Böhmens, Mährens, Oesterreichs 
auf flandrische Grundlage zurückweist, so wurde auch das 
vlämische Recht dort herrschend ; die österreichischen Stadt- 
rechte weisen auf niederländischen Ursprung zurück. Das 
gilt vor allem von den babenbergischen, deren Einfluss auf die 



6»S. den Freiheitsbrief Sobeslav's II. (1174—1178), Rosslerl, 187. 
Ob derselbe aber ein blosser Transsumpt des Wratislavischen Privilegs ist, 
Rössler 1. 1. Gengier 359, möchte doch zweifelhaft sein, Bischoff 
österreichische Stadtrechte 125. 

'0 Rössler II, Einleitung VII. 

'* Von Herzog Wladimir stammend (1185 — 1196), in der Urkunde n. 79 
erwähnt. 

" R ö s 8 1 e r II , Einleitung XXV. 

73 Ibid. Vin ff. und passim. Tomaschek deutsches Recht in Oester- 
reich 80 ff. 
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erstehenden städtischen Anlagen in Mähren und Böhmen be- 
stimmend wurde. Denn die jura originalia der mährischen 
Hauptstadt Brttnn von 1243 ^^ sind eine Uebertragung des wie- 
ner Stadtrechts von 1221 ^^ und finden in der während des 
dreizehnten Jahrhunderts zu hoher Blttthe emporwachsenden 
Bergstadt Iglau Anwendung. Das iglauer Recht weist aber 
daneben mannichfaltige direkte Beziehung zum flandrischen 
auf 7«; dasselbe gilt fttr Prag und Leobschtttz. Alle diese 
Städte gaben die Mutterrechte fttr eine grosse Zahl städtischer 
Gründungen ab. Alle zeigen sie mit einander nahe Verwandt- 
schaft, besonders im ehelichen Güterrecht. In den österreichi- 
schen wie in den mährischen und böhmischen Städten gilt zu- 
meist Drittheilsrecht. 

Das magdeburger Stadtrecht fand sonach in Böhmen und 
Mähren nur geringe, in Oesterreich gar keine Verbreitung; es 
herrschte namentlich in den nördlichen und östlichen Theilen 
jener Territorien, vielleicht ein Einfluss des benachbarten 
Schlesiens. Die erste Gründung einer Stadt auf magdeburgi- 
sches Recht erfolgte 1213. Freudenthal in Mähren erhielt 
durch Privileg Otakar's I. jus teutonicorum, quod hactenus in 
terris Bohemie et Moravie inconsuetum et inusitatum exstiterat^^. 
Es folgte 1221 dieBewidmung von Neustadt mit dem jusmaid- 
burgense, quod habent cives de Freuden thal 7«. Beide Städte 
wurden Oberhöfe für eine grosse Anzahl von Ortschaften , bis 
das von Markgraf Wladislav (1197 — 1222) mit magdeburger 
Recht beliehene Olmütz^» im -Jahre 1352 zum Oberhofe für 
alle nach demselben in Mähren lebenden Städte eingesetzt 



^«Bösslerll, 341. 

^sTomaschekl. 1. 73. 

7^ Diesen Nachweis geführt zu haben ist nicht das geringste Verdienst 
des eben citirten trefflichen Werkes von Tomasche k. 

"Bischoff osterr. Stadtr. 33. Rössler II, Einleitung XIV. CXII. 
Dass dieses Jus teutonicorum|BpecieU das magdeburger war, hebt R ö s s I e r 1. 1. 
mit Recht herror. 

7» Bischof fl. 1. 93. 

7» Ibid. 106. 
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wurde ^. Zugleich erhielt Olmtttz den Rechtszug nach Bres- 
lau". 

In Böhmen dürfte die erste Beleihung einer Stadt mit 
magdeburger Stadtrecht die von Leitmeritz sein , die noch in 
der ersten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts erfolf^te^^. Um 
dieselbe Zeit wurde auch ein neuer Stadttheil von Prag, die 
Kleinseite, mit magdeburger Recht bewidmet «^ sodass in der- 
selben Stadt nur durch die Moldaubrticte getrennt zwei ganz 
verschiedene Rechte galten. Ein bedeutendes Ansehn erwarb 
sich der SchöflFenstuhl von Königgrätz **, es scheint diese Stadt 
mit dem Rechte von Glatz bewidmet gewesen zu sein «*, dem- 
nach den Rechtszug dorthin gehabt zu haben. Da Leitmeritz 
bei seiner Bewidmung mit magdeburger Recht zugleich zürn 
Oberhof für alle böhmischen Städte, que eisdem utuntur juri- 
bus, sicut hactenus fieri est consuetum »«, eingesetzt wurde, so 
können magdeburger Sprttche nach Böhmen nur von Leitmeritz 



80 Ibid. HO. 

81 S. die beiden Urkunden von 1351 und 1352 bei Bischoff 1. 1. 109 
und Stenzel nr. 166. Ob magdeburger Sprüche für Olmütz bis zu jenem 
Jahre existiren, ist zweifelhaft. Die Handschriften Horoeyer Rbb. 522 — 
524, 730 und die troppauer, Bossler II, Einleitung XXIII, sind leider nicht 
näher bekannt. Ob die magdeburger Sprüche, die in der brünner, H o m e y e r 
Rbb. 107, Rössler II, Einleitung CXXIX, aufbewahi*t werden, nach Brunn 
ergangen sind, ist doch sehr ungewiss, s. Rössler II, Einleitung OXVIII. 

«2 Privileg Kaiser KsltVb IV. von 1348 für Leitmeritz bei Pelz el Kaiser 
Karl IV. , I , Urkundenbuch nr. 54 , Tnthält den Transsumpt einer Urkunde 
seines Vaters Johann , worin dieser die von den Vorgangern, nämlich Wen- 
zel III. (1230—1253), Otakar II. (1253—1278) und Wenzel IV. jener Stadt 
gewährten Freiheiten, nämlich den Gebrauch des magdeburger Rechts, quibus 
consuetudinibus ab antiquo freti sunt, bestätigt. 

M Vielleicht bald nach 1257, Rössler I, Einleitung XVm. 

8« Urtheile desselben veröffentlicht bei Gau pp Stadtrechte II, 259 ff. 

86 Rössler I, Einleitung XXXI. Privileg vonl348, Bischoff 1. 1. 55. 

8« S. die n. 82 erwähnte Urkunde. Als Oberhof entfalteten die Schöffen 
zu Leitmeritz eine ausgedehnte Thätigkeit. Von ihren Schöffensprüchen sind 
uns einige erhalten, Gaupp Stadtrechte li, 262 ff. Die Angabe desselben 
Vf. 259, dass nr. 8 jener Urtheile eine Anfrage von Leitmeritz in Königgrätz 
enthalte, ist unbegründet. 
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eingeholt sein; doch sind uns solche nicht erhalten >7. Ob aber 
das eheliche Vermögensrecht Magdeburgs in jenen böhmischen 
und mährischen Städten recipirt oder vielleicht gleichfalls, 
durch Drittheilsrecht ausgeschlossen war, ist ungewiss. 

Vin. Ungarn»». Auch nach Ungarn verbreitete sich 
das sächsische Recht. Die deutschen Gemeinden , die hier 
seit dem eilften und zwölften Jahrhundert sich bildeten, möch- 
ten ihren Ursprung zwar einer Einwanderung vom Nieder- 
rheine verdanken »^ demnach die flandrische Rechtssitte auch 
hier sich bewahrt haben, doch wurden auch dem magdeburger 
Recht manche Privilegien und Willkttren der Städte entnom* 
men. Das ofner Rechtsbuch, dessen Bestandtbeile nachweis- 
bar bis auf das Jahr 1244 zurückreichen, berichtet, dass das 
dortige Stadtrecht „mit holet in etlichen — stucken maid- 
purgische — rechte" ^. Und da Ofen seit dem dreizehnten 
Jahrhundert für ganz Ungarn das Muster städtischer Freiheit 
abgab , so ist die Verbreitung des magdeburger Rechts nach 
diesen fernsten Grenzpunkten deutscher Cultur unzweifelhaft. 
Die Willkür der Sachsen im Zipserlande von 1370*^ lässt auf 



^"^ Ein einz^iges magdeburger Urtheü anscheinend nach Böhmen ergangen 
ist das im Jahre 1 360 von dem Vogte za Brannau in Magdeburg selbst ein- 
geholte, Qanpp Stadtrechte II, 267. Da aber Braunan mit dem Rechte von 
Glats bewidmet war, Bischoff 1. 1. 55, so möchte es auch an diese 
Stadt adressirt gewesen sein. — Gewiss ist aber, dass der Maricgraf Karl, der 
spätere Kaiser Karl IV., in den Jahren 1333 — 1346 die magdeburger Schöffen 
vielfach eonsultirte, vgl. cod. epist. Joh. regis Bohemiae, ed. Jacobi (1841) 
VII. Uebcr die prager Handschr . mit UrtheUen, £ ö s s 1 e r II, Einleitung XXIII, 
sind nähere Nachrichten nicht vorhanden. 

^<^ HauptqueUe ist das ofner Stadtrecht, herausgegeben von Michnay 
und Lichner (1845), und die dieser Ausgabe beigefügte Abhandlung : Privi- 
legienverleifanng , Rechtsmittheilung , Bechtszug. Sodann vgl. Krön es 
deutsche — Rechtsquellen aus Oberungarn im Archiv für österr. Geschichte 
XXXIV, 211 (1865). 

*» Vgl. Tomaschek 88. Für Siebenbürgen bekanntlich schon durch 
Schlözer^ Geschichte der Deutschen in Siebenbürgen, erwiesen. 

»«c. 1. 

»* Michnay uud Lichner 1. 1. 221. 
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Bekanntschaft mit dem sächsischen Rechte schliessen: wir 
erfahren von einem Statut der Stadt Leutschau , dem Vorort 
der Golonie, das dem Jahre 1585 angeh^rig den Ssp. und die 
magdeburger Fragen citirt^^. In Silein galt teschener, also 
breslauisches Recht. 

Ein direkter Rechtsverkehr der ungarischen Städte mit 
Magdeburg scheint nicht stattgefunden zu haben; in den Privi- 
legien derselben finden wir meist den Instanzenzug nach dem 
königlichen Hofe vorgeschrieben. Doch hat für Silein bis 1384 
ein Rechtszug nach Teschen bestanden**. 'Auch in den Orten 
endlich, wo sächsisches Recht galt, zeigt das eheliche Ver- 
mögensrecht mit dem Ssp. oder magdeburgischen Recht keine 
Verwandtschaft •*. 

IX. Das polnische Reich*«. In den bis jetzt be- 
trachteten Gebieten sind wir sichern Spuren einer ursprüng- 
lich vom Niederrhein ausgegangenen Colonisation begegnet, 
welche den germanisirten Ländern in Sitte, Cultur und Recht 
für die Dauer ein sichtbares Gepräge aufdrückte. Nicht das- 
selbe gilt von den bereits seit Anfang des dreizehnten Jahr- 
hunderts mit deutschen Bürgern und Bauern sich füllenden 
polnischen Territioren, die im Laufe des vierzehnten sich 
allmählich zu einem Reiche zusammenfügten. Hier stell- 
ten nur Nachbarlande die deutschen Ansiedler, Schlesien, 
Brandenburg, Preussen. Das Recht der Stadt Magdeburg so- 
wie seine Tochterrechte von Neumarkt, Breslau und Culm 



92 Ibid. 224. Es wird citirt das ,,magdeburgfer Schöpfenfragstück*' 
parte I cap. 6 dist. 4. So hatten also die magdeburger Fragen ihren Weg 
▼on der Ostsee bis nach Ungarn gefunden. Vgl. auch Krön es 1. 1. 230 n. 1. 

93 Michnay nnd Lichner 262. 

^* Vgl. das ofner Stadtrecht c. 204. 261. 397. Im ZIpserlande galt ehe- 
liche Halbtheilong, Michnay und Lichner 222 c. 4; später vielleicht 
Drittheilsrecht, Krön es 1. 1. 223. 226 nr. 76. 

9sygl. RopelTs treffliche Abhandlung „über die Verbreitung des 
magdeburger Stadtrechts im Gebiete des alten polnischen Reichs ostwärts der 
Weichsel'* in den Abhandlungen der hist.-phil. Oesellschaft in Breslau I, 
241 (1858). 
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gaben ausschlieBsIich die Normen für die Städtegründung in 
Polen ab. 

Sie scheint in Kleinpolen begonnen zu haben, woderEin- 
flass Schlesiens zunächst sich bemerkbar machen musste. 
Krakau und sogar das ferne Sandomir sind schon 1244 deutsche 
Städte, die nach magdeburger Recht leben ^^. Dann wird 
Krakau 1257 neugegründet und diesmal mit dem Rechte Bres- 
lau's doch unter Verwerfung der dort beliebten Abänderungen 
des magdeburger Stadtrechts bewidmet *7. Krakau wurde 
wiederum Muster und Oberhof für eine Reihe städtischer An- 
lagen in jenem Gebiete, die noch im Laufe des dreizehnten 
Jahrhunderts stattfanden •«. 

Etwas später begann auch in Grosspolen , Cujavien und 
Masovien mit der Einwanderung Deutscher eine systematische 
Städtegrttndung und die Geltung des deutschen Rechts Platz 
zu greifen. In Grosspolen wurde Posen bereits 1257 das magde- 
burger Recht bestätigt, zugleich diese Stadt zum ausschliess- 
lichen Oberhof aller in jenem Territorium lebenden Deutschen 
gemacht, so dass sie allein den Rechtszug nach Halle und 
Magdeburg haben sollte ••. Für Masovien gab Culm, der 
höchste Schöffenstuhl des benachbarten Ordenslandes Preussen, 
das Vorbild für die Städtegründungen ab *<><>; dasselbe gilt von 
Cujavien, wo Leslau schon im dreizehnten Jahrhundert nach 



^Vgl. die Urkunden von 1244 bei Bischoff osterr. Stadtr. 56; und 
von 1252, über welche Ropell 1. 1. 248 n. 6 berichtet. Krakau ist vielleicht 
ursprünglich auf neumarkter Recht gegründet worden? Vgl. Hartknoch 
A. und N. Preussen ll, 7. 

»7 Die Urkunde bei Bischoff 1. 1. 56. S. o. n. 56. 

9^ Aufgezählt bei B o p e 1 1 248. In Krakau befindet sich noch Jetzt eine 
Reihe von Handschriften mit sächsischem Recht. Ueber ein dort befindliches, 
vermuthlich für diese Stadt schon vor 1306 verfasstes Weichbildrecht, Ho- 
meyer Rbb. 131 , berichtet neuerdings Bischoff in den Sitzungsberichten 
der wiener Akademie, phil.-hist. Ki. XL VIII, 276; L, 333. 356 (1865). 

99 Die Urkunde im Auszüge bei Röpell 1. 1. 288. 

t<^R$peil 1. 1. 246. 252. Meist wird verliehn JUS magdeburgense s&> 
enndum terrae eiümensis consaetudmem. 
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culmer Recht gegründet ' und Oberhof für die Städte des- 
selben Gebietes wurde. 

In Ruthenien ward die Gründung deutscher Städte noch 
unter der nationalen Dynastie der Romanowitsche im vierzehn- 
ten Jahrhundert als mächtiger politischer Hebel erkannt und 
benutzt ^ und Galizien bedeckte sich mit nach deutscher Art 
angelegten Städten, als der letzte der polnischen Piasten, Kö- 
nig Kasimir III., nach langem Kampfe auch dieses Gebiet für 
sein Reich erwarb. Im Jahre 13563 erhielt Lemberg das magde- 
burger Recht, nachdem es schon vorher deutsches Recht, un- 
gewiss welches, besessen hatte; es wurde dann 1444 zum 
Oberhof für alle ruthenischen Städte und Dörfer ernannt*. 
Doch waren die ehelichen Güterverhältnisse von derReception 
jenes Rechts ausgeschlossen, vielmehr führte man in einer 
Willkür von 1360 Halbtheilung ein*. 

So scheinen in den verschiedenen Provinzen des polni- 
schen Reichs verschiedene Oberhöfe bestanden zu haben , die 
selbständig nach Magdeburg oder einer auf dessen Recht ge- 
gründeten Stadt sich zogen. Doch wurde 1365 ® unter Ver- 
werfung dieses Recfatszugs durch Kasimir III. in Krakau ein 
höchstes Gericht als oberste Instanz für das ganze Reich ein- 
gesetzt 7, das an die Stelle des magdeburger Schöffenstuhls 



* Schon 1298 wurden die Bürger von Radziejow, 1346 die too Brom- 
berg angewiesen Reehtsbelehrungen in Leslau zu suchen, Röpell 292. 

2 Sanok 1339 nach magdeburger Hecht gegründet, die Urkunde bei 
Röpell 280. 

3 Die Urkunde bei Röpell 283. 

^BHschoff österr. Stadtr. 76. Einen lemberger Schöffenspruch ver- 
öffentlicht derselbe in den n. 98 citirten Sitzungäberichten X>, 344. 

3 Durch Privileg von 1422 mit Drittheilsrecht vertauscht, s. die Ur- 
kunde bei B i s c h f f österr. Stadtr. 74. 

«Nicht 1356, Röpelll. 1. 286. 

7 Die Urkunde bei Joh. a Lasco comm. incliti Polonie regni Privi- 
legium (1506) fol. 168. Röpell 1. 1. ist der Ansicht, dass auch später in den 
einzelnen Territorien Polens sich Ot)6rgeriefate erhalten haben , insbesondere 
in Posen. Das ist gewiss 'richtig; nur lässt das Privileg von 1365 darüber 
keinen Zweifel , dass über sie aUe fortaa Krakau treten sollte ; der König 
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zu treten und lediglich an das ßuch sieh zu ziehn hätte. Zu 
diesem Zwecke wurden libri juris magdeburgensis ordinati im 
Reichsschatz niedergelegt^. 

Aber auch nach Aufhebung der oberstrichterlichen Stel- 
lung des magdeburger Schöffenstuhls blieb das dortige Stadt- 
recht fort und fort die Rechtsform städtischen Lebens in Polen. 
Im Laufe des fünfzehnten und in den folgenden Jahrhunderten 
gab es die Städteordnung für die in Litthauen, Podlachien, 
Podolien , Volhynien bis zum Dnjepr hin zahlreich gegründe- 
ten städtischen Anlagen ab ; nur ist bis hieher die deutsche 
Colonisation und damit deutsches Privat- und Strafreeht nicht 
vorgedrungen. 

X. Preussen». Gleich nachdem der deutsche Orden 
im culmer Lande sich befestigt hatte um von dort aus Preussen 
zu erobern, wurden in einer sehr ausführlichen Urkunde die 
Rechtsverhältnisse der deutsehen Ansiedler jenes Gebietes, 
sowol der Bürger der Städte als auch der Landbewohner fest- 
gestellt; die culmer Handfeste von 1233^® machte das magde- 



woHte ja eben den Bechtszug der Städte nach dem Auslande, ,,cui nuRo jure 
subsunt*', inhibiren. Ob daher magdeburger Schoifensprüche anch nach 1365 
für Posen ergangen sind, Röpell 1. 1. 289, scheint mir sweifelhaft zu sein. 
Die Sammlung bei Homeyer Rbb. 53S möchte nur bis 1327 reichen. Da- 
gegen ist es allerdings sehr merlcwfirdig, dass noch ans spaterer Zeit magde- 
burger UrtheUe für krakau vorliegen, vgl. B eh read magd. Fr. Einleitung 
XVII n. 36. 

^ Eins dieser libri juris ordinati ist das WeichbHdrecht Homeyer Kbb. 
134 nach der Beschreibung Bischoff's In den Sitzungsberichten der wiener 
Akademie phil.-hist. Klasse L, 335 (1865). Auf ihm beruhte das in Polen 
nbliehste fiechtsbuch^ eine latembche Uebersetzung dieses Weichbüdreehts 
▼om Notar Conrad in Sandomir, Homeyer Bbb. p. 30. Bischoff 
1. 1. 368. 

* Die frfiheren Darstellungen der Eechtsentwicklung in Preussen sind 
zum grossen Theil veraltet seit Steffenhagen's werth vollen Abhandlungen 
darüber: deutsches Recht im Deutschordenslande Preussen, deutsehe Gerichts- 
zeiiuBgl863, nr. 39; aus Altpreassens Kechtsgeschichte , in der altpreussi- 
schenMonatsschr. II. III; die IX Bücher magdeburgischen Rechts, ibid. II, 11. 

*^ Die Urkunde ist uns in einer Abschrift im culmer Stadtbnch, 
Steffenhagen catalog. cod. regimont. nr. 162 und mannigfach modifloirt 
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burgische Recht zur Grundlage der Rechtspflege; zum Oberhof 
aller Schöflfensttihle wurde der Rath " von Culm eingesetzt, 
der demnach ausschliesslich den Rechtszug nach Magdeburg 
haben sollte. Das culmer Privileg bildete dann bei der all- 
mählichen Eroberung des gesammten preussischen Gebietes 
die allgemeine Landesordnung und fast ganz Preussen lebte 
nach culmischem Recht *2. Doch ist die Bestimmung jener 
Urkunde , dass nur Culm in Magdeburg Recht suchen sollte, 
nicht ganz befolgt worden. Sowol das mit Culm gleich alte 
Thorn als auch Danzig, nachdem die mächtige Hansestadt 
schon im vierzehnten Jahrhundert das Itlbische Recht mit dem 
culmischen vertauscht hatte , nahmen ihren Rechtszug direkt 
nach Magdeburg 13. Als dann in der Mitte des fünfzehnten 
Jahrhunderts sich Culm dem hochverrätherischen Bunde der 
Landschaft und Städte gegen den Orden anschloss, wurde der 
Rath der Altstadt Königsberg „Oberculm" für das preussische 
Ordensland. Königsberg trat demnach in unmittelbaren 
Rechtsverkehr mit Magdeburg, bis endlich 1540 dieser Stadt 
das sächsische Oberhofgericht substituirt wurde". 

Zahlreich sind uns magdeburgerUrtheile für Preussen er- 



in einem Transsumpt des Jahres 1251 erhalten. Beide Recensionen sind ver- 
glichen in den monnm. hist. warmiensis I nr. 28. 

^SfA culmensis civitatis eonsulibus requiratur'S culm. Handfeste § 7. 
Vgl. den magdebnrger Schöffenspruch inStobbe's Beiträgen zur Geschichte 
des detitschen Rechts 98 nr. 13, und den Spruch des culmer Raths, Steffen- 
hjigen altpr. Monatsschrift III , 242. Culmer Urtheile sind herausgegeben 
worden von demselben, ibid. 231 ff. 

^^2 Doch wurden einige Städte mit lubischem Rechte be widmet; unter 
ihnen hat vielleicht Elbing die Stellung eines #berhofs mit dem Rechtszage 
nach Lübeck eingenommen . Vgl. Steffenhagen in der deutschen Qerichts- 
zeituug 1. 1. n. 49. 50. 

*3 Magdeburger Urtheile für Thorn sind uns im Original erhalten, thorner 
Rathsarchiv scrin. VII nr. 28. Für Danzig befindet sich ein MSchU. im dor- 
tigen Stadtarchiv Schieb! . 84 nr- 1223; andere erwähnt hei Stob be Beiträge 
122 n. 47. Auch mochte die danziger Handschrift Homeyer Rbb. 139 
solche enthalten. 

^* S. Privilegia der Stände des Herzogthums Preussen, Bransbergael616, 
fol. 47b. 
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halten **, von denen einige weite Verbreitung im Gebiete des 
magdeburgischen Rechts gefunden haben ^^ In Preussen 
wurden aber auch Urtheile zu Beehtsbttchern verarbeitet , die 
hohes Ansehn in Deutschland erlangten. Abgesehen von dem 
breslauer Stadtrechtsbuch, dem sog. systematischen Schöffen- 
recht, das wahrscheinlich 1394 in Preussen recipirt als „alter 
Culm" die spätere ßechtsentwicklung beherrschte, sind fol- 
gende Kechtsbttcher dort entstanden : die magdeburger 
Fragen ^7 zu Ende des vierzehnten Jahrhunderts abgefasst^^ 
der erste Versuch auf Grund mehrerer anderer selbständiger 
Verarbeitungen von magdeburger Schöffensprüchen ^* die 
dortige Praxis systematisch zu verarbeiten; sodann die IX 
Bücher magdeburgischen Kechts, eine äusserst umfangreiche, 
auf dem Ssp. und seiner Glosse beruhende, mit andern Rechts- 
büchern und zahlreichen magdeburger Urtheilen verwebte 
Compilation, von dem thorner Stadtschreiber Walter Eckhardi 
im Jahre 1402 vollendet ^o. Sie wurde noch vor 1408 einer 
verkürzenden Umarbeitung unterworfen, die nach dem Heraus^ 
geber als Rechtsbuch der pölmannschen Distinctionen bezeich- 
net worden ist^i. Endlich sind in Preussen die sog. land- 
läufigen culmischen Rechte verfasst worden, die gleichfalls in 



^^ Magfde burger Urthoile für Calm sind ans dem culmer Stadtbuch her- 
ausgegeben von S 1 b b e Beiträge 9 1 ff. ; für Königsberg liegen gleichfalls 
einige im Originale vor, vgl. sodann oben n. 13. 

*« Sehr verbreitet war das Weisthnin an den culmer Rath von 1338, ab- 
gedruckt bei Gau pp schles. Landrecht 272. Vgl. Stobbe Beiträge 93. 

i^ Ausgabe von Behrend 1865. 

><*Behrend Einleitung dazu XL. 

19 Es sind nach Behrendts, Einleit. XXXVI, Forschungen drei Samm- 
lungen, die dem unbekannten Verfasser der magdeburger Fragen vorgelegen 
haben. Zu Grunde legte er die Compilation der Handschrift Homeyer 
Rbb. 60 ; mit ihr verarbeitete er den alten Culm und die Compilation der 
Handschriften Homeyer Ebb. 361 und 366. Jene Vorlage weist zum Theil 
auf einen Ursprung in Polen, diese beiden mitbenutzten Sammlungen sind wol 
in Schlesien und Preussen selbst entstanden. 

^ Vgl. darüber Steffenhagen altpr. Monatsschrift II, 12. 27. 36. 

21 Sie werden hier nach der Editio princeps, Magdeburg 1547 (1. 1574, 
Stobbe Rq. I, 429) citirt. 
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einer Reihe von Handschriften verbreitet waren 3*, anderer 
unbedeutender Beehtsaufzeiehnungen zu geschweigen^'. 

Das magdeburger eheliche Vermögensrecht fand im 
Ordenslande keine Anwendung. Da der Orden sich als 
Eigenthümer des gesammten von ihm unterworfenen Territo- 
riums betrachtete, so verlieh er Grund und Boden nur zu ab- 
geleitetem Becht, entnahm aber die Normen hiefttr nicht dem 
deutschen Lehnrecht, dessen Eindringen wolweislich zunächst 
von der neuen Schöpfung fern gehalten wurde; vielmehr legte 
er hiefür ein ursprünglich bäuerliches Besitzverhältniss , das 
Erbzinsrecht nämlich, wie es im östlichen Deutschland für die 
flandrischen Colonisten üblich geworden war, zu Grunde, das 
er dann durch manche Vorbehalte, Beschränkungen und Lasten 
namentlich militärischer Natur näher bestimmte. Damit fand 
auch die eheliche Halbtheilung und das gleiche Erbrecht der 
Söhne und Töchter in Preussen Eingang, denn beide Bechts- 
sätze sind überall in Deutschland jenem Besitzverhältniss an 
Grund und Boden immanent ^^. 

XL Pommern 3*. Auch in den pommerechen Herzog- 
thümern führte die zu Ende des zwölften Jahrhunderts begin- 
nende Einwanderung Deutscher zu einer vollständigen Ger- 
manisation des Landes. Für die in derselben Zeit nach dem 
Vorbilde der Mark Brandenburg planmässig ins Werk gesetzte 
Städtegründung wurde indess Magdeburg nur zum Theil 
Musterrecht; es trat zurück vor dem Becht der den Ostsee- 



^ Dieses Rechtsbuch ist ungedrnckt , vgl . darüber Steffenha^ren 
catal. eodd. manusc. regimont. nr. 165. Zeitschrift für RG. IV, 180. Altpr. 
Monatsschr. II, 606 n. g. 

23 Vgl. Steffenhagen altpr. Monatssehr. II, 27. 31. 539. 606.: 

^ Vgl. deBorchgrave histoire des colonies beiges 184 (f. 

25 Vgl. Barthold's Geschichte von Rügen und Pommern II. III, pas- 
sim. Homeyer's schöne Dissertation: historiae juris pomeraniei capita 
quaedam (1821) geht leider auf die Verbreitung des magdeburger Rechts in 
Pommern nicht ein. Sodann gehört hleher y. Balthasar's Abhandlung 
von den in vor- und hinterpommersehen Städten geltend gewordenen auswär- 
tigen Rechten (1777). S. auch die Nachweise bei v. Kampts Provincial- 
rechte II, 41. 
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handel und somit auch die Ostseesüldte beherrschenden 
Hansestadt Lübeck. 

Im westpommerschenHerzogthum gründete Herzog Bar- 
nim L (1222 — 1278) die ersten Städte, und zwar nachdem 
Muster von Magdeburg. Prenzlow's Gründung erfolgte 1235 
unter des Herzogs ausgesprochener Absicht „in terra nostra 
nostris utilitatibus et commodis providere volentes aliarum 
provinciarum consuetudines confirmantes civitates liberas in- 
staurare"««. Es folgte dann 1240 Garz«7, 1243 Stargard«« 
und in demselben Jahre Stettin , das auf magdeburger Recht 
gegründet und zugleich zum Oberhof für alle im Herzogthum 
na<;h demselben lebenden Ortschaften eingesetzt wurde 2«; 
und es entspann sich nun ein reger Rechtsverkehr Stettin's 
mit Magdeburg 20. Doch wurde hier das eheliche Güterrecht 
jener Stadt bereits durch Privileg von 1305 ausser Kraft ge- 
setzt und mit Drittheilsrecht^*, dieses dann aber wieder durch 
die Willkür von 1479^2 mit Halb theilung vertauscht. Durch 
den Einfluss des Oberhofs wurde dessen Eherecht dann auch 
in den andern nach magdeburger ßecht lebenden Städten 
praktisch ^3, In vielen Städten des Gebietes galt aber von An- 
fang an IttbischesH oder Schweriner Recht, auch das branden- 
burgische Stadtrecht drang hier ein. 

Gar nicht scheint magdeburger Recht in die Städte des 



"^c Barthold 1.1. II, 418 11. 2. 

27 Ibid. n, 441 n. 1. 

2« Ibid. If, 441 n. 8. 

20 Die Urkunde in einem Transsnropt von 1290 bei Kos mann Statutar- 
recht der Stadt Alt-Stettin (1845) 81. 

^Die Handschrift der leipsif er Universitätsbibliothek 945e, dieMomeyer 
nicht anffuhrt, enthalt eine Reihe magdeburger Urtheile für Pommern. 

3» S. V. Kampt« 1. 1. II, 43 n. 14. 

32 Bei xosmann 1. 1. 88. 
33 In der später brandenburgischen Stadt Prenzlow, s. Gen gl er 361 und 
Heydemann joach. Const. 128. Sodann in Damm , v. Karaptz II, 54. 
Golnow, ibid. II, 56. Penkun, ibid. II, 60. Pyritz, ibid. n, 99. 

3« So z. B. in der Vorstadt Stettin's , der sog. Lastadie, s. v. Kamptz 
II, 51. 
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FürBtenthums Rügen Eingang gefunden zu haben, diemeiBtens 
nach dem Muster Schwerin's oder Lübeck'B gegründet waren. 
Auch in Ostpommem und im Bisthume Gammin war dies der 
Fall ; doch drang hier auch aus dem benachbarten Ordenslande 
das culmische Recht ein. 

Rückblick. Der Aufsatz über die Gerichte zu Magde- 
burg enthält a. 5 3* folgende berühmte Stelle : 

Do — Magdeburg allirerst besaczt wart mit kuniges Otten 
des grossen rate und mit des landes willeköre und bestetiget 
an seinem rechte, als es noch** weichbilde rechte hat nach der 
alden gewonheit und Halle doraus gestiftet wart: dorumb ist 
es alles mit einem rechte begri£Pen. Hirumb suUen alle die 
von Polen ^^ und von Behemen ** und us der marke zuMeissen 
und US der marke zu Lusicz ^^ alle ire recht zu Halle ^^ holen, 
und von den steten die do binnen besessin sein. Ab sie *' des 



35 citirt nach G a u p p magdeb. Recht 200 und W i 1 d a 348. Im Weich- 
bild findet sich die Stelle a. 10 (Vulg.). 

3<^ Beide Texte fügen hier unverBtändlich f,Qsi^^ hinzu. 

3'^ Darunter fällt nach dem damaligen Sprachgebrauch auch Schlesien. 

3> Auch das böhmische Kronland Mähren wird hier mit inbegriffen sein. 

39 In diesem Verzeichnisse fehlt also auffaUender Weise Preussen und 
Pommern , ungewiss aus welchem Grunde , mit Recht aber Brandenburg, wo 
seit 1232 der Rechtszug nach Magdeburg aufgehört hatte, s. o. §4, In. 3. Die 
zobelschen Ausgaben des Weichbilds setzen unpassend die Mark Brandenburg, 
das Herzogthum Sachsen und die Grafschaft Aschersleben hinzu, s. o. § 4, I. 
III. Wegen der Ursprungszeit des Aufsatzes über die Gerichte s. u. § 5 n. 3. 

^ An der Ursprunglichkeit dieser Lesart wird sich nicht zweifeln lassen. 
Die ältesten uns bekannten Formen des Aufsatzes , also ausser den Hdschrr. 
Homeyer Rbb. 85 und 308 die Hdschr. Homeyer Rbb. 131, s. o. n. 98 
lesen so. Auch das Weichbild, Vulg. a. 10, y. Thflngen a. 11, desgleichen 
die versio latina der Drucke stimmen damit uberein. Dagegen setzen die 
Hdschr. Homeyer Rbb. 24 , von v. Daniels 1853 abgedruckt , und die 
zobelschen Weichbildausgaben an Stelle von Halle Magdeburg. Die letztem 
vermehren die Verwirrung, da sie im folgenden Satze wiederum Magdeburg in 
Halle yerändem. 

«1 Soviel wie ,, diene'S nämlich die Hallenser. Dazu zwingt der Zusam- 
menhang. Die Vulgata des Weichbilds a. 10 § 2 ändert auch demgemäss ab. 
Anders die Hdschr. Homeyer 24, v. Daniels 1863, welche so emendirt, 
dass nur die meissenschen Städte den Rechtszug über Halle nach Magdeburg 



Digitized by VjOOQ IC 



49 ' 

orteiles abir nicht enkuanen ader ab in broch wirt an einem 
orteile , das müssen sie zu Magdeburg holen , darumb daz es 
alle weichbilde beschirmet. 

Hat nun die vorstehende Untersuchung einen Commentar 
zu dieser Stelle ergeben, so ist doch die Gleichmässigkeit, mit 
welcher die Germanisation auch in Hinsicht des Rechts von 
den Herren jener weiten Gebiete ausgeführt wird, Über- 
raschend merkwürdig. Charakteristisch ist zunächst ihr Be- 
streben den Rechtszug an das Ausland zu beschränken. Zu 
diesem Zwecke werden fast überall städtische Oberhöfe oder 
landesherrliche Gerichte als ausschliessliche Instanzen im 
Territorium errichtet und nur diese zur Appellation nach 
Magdeburg verstattet; ja häufig wird sie auch ihnen unter- 
sagt, so dass sie dann die letzte Instanz für ihren Bezirk zu 
bilden haben. Die Zahl der Städte darum , welche direkten 
Rechtsverkehr mit Magdeburg hatten, ist niemals gross ge- 
wesen. In den östlichen Gebieten war es zumeist nur immer 
eine Stadt, an welche von Magdeburg aus Schöflfenurtheile er- 
gingen. 

Aber noch eine andere Bemerkung drängt sich als Resul- 
tat der vorstehenden Untersuchung auf. In fast allen dem 
Slaventhum abgewonnenen , für Deutschland eroberten Terri- 
torien, die von der Ostsee die Gebiete der Elbe, Oder, Weich- 
sel bis zur Donau herab umfassen , ist es eine durchgehende 
Erscheinung, dass die nach dem Rechte Magdeburg's gegrün- 
deten Städte** das eheliche Vermögensrecht dieser Stadt nicht 



nehmen , womit freilich das proömium der Dist. stimmt. Ob jene Zwisehen- 
inatanz in Haue wirklich historisch ist? Wir wissen nar soviel, dass in den 
meissenschen Landen und in Schlesien die Stadtegründung anfangs auch auf hal- 
lisches Recht erfolgte, s. o. IV b. 26. 27. VI n. 51. 54 ; vgl. IX n. 99. 

*2 Anders verhielt es sich mit dem Landrecht jener Gebiete, wo mit dem 
Ssp. auch sein eheliches Güterrecht Eingang fand. Hier mnsste es dann aber 
aothwendigerweise die Qualität eines Standesrechts erlangen. Es wurde vor 
aUem sam Rechte des niedem Adels und in dieser seiner Eigenschaft hat es 
die JahrfauBderte überdauert. Ob auch der freie Bauerstand, soweit er über- 
haupt in den eoloBisirten Laadem Platz griff, nach dem Eherecht des Ssp. 
T. M a r ti ts , ehel. Oüteneoht d. Stp. ^ 
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recipirt haben *3, dass sie an die Stelle der demselben ent- 
sprechenden Gütereinheit der Ehegatten ein anderes System 
setzten , dessen Wesen in einer Quotentheilung des ehelichen 
Vermögens bei Auflösung der Ehe, demnach in Herstellung 
einer Gütergemeinschaft von Todeswegen bestand. Dieses 
Theilrecht sehn wir in doppelter Gestalt auftreten, als Halb- 
theilung im nordöstlichen und als Drittheilsrecht im südöst- 
lichen Deutschland. Unzweifelhaft hat zu dieser so einschnei- 
denden Abänderung des ostfälischen Rechts die Besiedlung 
unserer Ostmarken mit Colonisten vom Niederrhein Veranlas- 
sung gegeben; das Drittheilsrecht entspricht dem fränkischen 
^ouaire, die Halbtheilung weist auf flandrische und west- 
fälische Grundlage zurück. Doch dürfte hierin die Erklärung 
jener merkwürdigen Erscheinung allein nicht gefunden wer- 
den, sie dauerte ja fort in einer Zeit, wo das System der per- 
sönlichen Rechte längst jede Bedeutung verloren hatte. Es 
mussten tiefere Gründe sein, welche bei dem Uebergang unse- 
res Volkes von der Naturalwirthschaft zur Geldwirthschaft, 
wie er in der Entwicklung städtischer Freiheit sich vollzieht, 
bei der Bildung eines Bürger- und freien Bauerstandes zu einer 
Verwerfung unseres altnationalen eheliehen Güterrechts, wie es 
der Ssp. treu conservirt hat, führten. Diesen Gründen nachzu- 
gehn wird die Aufgabe der nachstehenden Untersuchungen sein. 



lebte, ist aus den Rech tsauf Zeichnungen nicht allgemein anzugeben. In 
Preussen war es nicht der Fall ; und hier gilt noch heutigen Tages provincial- 
rechtlich allgemeine Gütergemeinschaft. So war es auch in vielen Gegenden 
Schlesiens, vgl. unten IV. 

*3 Denn überraschend gering ist die Anzahl derer , die dem ehelichen 
Güterrecht ihrer Mutterstadt treu geblieben sind. Dasselbe war zunächst 
ganz ausgeschlossen in der Mark Brandenburg, in Kursachsen und Preussen. 
Es galt nur in einigen schlesischen , böhmischen , mährischen, pommerschen 
Städten. Aus Ungarn und Polen sind die Nachrichten zu gering um ein Ur- 
theil fallen zu können. Das magdeburger eheliche Güterrecht galt dann aber 
in den Städten des Erzbisthums Magdeburg und der Stifter Naumburg und 
Merseburg. Und was das merkwürdigste ist, Magdeburg selbst scheint schon 
im 14. Jahrhundert eine gewisse Abneigung gegen das eheliche Vermögens- 
recht des Ssp. empfunden zu haben, vgl. die interessante WiUkür u. $ 6 n. d. 
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§ 5. Die Rechtspflege der magdeburger Schöffen, 

Ueberragte die Geltung des magdeburgischen Stadtrecbts 
in ihrer räumlichen Ausdehnung bei weitem den Umfang ir- 
gend eines andern deutschen Particularrechts , so richtet sich 
unsere Aufmerksamkeit um so mehr auf die Thätigkeit jenes 
kleinen Collegiums in der Eibstadt, das berufen war bei dem 
glanzvollen Eroberungszuge deutschen Volksthums im Mittel- 
alter eine so segensreiche Wirksamkeit zu entfalten. Eine 
eingehende Würdigung der Rechtspflege, wie sie durch die 
magdeburgischen Schöffen erfolgte, möchte freilich die dieser 
Untersuchung gesteckten Grenzen tiberschreiten ; wol aber 
lässt sich die Frage nicht von der Hand weisen , auf welchen 
Quellen die Rechtsprechung des magdeburger Schöfl^enstuhls 
beruhte. 

Die ältesten Urkunden des magdeburger Stadtrechts zeig- 
ten uns , dass es zwar auf altsächsischer Grundlage wie der 
Ssp. erwachsen war, dennoch aber eine selbständige Entwick- 
lung desselben enthielt. Auch die Rechtsdenkmäler des 
13. Jahrhunderts, der Zeit angehörig, da der Oberhof zu 
Magdeburg die Rechtsentwicklung des östlichen Deutschlands ' 
zu beherrschen begann, bestätigen jenes Resultat. Schöffen- 
urtheile aus jener Zeit sind uns freilich nicht mehr erhalten, 
doch liegen uns mehrere Weisthümer vor *, in denen sich die 
Schöffen über das Recht, wonach sie sprechen, in eingehender 
Weise selbständig verbreiten. Sodann wurde bereits im sel- 
ben Jahrhundert in Magdeburg ein kleines Rechtsbuch ^ ge- 

» So kann man füglich alle RechtsraittheUungen der Magdeburger nennen, 
die nicht die Entscheidung eines Parteistreits bezwecken. Ihrer sind ausser 
den obigen beiden , § 1 , folgende : die beiden Weisthümer für Breslau von 
1261 und 1295, Stenzcl nr. 56. 96, das für Görlitz von 1304, das ausführlichste 
von allen , s. o. § 4 V n. 39, und § 6 n. 8, das für Cnlm von 1338, s. o. § 4X 
n. 16, das für Halle von 1364, s. o. §4 II n. 14. Häufig begegnen kleine Weis- 
thümer über einzelne Punkte , die uns theils selbständig , theils in Rechts- 
bfichem verarbeitet erhalten sind. 

2 So nennt es sich selbst, a. 1 , Wilda 345: an desem boeche. Auch 

4* 
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schrieben , der „Aufsatz über die Gerichte zu Magdeburg" ^ 
welcher dann zu Anfang des 14. Jahrhunderts mit den mannig- 
fach divergirenden Formen des magdeburger Schöflfenrechtes 
zu dem sog. Weichbilde verschmolzen worden ist. 

Prüfen wir aber jene Aufzeichnungen näher, so bietet 
schon das erste ausführliche Weisthum der IV^agdeburger für 
Breslau von 1261 eine merkwürdige Erscheinung dar. -Zwei 
grosse Stücke desSsp, sind dort aufgenommen. Die §§ 55 — 61 
enthalten Ssp. I, 22 § 4 -25 § 3, Die §§ 62—64 sind entlehnt 



a. 1 1 (Wilda 352 ist lückenhaft, vgl. aber Weisth. von 1304 § lio) weist auf 
ein grösseres ganze : als ir hie vore vernoraeti habet. 

3 Diesen Namen hat ihm Wilda gegeben, rh. Museum VII, 321. In 
einer genügenden Ausgabe liegt dieses interessante Rechtsdenkmal leider nicht 
vor; die von Wilda 1. 1. 345 ist lücken- nnd fehlerhaft. Man ist daher für 
die Benützung auf das sächs. Weichbild gewiesen, welches dasselbe a. 6 — 18, 
aber bereits überarbeitet enthält. In mehr oder weniger selbständiger Form 
begegnet es handschriftlich im krakauer Codex, Homeyer Rbb. 131 und im 
damit verwandten breslauer, Homeyer Rbb. 85, die beide vielleicht Ab- 
schriften eines 1306 durch Konrad v. Oppdn geschriebenen Originals sind, vgl. 
B i B c h o f f in den § 4 IX n. d8 cit. Sitzungsberichten XLVIIIy272 ; sodann im cod. 
Homeyer Rbb. 134, Bischoff 1. 1. L, 337 ; im cod. Homeyer Rbb. 121, 
in dem von Wilda edirtennr. 308, endlich in nr. 91. — Die Frage nach der 
Ursprungszeit ist bei dem unsichern Texte schwierig zu beantworten. Wilda 
setzt 1. 1. 335. 339 den Aufsatz vor 1261. Und das möchte nicht zu kühn 
sein ; folgende Momente kommen in Betracht : er kommt, wo er in den Hand- 
schriften selbständig erscheint, zumeist m Verbindung mit einer magdebarger 
Chronik vor, die 1253—1256 verfas&t ist; in den codd, nr. 308 und 134 bil- 
det er mit ihr ein ganzes ; in den andern , soweit sie bekannt sind , findet er 
sich kurz vorher, so in codd. nr. 85. 131. Demnach müsste der Aufsatz zu 
Anfang der 2. Hälfte des 13. Jahrhunderts entstanden sein. Und dafür 
sprechen andere Gründe : a. 8 führt als Mitglieder des Pfalzgerichts die drei 
Laienfürsten auf, die die ersten sind bei des Reiches Kur. Es ist schwer 
denkbar, dass dies nach 1275 geschrieben ist, wo ja K. Rudolf die Siebenzabi 
der Kurfürsten auch reichsgesetzlich anerkannte, vgl. Laban d Beiträge zur 
Kunde des Schwsp. 19. Sodann trennt a. 10 (Wilda 352 ist lückenhaft, vgl. 
Weichb. 14 § 2 Vulg.) den Burggrafen von Magdeburg von dem Herzoge zu 
Sachsen; da die sächsischen Herzöge 1269 die Bnrggrafschaft zu Magdeburg 
eckauften, so muss der Aufsatz vor 1269 geschrieben sein. Es ergibt sich 
demnach als Entstehungszeit des kleinen Rechtsbachs der Zeitraum von 1253 
bis 1269. 
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dem Ssp. I, 62 § 8—63 § 1. Also mitten aus dem Ssp. wurden 
zwei längere Abschnitte dem Weisthum zum Schlüsse ange- 
hän'gt. In höchfift formloser Weise geschah diese Herüber- 
nahme. Zufällige Eigenheiten des Textes, die wol einem 
Rechtsbuch, aber nicht einem Weisthum anstanden * , wurden 
stehn gelassen. Unpassende und unnöthige Sätze* wurden 
sichtlich aus Nachlässigkeit beibehalten, einmal ein Satz , der 
nöthig war, ganz fortgelassen «. Nur eine einzige Abänderung'^ 
des Originals deutet auf Absichtlichkeit. Was die Wahl ge- 
rade dieser Artikel veranlasste, ist schwer zu sagen, vielleicht 
gab das Motiv der Wunsch Erbschaftsverzeichnisse und ein 
Kampfesformular zu geben; aber um so befremdlicher ist dann 
die Anfügung solcher Rechtssätze, die damit nicht zusammen- 
hängen, bloss aus dem Grunde, weil sie der Ssp. zufällig an 
jenen Stellen vorträgt; um so befremdlicher der Umstand, 
dass beide Abschnitte des Ssp. bei der Entlehnung vor ihrem 
Ende abgebrochen werden, vom Ritual des gerichtlichen Zwei- 
kampfs aus Ssp. I, 63 die Abschrift sogar nicht über die ersten 
Sätze gediehn ist, weil das nach damaliger Sitte nur auf einer 
Seite beschriebene Pergament nicht weiter reichte *. 

Aber es ist doch eine überaus wichtige Thatsache , dass 
das Landrechtsbuch des ritterlichen SchöflFen, welches in dem 
nah benachbarten Dorfe Salbke geschrieben war, dreissig Jahre 
nach seinem Entstehn nicht allein in Magdeburg gekannt und 
benutzt, sondern als unmittelbar anwendbares Recht betrach- 



^ § 58 des Weisthums : aleine nie benume ich iz simderliciie meht , aus 
8ep. I, 24 § 3. 

* Ledis^ing von Land- u . Lebnrecht Weisth. §61. Friedbnich im Dorfe § 64 . 

^ Weisth. § 64 iässt hinter dem Satze : swenne her sich sin underwunden 
hat, die Worte aus : uode ine mit orlove gelaten hevet. 

"^ Weisth. § 58 setzt lipgedinge statt morgengabe. 

^ Das UrtheU Herzog Heiniich's, Stenzel nr. 76 : per negligeneiam aut 
ignaviam eorum , qni pro tempore füerant , (erant) defective propter cedule 
brevitatem inscripta obmissis qnibasdam articulis, qne Juspredietnmcontingere 
videbantar , war nicht unverdient ; aber das Verfahren der Magdeburger war 
ein bei stadtischen Urkunden nicht unerhörtes, Tomaschek deutsches 
Recht 41. 
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tet wurde, so dass die magdeburger Schöffen willkürlich dar- 
aus entnommene Stücke den Breslauern als ihr eigenes Stadt- 
recht übersenden konnten. Ja aus mancherlei Umständen 
geht hervor, dass es schon seit geraumer Zeit in Magdeburg 
Eingang gefunden hatte ^. Auch der ungefähr um dieselbe 
Zeit entstandene Aufsatz über die Gerichte ist von einem Ver- 
fasser, der den Ssp. genau kannte, geschrieben i<>. Und die 
Autorität, die das klassische Rechtsbuch in Magdeburg gefun- 
den hat, leuchtet aus der Fülle der späteren Quellen hell em- 
por. Von den Weisthümern benutzt den Ssp. zwar weniger das 
von 1295, wo nur einzelne Sätze an ihn erinnern, aber um so 
mehr das von 1304 , welches nicht nur zahlreiche Anklänge 
daran aufweist, einzelne Sätze ihm entnimmt, zweifelhafte 
Rechtsfragen mit seinen Argumenten löst^S sondern auch den 
Ssp. zweimal hintereinander excerpirt*^. Und die magde- 
burger Spruchpraxis liefert vollgiltigen Beweis, dass der Ssp. 
bei der dortigen Rechtsprechung angewandt wurde. Seine 
Sätze werden in den Erkenntnissen citirt, seine Ausdrücke 



9 Einzelne Sätze des Weisthams beruhen wol ursprünglich auf dem Ssp., 
scheinen aber seit längerer 2eit in das Bewusstsein der Urtheilfinder einge- 
drungen und im Gedächtniss festgehalten zu sein; denn ihre Formulirung 
klingt zwar an den Ssp. an, schöpft aber nicht unmittelbar aus ihm. Dies gilt 
vom Anfangsprocess des § 44 , vom verschwestern und verbrüdern des Erbes 
§ 20, vom Gezeugniss der Freiheit § 50. Auch ist der Text des Ssp., wiewol 
er noch der ältesten Klasse angehört, bereits mit Zusätzen versehn , die doch 
in den ersten Decennien seiner Verbreitung kaum anders als in Magdeburg 
entstanden sein können. Es sind folgende : zu Ssp. I, 23 § 1 svertmaeh wird 
evenburdig eingeschaltet. Zu Ssp. I, 24 § 3 ist die Bemerkung eingeschoben, 
dass noch mancherlei zur Gerade gehöre , was nicht sonderlich genannt sei. 
Zu Ssp. I, 25 wird das Zeugniss der Mönche über die Conversion angeführt. 

10 So findet sich hier schon das berühmte Missverständnisa a. 1 , dass 
Sachsenland mit seinem Rechte sich auf König Constantin und König Karl 
ziehe, s. Homeyern. 15 zum textos prologi des Ssp. (III A.). 

** Manclunal auch unrichtig; so ist z. B. die AUegation von Ssp. II, 43 
§ 2 in a. 35 des Weisthnms nicht passend. 

12 Die erate Artikelreihe ist a. 84—102 Stellen von Ssp. I, 12— lU, 88 
§3 enthaltend. Die zweite reicht von a. 113—121 und entspricht Stellen 
aus Ssp. II, 60— III, 27. 
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festgehalten und zu technischen gemacht, ihr Sinn und Um- 
fang durch Interpretation und Analogie erläutert ^^ Die Ju- 
dicate des magdeburger Stuhls enthalten bis zur Mitte des 
16. Jahrhunderts eine von jedem Einflüsse freie ^* Entwick- 
lung de^ Sachsenspiegelrechts. Es darf uns darum nicht 
Wunder nehmen, wenn das Alter des Rechtsbuchs von der 
Sage in ungemessene Ferne gerückt wurde**. Und als im 
14. Jahrhundert die Denunciation des Augustinerprovincials 
Kienkok ein Einschreiten der Kirche gegen das in ganz 
Deutschland verbreitete Buch hervorrief, war es die Stadt 
Magdeburg, die sich darin in einer der Grundlagen ihrer 
Machtstellung, als Hauptstätte des sächsischen Rechts ge- 
fährdet sah; nicht allein hatte der Mönch persönliche Un- 
bill von ihr zu erfahren*®, sondern ein vom magdeburger 
Rath an mehr als 400 Städte , ihre Fürsten und Herren ver- 
sandter Protest*^ wies die durch jenen versuchte Entniedri- 
gung des sächsischen Rechts mit Schärfe und Hohn zurück. 
Schon im Mittelalter war es gemeine Ansicht, dass der Ssp. 
in Magdeburg den Hauptsitz seiner Anwendung fände'*; und 
die Wissenschaft hat bis zur Gegenwart die Ansicht festge- 
halten, dass der magdeburger Schöffenstuhl nach dem Ssp. 
Recht gesprochen habe **. 

Das aber kann doch keinem Zweifel unterworfen sein, 



>3 Die uoten folgende Untersuchung wird davon manche Proben bringen. 

»• S. u. § 7. 

*<^ Nach der ersten Angabe Klenkok's auf 404 Jahre; Homeyer Abh. 
der beri. Akad. LY, 432b; nach dem CircularBchreiben der Magdeburger 
auf 644 Jahre, Steffenhagen catal. bibl. regim. 73. Nach der zweiten 
Angabe Klenkok's auf 694 Jahre, Homeyerl. 1. 422. 

»6 8. seine Berichte bei Horaeyer 1. 1. 416. 422. 432b. 

"8. o. § 3n. 8. 

1» Vgl. die bocksdorfüscbe Gl. zu Ssp. III, 62 § 3 i. f., bei Homeyer 
ad h. 1. angeführt. Aeneas SyWius Europa e. 31. Henning Göden, consil. von 
1501 bei Die z Archiv magd. Rechte 9. Ghil. König ed. Gregorii (1599) 236. 
Melchior Klingln dem beiMuther Z^tschr. f. RG. IV, 172 abgedruck- 
ten Briefe, u. a. m. 

1» Statt aUer andern Stobbe Gesch. d. Rq. I, 280. 
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dass das magdeburgische Stadtrecht , abgesehn von der man- 
nigfach in neue Bahnen führenden Entwicklung, die es dem 
Ssp. gab , auch ursprünglich und principiell von diesem in 
wichtigen Fragen differirte*^ Es tritt uns als ein wolgeftigtes 
Rechtssystem gegenüber, das seine Ausbildung unabhängig 
vom Ssp. empfangen hattest; und haben wir schon für die 
älteste Zeit dasselbe als eine selbständige, mit dem Ssp. nicht 
immer übereinstimmende Entwicklung des sächsischen Rechts 
kennen gelernt, so tritt dieser Charakter in den seit dem 13. 
Jahrhundert so reichlich fliessenden Quellen noch deutlicher 
hervor. Ist aber der Gebrauch des Ssp. bei dem magdeburger 



20 Zu den wichtigsten Differenzen ist abgesehn von der durchaus ver- 
schiedenen Gerichtsverfassung vor allem das Beweissystem zu rechnen : das 
magd. Recht schreibt bei Verbrechen den Unschurdseid mit Eidhelfern vor, 
den der Ssp. nicht kennt, Weistfa. von 1261 § 13. 21 . 27 ; von 1295 §11. 16,. 
19; von 1304 § 13. 33. 71 ; syst. SohR. III, 1, 35. Es lässt eine Schuldklage 
mit getüge zu, Weisth. von 1261 § 12. 24 ; von 1295 § 2. 3; von 1304 § 25. 
27. 74. 111. 127. 139. Anders ferner als im Ssp. ist in Magdeburg die Klage 
nach todter Hand normirt, Weisth. von 1295 § 8; von 1304 § 25 : magd. Fr. 
II, 2, 11. 3, 1. 3* III, 1, 12; syst. SchR. III, 2, 28; desgleichen die Anfangs- 
klage, Weisth. von 1295 § 6; denn nach dem Ssp. zieht sich bekanntlich der 
Vindicant selbdritter zur Sache. Aus dem materiellen Recht ist bieher zu 
ziehn : das magd. Recht unterscheidet Erbgüter von erworbenen; es stellt 
Söhne und Töchter bei der Erbfolge gleich. Auch die so auffallende Erbfolge- 
ordnung der Magdeburger mpchte zum Thefl auf principielle Verschiedenheiten 
vom Ssp. zurückweisen, vgl. S tob be Beiträge 40 ff. Sodann kennen sie 
aussergerichtliche Vergabungen des Manns an die Frau, Weiath. von 1261 
§ 14, eine regelmässige ftechnungsablage der Vormünder, ibid. §49, Weisth. 
von 1304 § r34 u. s. w. Vgl. auch oben § 1 n. 33 — 36. 

*' Unverkennbaren Beleg hiefür gibt die Reehtssprache, jene« wichtigste 
Vehikel aller Jurisprudenz. Sie zeigt sich in Magdeburg schon im 13. Jahr- 
hundert unabhängig entwickelt, ich erinnere an Ausdrücke wie: ambord, 
orhap, Schreileute, die gewaltige See (der Ssp. sagt schiffreiche Wasser), 
Wunde die nageis tief und gliedes lang , die braun und blau ist. Diese tech- 
nischen Ausdrücke sind dem Ssp. unbekannt. Manchen Sätzen der magde- 
burger Rechtsquellen ist überdem ein hohes noch über den Ssp. hinausreichen- 
des Alter nachzuweisen, Weisth. von 1261 § 14 vgl. mit dem hallischen 
Weisth. von 1235 §26; von 1261 §48 vgl. mit dem von 1235 § 20. 27 ; 
Weisth. von 1261 § 53 vgl. mit dem Privileg von 1188 § 4. 
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Oberhof überhaupt bezeugt, so fragt es sieh : welchen Charak- 
ter hatte die Anwendbarkeit des Ssp, in Magdeburg? In wie- 
weit wurde das Rechtsbuch der dortigen Rechtsprechung über- 
haupt zu Grunde gelegt? 

Die Antwort auf diese Frage kann nicht zweifelhaft sein. 
Nur soweit wurde der Ssp. in Magdeburg angewandt, als der 
Inhalt desselben mit dem dort geltenden Recht überein- 
stimmte ^^ Die Autorität dieses wie jedes andern Kechts- 
buchs war keine formelle, sondern nur eine materielle. Das- 
selbe hatte nicht den Charakter des jus scriptum im römischen 
Sinne , ihm kam nur die Bedeutung eines Hilfsmittels für die 
Erkenntniss des bestehenden Rechtes zu. Dieses wurzelte hier 
wie überall in Deutschland noch lediglich in der Rechtstiber- 
zeugung der Urtheilfinder. 

Die magdeburger SchöflFen sprechen sich selbst sehr gut 
über die Autorität der Rechtsbücher aus : 

Magd. Fr. I, 3, 2. Alle schrift sin den luten geschreben 
unde gegeben zu Wissenschaft und zu lere. Hirumb, wer ein 
scheppe ist unde gesworen hat zu dem rechte, der mag noch 
der redelicheit sines besten sinnes unde noch wissenheit der 
öchrifte unde des rechten orteil vinden uflF sinen eid. 

Fragen wir dann aber weiter um die Grundlage für die 
unten folgende Entwicklung des magdeburgischen ehelichen 
Vermögensrechts zu gewinnen, wie sich denn dieses zum Ssp. 
stellte, so ist hier die Gleichheit der Principien in beiden 



22 Ich freue mich hier die Ansicht eines grossen Vormanns , ich naeine 
Eichhorn § 277, über die Bedeutung der Rechtsbücher an einem speciellen 
Falle zu erläutern. Es ist nicht zu bezweifeln, dase diese Ansicht auch gegen- 
wärtig die herrschende der Germanisten ist : nur scheint sie nicht immer mit 
Klarheit in den DarsteUungen unserer Rechtshistoriker hervorzutreten ; ich 
vermisse sie z. B. in H o m e y e r ' s schöner Abhandlung über den Prolog zur 
Glosse in den Abh, der berl. Akad. 1854 , 164 ff. : der Ssp. sd ein jus scri- 
ptum, auf welches die Partheien sich berufen, nach welchem die Gerichte ur- 
tfaeilen dürfen. VgL auch Bohl au nove const. XXVI. — Erst im vier- 
zehnten Jahrhundert begann der Ssp. in einzelhen Territorien C^setzeskraft 
zu erlangen , zuerst , wie es scheint , im Lande Jenchow, H o m e y e r Richt- 
steig Ldr. 36. 
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Rechten ganz evident. Für diese bestimmte Lehre wurde der 
Ssp. der dortigen Rechtsprechung unmittelbar zu Grunde ge- 
legt *3. Wenn auch manche seiner Sätze als auf Verhältnisse 
des Landlebens bezüglich ihre Geltung im Stadtrecht einbtiss- 
ten, so wurden andere der Ausgangspunkt einer höchst inter- 
essanten Entwicklung. Eine Betrachtung des Ssp. und der 
ihm verwandten Rechtsquellen muss demnach für Verhältnisse 
des ehelichen Güterrechts das gesammte Material des magde- 
burgischen Rechts benutzen. Den wichtigsten Bestandtheil 
desselben bilden zwar die zahllos uns erhallenen magdeburger 
PräJudicien; doch kommt hiezu noch eine Reihe anderer 
Rechtsaufzeichnungen. 

§ 6. Aufzeichnungen des magdeburger Rechts. 

1) Willküren. Mit der Bildung eines Rathes, dessen 
wichtigstes Vorrecht es wurde im Verein mit den „witzigsten" 
der Stadt Willküren zu setzen, erlosch für Magdeburg die Fort- 
bildung des Privatrechts durch Privilegien. An deren Stelle 
traten die städtischen Statuten. Ihrer mögen eine grosse Zahl 
ergangen sein; doch sind uns aus dem Mittelalter nur zwei 
über privatrechtliche Verhältnisse erhalten, beide betreffen 
aber das eheliche Vermögensrecht : 

Willkür über die Gerade aus dem 14. Jahrhundert*, in 
den hallischen Statuten uns erhalten K 

Willkür über Vergabungen unter Eheleuten ; sie ist uns 
in der Glosse zum Weichbild a. 22 aufbewahrt^, möchte also 



23 Ueber städtische Willküren , die dem Eherecht des Ssp. derogirten, 
verweigerten die magdeburger Schöffen zu erkennen, vgl. MSehU. Was- 
serschieben I, 136 c. 2. 162 c. 26, 360 c. 7. 399 und oft. Vgl. im all- 
gemeinen magd. Fr. I, 3, 3. 6. auch Stobbe Gesch. d. Rq. II, 68 ; des- 
selben Beiträge 37 n. 2. 

* Denn bereits 1389 war dieselbe in Pirna recipirt worden, Hoff mann 
statuta localia II, 313; bereits 1395 wird sie für Grimma bestätigt, Barth* 
von der Gerade, appendix 308. 

^Förstemann neue Mittbeilungen L, 2, 80 ff. 

3 V. Daniels 280. 
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schon vor der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts in Magde- 
burg beschlossen worden sein. Durch dieselbe wurde auf dem 
Wege der Ehestiftung die eheliche Halbtheilung der benach- 
barten märkischen Städte dort adoptirt*. 

2) Bechtsbtich.er. Der rege Rechtsverkehr, in den 
Magdeburg mit den Städten Ostdeutschlands trat, erzeugte 
auch in jener Stadt selbst eine eifrige Theilnahme an dem 
Rechte , das dort sich im Laufe der Jahrhunderte zu so hoher 
Cultur entwickelt hatte. Ein so lebhaft beschäftigter SchöflFen- 
stuhl, wieesdermagdeburgerwar, regte zu juris tischer Thätig- 
keit an auch abgesehn von der Veranlassung, die das Bedürf- 
niss nach Entscheidung der im Rechtszug dorthin gelangten 
Rechtsfragen darbot. Und so sind denn dort mehrere werth- 
volle Rechtsbticher entstanden , die Eike's von Repkow Vor- 
bild nachahmend die dortige Praxis nicht allein zu fixiren, 
sondern auch die Entscheidungen auf ihre tieferen Gründe zu- 
rückführend in selbstbewusstem Schaffen lehrhaft zu verarbei- 
ten strebten. Diese Thätigkeit schloss sich zunächst eng an 
jene ausführlichen Weisthümer an, in denen die magdeburger 
wichtige Sätze ihres Rechtes im Zusammenhange dargestellt 
hatten. 

Schon von dem Weisthum von 1261 mögen in Magde- 
burg Abschriften zurückgeblieben sein, denn dem darauf fol- 
genden des Jahres 1295 liegt jenes an mehreren Stellen nach- 
weisbar zu Grunde ^ Und dass von diesem wiederum ein 
gleiches gilt, ist gewiss ^. Beide Weisthümer wurden, wie sie 



* Dem 16. Jahrhundert gehört die Privatrecht betreffende Willkür an, 
die 1568 in vigilia esto mihi erlassen worden ist, s. Ale mann palaestra con- 
sult. I, 3. Hoffmann Gesch. von Magdeburg II, 367. Diez Archiv magd. 
Rechte 6 1 . Nach A 1 e m a n n ' s Bericht scheint sie namentlich Strafen gegen 
Ehebrecher festgesetzt zu haben. Ich habe ihrer nicht habhaft werden Itönnen ; 
sie wurde 1625 ,,in rechte Ordnung gebrachtes und diese reformirte Willkür 
ist öfters gedruckt worden, z. B. 1640. 1663. 

5 § 16 desselben ist eine Ausführung des Weisth. von 1261 § 27. § 9 
beruht auf § 53 des letztgenannten. 

* Es wurde seinem ganzen Umfange nach nur mit Ausnahme des § 8 in 
das Weisth. von 1304 aufgenommen, wo es sich von § 43 — 62 findet. 
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ja im ganzen Gebiete des sächsischen Rechts die Grundlage 
einer reichen Literatur bilden, auch in Magdeburg vielfach 
abgeschrieben, ausgeschmückt, mit Zusätzen versehn, die theils 
den PräJudicien des dortigen Schöffenstuhls, theils auch un- 
mittelbar dem Ssp, entnommen waren. Sie wurden zu 
Schöffenrechten^ verarbeitet. Das erete bekannte Bei- 
spiel eines solchen ist in Magdeburg selbst entstanden ; es ist 
diejenige ßechtsaufzeichnung, die 1304 als Weisthum nach 
Görlitz gesandt worden ist*. 

Schon im Anfange des 14. Jahrhunderts wurde dann das 
magdeburger Schöffenrecht mit dem ebendoii; entstandenen 
Aufsatz über die Gerichte zusammengestellt und mit einer aus 
dem Ssp. schöpfenden allgemeinen Einleitung über den Be- 
ginn des Rechts versehn ^ Dieses so verschiedene Bestand- 
theile an einander reihende, in mannigfachen Formen begeg- 



'^ Solche Schöffenrecfate entstanden in vielfach schwankender Form fast in 
allen Gegenden , wo magd. Kecht in Geltang war. Es ist gewiss äusserst 
wünschenswerth gegen die neuen Benennungen Wasserschleben'sl Vorr^ 
XII zunächst an jener durch Homeyer Rbb. p. 27 eingeführten und allge- 
mein acceptirten Terminologie festzuhalten. Die Merkmale eines Schöflfen- 
rechts sind demnach folgende: 1) eine Bearbeitung der Weisthümer von 1261 
und 1295 ohne 2) Hinzufügung des Aufsatzes über die Gerichte und 3) ohne 
Buch ereintheilung. 

^ In ihm lassen sich drei Theile unterscheiden nach den zu Grunde liegen- 
den Rechtsdenkmälern: der erste, § 1—42, legt das Weisth. von 1261 zu 
Grunde, das er mit vielen Zusätzen versieht, auch mit Stellen des Ssp. verar- 
beitet; der zweite, § 43—62, enthält fast unverändeH das Weisth. von 1295 ; 
der dritte benutzt wieder das Weisth. von 1261 und excerpirt zweimal hinter 
einander den Ssp. , womit einige Artikel des Aufsatzes über die Gerichte ver*- 
bnnden werden. 

^ Das erste Beispiel eines allerdings von der Vnlgata abweichenden 
Weichbildrechts möchte die Form der Bandschr. HomeyerRbb. nr. 121, 
nach derBeschreibung Bischof f's Sitzungsberichte der wiener Akad. phil.- 
hist. Kl. L, 356, s. o. § 5 n. 3, nebst dem cod. Ho'meyer Rbb. 85 sein. 
Beide Handschriften weisen auf eine Vorla(;e von 1 306 zurück, die das Schöf- 
fenrecht und den Aufsatz über die Gerichte vereinigte , den letztern aber au 
den Schluss stellte und die Einleitung über Ursprung des Rechts noch nicht 
kannte. — Ob das Weichbild in Magdeburg entstanden, ist zweifelhaft, 
Wildarh. Mus. Vn, 342. 
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nende Werk^* bat als Bechtsbuch des sächsiscben Weicb- 
bilds^^ in den Ländern des säcbsischen Rechts allgemeine 
Anwendung gefunden. 

Sind aber alle diese Quellen das allmählich erwachsene 
Resultat einer gemeinsamen Thätigkeit der magdeburger Bür- 
ger überhaupt, weisen sie auf die rechtschaffende Arbeit von 
Generationen zurück, so treten im Laufe des 14. Jahrhunderts 
auch einzelne Männer zu Magdeburg als Schriftsteller über 
das sächsische Recht hervor. Auch hier wie anderswo mag 
das Amt der Schöffenschreiber '* vielfache Anregung zu theo- 
retischer Beschäftigung mit dem Recht gegeben haben. Uns 
ist aus der Mitte des 14. Jahrhunderts ein magdeburger Bür- 
ger, Hermann von Oesfeld*^ als Verfasser zweier hübsch ge- 
fasster kleiner Rechtsbücher, der Cautela und der Prems^* 
und eines nicht mehr nachweisbaren Remissoriums des S^p. 
Landrechts bekannt. Und wenig später i* wurde in Magde- 
burg i« von unbekanntem Verfasser die Glosse zum Weich- 



^^ Leider ist bis jetzt für die Geschichte desselben noch wenig gethan. 

11 Citirt wird hier für die Vulgata die Ausgabe von v. Daniels und v. 
Gruben Berlin 1858 (nach der berliner Handsdir. Homeyer Rbb. 32). 
Sodann ist eine selbständige Form desselben in der Handschr. Homeyer 
Bbb. S4, die 1853 von v. Daniels leider sehr incorrekt abgedruckt worden 
ist, demnächst die Form der Handschr. Homeyer Rbb. 324 herausgegeben 
von V. Th fingen 1837 benutzt. 

12 Der Verfasser der magd. Schöppenchronik war seit 1350 Schöffen- 
schreiber, Jan icke 's Mittheilnngen S4 ; er bewies sich als tüchtigen Kenner 
des sächsischen Rechts und wurde mehrmals in schwierigen Missionen an des 
Kaisers Hof gesandt, ibid. 35 ff. Auch in Innern Zwisten zwischen Rath und 
Schöffen bewährte er sich 1362 als geschickten und der Rechte wol verstän- 
digen Vermittler, ibid. 44. 

13 Er war nicht Schöffe, doch sagt die Schöppenchronik von ihm, Ja- 
nicke 36, daz er sik rechtes wol verstunt. Aus der Cautela, Homeyer 
Riehtst. Landr. 394, ergibt sich, dass er auch das Kaiserrecht kannte. 

1* Die letzte Ausgabe voa Homeyer in seinem Riehtst. Ldr. 390. 

i^Es gibt bereits Handschriften des 14. Jahrhunderts, die die Glosse 
zum Weichbild enthalten; die älteste daürte scheint die gorlitzer von 1387, 
Homeyer Rbb. 250, zu sein. 

^^ Dass die Glosse in Magdeburg entstanden ist , kann nicht zweifelhaft 
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bild^^ nach dem Vorbild und im Sinne der von Johann v. Buch 
zum Landrecht verfassten**, also unter Anziehung der lege» 
und canones verfasst*'. 

§ 7. Der Niedergang des magdehvrger Schöffenstuhls, 

Es schien eine Zeit , als wenn der magdeburger Oberhof 
berufen sein könnte die Entwicklung des sächsischen Rechts 
an seine PräJudicien zu binden. Jenes deutsche Stammrecht 
hatte sich lediglich aus sich selbst heraus von einfachen An- 
fängen zu hoher Ausbildung entwickelt ^ keinen Einfluss hatte 
darauf das römische Recht, nur einen unbedeutenden die Ein- 
führung des Christenthums und die Unterwerfung des Volks 
unter die fränkischen Könige erlangt. Das sächsische Recht 
hatte dann im Ssp. eine klassische Darstellung gefunden und 
dieses Rechtsbuch war es , das die Schöffen Magdeburg's be- 
rufen dem Übereibischen Deutschland das Recht zu weisen 
als die vollkommenste Darstellung ihres Rechtsbewusstseins 



sein, vgl. dieselbe zu a. 22, r. Daniels 280: wir haben zu Meideborg soUicfae 
gewonheit; zu a. 26, y. Daniels 302: nach unsere meideburgischen rechtis 
uzwisunge unde nach unserer stat gewonheit. 

" Neuerdings von v. Daniels in seiner Ausgabe des Weichbilds 1858 
(gleichfalls nach der Handschr. Homeyer Rbb. 32?) zum Abdrucke ge- 
bracht. 

*8 Wie Joh. V. Buch den Ssp. für ein Privilegium Karl's des Grossen 
halt, so ist dem Glossator das WelchbUd ein Privileg Konig Otto's des Rothen, 
das dieser durch Bnrchard Mangefeld, s. Btobbe Gesch. d. Rq. I, 411 n. 35, 
aus dem Ssp. hab6 ziehn lassen unter Hinzufügung dessen, was im Ssp. 
,, nicht luterlich gesatzt** war. Dodi sei mit dem neuen Privilegium der Ssp. 
noch nicht abgelegt, sondern dasselbe enthalte nur eine ,,anwisuug des sech- 
sischen rechts**, einen ,,commentar des Ssp.**, diene also zu seiner Erleuch- 
tung. Gl. zu Weichb. a. 1. 10, v. Daniels 183. 228. 

19 Wo die eigenthümliche bloss deutsches Recht enthaltende Weichbilds- 
glosse des cod. Homeyer Rbb. 47 geschrieben ist, kann leider aus dem 
wenigen, was davon bekannt ist , s. Homeyer Richtsteig 399— 406, nicht 
angegeben werden. Einzelne Artikel derselben sind im folgenden nach der 
Handschr. benutzt. Dagegen können die Rechtsbücher des Nicolaus Wurm, 
namentlich auch die. sog. Blume des magdeburgischen Rechts nicht als authen- 
tische Berichte über die dortige Praxis angesehn werden. 
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erkannten , welches sie daher in ausgedehntem Umfange fttr 
ihre Rechtsprechung verwertheten. Dass aber ihre Thätigkeit, 
sowie sie nur einen grössern Hintergrund erlangte, auch schon 
zu erlahmen begann, dass der magdeburger Schöffenstuhl nach 
kurzer Zeit der Blttthe weder in seiner oberstrichterlichen 
Stellung den gesteigerten Ansprüchen einer hohem Cultur ge- 
nügte, noch in seinen doctrinellen Leistungen irgend etwas zu 
Stande brachte , was auch nur entfernt mit dem Ssp. , seinem 
süddeutschen Ebenbilde oder gar mit den gleicher Zeit ent- 
stammenden Rechtsbttchem England's verglichen werden 
konnte , das hat . seinen tiefern Grund in den Schicksalen, 
denen das deutsche Reich während des 13. Jahrhunderts ver- 
fiel. War einmal das Geschick Deutschland's in die Bahn 
territorialer Entwicklung gedrängt worden , so musste diesem 
Wege auch die Rechtsbildung folgen und die Thätigkeit eines 
rechtsprechenden Organs, das ohne territoriale Grundlage be- 
stand, war damit untergraben. Schon im 13. Jahrhundert 
sehn wir, wie einzelne Landesherrn durch das Verbot der Ap- 
pellation ins Ausland ihren Städten die Verbindung mit dem 
Mutterrecht abschnitten*, und die folgenden Jahrhunderte 
zeigen uns das Schauspiel, wie der Kreis der Städte, die in 
Magdeburg sich Rechtes erholten, fortwährend sich verengte. 
Dazu kommt aber noch ein anderes Moment. Die ita- 
lienische Politik der Kaiser hatte die Nation mit den Idealen 
des klassischen Alterthums erfüllt; damit war auch die ganze 
Cultur auf die Traditionen desselben gewiesen. Eine Selbst- 



* Zuerst die braadenbarg^schen Landesbei'ren, s. o. §4la.3.4. Es folg- 
ten 136& die Könige von Polen, s.o. §4IX n. 6. 1432 erging für die kurfürst- 
lich sächsisefaen Lande das Verbot der Appellationen nach Magdeburg , s. n. 
n. 8. in dem seit 1466 polnisch gewordenen Westpreussen hob Casimir IV. 
durch Privileg von 1476 das magd. Recht zu Gunsten des culmischen auf, 
s. KieciusI, ll|7. 11. In der Niederlausitz kamen 1532 auf Grund eines 
in diesem Jahre ergangei^n magd. Bchöffenspruchs die Appellationen nach 
Magdeburg in Abnahme, s. n. n. 10. In Ostpreussen wurde der Bechtszug 
nach Magdeburg 1540 aufgehoben, s. § 4X n. 14. Ueberdie weitere Einbnsse 
der magd. Spruchpraxis s. u. n. 8. 9. 
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beschränkung der Rechtspflege und Bechtswissenschaft auf 
die Gebote der einheimischen Sitte war fortan unjmöglich ; sie 
musste in Widerspruch treten mit den geistigen Bedürfnissen 
des Volks. 

^ Bis zum Jahre 1547 bestand der Schöflfenstuhl zu Magde- 
burg, wie es scheint, nur aus Laien , aus ungelehrten Rechts- 
verständigen. Während die einstmals auf magdeburgisches 
Recht gegründeten Schöflfensttihle zu Leipzig, Halle und Bran- 
denburg schon im 15. oder zu Anfang des 16. Jahrhunderts 
Doctoren aufgenommen hatten 2, die wie sie noth wendiger- 
weise das Uebergewicht im Collegium erlangen mussten, so 
zunächst vortheilhaft auf die Sicherheit der Rechtsprechung, 
auf die Beständigkeit der Praxis wirkten, aber ihre Erkennt- 
nisse auch nur auf das kaiserliche und canonische Recht so- 
wie auf die als geineines Sachsenrecht anerkannten Sätze 
gründeten, sonst aber dem deutschen Recht den Vorrang nur 
dann zugestanden, wenn es das Merkmal einer consuetudo ra- 
tionabilis trug: schöpften die magdeburger ürtheile bis zur 
Mitte des 16. Jahrhunderts, als der schmalkaldische Krieg and 
die Belagerung des geächteten Magdeburg's die Thätigkeit 
des dortigen Sehöffenstuhls unterbrach, lediglich aus deut- 
schem Rechte Begegnen auch zu Ende des 15. und im 



2 In Leipzig ist dies vieUeieht schon vor 1432, gewiss aber noch im Laufe 
des 15. «Tahrhunderts geschehn, Stobbe Gesch. d. Rq. II, 69, Math er Ge- 
wissensvertretung 45; in Halle seit 1497 , Stobbe 1. 1. II, 72; in Branden- 
burg doch wol seit der K. G. O. von 1516, Heydemann Joach. Gonst. 11. 

3 Und zwar ist den magdeburger Schöffen im Gegensatz der andern 
Schöffeiistahle des sächsischen Bechts ein genaues Festhalten am Ssp. nach- 
zuweisen; es bildete sich zwischen diesen und dem' magdeburger Oberhof ein 
Gegensatz aus, von dem noch di& Praktiker des 16. Jahrhunderts vielTkefae 
Kunde geben. Im cod. univ. lips. 945o fol. 161 findet sich folgendes Notat; 
Es ist zu merken , dass 1) magdeburgisches 2) Weichbild 3) Landrecht alles 
saehsiscbes Recht genannt wird , ein Urtheil also nach einem dieser Rechte 
ist s&ehsisches Recht, weaa auch in etlichen Fällen jedes seinen sonderliehen 
Unterschied hat und Gleichheit hierin nieht gehalten wird. — Da nun aber 
schon im 15. Jahrhundert der magdeburger Stuhl seinen Einfluss einbüsste 
und jene andern SchöffencoUegien sowie die sächsischen Hofgeriohte für die 
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1 H. Jahrhundert hin und wieder in ihnen Formeln und Aus- 
drücke des römischen Rechts, die den Glossen der Rechts- 
bücher entnommen sein mochten*, werden auch einzelne Sätze 



BÜdHng eines gemeinen sächsischen Rechts epochemachend wnrden , so ti-at 
die magdebnrger Praxis in einen scharfen Gegensatz anch zum gemeinen säch 
sischen Recht. Die gelehrten Juristen mochten die magdebnrger Schöffen sehr 
über die Achsel ansehn. Man sagte von ihnen, dass sie das ,,grob Sachsen- 
recht'* hielten, Conr. Manser proc. jur. (1569) 129. Charakteristisch ist 
die von Bohl an novo constitut. XXIX mitgetheilteAeusserung Dietriches von 
Bocksdorff über sie: dorobir (neben dem römischen und sächsischen Recht), 
genediger herre, so vindet man noch cinirlei recht, daz heiset magdeburgisch 
recht, was die dorubir sprechin werdin noch magdebnrgischim rechte, daz en- 
wezc ich nicht. 

4 Dagegen das corpus juris selbst wird nie citirt; und wunderbar gering 
ist der Gebrauch, den die Schöffen von der Glosse der Rechtsbücher 
machen, trotzdem dass die Gl. zum Weichbild in Magdeburg selbst geschnoben 
worden war. Soviel bekannt ist, wird nur in einem Urtheil des Jahres 1484, 
Neumann Weisthümer nr, 56, ein Citat aus der Gl. zu Ssp. I, 21 gemacht, 
nicht eines Rechtssatzes wegen , sondern um eine Entschuldigung wegen des 
Widerspruches zweier kurz hintereinander gefällter ürtheile zu erbringen, vgl. 
auch S t o b b e Gesch d. Rq I, 28 1 n. 1 6 . Sehr belehrend für das Vei-fahren der 
Magdeburgersinddievon S t ebbe 1. 1. II, 63 n. 41. 8 In. 60a citirten Akten Her- 
zog Albrecht c/aVasolt des königsb. Archivs aus den JJ. 1530—1532. Der Kanz- 
ler des Herzogs, der neu verschriebene D. Johannes Apell, dessen Leben Muther 
1861 so anschaulich beschrieben, stellt in einer peinliehen Klage das petitum 
auf die Poen legis iuliae de vi publica und auf Herausgabe des entwandten 
Guts. Verklagter verweigert die Einlassung , wendet eventuell die exceptio 
spolii ein und verlangt Restitution des ihm selbst durch des Klägers Amtmann 
vorher entwandten Guts gemäss der c. si quis in tantam C. unde vi 8 , 4. 
Kläger replicirt, ilie c. cit. si quis müsse in modum agendi nicht excipiendi 
,, fürgewandt werden**, ausserdem habe eine Gegenklage in Sachsenrechten 
nicht statt. Verklagter schiebt dem Kläger über die geschehene Spoliation 
den Eid ins Gewissen u. s. w. — Das Erkenntniss der Magdeburger spricht 
ohne Anführung von Gründen, nur einem unbestimmten Billtgkeitsgefühl fol- 
gend dem Verklagten den Beweis erlittener Vergewaltigung zu, und theilt 
für den Fall des Gelingens desselben ihn von der Pflicht sich einzulassen 
los , — eine Entscheidung , die den laiischen Ursprung an der Stirne trägt. 
In derselben Sache war auch vom Hofgericht in Wittenberg ein (Jrtheil ein- 
gegangen , welches entgegengesetzt lautete : Verklagter habe nicht nachge- 
wiesen, dass die Spoliation vom Kläger selbst erfolgt sei, müsse demnach sich 
einlassen, ohne Zweifel juristisch richtiger- 

y. Marti t9!. eliol. GQterreebt d. Ssp. 5 
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und Institute des römischen Rechts, deren allgemeine Anwend- 
barkeit bereits die Volksansicht gebot, nicht mehr angefoch- 
ten 5, so ist doeh die Rechtsprechung der Schöflfen zu Magde- 
burg in Civil- und Criminalsachen * fort und fort eine 
laiische ''. Aber freilich die Zeiten hatten sich geändert. Eine 
Spruchpraxis, wie sie der magdeburger Stuhl der Sitte der 
Väter getreu conservirte, konnte den geistigen, konnte vor 
allem den wirthschaftlichen Bedürfnissen einer jugendlich 
emporstrebenden Cultur nicht mehr gentigen. Wer läse wol 
jene zahllosen Erkenntnisse desselben aus dem 15. und 16. 
Jahrhundert und fühlte sich nicht abgeschreckt durch ihre 
wahrhaft entsetzliche Geistesarmuth, die ein unendlicher Wort- 
schwall mühsam zu verdecken bestrebt ist. Und doch haben 
wir aus jener Zeit noch bäuerliche Rechtsquellen so frisch 
und ursprünglich , dass sie uns anmuthen wie ein belebender 
Frühlingshauch. Wer geriethe nicht in Erstaunen über die 



5 So vor aUem die Giltigkeit der nach römischem Rechte errichteten Testa- 
mente, ygl. das MSchU. nach Spremberg von 1532 in den Destin. lit lusat. 
VIII, 778 und bei Neumann Gesch. der niederlaus. Landvogte II, 202, so- 
dann das nach Gross-Salza von 1530, Homeyer's Sammlung, s. o. § 4 
II n. 18, nr. 17. Demnächst die Auffassung des Beweises als einer Last, 
vgl. nr. 17 und 33 der eben citirten Sammlung, MSchU. von 1531 in den n. 4 
citirten Akten: dieweil — der beclagte dem beclagenden anwalden seiner 
clage — gar nicht gestendig, so ist auch clagender — anwald den grundt und 
intent seiner clage wie recht zu erweisen — pflichtig. — Sodann gehört hieher 
der Indicienbeweis bei Verbrechen, den der magdeburger Schöffenstuhl nebst 
Anwendung der Folter zur HersteUung vollen Beweises acceptirt, vgl. der ci- 
tirten Sammlung nr. 30. 31. 35. Neumann Weisthümer nr. 76. 

« Beispiele, dass bis 1547 die 1532 erlassene C. C. C. auch von den Magde- 
burgern angewandt sei , lassen sich nicht nachweisen ; ohnehin mochte zu 
jener Zeit in Sachsen die salvatorische Klausel noch die praktische Anwend- 
barkeit des Keichsgesetzes sehr beschränken. 

'Ob auch die magdeburger Schöffen wie die leipziger, Mut her Ge- 
wissensvertretung 45, das Bedürfniss empfanden Rechtsverständige beim 
votiren zuznziehn? Darauf deutet eine Notiz bei Bohl au novo const. XXIX. 
inforniaeiones domini ordinarii, quas Magdeburgensibus dcderat ad pcti ta, 
dum modo graviter in sentenciando oberraverunt. Mit diesen Worten nämlich 
beginnt in einer görlitzer Hdjchr. eine Urtheilssammlung. 



Digitized by VjOOQ IC 



67 

in jenen Urtheilen zu Tage tretende Unfähigkeit einen einiger- 
massen verwickelten Rechtsfall auch nur aufzufassen, ge- 
schweige denn ihn unter die richtigen Regeln zu bringen? 
Und nun gar die Unsicherheit über das, was eigentlich Rech- 
tens ist, die in manchen widersprechenden Erkenntnissen nur 
zu sehr zu Tage tritt. So war es denn natürlich, dass auch aus 
diesem Grunde die Landesherren am Rechtszuge nach Magde- 
burg mehr und mehr Anstoss nahmen. Für die kurfürstlich 
sächsischen Staaten erging schon 1432 die Vorschrift, dass die 
Unterthanen statt nach Magdeburg an die „Doctoren, verstän- 
digen und ehrbaren Bürger zu Leipzig" appelliren sollten ». 
Für Krossen wurde 1551 die Befugniss zur Berufung nach 
Leipzig statt nach Magdeburg gegeben, „weil der Schöppen- 
stuhl zu Leipzig mit mehren Rechtsgelehrten versehen sei" •. 

Doch war es nicht dieser, sonderfa ein politischer Grund, 
der den magdeburger SchöflFenstuhl vernichtete. Die neue 
Lehre Martin Luther's war in der mächtigen Eibstadt mit En- 
thusiasmus aufgenommen worden. Auch der SchöflFenstuhl 
mochte in der Beurtheilung von Handlungen des katholischen 
Cultus nicht mit seinem Standpunkte zurückhalten*«. Die 
Stadt hatte sich dem schmalkaldischen Bunde angeschlossen 
und als die Schlacht von Mühlberg gegen ihn entschied, war 
sie es fast allein, die das Banner der evangelischen Lehre noch 
hoch hielt. Gegen sie wurde am 27. Juli 1547 die Reichsacht 
ausgesprochen. Damit war auch der Rechtszug an den magde- 
burger SchöflFenstuhl , wo er überhaupt im Reiche noch üblich 
war, inhibirt*^ Ja wir erfahren sogar, dass der Kaiser am 



»S. 0. n. 1. 

»Heydemann Joach. Const. 22. 

*o In dem n. 5 citirten ÖchU. nach Spremberg heisst es: was aber — die 
vigilien, seelmessen, begenghnns^ venien und dergleichen betrifft, dleweil sie 
dem Evangelio und gotlichera Wort entkegen, hat kein kraft noch macht, und 
kan daruf kein exeeutiou oder ausrichtnnge erfolgen. 

*t Ausdrückliche Verbote ergingen für die nach ihrem Pönfall wieder zu 
Gnaden aufgenotnmenen Städte der Oberlausitz am 1. October 1547, Ric- 
eins II, 11 § 13; sodann in demselben Jahre noch für die niederlausitzischen 

5* 
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26. Juni 1549 den Schöflfenstuhl aufhob und seine „Herrlich- 
keiten, Freiheiten, Gerichtszwang, Zubehörungen" auf die 
hohe Schule zu Frankfurt a. 0. übertrug *2. Die Stadt hielt 
eine einjährige harte Belagerung heldenhaft aus. Ein ehren- 
voller Vergleich machte ihr einfinde und bewirkte die Zurück- 
nahme der verhängten Acht. Jener Vergleich hatte zur Basis 
unter anderen auch den Punkt, dass die vom Kaiser gegen die 
Stadt verfügten Confiscationen wieder aufgehoben sein soll- 
ten *^ Da aber dabei der Stadt es anheimgestellt war, sich 
selbst mit allen den etwa im rechtmässigen Besitz der confis- 
cirten Güter und Herrlichkeiten befindlichen Personen gütlich 
abzufinden und der Schöflfenstuhl unter diese Kategorie fiel, so 
kaufte sie denselben von dem Kurfürsten zu Brandenburg 
unter grossen Opfern wiederum zurück**. Doch die Versuche 
ihm durch Berufung von Doctoren ^^ die alte Machtstellung zu 



Städte, vgl. Destin. liter. lusat. I, 781. Am 20. Januar 1548 erfolgte das 
Verbot für Böhmen und Schlesien , RicciusI, 11 § 12, Stobbe Gesch. d. 
Rq. II, 66 n. 10, zugleich wurde für alle der böhmischen Krone incorporirten 
Lande ein Obergericht zu Prag errichtet. 

»2 Vgl. M e r k e r s Bericht von der Altstadt Magdeburg Belagerung 
(1587), bei Hortleder Handlungen und Ausschreiben III, 982 (Ausgabe 
von 1618). 

*3Merkers Bericht 1. 1. 982. In der kaiserlichen Proposition war 
allerdings Aufrechterhaltung der verhängten Confiscationen gefordert worden. 
Aber diese, wie die andern Artikel wurden durch Kurfürst Moritz, des Kaisers 
Bevollmächtigten, mit Interpretationen versehn, ,, welche wol das ausserordent- 
lichste sein mögen, was unter diesem Titel jemals vorgekommen ist**, Ranke 
deutsche Geschichte V, 228. 

*^ Diese sehr interessante Nachricht , für die ich vergebens nach ander- 
weitiger Bestätigung gesucht habe, verdanke ich einer auf der hallischen Uni- 
versitätsbibliothek befindlichen Staatsschrift: Der Stadt Magdeburg — Wider- 
legung des bei jetzigem Reichstage zu Regensburg eingereichten — fernor- 
wcitigen Berichts, Magdeburg 1666, in fol. Vgl. Hoff mann Gesch. von 
Magdeburg III, 263 n. 1. 275 n. 3. Dort heisst es nr. 83: Kaiser Karl V. 
hat bei erkannter Acht die Stadt des Schöffenstuhles priviret und solchen dem 
Kurfürsten von Brandenburg übertragen, von welchem er nachher gegen eine 
grosse Summe Geldes redimiret worden. 

*5 Und zwar waren manche der seit der zweiten Hälfte des 16. Jahrhun- 
derts cooptii-ten Assessoren des Schöffeneollegiums weitgeschätzte Juristen ; 
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verschaffen, waren vergebens. Es waren nur kleine Kreise, 
in welchen das Collegium zur Abgabe von Informaturtheilen 
noch requirirt wurde, vor allem derRath von Magdeburg selbst 
versandte dorthin Akten zum Spruch^«. Die Zerstörung 
Magdeburg's im Jahre 1 631 machte dann dem Schöflfenstuhl ein 
Ende. Spätere Projekte ihn wieder aufzurichten sind erfolglos 
geblieben *7, Dem ältesten und ehrwürdigsten Schöflfenstuhl des 
sächsischen Weichbildrechts war der Untergang zuerst beschie- 
den. Seine Jüngern Rivalen zu Halle, Leipzig und Brandenburg 
haben ihn überlebt; ei*st in unserm Jahrhundert sind sie, der 
hallische nur vor wenig Jahren aufgehoben worden. 



ich erinnere an D. Joachim Gregorii, den Herausgeb'er von Chil. König's Pro« 
cess, vgl. über ihn Muther Gewissensvertretung 46. Zeitschr. f. RG. IV, 
442; sodann an D. Franz Pfeil, seit 1563 Schöffe, den bewährten Syndiciis 
Magdeburg's in schwerer Zeit , Verfasser einer bekannten Consiliensammlung 
(2 centuriae 1600); ferner an D. Jacob Alemann, einer uralten magdeburger 
Patricierfamilie entsprossen, Verfasser der o. § 6 n. 4 citirten palaestra consul- 
tationum (1613) und eines discurs. feud. de jure simult. invest. (1616). Weni- 
ger bekannt haben sich gemacht D. Matthias Schröder, D. Moritz Bnsso, 
Zacharias Keck, Caspar , Ulrich Sturm und der wie es scheint letztgewählte 
Schöffe Heinrich Walter. Vgl. über sie die Nachrichten in dem phasma 
poeticum in -- commendationem coUegii juridici, quod est scabinorum magde- 
burgensium coucinnatum , das sich vor Alemann's palaestra cons. findet ; so- 
wie den Aufsatz im magdeburger Wochenblatt 1843 nr. 8. 

*c Mir liegen folgende Sammlungen magdeburger Sprüche aus der zweiten 
Hälfte des 16. und aus dem 17. Jahrhundert vor: 1) eine kleine Sammlung 
der magdeburger Stadtbibliothek 8 Gutachten und Informaturtheile aus den 
Jahren 1612 — 1621 umfassend, vgl. Hoff mann Gesch. v. Magdeburg I, 
494 ; 2) die Sammlung Homeyer's, die deren mehrere für Gross-Salza ent-^ 
hält, s. o. § 4 II n. 18 ; 3) eine ganze Reihe findet sich inAlemann*s palae- 
stra consultationum, s. o. n. 15. 

''Magdeburger Wochenblatt 1843 nr. 8. Die Notizen bei Stobbe 
Gesch. d. Rq. II, 68 n. 21 scheinen auf der Annahme zu beruhen, dass der 
magdeburger Schöffenstuhl auch später noch bestanden habe. 
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IV. Die Quellen des sächsischen Landrechts. 

In zwiefacher Weise ist das 13. Jahrhundert für die Ent- 
wicklung unseres nationalen Rechts bestimmend gewesen; 
einmal indem mit Aufnahme des Systems der Landeshoheit in 
die ßeichsverfassung auch die Entwicklung des Rechts zu 
einer territorialen wurde; sodann aber dadurch dass die in 
jenem Jahrhundert vollendete Neubildung der Stände auch 
des Privatrechts sich bemächtigte, auch das Privatrecht standes- 
mässig zu scheiden begann. Wie die Gemeinfreiheit sich ver- 
flüchtigend aufging in den neuen Ständen der Ritter, der Bür- 
ger und Bauern, so ward das Ländrecht grösstentheils aufge- 
sogen von den sich schroff abschliessenden Rechtssphären des 
Lehnrechts, des Stadtrechts und des bäuerlichen Hofrechts'. 
In dieser so folgenschweren Entwicklung nimmt der Ssp. eine 
besonders interessante Stellung ein. Denn seine Anschauungen 
wurzeln noch durchaus in der Stammesmässigkeit unsers 
Rechtes , in der Einheit des gemeinfreien Standes. Wol be- 
richtet er uns von Unterschieden im Rechte der Baiern, Schwa- 
ben, Franken und Sachsen 2, aber eine Rechtsverschiedenheit 
der Fahn- und Scepterlehn seiner Heimath ist ihm unbekannt. 
Wol weiss er, dass nicht alle Freie mehr sich im Besitze ihrer 
altnationalen Vollfreiheit befinden ; aber eine standesmässige 
Sonderung unter ihnen erkennt er, der Mann von Ritters Art, 
nicht an; auch die Pfleghaften und Landsassen lässt er den 
Schöffenbaren noch ebenbürtig sein. 

Freilich wie einsam Eike von Repkow bereits unter den 
Zeitgenossen mit dieser Rechtsauffassung stehn musste, wie bald 
seine Anschauungen veralteten, das haben wir schon oben für 
einen Theil des Privatrechts , das eheliche Güterrecht ersehn 
können. Denn als in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts der 



* Nur lokal hat sich ein freier allein dem Landrecht unterworfener 
Bauerstand das Mittelalter hindurch erhalten. 
2 Ssp. I, 30. III, 53 § 1. 



Digitized by VjOOQ IC 



71 

gesammte Übereibische Osten sich mit deutschen Städten über- 
raschend schnell bedeckte, die mit der Verfassung Magde- 
burg's auch das dort geltende Recht erhielten, wurde von vie- 
len das eheliche Vermögensrecht jener Stadt, das mit dem 
Ssp. übereinstimmte, in den wichtigsten Zügen reprobirt. An 
seine Stelle traten andere Systeme. Für die Städte Sachsens, 
demnach für den dortigen Bürgerstand überhaupt konnte der Ssp. 
im Eherecht keine Norm mehr abgeben; nur in verhältnissmäs- 
sig wenigen blieb seine Lehre geltend; aber auch hier nicht aus 
dem Grunde, weil sie den Charakter eines gemeinen Sachsen- 
rechts trug, sondern weil sie durch ausdrückliche Reception zum 
Localrecht geworden war. Wir versuchen unten das eheliche 
Güterrecht dieser letztern Städte , das fort und fort durch den 
Einfluss des mächtigen Mutterrechts beherrscht wurde, an 
der Hand der zahlreichen Rechtsquellen desselben zu ver- 
folgen. 

Hatte aber das Eherecht des Ssp. bei der Sonderung der 
neuen Stände seine Geltung für einen derselben, den' Bürger- 
stand im allgemeinen eingebüsst, so war es überhaupt zu 
blossem Standesrecht geworden. Die Lehre des rechtskundi- 
gen Schöffen, in welcher das Recht des gesammten sächsi- 
schen Volksstamms sich spiegeln sollte , konnte fortan ,, was 
jene Materie betraf, nur für den Ritter- und Bauernstand mass- 
gebend bleiben. Und als Standesrecht 3 hat dann das eheliche 
Vermögenssystem des Ssp. fort und fort seine Geltung be- 
wahrt ; es erhielt sich auch, nachdem die deutschen Particular- 
rechte , die bereits in uralter Zeit eine Gütergemeinschaft der 
Ehegatten von Todeswegen entwickelt zeigen, auch das Ver- 
mögen bei bestehender Ehe als gesammtes oder gemeines Gut 
aufzufassen begannen* und damit das moderne System der 



3 Weniger freüich für den Bauerstand, als für den Adel, s. o. 49n. 42. Der 
erstere unterlag theils der Einwirkung des städtischen Rechts , theils wurde 
die gesammte Structur der ehelichen Güterverhältnisse durch eigentbümliche 
Institute des bäuerlichen Besitzrechtes verändert. 

* Schwarz Gütergemeinschaft nach fränkischem Recht 16. Sandhaas 
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allgemeinen Gtitergemeinscliaft begründeten ; es erhielt sich, 
auch nachdem die Reoeption der fremden Rechte unsern ge- 
sammten Rechtszustand von Grund aus veränderte. 

Doch freilich während die Stadtrechte, die die Güterein- 
heit des Ssp. adoptirt hatten, einer gemeinsamen Entwicklung 
dieses Systems vermöge der Rechtsprechung des magdeburger 
Oberhofs, der für sie die höchste Dingstätte abgab, unterlagen, 
während daher ihr eheliches Güterrecht einer zusammenfassen- 
den Darstellung fähig und bedürftig ist, war die Entwicklung 
des Eherechts im Gebiete des Landrechts keine einheitliche, 
durch die Rechtsprechung eines Oberhofs beherrschte; sie ge- 
schah vielmehr lediglich in territorialer Weise. Die Frage 
daher, wie weit im Landrecht die Sätze des Ssp. angewandt 
wurden, fällt zusammen mit der nach der rechtsgeschichtlichen 
Entwicklung der sächsischen Territorien überhaupt und muss 
besonderer Untersuchung tiberlassen bleiben. Wie aber der 
Ssp. die Grundlage abgab für eine fast überreich zu nennende 
Literatur des sächsischen Weichbilds, so beherrschte er auch die 
Rechtsentwicklung aller der einzelnen Länder des sächsischen 
Rechts. Er wurde der gemeinsame Ausgangspunkt einer 
Reihe werthvoUer Arbeiten landrechtlichen Inhalts, die im 
folgenden ihre Aufzählung und Charakteristik^ zu finden 
haben. 

1. Uebersetzungen des Ssp. in das lateinische. Hier sind 
für das Landrecht drei in kuraer Zeit nach einander verfasste 
bekannt; alle gleich wichtig für die Auffassung, die der Ssp. 
zu Ende des 13. und im 14. Jahrhundert erfuhr. Sie sind alle 
drei für die folgende Untersuchung benutzt. Die älteste üeber- 
setzung ist die vi-atislaviensis zwischen den Jahren 1272 bis 



frank, ehel. Güterrecht 120. Wigand Proviocialrechte von Paderborn iiud 
Corvey II, 105 vgl. 62 ff. Roth in Bekker nnd Mather Jahrbb. UI, 356. 
Hänel Zeitschr. f. RG. I, 283. 

* Ausgeschlossen sind aber die Rechtsbücher nnd Landrechte, die bloss 
particuläre Rechtsbildung enthalten, auch wenn sie auf dem Ssp. beruhen, also 
das gorlitzer Rbucb, das breslauer Landrecht, der livländische und der holländi- 
sche Rechtsspiegel . Sie sind nur als InterpretatioBsmittel des Ssp. herangezogen. 
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1292 in Sclilesien entstanden*; die zweite die sandomiriensis 
spätestens um 1359 in Polen verfasst^^ die dritte die vulgata 
aus den Jahren 1330—1850 herrührend». Von dem sächsi- 
schen Lehnrecht gibt es nur eine Uebersetzung ins lateinische, 
die dem Verfasser der vratislaviensis ihren Ursprung ver- 
dankt, also gleichfalls bereits dem 13. Jahrhundert ange- 
hört». 

2. Die Glossatoren des Ssp. liefern uns weniger ein 
Interpretationsmittel des Rechtsbuehs, als vielmehr geben sie 
uns zahlreiche und interessante Zeugnisse über die Entwick- 
lung, die seine einzelnen Sätze fanden. Sie beginnen mit den 
wichtigen und einflussreichen Arbeiten des märkischen Hof- 
richters Johann's von Buch, der in den Jahren 1325 —1335 zu- 
nächst unter Benutzung des römischen und canonischen Rechts 
das Landrecht des Ssp. glossirte^<^ und sodann ein Rechtsbuch 
über den Process lediglich auf Grund des Ssp. und unter Al- 
legation seiner Artikel , den sog. Richtsteig Laudrechts ver- 
fasste ". Die buch'sche Glosse wurde dann später wieder be- 
arbeitet und ergänzt j noch im 14. Jahrhundert in Schlesien 
durch Nicolaus Wurm^*; im Laufe des 15. Jahrhunderts in 



^ Benutzt nach den Mittheilungen, die daraus Homeyer Heimath 9 f., 
Rbb. p. 12 flf., Ssp. (in A.) Einleitung 4. 55 f. 86 ff. und in der Varianten- 
sammlnng zum Ssp. macht, einmal auch, s. u. § 15 n. 7, unmittelbar aus der 
Hdschr. HomeyerRbb. 85. 

''Benutzt nach Homcyer's Angaben, s. n. 6, sowie nacbLasco's 
comm. incliti Polen, regni privtl. (1506), dessen lateinischem Ssp. fol. 198 b 
sie zu Grunde liegt, Homeyer Ssp. (Ill A.) Einleitung 86. 

^ AUegirt nach der Ausgabe des Ssp. Augsburg 1516. 

^Homeyer Ssp. II, 3, 85. 340. Sie ist benutzt nach der Ausgabe 
Lasco'sl. 1. fol. 245b. 

10 Benutzt sind für die buch'sche Glosse die Auszüge bei Homeyer 
Ssp. (III A.); sodaun die augsburger Ausgabe des Ssp. von 1516, wo sie sich 
noeh ohne die Additionen der Spateren, doch vgU Homeyer Genealogie 136, 
und in der ursprünglichen Sprache findet. 

*i Ausgabe von Homeyer 1857. 

»2 Vgl. Homeyer Ssp. (III A.) Einleitung 40. S t o b b e Gesch. d. Rq. I, 
381. Mittbellmigen daraus bei Bö hl au nove eonstitut. 57. 
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Kursachsen durch die Bemühungen der Gebrüder Bocksdorf **, 
sowie durch den lüneburger Rathsherrn Brand von Zerstedt'*. 
Dagegen ist die dem 15. Jahrhundtrt angehörige lateinische 
Glosse, die sich in der breslauer Handschrift Homeyer ßbb. 
83 findet und aus ihr in den augsburger Druck des Ssp. von 
1516 sowie in die spätem Ausgaben geflossen ist, für das 
deutsche Recht unergiebig; sie schöpft nur aus römischem und 
canonischem Recht. 

Wie das Uandrecht so fand auch das Lehnrecht Erklärung 
durch eine fortlaufende Glosse ; sie ist uns in dreifacher ße- 
cension überliefert : die älteste Glosse dazu , die sog. kürzere 
Glosse, ist von einem obersächsischeu Verfasser um die Mitte 
des 14. Jahrhunderts nach dem Muster und unter Benutzung 
der buch'schen Glosse zum Landrecht aufgezeichnet worden '^ 
Nicht geraume Zeit danach, jedenfalls vor 1386 wurde diese 
Glosse durch zahlreiche , namentlich aus Johann v. Buch er- 
neut schöpfende Interpolationen vermehrt; es pflegt diese Re- 
cension als die längere Lehrirechtsglosse bezeichnet zu wer- 
den ^^ Im Jahre 1386 unternahm dann der schreibefertige 
Nicolaus Wurm eine Bearbeitung der letzten Recension , die 
diese noch erweiterte '7. — Wie der Rechtsgang im Landrecht 
so fand auch der Lehnrechtsprocess in der zweiten Hälfte des 



*3 Hieher gehören 1) die sog. additiones Bocksdorff. Welchen Antheil 
an ihnen Tammo und welchen sein Bruder Dietrich habe , ist noch nicht aus- 
gemacht, Math er Zeitsehr. f. RG. IV, 390. Sie sind benutzt nach den Mit- 
theilnngen Homeyer's und nach der ersten zobeFschen Ausgabe des Ssp. von 
1535, wo sie sich zum Theil am Rande der einzelnen Artikel befinden. 2) Die 
mit mannigfachen Zusätzen versehene Recension des Ssp. und seiner Glosse 
durch Dietrich von Bocksdorf, die das niederdeutsche Original Johannas von 
Buch ins obersäehsische überträgt« Für sie liegt mir vor die leipziger Aus- 
gabe des Ssp. von 1528. 

H Vgl. die Mittheilungen Homeyer's Ssp. (III A.) Einleitung 40. 

*!^ Benutzt nach dem augsburger Druek von 1516, wo sie sich aber in 
niederdeutscher üebersetzung findet. 

10 Benutzt nach der ersten zoberschen Ausgabe des Weichbilds und Lehn- 
rechts von 1537. 

1^ Interessante Mittheilungen daraus macht Homeyer Ssp. II, 1, 355. 
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14. Jahrhunderts eine eigene Darstellung, den Richtsteig 
Lehnrechts**, den ein Niedersachse**, wie es scheint, in der 
Altmark unter Beschränkung auf das einheimische Lehnrecht 
verfasste; da er hiebei sich nicht ängstlich an die Bestim- 
mungen des Sachsenspiegels band, sondern seine Darstellung 
eine Fortentwicklung desselben zeigt, so ist sie für die Ge- 
schichte desselben von Wichtigkeit 20. 

Unabhängig von dem grundlegenden Werke Johann's von 
Buch ist endlich in der Altmark Brandenburg*^* eine in vieler 
Hinsicht merkwürdige Glosse, die sog. altmärkische, entstan- 
den , die sich handschriftlich nur einmal in der Handschrift 
Homeyer ßbb. 83 findet; Sie erscheint hier als eine im 

15. Jahrhundert „von verschiedenen Händen oder wenn von 
einer Hand doch zu verschiedenen Zeiten nachgetragene" ^a 
Randglosse , die sich über die meisten Artikel des Ssp. Land- 
rechts und Lehnrechts sowie über einige des lehnrechtlichen 
Richtsteiges verbreitet *3, In Fassung und Stil unterscheidet 
sie sich wesentlich von Buch's Glosse; sie enthält zumeist 
kurze Notate, nur selten längere Ausführungen. In ihr lassen 
sich zwei Bestandtheile unterscheiden: ein in lateinischer 
Sprache geschriebener ausschliesslich auf die „lex communis" 



»8 Ansgabe von Homeyer Ssp. II, 1, 369. 

'ö Vielleicht war es der oben III § 6 n. 13 erwähnte Hermann von 
Oesfeld? Homeyer Ssp. II, 1, 396. 

20S.*z. B. unten § 17. 

2» Vgl. diese Glosse zu Ssp. I, 34 : in antiqua marca braud^biirg. ; zu 
Ssp. III , 64 : nnde dit halt men gemeinliken alsus in der alden marke to 
Brandenborch. — Sie ist wol in einer Stadt, die mit Magdeburg in rechtlichem 
Verkehr stand , vielleicht in Stendal, dem Sitze eines bedeutenden Schöffen- 
stuhls, entstanden. Eine stendaler Rechtssache und ein Geradeverzeichniss 
nach stendaler Recht enthält Gl. zu Ssp. I, 24; das stendaler Heergewäte 
führt auf Gl. zu Ssp. I, 22; eine stendaler Sitte beim Aufbieten des Pfandes 
wird geschildert in GL zu Ssp. I, 70. 

*2 Homeyer Ssp. II, 1, 79. 

^ Ibid. 397. Nach desselben Ansicht, Ssp. II, 1, 90. 2, 867, hat der 
Verfasser der altmärkischen Glosse auch den kleinen Rechtsaufsatz : von be- 
winnge umme len und liftucht, s. u. n. 29, geschrieben. 
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gestützter ; sodann eine grosse Anzahl von Noten theils latei- 
nisch, theils in deutscher Sprache, die das einheimische Recht 
behandeln und durch ihren Reichthum an interessanten Nach- 
richten sehr zum Vortheil von der buch'schen Glosse abstechen. 
Doch benutzen sie die letztere wie auch die lateinische Glosse 
zum Landrecht, den Richtsteig Land- und Lehnrechts, und die 
eigenthümliche Recension des Weichbilds in fünf Büchern, die 
sich in derselben Handschrift findet^*; sie polemisiren an vie- 
len Stellen gegen die Ansichten einzelner Rechtskundiger oder 
Richter 25, sie erwähnen endlich zum öftern die Praxis des 
magdeburger Oberhofs 2®, über die sie interessante Mitthei- 
lungen machen. 

Schliesslich ist hier als einer Quelle des sächsischen 
Landrechts noch des umfänglichen, in mehreren Handschriften 
begegnenden Werkes von Nicolaus Wurm, der Blume des Ssp. 
vom Jahre 1397 zu gedenken 2^. Dasselbe ist zwar hauptsäch- 
lich processualischer Tendenz, ist aber interessant für die Ge- 
schichte der Reception der fremden Rechte. 

3. Kleinere Arbeiten über das sächsiche Landi-echt. Hie- 
her gehört 

das Stück von der Beweisung um Lehn und Leibzucht 2», 
vielleicht von dem Verfasser der altmärkischen Glosse her- 



2* Citirt in der Gl. zu Ssp. I, 20. II, I2. 

25 Häufig werden diese nur im allgemeinen aufgeführt , häufig unter Be- 
zeichnung des Anfangsbuchstabens ; so werden die Ansichten erwähnt eines 
AI. (zu Ssp. II, 12), eines G. oder Ger. (zu Ssp. I, 34. 58. 61. 62. II, 8. 14. 
42), eines Jo. (zu Ssp. I, 24. 34). 

26 Vielfach begegnet die Allegation secundum m(agdeburgenses). Gl. zu 
Ssp. I, 3. 6. 22. 27. II, 6. 22 u. 0. Oft werden die magdeburger Erkennt- 
nisse noch genauer unter Benennung der Partheien aufgeführt, z. B. zu Ssp. 
I, 24. 28. II, 17. SchöffensprUche nach Tangermünde sind erwähnt Gl. zu 
Ssp. III, 16. 47. 

27 Vgl. Stobbe Gesch. d. Kq. I, 418. Proben daraus enthält Böblau 
nore Konstitut. Einleitung XXXV — XL. 61 — 63; und Homeyer in seiner 
Abhandlung darüber Biehtst. Ldr. 355. 

28 Ausgabe von Homeyer Ssp. II, 1, 36^. 
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rührend 29; hiefür spricht nicht allein die materielle Ueberein- 
stimmung der Sätze 3^, sondern auch der Umstand, dass die 
Abhandlung gleichfalls im cod. Homeyer Rbb. 83 ange- 
troflfen wird. 

Das Stück vom Mustheil , eine Ausführung der Erbthei- 
lung des Ssp. I, 22—24, in den Handschriften nicht selten be- 
gegnend, noch dem 14. Jahrhundert angehörig 3». 

Das Stück von der Gerade , in der Handschrift nr. 36 fol. 
des königsberger Archivs ^^, 

Die sonst bekannten kleineren Aufsätze im Glebiete des 
sächsischen Rechts geben über Verhältnisse des ehelichen 
Vermögensrechts keinen Aufschluss. 

4. Schöffensprüche über landrechtliche Verhältnisse. Sie 
beginnen mit der Zeit, da die Stellung der Schöffenstühle als 
besonderer städtischer Dingstätten zu verblassen begann, diese 
vielmehr als Spruchcollegien zu wirken und auch im Gebiete 
des Landrechts Informaturtheile zu ertheilen anfingen. Von 
den Erkenntnissen der Dikasterien des sächsischen Rechts 
landrechtlichen Inhalts sind hier nur diejenigen des magde- 
burger Oberhofs benutzt, die das Recht des Ssp. am treuesten 
conservirt haben ^3. 



V. Rechtsbiicher des Stadt- und Landrechts. 

1. Hieher gehört vor allem das um die Mitte des 14.. Jahr- 
hunderts in der Markgrafschaft Meissen entstandene, im Ge- 
biete des sächsischen Rechts sehr verbreitete Rechtsbuch nach 



so S. 0. n. 23. 

30 Vgl. z. B. unten § 17 n. 33. 

3* Homeyer Ssp. II, l, 27 nr. 64. Ausgabe von W i 1 d a im rhein 
Mns. VII, 288 und von Bruns Beitrage zu den deutschen Rechten (1799). 

32 Vgl. darüber Steffenhagen Zeitschr. f. RG. IV, 201. Die Hand- 
schrift stammt aus Sachsen nnd rührt aus dem Anfangt; des 16. Jahrhunderts 
her ; der Inhalt weist auf altes Recht. 

33 S. 0. 64 n. 3. Zu ihnen kommt der interessante Lehnsbericht des 
magdcbnrger Erzbischofs Günther für den Hochmeister des deutschen Ordens 
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Distinctionen. Es behauptet ein Rechtsbuch für die Weich- 
bilder sächsischer Art zu sein, stellt aber mit dem städtischen 
auch das Landrecht zusammen, welches nebst dem Lehnrecht 
„von denen von Magdeburg und denen von Sachsen mit der 
Witzigsten ßath, mit des Kaisers Kür und Willen gesetzt 
sei" 1 ; es unterscheidet ferner für das Weichbild das kaiser- 
liche Recht der Reichsstädte von dem der Landstädte. 

Da nun aber das Werk ein vorzugsweise compilatorisches 
ist, gezogen aus kaiserlichen Büchern, hauptsächlich dem gos- 
larer Recht, sodann aus dem Landrecht des Ssp. , aus Weich- 
bildsbüchern , aus geistlichen Büchern , so tritt es an Werth 
hinter die oben betrachteten originalen Rechtsdenkmäler zu- 
rück ; seine Bedeutung für die Geschichte unseres Rechtes be- 
misst sich nach dem Masse der Zuverlässigkeit , mit welcher 
der Compilator die in jenen Quellen enthaltenen Sätze für das 
sächsische Land- und Stadtrecht seiner Zeit verwerthet hat. 
Für die im Rechtsbuch nach Distinctionen ausgesprochenen 
Regeln des Land- und Weichbildrechts in Sachsen ergibt sich 
daher eine vorgängige Prüfung an der Hand der echten Doku- 
mente jener Rechtskreise als nothwendig. 

Sie führt für das eheliche Güterrecht zu dem Resultat, 
dass eine Reihe von Sätzen, die die Distinctionen als sächsi- 
sches Weichbildrecht bezeichnen, dem goslarischen Stadtrecht 
entnommen sind , das für diese Materie ein mannigfach vom 
Ssp. und von dem magdeburger Recht abweichendes System 
aufweist 2. Die Sätze sodann, die dem Rechte derjenigen Orte 



von 1440, pregeben nach den ,,anewisiingen, der wir uns in unseres goteshusis 
lande undcrwiset sin und erfahren haben**; nach dem Original des königs- 
berger Provinzialarchivs publicirt von Steffenhagen in der altpr. Monats- 
schrift II, 611. 

«Ortloff Dist. Vorrede XXX hel»t für das Landrecht die Bedeutung 
des gemeinen in den Ländern des sächsischen Rechts überhaupt geltenden 
Rechts hervor , von dem also das Weichbild nur eine Modification enthalte. 
Allein damit möchte die Auffassung des Rechtsbnchs nicht ganz getroffen 
sein, dem Land- nnd Weichbildrecht bereits coordinirte Begriffe sind. 

2 S. O. I n. 14 und vgl. Dist.I, 23, 7. 24, 4. 30, 2. 47, 3 — 6. 
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angehören, „da man den Frauen den dritten Theil gibt", kön- 
nen nicht als Zeugnisse eines dem Ssp. verwandten Rechts 
angesehn werden K 

2. Auch die IX Bücher magdeburgischen Rechts* und die 
einzige durch den Druck bekannte Recension derselben, die 
pölmannschen Distinctionen, tragen den Charakter einer Compi- 
lation an sich, deren wesentliche Grundlage das Landrecht 
des Ssp. nebst seiner Glosse sowie das Rechtsbuch nach Di- 
stinctionen ist Auch hier ist daher eine Kritik über die GJl- 
tigkeit der einzelnen als Land- und Stadtrecht aufgeführten 
Sätze geboten*. 

Dagegen aber sind die IX Bücher magdeburgischen 
Rechtes äusserst werthvoll durch die reichhaltige Verarbeitung 
magdeburgerSchöflfensprüche darin ß. Für diese ist das Rechts- 
buch aus der einzig vorhandenen königsberger Originalhand- 
schrift benutzt worden. 



3 S. 0. m § 4 n. 33. 
^ S. o. III § 4 X n. 20. 

5 S. 0. III § 4 X n. 21. Die meisten der in den Distinctionen als Weieh- 
biidreclit bezeichneten Sntze des Elierecbts sind auch in jenes Werk aufge- 
nommen worden. 

6 Steffenhagen altpr. Monatsschr. II. 28. 



Digitized by VjjOOQIC 



Erstes Buch. 



Das eheliche Güterrecht des Sächsischen Landrechts. 

Erstes Kapitel. 

Gewere zu rechter Vormundschaft, 

§ 1. Das deutsche Recht geht bei der Gestaltung der 
ehelichen Gtiterverhältnisse von der Anschauung aus, dass 
mit Abschluss der Ehe das Vermögen beider Ehegatten 
zu einer Masse sich vereinigt. Während das römische Recht 
der Ehe auf das Vermögen des Mannes und der Frau einen 
Einfluss nicht gestattet, vielmehr dem Manne die Verfügung 
über sein Gut und die ihm bestellte dos, der Frau über ihre 
Habe auch nach Abschluss der Ehe belässt, verwirft der 
Deutsche den Gedanken einer getrennten Wirthschaft für die 
innigste Lebensgemeinschaft, die das Recht kennt. 

Der Sachsenspiegel drückt dieses Princip mit den Worten 
aus: 

,,Man unde wif 

Ne hebbet nein getveiet gnt to irme live *. ** 
Das Gut ist ungezweiet, so lange beide Ehegatten leben, 
so lange die Ehe besteht. Mit Auflösung derselben zweiet 



1 Der Satz lässt unschwer einen Vers erkennen und möchte ein bereits 
lange Zeit im Munde des Volks lebender Rechtsspruch sein, wie deren manche 
im Ssp. begegnen. St ebbe Gesch. d. Rq. I, 306 n. 39. Grimm RA. 13. 33. 
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sieh , was bis dahin vereint war. » Mannes- und Frauengut 
fällt wiederum seiner Zuständigkeit nach auseinander. 

Die Einheit des ehelichen Vermögens ist darum nach 
dem Systeme des Ssp. nur eine äusserliche , eine zeitlich be- 
schränkte. Sie lässt keinen Subjekts Wechsel für die einzelnen 
Gegenstände eintreten. Was die Frau besessen , bleibt auch 
während der Ehe „ir gut", und dasselbe gilt vom Manne. 
Mit dem Ende der Ehe fallen die einzelnen Objekte des ehe- 
liehen Vermögens an ihre Eigenthümer oder deren Erben 
zurück. 

Man rechnet demnach mit gutem Grunde den Ssp. und 
das auf ihm beruhende Sächsische Recht demjenigen Systeme 
des ehelichen Güterrechts zu, das mit einem von v. Gerber^ 
treffend erfundenen Ausdruck Gütereinheit genannt wird. 
Während es das älteste Recht unseres Volkes ausschliesslich 
beherrschte, ist ihm später ein neueres Rechtsgebilde zur Seite 
getreten, die eheliche Gütergemeinschaft. Sie lässt mit 
Eingehung der Ehe die Zuständigkeit der einzelnen Objekte, 
welche das eheliche Vermögen bilden, zu Gunsten einer Eigen- 
thumsgemeinschaft der Ehegatten vernichtet werden. 

Wird demnach nach dem Rechte des Ssp. das Eigenthum 
der durch die Ehe geeinten Vermögensmasse bei At>schluss 
derselben nicht aufgehoben , so muss doch Nutzung und Ver- 
fügung darüber durch den Zweck der Ehe sich bestimmen. 
In der einheitlichen Verwendung des Vermögens beider Ehe- 
gatten gewinnt die Gütereinheit ihre rechtliche Bedeutung. 
Dem Ehemann wird vom Ssp. eine Gewere am Vermögen der 
Frau zugeschrieben : 

Ssp. I, 31 § 2. Svenne en man wif nimt, so nimt he in 
sine gewere al ir gut. 

Zu der Gewere , die ihm an seinem eignen Gut zusteht, 
erlangt er die über die Habe seiner Frau» Er vereinigt somit 
in seiner Gewere das gesammte eheliche Vermögen. Der 
Rechtsgrund freilich , aus dem die einzelnen dazu gehörigen 



3 D. Privatrecht § 227 und in seinen und Ihering's Jahrbb. I, 242. 

▼. Martitz, ehel. Güterrecht d. Sip. 6 
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Objekte sich in der Gewere des Ehemannes befinden, ist 
ein sehr verschiedener, der Umfang seiner Rechte darüber 
wird sich danach verschieden bemessen. Schon an seinem 
eignen Gut steht ihm die Gewere nicht überall aus gleichem 
Grunde zu. An einzelnen Objekten hat er Eigenthum, seine 
Gewere ist eine egenlike ; an andern steht ihm Lehnrecht zu, 
eine Gewere zu Lehnrecht; er hat eine Gewere zu Pfandrecht, 
er hat vielleicht die Gewere ohne Titel, eine blote, hebbende 
gewere, oder gar vermöge eines Delicts, eine düflike, roflike 
gewere. Ueberall bezeichnet die Gewere iiur das äussere 
Verhältniss der Person zur Sache. Auch dieses ist von recht- 
licher Bedeutung, schon deswegen, weil Niemandem mit ge- 
waltsamer Hand die Gewere gebrochen werden darf 3. Will 
man aber seine innere Natur bestimmen, den Inhalt, den Um- 
fang des Rechts an einer Sache erkennen, so wird man nach 
dem Grunde der Gewere zu forschen haben. 

Es fragt sich demnach: auf welchem Rechtsgrunde be- 
ruht die Gewere des Ehemanns am Gute seiner Frau ? Ohne 
Zweifel wird sich hieraus die Grundlage seiner Befugnisse 
über dasselbe ergeben. Unsere Quelle, der Ssp., lässt darüber 
keinen Zweifel : 

Ssp. I, 31 § 2. Svenne en man wif nimt, so nimt he in 
sine gewere al ir gut to rechter vormuntscap*. 

Ja er fügt sogar hinzu, dass dieser Rechtsgrund der Ge- 
were während bestehender Ehe sich niemals verändert. 

Ssp. I, 31 § 2. die man ne mach an sines wives gude 
kene andere were gewinnen, wen alse he to dem irsten mit 
ire antvieng in vormuntscap. 

Somit enthält die eheliche Vormundschaft den Titel für 
die Gewere des Ehemanns am Frauenvermögen. Die Gewere 
beruht nicht auf einem einseitigen Akt des Mannes wie beim 
Erwerb durch Finden, sie wird nicht durch einen Vertrag be- 



3 Sbp. II, 24 § 1. II, 70. 

* Vgl. Sächg. Lr. 74 § 1 ; Hevet en man gut in geweren sonder lenunge 
von vormuntscap sines wives — . 
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gründet wie beim Pfände , oder auf einen gerichtliehen Vor- 
gang zurückgeführt, wie bei der üebertragung dinglicher 
Rechte an Immobilien , sondern sie ist die gesetzliche Folge 
des persönlichen Verhältnisses, in welches durch die Trauung 
die Frau zum Manne gestellt wird. Wie sie mit ihrer Person 
von Rechtswegen in die Vormundschaft des Ehemanns tritt, 
so fällt auch ihr Vermögen in seine vormundschaftliche 6e- 
were. Inhalt und Umfang seiner Rechte darüber beruhen auf 
einem Verhältnisse des Personenrechts, auf dem der ehelichen 
Vormundschaft *. 

Der weite BegriflF der Vormundschaft umfasste im Rechte 
unseres Volkes alle diejenigen Verhältnisse, wo Personen, 
denen Natur oder positive Satzung die Fähigkeit versagte für 
ihr Recht selbst einzustehn, sei es in der Gemeinde der freien 
Volksgenossen, sei es vor Gericht oder zu Fehde, durch einen 
Vertreter den Mangel ihrer Stellung deckten. Sein Recht 
schützte die Schwäche des Mündels. Die Verhältnisse des 



6 Weder dem Wortlaut noch dem Geist des älteren Rechts ist es gemäss 
für die Rechte des Ehemanns am Frauengnt mehrere Titel aufzustellen , die 
Basis seiner vermögensrechtlichen Stellang zu zersplittern, wie dieses Kraut, 
Yormandschaft II, 345 unter Zustimmung von v. G e r b e r , Privatrecht § 226 n. 
3 und Beseler , Privatrecht II. Aufl. § 134, 136 n. 4 gethan. Der Erstere 
führt gewisse Befugnisse des Ehemanns auf seine Herrschaft im Hause zurück 
(Verwaltung des Gesammtguts , Veräussernngsrecht) , andere auf seine Vor- 
mundschaft (Gewere am Frauengut , Veräusserungsbeschränkung der Frau), 
noch andre auf sein Eigenthum (Verfügung über die Errungenschaft). Allein 
der Ssp. kennt nur einen Rechtsgrand für die Gewere des Manns am Ver- 
mögen seiner Frau. Somit werden alle die einzelnen Befugnisse, die wir dem 
Ehemann über ihr Eingebrachtes zugeschrieben sehn, dem Ssp. gemäss auf 
die eheliche Vormundschaft zurückgeführt werden müssen. Nicht kann hie- 
bei der Umstand im Wege stehn Kraut II, 501, dass diese Befugnisse dem 
gross ten Theil nach in der Geschlechtsvormundschaft nicht enthalten sind. 
Denn die Geschlechtsvormundschaft über unverheirathete Frauen ist eine 
andere wie die eheliche Vormundschaft und wie die über Unmündige. Ebenso 
wenig kann die Möglichkeit einer ruhenden ehelichen Vormundschaft in's 
Gewicht fallen , Kraut II, 346, 502, bei Abwesenheit des Ehemanns, beim 
Begehn der Trauer , oder wenn der achter einen Vormund gibt, Ssp. I, 44 ; 
vgl. auch Rive Gesch. d. Vormundschaft I, 265 n. 1, 268. 

6» 
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Familienreöhts, eine Reihe von Beziehungen des Stäpde- und 
des öffentlichen Rechts wurden demnach unter den Gesichts- 
punkt des Mundiums gestellt. Das Kind im Hause des Vaters, 
die Waise, die Frau, sowol die verheirathete als die Wittwe, 
sie Alle standen in Vormundschaft. Aber auch der Hörige be- 
fand sich im Mundium seines Herrn. Der Fremde und Hei- 
mathlose empfing Rechtsschutz nur durch den Vormund, den 
er sich erwarb. Nicht dass überall diese Vormundschaft eine 
gleiche gewesen wäre, der Vormund überall die gleichen 
Rechte über sein Mündel gehabt hätte. Aber das Recht hob 
die äussere Seite des Verhältnisses hervor, da wo es auf die 
Stellung des Mündels den Volksgenossen und der öffentlichen 
Gewalt gegenüber ankam. Die Beziehungen zwischen Mün- 
del und Vormund selbst treten vor jenem ausdrucksvollen Be- 
griffe zurück, sind nichts als Abwandlungen desselben. Man- 
nigfaltig waren aber die Aeusserungen der vormundschaft- 
lichen Vertretung, die alle jene Verhältnisse gleichmässig 
charakterisirt. Sie war keine blosse Sachwalterschaft wie die 
tutela oder cura des römischen Rechts , sondern der Vormund 
stand mit seiner Person für den Schutzbefohlenen ein, in seine 
Persönlichkeit nahm er die Rechtssphäre des Mündels auf. 
Des Mündels Sache war seine eigene. Da er die Gefahr der 
Vormundschaft im Kampfe und vor Gericht übernahm, so 
führte er sie auch zu eignem Recht, das mundium war eine 
Schutzherrlichkeit, die durch die Rechtsordnung garantirt 
war. Eine Busse ist auf Beeinträchtigung des Mundiums ge- 
setzt 7. Der Unmündige entbehrt der Gerichtsstandfähigkeit. 
Für ihn tritt der Muntwalt klagend und antwortend auf. Er 
haftet für seine Vergehn » und erhebt Rache für ihn ; daher 



ö Ed. Liutpr* Xflf, 6. (Bei Injurien gegen die Frau) pater aut frater aut 
vir aut propinquus parens ejusdem feminae scandalura cum eo eommittere ha- 
buit, et qui superare potuit, unus alterum interficere habuit. 

^ Sie tritt bei der Geschlechtsvormundschaft am deutlichsten hervor, 
Schröder Gesch. d. ehelichen Güterrechts I, U. 

« Das bestreitet Rive Gesch. d. Vormundschaft I, 205, 238, 273 für die 
Alters- und Geschlechtsvormundschaft. Er geht von der modernen Anschau- 
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empfängt er aber auch Bussen und Wergeid ^ wenn gegen sein 
Mündel ein Ungericht verübt war. 

Wol war im Laufe des Mittelalters der Kreis desMundial- 
systems ein engerer geworden , die Bedeutung des vormund- 
schaftlichen Schutzes mit dem Erlöschen der Fehde, derCom- 
positionen, mit der Erstarkung der Staatsgewalt verringert. 
Damit hatte auch das Mundium aufgehört, ein das Personen- 
recht beherrschender Begriff zu sein. Man fasste fortan die 
innere Seite aller jener Verhältnisse , die man früher in das 
Gewand der Vormundschaft gekleidet hatte, näher ins Auge. 



uDg aus , dass, wie das Bedürfniss zur BevormunduDg nach der Individualität 
der Personen verschieden sei, so auch die einzelnen Arten der Vormundschaft 
an Inhalt und Umfang gänzlich verschieden und ohne Znsammenhang mit ein- 
ander seien. Inhalt und Umfang bemesse sich vielmehr stets nach der indi- 
viduellen Willensbeschaffenheit des Mündels, in welcher eine solclie Haftungs- 
pflicht keinen Grund finde. — Aber unsre Rechtsquellen , obgleich sie einer 
Zeit sinkender Bedeutung der Vormundschaft angehören, weisen dennoch un* 
verkennbar auf das alte Recht zurück. 1. Für die Altersunmündigen vgl. Ssp. 
II, 65 § 1. 81clt (dat kint) den man oder belemt it in, sin Vormunde sal't 
beteren mit jenes weregelde, of it up ine vulbracht wart. Svelken scaden it 
dut , den sal he gelden na sinem werde. Erst spätre Handschriften fugen in 
Widerspruch mit dem Ssp. (vgl. III, 3. II, 38) hinzu ,,mit des kindes gute**. 
Ausführung davon istRichtst. Ldr. 43 § 7. Görl. Ldr. 34 §5; vgl. ferner XU. 
fris. Ldr. (v. Richthofen) 61. — 2. Für die Frauen vgl. Ed. Liutpr. XV, 4. 
XIV, 3. Si in ipsa causa feritas aut piagas fecerunt mulier^s , mariti eorum 
componant secundum Edicti teuerem. Liutpr. XV, 4 : parentes aut mundual- 
dus ejus (mulieris aut puellae) componat pro ipsa sol. VI. — 3. Für die Vor- 
mundschaft über Wahnsinnige vgl. Ssp. III, 3. Over rechten deren und over 
sinnelosen man ne sal man ok nicht richten ; svenne sie aber scaden, ire vor- 
münde sal it gelden. — 4. Für die Hörigen , bei den Langobarden sowol die 
liberti als die aldii, die beide zwar persönlich frei (Ed. Roth. 224. f. 217) aber 
nicht amunt sind, vgl. Ed. Roth. 258. Liutpr. X, 2. XII, 5. 9. 

• Wenn die Quellen für einige Fälle des mundii dem Muntwalt nur einen 
Theil der an sein Mündel verwirkten Coraposition zusprechen, so hat man hier 
doch sicherlich eher an die Beschränkung eines früher weitergehenden Rechts, 
als an die Neubegründung eines Anspruchs , wo früher ein solcher picht be- 
stand, Rive 204, zu denken. Die Stelle Liutpr. V, 2, Rive 238 n. 15, ist 
nichts weiter als eine solche Beschränkung des vormundschaftlichen Rechts 
für den Fall , dass der Vormund ein entfernter Verwandter ist , zu Gunsten 
des Mündels. Das frühere Recht enthält Roth. 1 86. 191 . Liutpr. II, 6. 
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Man sonderte die väterliche Gewalt von dem Eherecbt und von 
der Altersvormundschaft. Die vormundschaftliche Auffassung 
von Verhältnissen des öffentlichen Rechts machte andern 
Rechtsgebilden Platz. Aber noch das spätere Recht bewahrt 
die Erinnerung an den jenen personenrechtlichen Verhältnis- 
sen gemeinsamen Begriff ^<>. Noch der Ssp. und auf seiner 
Grundlage das spätere sächsische Recht führt die Befugnisse 
des Ehemanns über Person und Veimögen der Frau auf seine 
Vormundschaft zurück* 

Nach alter deutscher Auffassung stehn alle Frauen in 
Vormundschaft. Es war ein allgemeiner, wenn auch in den 
Rechten einzelner Stämme bereits verblasster Satz , den das 
langobardische Recht ausspricht : 

NuUi mulieri liceat in suae potestatis arbitrio silpmun- 
dia vivere. Edikt des Königs Rother, 204. 

Keine Frau ist selbstmtindig. Die Vormundschaft über 
das Mädchen steht dem Vater oder dessen nächstem Schwert- 
magen zu. Sie findet ihr Ende durch Eheschliessung, wo- 
durch der Ehemann das Mundium gegen Hingabe einer Geld- 
summe, der meta, des wittemons ablöst und für sich selbst er- 
wirbt". Mit seinem Tode erbt die Vormundschaft über die 
Wittwe a-uf seinen nächsten Schwertmag, und wer sie freit, 
muss wiederum von ihm sich das mundium erkaufen. 

Die Auffassung von der Stellung der Frauen, wie sie die 
Volksrechte in mehr oder minder kenntlicher Form durchzieht, 
hatte freilich schon in der ersten Hälfte des Mittelalters man- 
nigfache Abschwächung erfahren. Der Brautkauf war ausser 



*o Der Ssp. kennt ausser der Alters- und ehelichen Vormundschaft die 
des Vaters über seine Kinder (Ssp. I, ll. Lr. 74 § 1.), die des Schwertmages 
über Thoren und Sinnlose (Ssp. III, 3.), über altvile, Zwerge und Krüppel- 
kinder (Ssp. I, 4.)) endlich die Kampfesvormundschaft über Lahme (Ssp. 
1,48.).. 

1^ Die Volksrechte zeigen in Gestaltung und Entwicklung des Munt- 
schatzes eine merkwürdige Uebereinstimmung, die nachgewiesen und ins Ein- 
zelne durchgeführt zu haben das Verdienst ist des Buches von Schröder: 
Gesch. d. ehelichen Güterrechts I. Band, I. Abschnitt. Der Muntschatz. 
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Uebung gekommen und was uraprUnglich als Kau^reis dem 
Vonnunde zufiel y wurde zum Geschenk an die neu vermählte 
Frau. Aber noch der Bsp. weist auf das alte Recht zurtlck. 
Denn nach ihm erwirbt der Ehemann durch -die Trauung die 
Vormundschaft über seine Frau. Eines besondern Aktes, wie 
ihn das ältere Recht hiezu in der feierlichen Hingabe der 
Frau*^ gegen 2iahlung des Muntschatzes erforderte, bedarf es 
nicht. Die eheliche Vormundschaft ist die gesetzliche Folge 
der Trauung. Es gibt keine Ehe ohne Vormundschaft, wäh- 
rend eine solche dem alten Recht wol bekannt war ^3, 

Die man is Vormunde sines wives lo haut als sie ime ge- 
trtiwet wert. Ssp. III, 45 § 8. 

Die eheliche Vormundschaft ist darum eine rechte**. 
Denn der Ehefrau ist ihr Vormund durch das Recht bestimmt. 
Weder darf sie sich einen andern wählen ", noch ist ihm Re- 
cusation der Vormundschaft erlaubt. Nur die Auflösung der 
Ehe lässt dieselbe zu Ende gehn , sei es durch den Tod eines 
Gatten, sei es durch Scheidung. Im letztern Falle ist, ein 
Zurückfallen der Frau in die Vormundschaft ihrer Familie 
anzunehmen; im ersten erbt die Vormundschaft über die 
Wittwe dem alten Recht gemäss auf den nächsten Schwert- 
mag des Ehemanns*^, es sei denn, dass*ihr der verstorbne 



12 Der Tradition des langobardischen Rechte. £d. Roth. 181 — 183. 178. 
199. 215. Liutpr. I, 2. n, 6. Der Ausdruck .triuven des Ssp. III, 45 § 3, 
das nhd. Wort trauen bewahrt die Erinnerung an die alte Sitte. 

13 Sie war nicht mit allen Rechtsfolgen der echten Ehe ausgestattet. 
Walter Rechtsgeschichte § 481 n. 22. Schröder de dote (1861)4; vgl. 
Ed. Roth. 165. 181. 188. 218. Liutpr. II, 6. XII, 5, 6, 10. XIV, 1. 

"Ssp. I, 31 § 2. 43. 44. 47 § 1. 

1^ Erst das spätere sächsische I^ehnrecht kennt einen Lehnsvormund 
neben dem Ehemann. — Nur für zwei Fälle tritt an die Stelle des Ehemanns 
der vom Richter gegebene Vormund : bei der Klage um handhafte That, wenn 
der Mann nicht zur Hand ist, und in dem Fall einer Begabung der Frau durch 
den Ehemann Ssp. I, 43, 44. Dagegen einen Verlust der Vormundschaft zur 
Strafe (vgl. Ed. Roth. 195. 197. Liutpr. XIII, 1.) kennt der Ssp. nicht mehr. 
Ein balemunden des Ehemanns ist unstatthaft, Ssp. I, 41. Kraut I, 400. 

»e Ssp. I, 23 § 2. 
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Mann nicht ebenbürtig gewesen, wo sie durch seinen Tod ihr 
Geburtsrecht, mithin auch in ihrem eignen Schwertmag 
einen ebenbürtigen Vormund wieder gewinnt ^7. 

Trat im alten Recht die Vormundschaft als ein wesentlich 
nach aussen 'gerichtetes Schutzverhältniss hervor, so ist im 
Rechte des Ssp. auch für die Frauen diese Bedeutung der Vor- 
mundschaft noch nicht erloschen i**; es ist aber auf die Ver- 
tretung vor Gericht beschränkt. 

Ssp.I, 46. Megede unde wif muten — Vormunden hebben 
an iewelker klage, dur dat man se nicht verttigen ne mach des 
se vor gerichte spreket oder dut. 

Während der Mann alles dessen, was er vor Gericht thut, 
durch Gerichtszeugniss überführt wird^^ misst man im Rechts- 
gange ^o der Rede der Frauen kein Gewicht bei. Sie sind 
nicht im Stande die Folgen ihrer dort abgegejjenen Erklärun- 
gen zu übersehen. Sie bedürfen daher vor Gericht eines Vor- 
mundes, der für sie auftritt. Rechter Vormund ist bei unver- 
heiratheten Frauen der nächste Schwertmag 21, bei verhei- 
ratheten der Mann. Vor Allem aber brauchen Frauen einen 
Vormund, wenn es gilt durch Zweikampf ein Ungericht zu be- 
weisen , denn nur der rechte Vormund führt den Frauen vor 
Gericht die kämpfliche Klägers. Damit freilich ist für ledige 
Frauen die Bedeutung der Vornlundschaft erschöpft, lieber 
ihr Vermögen verfügen sie frei, der Vormund hat darüber kein 
Recht. Soweit sie nicht als Parteien vor Gericht auftreten, 
handeln sie selbständig, nicht, ist es nöthig jenem über ihr 
Gut eine Gewere von Vormundschaftswegen einzuräumen. 
Anders, bei weitem tiefer berührt die eheliche Vormundschaft 



"Ssp. I, 45 § i. 

" Der Ausdruck des Ssp. für diese Wirksamkeit des Vormunds ist 
,,vore8taIl*^ Ssp. I, 42 § 2. Lr. 26 § 1. 56 § 1. 
• »9 Ssp. I, 7. 

20 Ssp. I, 47 § 1. III, 63 § 1. Anders bei Akten freiwilliger Gerichts- 
barkeit, Aufgabe von Eigen, Leibzucht Ssp. I, 45 § 2. 

2» Also zunächst der Vater, Ssp. I, 11. Lr. 74 § 1. 

« Ssp. I, 45 § 2. I, 43. 
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Person und Vermögen der Frau. Sie besagt mehr als eine 
blosse Stellvertretung vor Gericht. Dem ehelichen Vormund 
steht von Rechtswegen dieGewere am Gute der Frau zu. Um- 
fassende Rechte tlbt er darüber aus. Wir fragen, welche sind 
diese Rechte , welches ist der Inhalt der Gewcjre zu rechter 
Vormurfäschaft? Wie weit hat der Mann die Verfügung über 
das in seiner Gewere geeinte Vermögen ? Steht sie ihm über 
Fahrniss und Eigen in gleichem Umfange zu, oder sind die 
Rechte über das Mobiliar des ehelichen Gutes grösser als über 
die Grundstücke? Vor Allem, ist er im Besitz des wichtigsten 
Verfügungsrechts, der Beffugniss zu veräussem? 

Da ist es denn'bemerkenswerth, dass der Ssp. über alle 
diese Fragen sich nicht ausspricht. Er vermeidet es, das 
Heiligthum des Hauses, das Verhältniss der Ehegatten mit 
kahler Rech tsfQrmel zu normiren, dort einzudringen, wo die 
lebendige Sitte alleinherrschend war, ein Streit nicht zu be- 
fürchten stand. Nur die Erbsonderung nach aufgelöster Ehe, 
die Erbrechte der Ehegatten bespricht er eingehend. . Was 
während der Ehe Rechtens war, darüber finden sich kaum An- 
deutungen. So ist denn auch die Wissenschaft bei dem Auf- 
bau des altsächsischen Gtttereinheitssystems noch nicht zu 
sichern Resultaten gekommen. Wohl ist man allgemein dar- 
über einig, dass dem Ehemann Besitz und Verwaltung des 
ehelichen Vermögens zukam. Aber schon darüber, ob er über 
die Fahrniss der Frau frei zu verfügen berechtigt war, ob er 
für das ohne ihren Consens veräusserte Mobiliar ersatzpflichtig 
sei , wird gezweifelt. Auch darüber herrscht kein Einklang, 
ob bei Auflösung der Ehe die Frau ihre inferirte Fahrhabe zu- 
rückerhält. Die Frage nach dem Rechtsverhältniss der von 
ihr eingebrachten Grundstücke, soweit sie nicht durch das 
Stamm^utssystem entschieden wird, bedarf gleichfalls der 
Untersuchung und eine genaue Erwägung dieses Punktes 
führt zu Resultaten , die von der gewöhnlichen Meinung ab- 
weichend sind. Das gewillkürte eheliche Güterrecht lockt 
sehr zu näherer Erörterung; denn eine neuerdings weit ver- 
breitete Ansicht schreibt an dem Bruche des alten Systems, 
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den wir in der eheliehen Gütergemeinschaft vollendet finden, 
den Hauptantheil den Eheverträgen zu. 

Eine eingehende Behandlung dieser Frage wird, da der 
Ssp. die ehelichen Vermögensverhältnisse nur für den Fall der 
Auflösung der Ehe bespricht, von dem eheliehen Güterrecht 
von Todeswegen auszugehn haben. Ist hier eine fester Grund- 
lage gewonnen, so wird auch das eheliche Güterrecht unter 
Lebenden in voller Schärfe erkannt werden können. Damit 
ist ein fester Kern des altsächsischen Eherechts gefunden und 
es ermöglichen die reichlich uns fliessenden Quellen einen 
genauen Einblick in die geschichtliche Entwicklung desselben 
bis zu dem Zeitpunkt, der der vorliegenden Untersuchung als 
Grenzpunkt gesteckt ist, der Reception der fremden Rechte. 



Zweites Kapitel. 

Eheliches Güterrecht von Todeswegen. 

§ 2. Einen vollkommeii befriedigenden Aufschluss über 
das Schicksal des von der Frau eingebrächten Vermögens ge- 
währt uns der Ssp. für den Fall ihres Todes. 

Ssp. I, 31 § 2. Stirft — dat wif bi des mannes live, se ne 
erft neue varende have wenne rade unde egen, of sedathevet, 
in den nesten. 

Das System der ehelichen Gütereinheit lässt das Ver- 
mögen beider Gatten als ein Ganzes erscheinen ; aber nur bei 
bestehender Ehe. Nach deren Auflösung löst sich diese Ein- 
heit, die lUaten der Frau fallen auf ihre Seite zurück. Das 
gilt zunächst von allem Eigen , von Grundstücken und allen 
mit Immobiliarqualität bekleideten Rechten. Stirbt die Frau, 
so vererbt sie ihr Eigen auf den Nächsten, der Mann hat kei- 
nen Anspruch, kein Erbrecht darauf ^ Doch schon für die 



1 Doch sie vererbt Eigen nur, of sie dat hevet. Das ist bei dem Erbrecht 
des Ssp. , das den Söhnen die Töchter, den Brüdern die Schwestern nach- 
stellt, nicht immer der FaU. Ssp. I, 17 § 1. 
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eingebrachte Fahrnigs ist jenes strenge Erbsonderungsprinzip 
durchbrochen. Hier mochte bei langer Dauer der Ehe der 
Nachweis der Illatenqualität nicht leicht zu führen sein. Bei 
der Naturalwirthschaft jener Zeit bestand ja ohnedies das fah- 
rende Vermögen meist aus Gonsumtibilien. Und so lässt denn 
das Recht des Ssp. das eheliche Mobiliar nicht nach dem 
schwer zu erweisenden Ursprünge der einzelnen Stücke, son- 
dern nach einem andern Gesichtspunkt sondern. Alle Mobi- 
lien, die zur Gerade gehören, fallen auf die Erben der Frau. 
Das Uebrige bleibt beim Manne. Nur für die Grundstücke 
wird die Gütereinheit in aller Strenge durchgeführt; für die 
Fahrniss besagt sie mehr als eine äussere Vereinigung ; eine 
volle Verschmelzung des beiderseitigen Gutes verwischt hier 
das Eigenthum an den einzelnen Stücken. Dass dies die 
Meinung des Bsp. ist, leuchtet noch aus einer andern Stelle 
hervor: 

Ssp. III, 76 § 2. Hadde (die Wittwe) man genomen unde 
was he to ire unde to den kindern in dat ungetveide gut ge- 
varen, unde stirft denne dat wif , die man behalt äl des wives 
recht in der garender have, sunder dat gebu unde sunder die 
gerade. 

Die fahrende Habe bleibt beim Mann. Nur was davon 
Gerade ist, wird den Erben der Frau gegeben. Auch ihr Holz- 
gebäude, obwol fahrendes Gut, soll der Mann ausnahmsweise 
nicht erhalten; es folgt als Pertinenz dem Grundstück, auf 
dem es steht K 

Zwei wichtige Consequenzen ergeben sich aus diesen 
Stellen. Nur wenn die Frau Eigen hat , vererbt sie solches. 
Gerade dagegen hinterlässt sie stets. Auch wenn sie nichts 
eingebracht hat, auch wenn die Gerade vom Manne erzeugt, 
erworben ist, wird dieselbe den Erben der Frau gelegt. Bei 

3 Beiden Stellen widerspricht nicht Ssp. I , U . Halt ok de vader sine 
kindere in vormuntscap na irer müder dode, svenne se sik von ime scedet, he 
aal en weder laten unde wider geven al ir müder gut. Denn nur von dem 
Mattergnt kann die Rede sein , das mit dem Tode der Mutter auf die Kinder 
gefallen. Hasse Zeitscbr. 4, 82. 
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ihrem Tode wird das gesammte bewegliche Vermögen stet« 
ohne Rücksicht auf seinen Ursprung in zwei Theile getheilt, 
in Gerade und in die übrige Fahrniss. Aber noch ein anderes 
ergibt sich hieraus. Hatte die Frau Mobilien in die Ehe ge- 
bracht, denen die Geradequalität abging, so waren dieselben 
ihren Erben unwiderbringlich verloren. Denn mit ihrem Tode 
hatten sie nur auf die Gerade ein Recht. Demnach konnte 
eine Veräusserung jener Gegenstände, selbst wenn dieselbe 
vom Manne einseitig bewirkt war, ihn den Erben der Frau nie 
mehr ersatzpflichtig machen. Sie hätten kein Recht gehabt, 
auch wenn das Stück noch vorhanden war; um so weniger 
durften sie für das veräusserte Entschädigung verlangen. Nur 
für die Grundstücke der Frau hatten sie einen Anspruch dar- 
auf, da diese ja ohne ihre Zustimmung nicht aufgelassen wer- 
den durften. Aus der Betrachtung der Erbsonderung beim 
Vorabsterben der Frau ergibt sich demnach der Schluss , dass 
dem Mann hinsichtlich der von ihr eingebrachten Fahrniss, die 
nicht zur Gerade gehörte, ein freies Verfügungs- und Veräusse- 
rungsrecht zustand. 

Jener Sachencomplex aber, zu deren Gunsten das strenge 
Gütereinheitsprinzip durchbrochen ist, fesselt in hohem Grade 
unsere Aufmerksamkeit ^. Wir fragen zunächst: welche Ob- 



3 Vgl. Grimm RA. 566. Gaupp German. Abhdl. (1853) nr. III: lieber 
einige Grundzüge des deutschen Erbrechts , besonders über das Verhältniss 
von Niftelgerade, Aussteuer und Wittwengerade. Schröder Gesch. d. ehel. 
Güterr. 113. Eichhorn § 369. Walter §490. Weiske28. v. Sydow 
258. Siegel 84. 173. Gengier Privatr. 149. — Die sächsische Juris- 
prudenz hat eine reiche Literatur über die Gerade und die andern fraulichen 
Gerechtigkeiten erzeugt. Das erste Werk dieser Art war der auf die Rechts- 
bücher unter Benutzung der doctores gestützte dritte Theil von G. v. Rot- 
schitz Processus juris, ,,dorinnen von der Mitgift, Leihgeding, Morgengab, 
Gerade , Mustheil , Herge wette und Erbe erstlich gantz kurtz zusammen ge- 
tragen** gehandelt wird. Es ist dies Werk 1529 erschienen, aber bereits viel 
früher, und zwar in Leipzig verfasst, Muther Gewissensvertretung 47. In 
blossen Scheinatismus artete ans die Literatur des 18. Jhrhdrts über diese 
Materie, Barth von der Gerade 1721, Hoffmann statuta localia 1733; 
doch ist besonders das letzte Werk ausgezeichnet durch freilich erst späterer 
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jekte gehören dazu? Und hierüber gibt uns der Ssp. will- 
kommenen Aufschluss. Es war ein Hauptthema der mittel- 
alterliehen Bechtsquellen Geradecataloge in abschliessender 
Vollständigkeit zu bringen. 

Das Verzeichniss aller zur Gerade gehörigen Gegenstände 
enthält Ssp. I, 24 § 3 *. Es gehören danach zu ihr die weib- 
lichen Kleider und aller Schmuck, sodann das Garn und Lin- 
nen, demnächst eine Reihe von Wirthschaftsgegenständen und 
endlich von den Hausthieren die Schafe und Gänse. Die 
übrige Fahrniss gehört zum Erbe, vor allem das noch nicht zu 
Schmuck verarbeitete Gold und Silber, die noch nicht zu Klei- 
dern verschnittene Leinwand, endlich das baare Geld. Un- 
zweideutig ist demnach jenem zur Gerade gezählten Mobiliar 
der Charakter ausgeprägt. Es enthält alle die Stücke, die 
zum Gebrauch der Frau vorzugsweise bestimmt, oder doch 
ihrer Fürsorge anheimgegeben sind, die demnach faktisch in 



Zeit und grösstcntheils dem Stadtrecht angehörende Qnellenauszüge. Ein 
alphabetisches Register für Mobiliarvermögen enthält U o m m e T s Pertinenz- 
und Erbsonderungsregister 1767, ein Buch, das sechs Auflagen erlebt hat. 
Aus Barth nnd Hoff mann ausgeschrieben ist R e g n e r ' s Handbuch von 
der Gerade 1781. 

* Es macht nach der Absicht des Spieglers auf Vollständigkeit Anspruch : 
AUet dat to der rade hert , dat sin alle scap etc. Svat so boven dit benomde 
ding is, dat hört al to'me erve. Vgl. auch Ssp. I, 22 § 4, wo Elke rügt, dass 
die Leute Dinge zum Heergewäte rechnen , die dazu nicht gehören. In der 
Vorrede sagt er : groz angest get mich an ; ich vorchte sere , daz manich man 
diz buch Wille meren unde beginne recht vorkeren unde tzie des an mich. — 
Dieser Warnung ungeachtet ist schon kurze Zeit nach Aufzeichnung des Ssp. 
(genauer vor 1261) durch Einrückung eines Zusatzes jenes Verzeichniss als 
ein bloss exemplicatives dargestellt worden : Noch is mangerhaude klenode, 
dat in gehört, al ne nenne ik is nicht sunderliken. Und die Handschriften ent- 
halten reiche Znsatze zu der spärlicheren Aufzählung des Ssp. , vgl. H o m e y e r 
Ssp. I, 24 n. 26. Wichtiger als diese sind die Geradeverzeichnisse in den 
sonstigen Quellen des sächs. Landrechts. Sie legen gleichfalls den Ssp. zu 
Grunde, den sie indess mit Zusätzen versehn. Hiehin gehört Görl. Ldr. 41,6. 
Distinct. I, 9, 1. Kürzere und längere Glosse zu Lr. 56. Schles. Ldr. c. 45. 
Das Stück vom Mustheil. Die pölmannschen Distinct. IX ^ 10, 4. Das Stück 
von der Gerade. 
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dem Kreise des ehelichen Guts ein besonderes Vermögen der 
Frau constituiren. Das gilt zunächst von allem Schmuck^ und 
den weiblichen Kleidern, von den Betten und dem zum Wirth- 
schaftsgebrauch bestimmten Linnen, sodann auch von den 
Stoffen, aus denen dies alles angefertigt wird, demnächst von 
den Hausthieren, die diese Stoffe vorzugsweise liefern^. Auch 
die Werkzeuge weiblichen Fleisses gehören hieher''^. Dem 
schliessen sich an dieGefasse, die zur Aufbewahrung jener 
Vorräthe zu dienen pflegen « und Gegenstände des Hausraths 



5 Anch die Spiegel gehören hieher. Schmucksachen, welche die Männer 
tragen, soweit dieselben nicht znra Heergewäte zählen, kommen kaum in Be- 
tracht und werden nach dem Ausdruck : golt und silber ungewercht (Ssp. I, 
24 § 3) gleichfalls zur Gerade gerechnet. Anders das spätere Landrecht. 
Görl. Ldr. 41, 6. Längere Gl. zu Lr. 56. Dist. I, 7, l. I, 9, 1. Stück vom 
Mustheil (Brnns) 172. Anders auch das Stadtrecht. S. das zweite Buch. 

^ Gänse und Schafe. Denn nicht allein das Kratzen und Wollespinnen, 
auch das Scheren der Schafe ist Geschäft der Weiber. Heidelb. Jahrb. 1823, 
115. Weinhold die deutschen Frauen 114. Eine Hdschr. fügt die Enten 
hinzu, Homeyern. 8 zu Ssp. I, 24. Ebenso die längere Gl. zu Lr. 56 und 
das Stück von der Gerade. Bas magdeburgische Recht zu diesen auch die 
Hühner. Dagegen findet sich die Trennung der Thiere nach Geschlechtern, so 
dass nur die weiblichen den Frauen als Gerade zugesprochen werden , erst 
in spätem Quellen. Kürzere Gl. zu Lr. 56 : Schapebucke , oseen de hören to 
erue und alle menlick dier. Stück von der Gerade : Alle schaf und lemmer, 
die nicht menlich oder hemmel sein. Dem Ssp. ist sie fremd. 

' Swaz zo wiplicheme werke horit, görl. Ldr. 41, 6. Alles geret und ge- 
zeug, das zu weiblicher arbet gehöret, längere Gl. zu Lr. 56. Die Bilder 
symbolisiren die Gerade meist durch eine Schere. Hieher gehören auch die 
Bücher, die zu Gottes Dienst gehören. Also nicht die weltlichen Bücher, z.B. 
die Rechtsbücher, pölm. Dist. IX, 10, 4. Anders das Görl. Ldr. 41,6, vgl. 
Grimm RA. 583. Weinhold die deutschen Frauen 92. 

B Die kästen mit upgehavenen leden sind Holzkasten mit gewölbten 
Deckeln und nicht Schmuckkästchen mit Zierarbeit, Siegel 85. Ihnen 
sind vielmehr entgegengesetzt die cistae planae, die siechte kisten, halli- 
aches Weisth. von 1235 § 44. Weichbild 26 § 2. Üeber andere Missver- 
standnisse der Neueren vgl. Homeyer Jahrbb. f. wiss. Krit. (1827) 1319, 
Sodann gehören hieher die Laden. Das Görl. Ldr. 41, 6 fügt die Schreine 
hinzu. Die längere GL zu Lr. 56 beschränkt die Gefässe der Gerade auf die, 
do di Arawen ir hauptgebend inn haben vnd snnderUch die sie selbst beschlies- 
sen. Es beruht dies auf einer Auffassung des Weichbildrechts, welches in 
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sowie des Zimmerschmacks, welche gleichfalls Mittelpunkte 
des Wirkens und Schaffens der Frauen sind. Alle diese 
Stücke der Fahmiss werden unter dem Namen der Gerade • 
zusammengefasst. Der Ssp. lehrt uns zugleich, woher sie zu- 
meist in das eheliche Vermögen zu kommen pflegten. Die 
zur Ehe ausgestattete Tochter wird als „utgeradet" bezeich- 
net '» und ihr die GoUation der zur Ausstattung empfangenen 
Gerade bei der Erbtheilung mit den Geschwistern untersagt". 
Es bildete demnach die Gerade einen Theil der Aussteuer ^^. 
Und da der Ssp. in der ersten Sippzahl den Vorzug des männ- 
lichen Geschlechts bei der Folge ins Erbe festhält, war die 
Gerade oft derHaupttheil der Ausstattung. — Sonach wird der 
der Frau in die Ehe gegebene Brautschatz auch bei ihrem Tode 
auf ihre Verwandten vererbt; nicht mittelst des kahlen Rech ts- 
satzes, wonach nur die Objekte, deren Illation nachzuweisen 
ist, wiederum ausgesondert werden, sondern so, dass die Aus- 
stattung, wie sie während der Ehe sich gestaltet, verändert, 
vermehrt und ergänzt hat, aus der vormundschaftlichen Ge- 
were des Manns sich auslöst. Zu Gunsten eines lebensvollen 
Prinzips ist das System der Gütereinheit durchbrochen. Die 
Modifikation desselben durch die Gerade ist freilich uralt, 
wenn sie auch in keiner unserer altern Quellen scharf ausge- 
prägt wie im Ssp. begegnet. 

Schon die Volksrechte erwähnen der Sitte , dass den in 



dem Kreise des Hausraths noch genauer die zum Qebraueh und Wirkungs- 
kreise der Fi'auen bestimmten Sachen sonderte. Vgl. das zweite Buch. 

» Das Wort ist erklart durch Grimm RA. 567. Schon die mittelalter- 
Uchen Quellen sind sich seines Ursprungs bewusst. Johann v. Buch Ql. 
zu Ssp. I, 24 : Als vele is rade als gerede in eines mannes huse ; zu I, 27 §2. 
Vgl. Glosse zu Weichb. 23. — Formen der sächsischen Rechtssprache dafür 
sind: Radeleve im magd. Recht, Förstemann Nene Mitth. I, 2, 79. 
MSchU. für Stendal 1336. Grimm RA. 567. Heydemann Joach. 130. Ffir 
ansraden begegnet in den magdebui^er Quellen: zu Rate uzsetzen. Magd. R. 
V. 1295 § 12. . 

^^ Ssp. I, 5 § 2. ungeradet ibid. § 3. 

11 Ssp. I, 13 § 1. Anders das Görl. Ldr. i. f. 

<2 Hasse 73. 
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die Ehe tretenden Frauen von ihrem Vormunde eine Aussteuer 
mitgegeben wird. Sie besteht in Fahrniss, insbesondere in 
weiblichem Schmuck. Für diesen vorzugsweise dem Ge- 
brauch und dem Wirkungskreise der Frau dienenden Sachen- 
complex begegnet als technische Bezeichnung das Wort 
Kath 13. Es erwies sich diese Aussteuer als eine wenn auch 
nicht durch das Recht vorgeschriebene **, doch durch die Sitte 
gebotene Ausgleichung der im altern Recht bei der Erbfolge 
begegnenden Zurücksetzung der Weiber '\ Dem als Aus- 
steuer gegebenen Sachencomplex war darum eine beson- 
dere Erbfolge angewiesen ^«. Er vererbte nur auf die Weiber- 

>3 £s findet sich zuerst in der lex Burg. 86 demalahereda, welcher 
Ausdruck dort durch ornamenta (sc. puellae) wiedergegeben wird, Homeyer 
lieber die Heimath 1852, 52. Schröder 122 ; sodann in der lantfridischen 
Kedaktion der lex Alam. 53, 1 : Sequat eam (der wiederheirathenden Wittwe) 
dotis legitima et quidquid parentes ejus legitime plagitaverent et qaidquid de h e - 
redi patemicam secum adtulit; endlich in der lexAngl, etWerin. (1. Franc) 
2, 4. ornamenta muliebria, quod rhedo dicunt. 

^* Eine Verpflichtung des Vormunds zur Ausstattung existirt im Allgemei- 
nen nicht. Schröder 117 will sie im langobardischen Recht wenigstens für 
den Bruder nachweisen ; jedoch die von ihm angeführten Stellen begründen 
die Ausstattung auf ein Rechtsgeschäft, vgl. auch Roth. 181 : Sit contenta, 
quantum in die traditionis nuptiarum dederunt. Liutpr. X , 7* Ordinet eas 
juxta lege qualiter voluerit. Nur im burgundischen Recht findet sich für den 
Vormund der Braut, wenn er nicht ihr Vater ist (mit Unrecht fügt Schröder 
121 den Bruder hinzu), die gesetzliche Verpflichtung Ya des empfangenen 
Wittemons in ornamentispuellaezu verwenden. Lex Burg. 86, 2. 

1^ Der abfindende Charakter der Ausstattung ist gewiss für das auch Im- 
mobilien enthaltend« Fadeifium der Langobarden, Roth. 181, für die andern 
Volksrechte zwar nicht nachzuweisen, doch wahrscheinlich. Im fränkischen 
Recht ist der Aussteuer erbabfindende Kraft ausdrücklich versagt. Child. Cap. 
Leg. Sal. add. LL. 2, 5. Die Formulirung Gaupp's, Germ. Abhdl. 78, 
dass die Aussteuer für eine ,,der Tochter vorweg gegebene Niftelgerade'^ zu 
halten sei, ist bedenkUch. Auch die ausgeradete Toehter geht bei der Erb- 
folge in die Gerade der ferneren Niftel vor. 

»« Dass dies bereits im alten Recht der FaU wai", hat für das Recht der 
Burgunder, chamavischen Franken, Angeln and Weriner nachgewiesen 
Sehr öd er 120. 173. Die andern Stämme haben dem Rcchtsverhältniss der 
Aussteuer eine besondre Ausbildung nicht gegeben und kennen ein besonderes 
Erbrecht daran nicht. Im langobardischen Recht erbt das Faderfium der Frau 
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Seite. Wie die Schwertseite zur Erbfolge in das Erbe, vor 
allem in die Grundstücke, in die Basis des Familienvermögens 
berufen wurde, so bildete die Gerade das Frauenvermögen. 
Eine sinnliche, ph an tasie volle Rechtsanschauung verpflanzte 
den Unterschied der Geschlechter auf die todte Aussen weit, 
sie sonderte „männliche und frauliche" Sachen*''', mit an- 
schaulichen Gliederungen füllte sie die Rechtsbegrifl*e des 
Vermögens, des Erbrechts. Freilich war jene individualisirte 
Erbfolge nur so lange eine lebensvolle, eine rationelle, als den 
beiden Geschlechtern ein verschiedenes Erbrecht gesetzt war. 
Dem Weichbildrecht war es vorbehalten, die rechtliche Bedeu- 
tung der Geschlechtsunterschiede zu vernichten. Sowie eine 
planmässige Städtegründung den Osten Deutschlands deut- 
scher Cultur eröffnete, tritt uns überall das Bestreben entgegen 
die Gerade aufzuheben oder zu beschränken. Der Bsp. hält 
an der Bevorzugung des männlichen Geschlechts im Erbrecht 
fest. Er kommt oft auf die Rechtsverhältnisse der Gerade zu 
sprechen. Wie in keinem andern Rechtsdenkmal vor ihm oder 



ihr Ehemann, Liutpr. ü, 8, vgl. VI, 4 ; der Wittwenvormund , Liutpr. X, 6 ; 
die sonstigen Verwandten, Liutpr. II, 8. Von den letzten werden zuerst die 
Söhne gerufen, erst in ihrer Ermauglnng Töchter und Schwestern. Weiterhin 
war nach altem Recht kein Weib erbberechtigt. Liutpr. I, 1. 4. II, 7. 8. XV, 
3. Schröder 115 n. 19. Die andern Volksrechte lassen die Aussteuer ein- 
fach auf die Erben der Frau fallen. Nach fränkischem Rechte fällt sie daher 
auf die Söhne und Töchter zugleich, arg. 1. Sal. 59, 1, nach alamannischem 
und bairischem auf den Sohn mit Ausschluss der Tochter, arg. 1. Alam. Hloth. 
57, 1. 1. Baiv. 15, 7 — 10. Auch in den Volksrechten, wo Name und Wesen 
der Gerade erwähnt wird , ist sie noch unvollkommen durchgebildet. Dies 
zeigt sich darin , dass überall nur wirklieh inferirte Gegenstände der W^ittWe 
als Gerade ausgehändigt werden, eine Ergänzung, Vermehrung und Verände- 
rung derselben nicht statuirt wird. Die Wittwe, die nichts eingebracht hat, 
erhält demnach keine Gerade, dagegen die inferirten Mobilien. Das Güter- 
einheitssystem wird in steifer Weise auch für die Fahrniss durchgeführt, vgl. 1. 
Alam. Lantfr. 53 , 1 : quidquid de heredi paternicam secum adtulit. 1. Franc. 
Chamav. 42. 1. Burg. 51 , 4. Spuren des Geradecomplexes in der spätem 
Auffassung Pact. 1. Alam. 3, 2, und vielleicht 1. Angl. et Werin. I, 1,8. 
"Grimm RA. 584. 
▼. Marti tz, ehel. Gaterreoht d. Ssp. 7 
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nach ihm erscheint sie in seiner Darstellung als ein consequent 
gedachtes, wol gefügtes Rechtsinstitut. 

Ist auch die Gerade nichts anderes als die Aussteuer, wie 
sie bei Auflösung der Ehe sich darstellt, so ist sie doch dem 
blossen Belieben der Einzelnen entzogen, zu einem festen 
Recht geworden. Ob Aussteuer gegeben wird , und eine wie 
grosse, ist Sache der Willkür*«. Gerade wird in jedem Fall 
der Auflösung der Ehe gereicht, ob die Frau ausgestattet war, 
ob nicht. Ihr Umfang ist genau bestimmt, sie tritt stets an 
Stelle des eingebrachten Mobiliars. Entweder die überlebende 
Wittwe oder, wenn die Frau vor dem Manne gestorben, ihre 
Erben empfangen die Gerade ; doch nicht alle Erben ; denn 

Sve so rade vorderet, die sal ut von wif halven dar to ge- 
boren sin. Ssp. in, 15 § 4. vgl. Ssp. 11, 15 § 2. 

Und zwar erhält immer nur die nächste Verwandte der 
Weiberseite die Gerade. 

Ssp. I, 27 § 1. Jewelk wif erft tvier wegene: ir rade an 
ir nesten nichtelen *^ de ir von wifhalven is besvas. 

Die Erbfolgeordnung ist naturgemäss die der Sippzahl, 
doch ohne Repräsentationsrecht für Kinder vorverstorbener 
Nifteln ^o. Mehrere gleich nahe theilen die Gerade 2* ; ist keine 
Niftel da, so gilt sie als erbloses Gut. Denn was die Frau 
einst besessen und genutzt, das soll auch Frauenhabe bleiben. 

Doch neben den Frauen wird eine Klasse von Männern 
vermöge ihres Standes singulärerweise zur Gerade berufen; 
es sind dies die Kleriker; nicht die Klostergeistlichen, die ja 



" Wiewol eine allgemeine Sitte bestand. Denn nur sie konnte zur Bil- 
dang des Geraderechts fuhren. 

*» Niftel ist die Schwestertochter , dann die Verwandte der Weiberseite 
überhaupt. Müller u. Zarnckell, 332. 

20 Gemäss Ssp. 1 , 5 § 1 . Die Tochter schliesst von der Mutter Gerade 
die Toehterkinder aus. Eine Ausnahme tritt insofern ein, als der Busen allen 
übrigen Magen vorgeht. Ssp. I, 17 § l. Die Enkelin schliesst von der Gross- 
mutter Gerade deren Schwester aus. 

2t Arg. Ssp. I, 5 § 3. Die eldere sal delen, die jüngere sal kiesen. Ssp. 
Jll, 29 § 2. Anders z. B. das goslar. Recht, Göschen 160. 162. 
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durch ihren Eintritt ins Kloster sich des Land- und Lehnrechts 
geledigt haben *^ sondern die Weltgeistlichen. Sie entbehren 
des Heerschilds. Während sie daher auf den Empfang des 
ritterlichen Heergewätes verzichten müssen 2', ist ihnen die 
Gerade Ersatz ** ; ja auch sonst stellt sie aus demselben Grunde 
das Recht den Frauen gleich *«, Anders aber wie diese neh- 
men sie neben der Gerade auch an der Folge in's Erbe Theil. 
Denn dem Landrecht haben sie sich nicht entzogen ; die Priester- 
weihe lässt sie der Stellung, die dem männlichen Geschlecht 
bei der Erbfolge gewährt wird, nicht verlustig gehn. Der ster- 
bende Priester hinterlässt demnach nur Erbe, keine Gerade ^ß. 
Die Aushändigung der ganzen Gerade an die Niftel muss 
nothwendigetweise das Haus einer Reihe für Leben undWirth- 
schaft unentbehrlicher Gegenstände berauben. Schon in den 
Volksrechten 27 findet sich daher die Bestimmung, dass von 
den die Aussteuer der Frau zurücknehmenden Erben dem 
überlebenden Manne gewisse unentbehrliche Gegenstände des 
Hausraths gelassen werden sollen. Der Ssp. beschränkt zu 
Gunsten des überlebenden Mannes die Gerade der Niftel ; sie 
hat ihm auszuhändigen ein Tischtuch für seinen Tisch; ein 
Pfühl für seine Bank, ein Kissen für seinen Stuhl. Endlich 
soll sein Bett berichtet werden, wie es bei Lebzeiten der Frau 
gestanden hatte ^*. 



22 Ssp. r, 25 § 3. 

23 S. n. § 4. 

2* Ssp. r, 5 § 3. 

26 Wie die Fraaen stehn sie in des Königs Frieden, Ssp. II, 66 § l ; dür- 
fen darnm keine Waffen fuhren, Ssp. III , 2 ; nicht Vorsprecher sein, Ssp. I, 
61 § 4. II, 63 § 1 ; folgen nicht dem Gerüfte, Ssp. II, 71 § 3. Die Volksan- 
sicht des Mittelalters hielt gelehrte Bildung für pfafösch oder weibisch. Wein- 
hold Frauen 90. 

2« Ssp. I, 5 § 3. 

27 Und zwar erwähnt das salische Recht dieser Verpflichtung, doch be- 
schränkt es dieselbe auf 2 Bette, 2 Stühle, 2 Bänke. Auch liegt sie den Kin- 
dern nicht ob, sondern nur den weitern Erben. Chlod. cap. pact. leg. Sal. 
add. c. 8. LL. 2, 3. Schröder 173. 

28 Die Gegenstände sind aufgezählt Ssp. III, 38 §5. Gau pp germ. Abhdl. 

7* 
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So liegt uns Bedeutung und Zweck des Instituts klar vor 
Augen ^•. Aus der Sitte die zu verheirathenden Mädchen mit 
Hß-usrath auszustatten ist ein Rechtssatz erwachsen , der bei 
Auflösung der Ehe stets auf die Seite der Frau den festum- 
gränzten Sachencomplex der Gerade fallen lässt. Wie gross 



78. Walter§490 n. 9. Doch wird die Berichtnogspflicht der Niftel aasge* 
schlössen im görl. Ldr. 41,9. Das Weichbildrecht hat dieselbe erweitert 
und es kam der Gebrauch auf die von der Gerade dem Wittwer herauszugeben- 
den Gegenstände lebendiges Heer ge wate im Gegensatz des todten, 
das dem Schwertmag des Manns zufiel, zu nennen. Das konnte erst dann 
der Fall sein , als das Heergewäte seiner ritterlichen Bedeutung entfremdet 
wurde. 

33 Frühere Versuche dieses Institut zu deuten sind folgende: Johann v. 
Buch Gl. zu Ssp. I, 24 und so die späteren Glossatoren sehn darin den Ersatz 
für das Heergewäte ,,hir umme so scheidet sik der leges. twidracht, diseggen, 
dat si like recht scolen hebbeu, di gelike na sin an der mageschap, — it si wif 
edder man. Nu machstu prüven, djit si like vele nemen. Nemen die seh wert- 
mage it herwede, so nemen die spilmage di rade*^ — Barth von der Ge- 
rade 35 schreibt die Gerade den Frauen zu, weil sie Gegenstände ihres Fleis- 
ses enthalte; Grimm RA. 583, weil sie von ihnen gebraucht, getragen und 
verwendet werde. — Der Zusammenhang der Gerade mit der Aussteuer ist 
bereits von Eichhorn Privatr. § 297 wenigstens für die Wittwengerade 
(vgl. ibid. § 330 n. c) anerkannt. Für die Niftel- und Wittwengerade ist er 
dann ansführUch nach dem Ssp. von Gaupp nachgewiesen worden (Germ. 
Abhdl. in). Für die Volksrechte hat ihn in lichtvoller Weise dargethan 
Schröder 113 ff. — Dass in der Gerade auch Gegenstände der Aussteuer im 
allgemeinen zurückgewährt werden, ist jetzt allgeqiein anerkannt, Walter 
§490. Kraut II, 359. Nur, dass die Aussteuer auch nach Auflösung der 
Ehe als ein Ganzes behandelt wird, daher Ergänzung erhält durch Aushändi- 
gung aller Gegenstände einer bestimmten Gattung , erfährt eine verschiedene 
Auffassung. Eine verbreitete Ansicht sieht darin das Zeichen einer Errungen- 
schaftsgemeinschaft, V. Sydow 257. 266. 284. Kraut II, 360.388. Walter 
§491. Dagegen hat sich mit Recht erklärt v.Gerberin seinen und I h e r i n g ' s 
Jahrbb. 1 , 250. Privatrecht § 226 n. 8. Seinen Gründen ist hinzuzusetzen, 
dass der im fränkischen , westfälischen Und angelsächsischen Recht der Frau 
zugeschriebene Antheil an der Errungenschaft aus einer durch die Sitte ge- 
botenen Vergabung daran hervorgegangen ist, während das ostfälische Recht 
diese Entwicklung nicht kennt , aus der dos niemals ein gesetzliches Succes- 
sionsrecht hat werden lassen, vgl. unten § 14. Jener Antheil an der Er- 
rungenschaft ist zudem kein gfitergemeinschaftlicher , da er nur von Todes 
wegen gegeben wird. 
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auch einst die Au88teuer der Frau gewesen sein mag: für ihre 
Ansprüche darauf wird sie mit der Gerade in Pausch und 
Bogen abgefunden. Der Standpunkt des altern Rechts , das 
die Illatenqualität des Eingebrachten festhält, ist freilich für 
die fahrende Habe verlassen, aber die Yortheile jener Neu- 
bildung liegen auf 4er Hand. Die Frau darf nicht bei be- 
stehender Ehe fürchten ihr Eingebrachtes durch Verbrauch oder 
Verlust einzubüssen. Die Sachengesammtheit der Gerade lie- 
fert ihr Ersatz. Nicht gebrochen ist durch die Gerade das 
alte System der Gütereinheit, wol aber ist sein Werth erhöht, 
seine Handhabung erleichtert. Welche Bedeutung ihr das 
Recht der Sachsen beilegt, das geht daraus hervor, dass, wer 
sich zur Herausgabe der Gerade erst durch den Richter zwin- 
gen lässt, mit Busse und Gewette die Säumigkeit sühnt, als 
wenn das vorenthaltene Gut unter ihm zum Diebsgut gewor- 
den wäre^ö. 

§ 3. Tod des Mannes, 

Der zweite Fall der Auflösung der Ehe bietet unsrer Er- 
kenntniss mannigfache Schwierigkeiten. Dass die Wittwe 
ihre Grundstücke behält, kann freilich keinem Bedenken 
unterliegen. Es ist so selbstverständlich, dass Eike von Rep- 
kow es nicht noch besonders ausspricht Wol aber muss man 
nach dem Schicksal der von der Frau in die Ehe gebrachten 
Fahrniss feagen. Die eheliche Vereinigung hat ja ihr Eigen- 
thum daran nicht berührt. Erhält sie zurück, was davon übrig 
ist, und sind des Mannes Erben auch ersatzpflichtig für das, 
was er davon einseitig veräussert? In deir That scheint die 
gemeine Meinung zu einer Bejahung beider Fragen zu neigen*. 
Der Ssp. gestattet eine genaue Prüfung beider Punkte. 



3« Ssp. in, 15 § 2 ; vgl. n, 29. 37 § l. HI, 47 § 1. 

^ Ersatzpflicht für die vom Mann einseitig veräusserte Fahrniss der Fraa 
lehrt K r a u 1 11 , 461. Zweifeind äussert sich v. Gerb6r§226n. 9, obwol 
nach deiner Ansieht der Mann die Mobilien der Frau nur unter ihrer Zustim- 
mung veräussert. Die von ihm allegirte Stelle Dist. 1 , 5 , 5 ist für den Ssp. 
nicht beweisend , da sie dem System des Drittheilsrechtes angehört. — Da- 
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In voller Anschaulichkeit schildert der Ssp. uns die Erb- 
sonderung, wie sie beim Tode des Mannes sich vollzieht. Er 
führt uns auf das in mehreren Höfen bestehende Landgut des 
Gestorbenen , das die Wittwe nunmehr zu räumen hat. Hier 
hatte der Mann mit der Frau gesessen , hier befand sich das 
ganze eheliche Vermögen, das in seiner vormundschaftlichen 
Gewere gestanden hatte. Wie sollte er auch sonst in den Be- 
sitz aller jener für das weibliche Bedürfniss bestimmten Gegen- 
stände gekommen sein, die nunmehr als Gerade der Wittwe 
zufallen sollen. Ja wenn es heisst, dass gewisse Sachen, das 
unverarbeitete Edelmetall , die nicht verschnittene Leinwand 
ihr versagt werden, was ist klarer, als dass die Erbsonderung 
hier nicht allein das Vermögen des Mannes zum Gegenstande 
hat, sondern dass ihr das gesammte in der vormundschaft- 
lichen Gewere des Verstorbenen befindliche Gut unterworfen 
ist? Wozu jener Ausschluss der Frau, wenn das unverarbei- 
tete Metall sich in seinem Eigenthum befand? Es heisst viel- 
mehr: 

Ssp. I, 24 § 3. AI laken ungesneden to vrowen kleidere 
unde golt unde silver ungewercht datne hört den vrowen nicht, 

d. h. diese Gegenstände bleiben stets beim Erbe, falls sie 
sich bei des Mannes Tode auf seinem Gute vorfinden. Ob sie 
von der Frau eingebracht sind, oder dem Manne ursprünglich 
angehören, ist gleichgiltig. 

Noch klarer wird dies , wenn man die Angaben über die 
Erbtheilung selbst näher in's Auge fasst. Da wird neben der 
Morgengabe die Gerade in ihrer von uns oben erläuterten Zu- 
sammensetzung , da wird das Mustheil erwähnt und alle Ob- 
jekte einer bestimmten Art in diese Complexe eingereiht. Alle 
Schafe , Gänse gehören zur Gerade , alle gehofte Speise zum 



gegfen sprechen sich für Bücknahme des eingebrachten Mobiliar's , soweit es 
noch vorhanden ist, ans: Eichhorn Privatrecht § 297. v. Sydow262. 
Hasse 80. Weiske 39. Finsler 22. Berck §9 n. 99. Heise u. Cropp 
n, 447. B es e 1er § 136 n. 19. Gerber § 226 n. 12. — Gegen RückfaU der 
Franenfahrniss, soweit sie nicht den fraulichen Gerechtigkeiten angehört, er- 
klären sich Albrecht Gewere 263. Walter § 490 n. 11. Gengier 939. 
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Mustbeil. Und damit kein Zweifel über den Umfang beider 
Massen eintrete, wird alles, was übrig bleibt, dem Erbe zuge- 
sprochen. 

Ssp. I, 24 § 3. Svat so boven dit benomde ding is, dat 
bort al tome erve. 

Ist es sonach das gesammte eheliche Gut, das der Spiegier 
theilen lässt, so ist nun die Abgrenzung der Erbtheile und der 
Anfall derselben aufs genauste bestimmt Das eheliche Ver- 
mögen , dessen Einheit durch den Tod des Mannes sich löst, 
zerfällt in Gerade, Mustbeil und Morgengabe, die der Wittwe zu- 
kommen, Ueerg^wäte, das der Schwertmag des Mannes erhält 
und endlich in Erbe, welches Grundstücke und sonstiges Mobi- 
liar umfassend seinen nächsten Erben ausgehändigt wird. Von 
Grundstücken der Frau ist nicht die Rede, bei dem beschränk- 
ten Erbrecht der Weiber mochte auch ihre Ausstattung damit 
zu den Seltenheiten gehören ; dass sie der Wittwe verbleiben, 
bedurfte keiner Erwähnung. Eine Zurückforderung des ein- 
gebrachten Mobiliars, sofern dasselbe nicht zur Gerade gehört, 
wird nun aber in keiner Weise erwähnt. Vielmehr soll ja 
alles, was nicht zu jenen Complexen gehört. Erbe sein und 
des Mannes Erben verbleiben. Aber auch ein Anspruch auf 
Wiederersatz veräusserter Stücke der Aussteuer steht der Frau 
nicht zu; sie nimmt nur die Gerade, die sich beim Tode des 
Mannes vorfindet, nur das Vorhandene wird getheilt. Sonde- 
rung der Gerade und des Erbes wird erst bei des Mannes Tode 
bewirkt 2. 

Sonach gilt für beide Fälle der Auflösung der Ehe das- 
selbe Prinzip. Das Gütereinheitssystem des Ssp. lässt nur die 
Grundstücke des ehelichen Vermögens nach der Zuständigkeit 
auseitiander fallen. Für die Fahrniss wird das Eigenthum an 
den einzelnen Stücken verwischt und ein neuer Gesichtspunkt 



3 Eine Ersatzforderang für veräusserte Theile der Aussteuer wurde sich 
übrigens als Schuld nach todter Hand qualificiren, also nach Ssp. I, 6 § 2 die 
Erben nicht haftbar machen, sofern nicht Wiedererstattung für sie zu erweisen 
ist, vgl. auch Hasse 84. 102. Heise u. Cropp II, 447. 
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bestimmt die TheiluDg derselben. Auf die Seite der Frau 
kommt die Gerade, auf die des Manns das Erbe. Eine Ersatz- 
pflicht für veräusserte Mobilien gibt es nicht, auch wenn, so 
müssen wir annehmen, der Mann einseitig veräussert hatte. 

Dies Resultat bestätigt eine andre Stelle des Sachsen- 
spiegels. 

Ssp. in, 76 § 1. 2. Stirft eneme wive ir man unde blift 
sie in des mannes gude ungetveiet mit den kinderen lange 
wile oder körte, svenne sie sik tveiet darna, so nemet die 
vrowe ire morgengave unde ire musdele unde ire rade an 
alle deme gude, dat dar denne is, alssienemen 
solde to der tiet, do ire man starf. 

Aueh hier ist der Fall vorausgesetzt, dass die Frau auf 
des verstorbenen Mannes Landgut gesessen hat. Aber die 
Schichtung zwischen seinen Erben und der Wittwe ist aufge- 
schoben. Statt die Gewere zu räumen bleibt sie mit den Kin- 
dern in ungezweiten Gütern sitzen, wie wenn der Verstorbene 
noch .lebte. Die Erbsonderung nun, die diese fortgesetzte 
Gütereinheit beendet, soll in derselben Weise vor sich gehn, 
wie sie gleich nach des Mannes Tod vorgenommen zu werden 
pflegt. Für die Theilung soll nicht der Vermögensstatus bei 
Auflösung der Ehe massgebend sein, vielmehr das jeweilig 
vorhandene Cresammtvermögen ihr unterworfen sein ; an allem 
„Gut", das „denne dar" ist, nimmt die Wittwe Morgengabe, 
Gerade und Mustheil, das übrige bleibt den Kindern als 
Erbe K Jene Stelle lehrt aber, dass nach gleichem Grundsatz 
auch die Theilung beim Tode des Mannes vollzogen wird. 
Stets wird in diesem Falle das gesammte fahrende Gut, ob es 
von der Frau stammte, ob es vom Manne erworben war, in 
jene Complexe zerlegt. 

Von einem andern Falle fortgesetzter Gütereinheit spricht 



3 Dass jene SteUe die Rücknahme des von der Fran eingebrachten Gutes 
auch ausser der Gerade stillschweigrend übergangen hätte , Kraut II, 456, 
ist nicht denkbar. Es wird ja offenbar Vollständigkeit in der Darlegung des 
Rechts der Frau über die eheliche Fahmiss beabsichtigt. 
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Sgp. I, 20 § 3 - 5 9 eine Stelle , die ein Einschiebsel zum Ssp. 
jedoch noch aus dem 13. Jahrhundert enthält: 

Blift — de wedewe na ires mannes dode mit iren kinde- 
ren in der kindere gude, dat ire nicht n'is , unde ungesceiden 
van deme gude y unde nemet ire son wif bi irme live » stervet 
ire sone dar na, de sones wif nemet mit mereme rechte ires 
mannes morgengave unde musdele und ire rade an ires man- 
nes gude dan sin müder of se irs mannes unde irs selves un- 
besculdenen were dar an getügen mögen. Bestirft aver de 
sone in der müder gude, so is't de müder nartobehaldene mit 
getUge dan irs sones wedewe. 

Das ungezweite Gut, in welchem Mutter mit Sohn und 
Schwiegertochter lebt, kennt nur eine Gerade, ein Mustheil 
und eine Morgengabe ^; es können dazu Sachen gehören, die 
von der Mutter stammen und solche , die die auf das Gut hei- 
rathende Schwiegertochter eingebracht. Doch wird der Ur- 
sprung derselben nicht beachtet; ebenso wenig aber die Mög- 
lichkeit erwähnt, dass noch betreffs anderer Gegenstände des 
fahrenden Gutes es streitig werden könnte, wer sie einge- 
bracht. 

§ 4. Mustheil und Heergewäte. 

Jene y ermögensmassen , in welche beim Tode des Man- 
nes die gesammte Fahrniss des ehelichen Vermögens zerfällt, 
erfordern eingehende Erörterung. An der Hand des Ssp. I, 
22—24 gewinnen wir darüber folgenden Ueberblick: 

Van dem erve sal man aller irst gelden dem ingesinde ir 
verdenede Ion, als in gebort bit an den dach dat ir herre starf. 
Dar na mut de vrowe jegen den erven musdelen alle hovede 
spise, die overblift in jewelkeme hove irs mannes. So sal de 
vrowe herwede geven. Na deme herewede sal dat wif nemen 
ire morgengave. So nimt se allet dat to der rade bort. Svat 
80 boven dit benomde ding is, dat bort al to'me erve. 

In bestimmter Beihe werden die Erb tb eile aus der Masse 



^ Vgl. nnten § 13. 
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gesondert. Denn keinen Aufschub leidet die Abfertigung des 
Gesindes; der Gesindevertrag ist durch den Tod des Herrn 
aufgehoben. Ebensowenig kann die Theilung der vorhande- 
nen Speisevorräthe verzögert werden. Ist das geschehn , so 
ist vor allem die Kriegsrtistung, das Vorrecht des Geschlechts, 
dem nunmehrigen Familienhaupte auszuantworten. Dann 
erst nimmt die Frau, was ihr zukommt, Morgengabe und Ge- 
rade*. — 

Der letztern Wesen und Bedeutung ist bereits oben be- 
sprochen. Wie die Frau bei des Mannes Leben keine fah- 
rende Habe vererbt ausser der Gerade, so hat sie auch bei sei- 
nem Tode nur auf diese Anspruch. Die Frau und ihre Erben 
werden mit der Gerade für das eingebrachte Mobiliarvermögen 
abgefunden. Wittwen- und Niftelgerade ist demnach an Um- 
fang gleich*. Wie die letztere beschränkt wird durch die der 
Niftel obliegende Berichtungspflicht, so sind aus der ersteren 
gewisse Sachen zum Heergewäte abzugeben \ Immer ist end- 
lich die Klage auf Gerade privilegirt, mag sie von der Niftel, 
mag sie von der Wittwe ausgehn *. 

Zu der Gerade empfängt die Wittwe die Morgengabe. 
Sie ist ein Geschenk des Mannes und findet demnach im 
Systeme des gewillkürten Eherechts Erörterung. Dasselbe 
gilt von der Leibzucht, die an Grundstücken bestellt in jener 
Stelle des Ssp. nicht erwähnt wird. Mit dem Mustheil ist der 
Kreis der „fraulichen Gerechtigkeiten" geschlossen, lieber 
dasselbe « berichtet der Ssp. 

I, 22 § 3. De vrowe mut gegen den erven musdelen alle 
hovede spise, die — overblift in gewelkeme hove irs mannes. 

Die Mustheilung hat alle zu Hofe gebrachten Speisevor- 



1 Sind demnach Gegenstände in der Gerade nur einmal vertreten , die 
zugleich zum Heergewäte gehören, so werden sie zu dem letztern geschlagen. 

2 Erst in späterer Zeit werden beide gesondert. 

3 S. aber unten n. 29. 
«Ssp. II, 15 §2. m, 15 §2. 

^ Darüber handelt Homeyer d. Dreissigste, Abh. d. berl. Akad. (1864) 
256 ff. 
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räthe zum Gegenstande ^ Die Hälfte davon fällt auf die 
Wittwe, die Hälfte auf des Mannes Erben, vgl. 

Stück vom Mustheil (Wilda 288) : des nimpt de wedewe 
den halven del unde de erve — beholt den anderen hal- 
ven del ^. 

Dasselbe berichtet uns eine der ältesten Quellen sächsi- 
schen Stadtrechts, das 

hallische Weisthum von 1235, § 44: Spectant ad here- 
ditatem omnia spectancia ad cibaria quod dicitur musteil — 
medietas spectat ad hereditatem et medietas spectat ad jus 
quod rade dicitur *. 

Den Umfang des der Mustheilung unterworfenen GUter- 
complexes ergibt der Ausdruck : hovede spise. Er schliesst 
die Feld- und Gartenfrüchte •, soweit sie nicht eingebracht 
und zum Wirthschaftsgebrauch bestimmt sind, er schliesst die 



ß Job. Y. Buch Gl. zu Ssp. I, 22 § 3: musdelen dat is de spise delen. 
Eine auch sprachlich richtige Erklärung ; denn mhd. muos heisst Speise. Der 
AntheU der Frau heisst in der Sprache des Ssp. dieMusteile. Hilde- 
brand Glossar zum Ssp. (Weiske's III A.) s. h. y. 

' lieber die Modalitaten der Theilung s. u. § 12 n. 16. Aufzählungen 
der einzelnen Stücke enthält görl. Ldr. 38 § 4 : daz halbe teil an come unde 
an spise. Dist. I, 10, 1. Gl. zu Lr. 56. Stück vom Mustheil (Wilda 289). 
Altmärk. Gl. zu Ssp. I, 22 , mit Hinweisung auf die magdeburgische Praxis. 
Stück von der Gerade. MSchU. in Homeyer Ebb. 737 (nr. 15). Was- 
serschieben Sammlung I, 205, 207, 415. Alemann, tract. feud. de jure 
invest. sim. 168. — Das spätere sächsische Recht enthält mancherlei Modifi- 
kationen und Entstellungen der Mustheilung. Zu den letztem ist zu rechnen 
die Angabe in Dist. I, 10, 1, dass der Theil der Wittwe sich nach Bedürfniss 
eines Jahres bemisst : dies ist eine Uebertragung stadtrechtUcher Sätze auf 
das Land, vgl. das zweite Buch; sodann die Bestimmung, dass statt der Mast- 
schweine nur das bereits zertheilte Fleisch zum Mustheil gehören soll. Dist. I, 
10, 1. Gl. zu Lr. 56. (Bocksdorflbche?) Addition zu Ssp. I, 24 ad verb. ge- 
meste schwein. Stück von der Gerade. 

» Sc. die Wittwengerade. Die Niftel empfängt kein Mustheil ; Weichb. 
23 §4. 

> Also auch alles eingebrachte Getreide wird getheilt. Gl. zu Lr. 56. 
Altm. Gl. zu Ssp. I, 2 2 . Offenbar gehört die Entstehung dieses Wittwenvorrechts 
der Zeit an , wo der Landbau noch nicht für den Verkauf producirte. Da- 
gegen bleibt das Saatkorn von der Theilung frei. Altm. Gl. zu Ssp. I, 22. 
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Hausthiere, so lange sie nicht geschlachtet sind, unzweifelhaft 
aus. Ein späterer Zusatz zum Ssp., der noch dem 13. Jahr- 
hundert angehört *o, berichtet indess, dass auch die bereits 
zum Schlachten bestimmten und darum der Mast unterzogenen 
Schweine gleichfalls zum Mustheil gezogen werden sollen. 
Genauer berichtet über den Umfang der Hofspeise das 

Stück vom Mustheil (Wilda 288). To der mosdele höret 
alle spise, de de man in sinen weren hadde, edder ienich man 
van siner wegene, an husen eder an hove, bi namen — (es 
folgt eine Aufzählung der einzelnen Stücke), unde alle dat men 
menlichen eten edder drinkenmach, ro edder gekoket, dat 
men nicht ute der erden graven en mach edder van bomen 
breken edder doden unde dar en boven alle mesteswin. (It) 
ne höret nicht to der mosdele wene dat hir benomet is. 

Ueber Ursprung und Bedeutung dieses Wittwenrechtes 
sind wir nicht unterrichtet**. Schwerlich hat dasselbe einen 
Ersatz der etwa von der Frau einst in die Ehe gebrachten 
Vorräthe zum Zweck , wie dies bei der Gerade unverkennbar 
ist; denn bei ihrem Vorabsterben wird das Mustheil nicht ver- 
abfolgt *ä. Wahrscheinlicher ist, dass es lediglich eine Witt- 
wehversorgung darstellt". Auch die mit Leibzucht und 
Morgengabe ausgestattete Frau bedurfte derselben für die erste 
Zeit nach Ableben dessen , der ihr Unterhalt und Pflege ge- 
währte. Bis ihre Lage sicher gestellt war, reichte das Mus- 
theil hin. 

Was nach Abzug derWittwenrechte aus der Fahmiss des 
ehelichen Vermögens übrig war, fiel auf die Seite des Mannes, 
auf seine Erben. Aber auch hier nicht unterschiedlos ; es ist 
der Sonderung des Heergewätes vom Erbe zu gedenken. Jenes 
wird noch vor der Gerade aus dem Nachlass ausgeschieden ; 



w Ssp. I, 24 § 2. 

11 Die Volksrechte erwähnen der Mustheilung nicht. 

12 Ssp. III, 38 § 3. 

>' Eine vertragsmässige Wittweaversorgnog in Speisevorrathen enthält 
ein angelsächs. Testament des 11. Jahrhdrts, worauf Schröder 145 n. 8 
aafmerksam macht. 
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erst der Ueberrest, in Fahrnis» und Grundstücken bestehend» 
bildet das Erbe. Heergewäte und Erbe wird in der ersten 
Generation nur dem männlichen Erben gegeben. In allen fol- 
genden sondert es sich: das Heergewäte wird nur auf die 
männlichen Verwandten des Mannsstamms, das Erbe dem 
nächsten Verwandten überhaupt gegeben. Wie bei der Be- 
erbung der Frau eine doppelte Erbfolge eintritt in Gerade und 
Erbe, so hinterlässt der Mann Heergewäte und Erbe **. 

Wir fragen, welches ist der Inhalt des Heergewätes, was 
ist die ursprüngliche Bedeutung dieses singulären Erbrechts, 
wem wird dasselbe ertheilt"? 

Der Ssp. gestattet eine genaue Beantwortung der ersten 
Frage : 

I, 22 § 4. So sal de vrowe to herwede irs mannes sverd 
geven, unde dat beste ors oder perd gesadelet, unde dat beste 
harnasch, dat he hadde to enes mannes live, do he starf , bin- 
nen sinen weren, dar to sal se geven enen herpole, dat is ein 
bedde unde ein küssen unde ein lilaken**; en dischlaken, tvei 
beckene unde ene dvelen. 

I, 27 § 2. Je welk man von ridderes art erft — tvier 
wegene: dat erve an den nesten mach, sve de is, unde it her- 
wede an den nesten svert mach. Svelk man von ridderes art 
nicht n'is, an deme to stat des herschildes, de let hinder ime 
erve to nemene unde kein herwede. 

Die genannten Objekte deuten unzweifelhaft den Cha- 



»♦Ssp. I, 27 §2. ra, 15 §4. 

»5 Vgl. Grimm RA. 567. Haubold §315. Walter § 578. 579. 584. 
V. Sydow 152. Siegfei 82. 168. Schröder 144. Für die ältere Bächsische 
Literatur s. oben § 2 n. 3. In neuerer Zeit ist eine sehr interessante Unter- 
suchnng; über das Heergewäte angestellt worden durch Nitzsch: Das säch- 
sische Heergewäte und die Hlolsteinisch-Ditmarsische Bauernrüstung. Jahrbb. 
für Landeskunde der Herzogthümer Schleswig - Holstein und Lauenburg I, 
335 (1858). 

1^ So muss noth wendig die Interpunktion sein. Mit Unrecht zieht die ge» 
wohnliche Interpretation auch das Tischlaken , die Becken , die Tvele zum 
Heerpfühl, v. Sydow 153. Siegel 82. 



Digitized by VjOOQ IC 



110 

rakter des Instituts an; ebenso sein Name^^, ebenso die Be- 
stimmung, dass nur der Ritter Heergewäte hinterlässt. Die 
kriegerische Ausrüstung des streitbaren Mannes soll juristisch 
als ein eigener Vermögenscomplex behandelt werden, wie sie 
ja faktisch eine besondere, seinem ausschliesslichen Gebrauch 
dienende Sachengesammtheit constituirte. Die Frauen wer- 
den demnach von der Erbfolge in dieselbe gänzlich ausge-» 
schlössen, wie die Männer es von der Gerade sind. Das 
Heergewäte verbleibt der Schwertseite, die Gerade der Spindel- 
seite. Es ist ein alter Gedanke des deutschen Rechts, der 
hierin seinen Ausdruck findet. Er begegnet aber ausgesprochen 
zum ersten Male** in der lex Angliorum et Werinprum: 

I, 6. Ad quemcunque hereditas*» terrae pervenerit, ad 
illum vestis bellica, id est lorica, et ultio proximi et solutio 
leudis debet pertinere. 

Während dort freilich nur ein Panzer als Heergewäte ge- 
reicht wird, lässt derSsp. eine bei weitem reichere Ausrüstung 



" Die nd. Form herwede entspricht dem mhd. heergewäte, bezeichnet 
also zunächst das Kriegsgewand , demnächst die kriegerische Rüstung über- 
haupt. Grimm RA. 567. Vestis bellica in lex Angl. et Werin. 1,6 ist also 
wörtliche Uebersetzung. Schon Job. v. B u c h ist jener Bedeutung des Worts 
sich bewnsst, Gl. zu Ssp. I, 22 : Herwede is dat me in heruerden hebben mut ; 
zu Ssp. I, 27 § 2. 

^^ Man hat schon öfters daran gedacht auch Tac. Germ. 32 , wo von den 
Rosse bändigenden Tencterern die Rede ist , hieher zu ziehn : inter familiam 
et penates et iura successionum equi traduntur: excipit filins non ut cetera 
maximus natu , sed prent ferox belle et melier. Schulze, Erstgeburt 203 
will bei den allerdings sehr merkwürdigen Worten ,,ut cetera maximus natu*' 
an ein Heergewäte mit Primogeniturfolge denken ; doch scheint das sehr 
zweifelhaft zu sein. -^ Auch das salische Capitular König Chlodovech's c. 7 
(LL. II, 1) statuirt kein eigentliches Heergewäte, da die dort angeführten 
Sachen zur Kriegerrüstung keinen Bezug haben. Dem süddeutschen Recht 
sind ähnliche Vorrichte der Schwertmage bekannt, vgl. Schwsp. (Lassb.) 26. 
Ruprecht von Freising 1 , 23. — Die Quellen des sächsischen Landrechts 
sind reich an Verzeichnissen des Heergewätes; vgl. görl. Ldr. 38, 3a. Dist. 
n, 8. Gl. zu Lr. 56. Stuck von der Gerade. Schles. Ldr. c. 42. Pölm. Dist. 
IX, 9, 2. 

>9 Das ist nur ein Schwertmag. 1. Angl. et Wer. I, 2. 3. 9. 
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an den Erben von der Schwertseite verfällt werden. Es ist 
zunächst das Schweii;, die Hauptwaffe des sächsischen Erie* 
gers2<>, das gleich zuerst genannt wird. Seine Vererbung ist 
das Symbol der Schwertmagschaft, wie die Spindel für die 
Spillmage^*. Wird auch das Heerge wate getheilt, das Schwert 
verbleibt dem ältesten unter den Verwandten des Mann- 
stamms. Nächst dem Schwerte wird erwähnt das beste Streit- 
ross**, oder wenn ein solches nicht vorhanden ist, das beste 
Pferd überhaupt. Es wird nebst Sattel und Zaumzeug ^^ ge- 
geben. Sodann folgt der beste Harnisch, der sich in des Ver- 
storbenen Besitz befand , mochte er ihn selbst getragen haben 
oder nicht ^K Es wird dann femer zum Heergewäte ein Feld- 
bett unter dem Namen Heerpfühl berichtet, und damit an der 
kriegerischen Ausrüstung nichts gebreche, werden einige 
Gegenstände des Tisch- und Hausgeräths ^* hinzugefügt. 

Dies Sachenverzeichniss fesselt aus mehr als einem 
Grunde unser Interesse. Vor Allem ist es ein ausschliess- 
liches; denn es umfasst das „gemene herwede, al settet die 
lüde dar mangerhande ding to, dat dar nicht to ne hört" 2«, 
Der Spiegier erklärt sich gegen alle Erweiterungen des Sachen- 



20 Lambert ann. 1075. MM. SS. V, 227. 

21 Die Bilder zum Ssp. bezeichnen das Heergewäte durch ein Schwert. 

22 Gemeint ist ohne Zweifel der Streithengst. Er ist das eigentlich kriegs- 
fTihige Thier. Nitzsch 1. 1. 340. 

23 Ohne Zweifel im Ssp. zu ergänzen. Vgl. die Stellen bei Grimm RA. 
571 flF. 

2« So verstehe ich den schwerfälligen Satz : dat he hadde to enes mannes 
live in s. geweren. Spätre Statuten lassen den Harnisch, den der Verstorbene 
getragen, forterben. In den Städten wird der Harnisch vielfach ,, auf das 
Haus gesetzt". Nitzsch 1. 1. 347. — Das Wort ,,enes mannes live** hat 
später mannigfach Anstoss erregt und wurde In ,,8inem live** umgewandelt. 
Homeyer n. 29 zu Ssp. I, 22. Dist. I, 8, l. Grimm BA. 575. Gemeint 
ist mit dem Harnisch wahrscheinlich die Halsberge, das Kettenhemd. Nitzsch 
1.1. 341. 

26 En dischlaken, tvei beckene, enc dvelen. Das Stück von der Gerade 
erklärt : Becken, das seint zcinen schusseln. 

26 Ssp. I, 22 § 4. 
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complexes^^, wol auch insbesondere gegen die des eben auf- 
blühenden Stadtrechts , die dem Institut seinen ursprünglich 
kriegerischen Charakter zu rauben drohten ^K Den Zusätzen 
der Leute gegenüber wahrt er das gemeine Sachsenrecht. 
Dass dieses Sachsenrecht aber ein altes ist, wird durch die 
Beschaffenheit jener Stücke bezeugt. Die militärische Aus- 
rüstung, die sich aus ihnen zusammensetzt, ist eine so ein- 
fache, dass sie zu der Zeit, da Eike den Ssp. schrieb , unmög- 
lich passt. Während ein Heerpfühl und einige Gegen- 
stände der Bequemlichkeit ^s gegeben werden , fehlt doch das 
Beipferd, fehlt Schild und Speer, die ja zur Zeit des eigent- 
lichen Kitterdienstes ein unentbehrliches Erfordemiss für den 
miles waren. Die Zeit , in der sich das Heergewäte in dem 
oben geschilderten Umfange aus der Fahrniss des Mannes 
sonderte , liegt weit hinter dem Spiegier zurück. Auch hier 
weist das Rechtsdenkmal in alte Vergangenheit zurück. 

Das führt uns auf die Frage nach dem Ursprünge des 
Heergewätes. Zu Eike's Zeit bestand darüber eine Tradition, 
die König Heinrich I. zum Schöpfer dieser Einrichtung machte. 
Sie soll bestimmt gewesen sein die Wehrhaftigkeit der Nation 
gegen die andringenden Ungarn zu erhöhen. Uns berichtet 



^ Sie sind freilich trotz des Protestes des Ssp. mannigfach bei Freien 
und bei Unfreien anzatreffen, vgl. Grimm RA. 568. 

28 Siehe das zweite Buch. 

20 Diese letztem bereiten allerdings dem Erklärer Schwierigkeit. Man 
wäre versucht das Tischlaken , die Becken und das Handtuch als neuere Be- 
standtheile des Heergewätes aufzufassen, derselben ratio entsprungen, die die 
Berichtungspflicht der Niftel bestimmte , vgl. Schröder de dote 47, n. 19. 
Allein Jene Gegenstände stimmen damit nicht, vgl. oben § 3 n. 28. Ander- 
weitige , sehr alte Verzeichnisse des Heergewätes weisen ferner auf ähnliche 
Bestandtheile hin. Uralt ist gewiss der Kessel, in den man mit einem Sporn 
eintreten, z. B. Grimm RA. 571 , der Kasten, worin man das Schwert be- 
schliessen kann, ibid. 570. Es liegt der Gedanke nicht fem, dem Ritter 
auch das Bedfirfniss eines anständigen Lagers und Geschirrs durch das Heer- 
gewäte zu befriedigen. Nitzsch 1.1. 342. Einen Beleg hiefür liefert das Stück 
von der Gerade. Es rechnet zum Heergewäte einen Kessel ,, den man of 
ein sommer (d. i. Saumthier) füren mag, und ein kesselhaken'S 



Digitized by VjOOQ IC 



113 

darüber die kurz vor dem Ssp. aufgezeichnete sog. repkowische 
Chronik 3o. 

De koninc geboit do, dat de eiste broder in dat hervoire; 
dat si dat herwede nemen, dat wart do recht ^i. 

Den sagenhaften Charakter dieser Notiz ergibt schon die 
Vergleichung mit der obigen Stelle aus der lex Angl. etWerin. 
Doch ist auch in neuerer Zeit der Gedanke ausgesprochen 
worden ^3^ dass das Heergewäte einen politischen Charakter 
gehabt habe, dass es darauf berechnet worden sei den Bestand 
der Rüstungen beim Heerbann zu erhalten, sie nicht durch Be- 
erbupg zersplittern zu lassen. Dass dies der Erfolg oft sein 
konnte, mag zugegeben werden, allein an eine politisch-mili- 
tärische Tendenz kann schon um deswillen niAt gedacht wer- 
den, weil die unzweifelhaft alte Form des Heergewätes im Ssp. 
die Theilung desselben unter mehrere gleich nahe Schwert- 
mage zulässt. 

Auch die Ansicht Johann's von Buch ^^, der in dem Heer- 
gewäte eine Entschädigung der Schwertmage für die ihnen 
entzogene Gerade sah 3*, greift fehl ; sie beruht auf einer un- 



3<> Ausgabe von G. Schone 30. Die Angabe findet sich dann in den 
verwandten Chroniken wieder, vgl. Grimm RA. 566. Homeyer über die 
Heimath 40. 

3» Schon die repkowische Chronik scheint demnach, wie die spätem 
(z. B. Grimm BA. 566, n.), an ein Majorat beim Heergewäte zu denken. 
Das ist aber wider den Ssp., vgl. unten n. 44. 

32 Moser, osnabr. Gesch. H, 3, § 17 vgl. § 2. Er bringt das Heerge- 
wäte zusammen mit der Veränderung des karolingischen Heerbanns. ,, Jeder 
Hauptherr zog fortan mit seinen freien oder hörigen Leuten ins Feld. Sie 
standen in der Musterrolle, weil sie ein Heergewäte hatten, für dessen Erhal- 
tung öffentlich gesorgt wurde* *. — Einen ähnlichen Gedanken spricht N i t z s c h 
aus, 1. 1. 344. Indess die die Veräusserung des Heergewätes und der Gerade 
beschränkenden Vorschriften , auf die er sich beruft , sind erst neuem Ur- 
sprungs; wie die Vorschrift, wonach das Heergewäte auf ein Haus gesetzt, also 
Pertinenz desselben wird. 

33 S. § 2 n. 29, wiederholt von den spätem Glossatoren, z. B. Gl. zu 
Lr. 56. « 

3* Umgekehrt sieht Siegel 165. 173 in der Gerade der Frauen eine 
y. Martits , ebel. Güterrecht des Ssp. ^ 
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richtigen Erkenntniss der Gerade, sie trifft zudem bei den un- 
verheiratheten Männern von Kittersart nicht zu. 

Es möchte vielmehr für die Frage nach dem Ursprung 
des Heergewätes die Analogie der Gerade zutreffend sein. Wie 
der Eechtsbegriff derselben erwachsen ist aus der durch die 
Sitte gebotenen weiblichen Aussteuer, so scheint auch das Heer- 
gewäte entstanden zu sein aus der Gewohnheit, den mündig ge- 
wordenen Jüngling mit Waffen, dem Kennzeichen und Vorrecht 
des mündigen Freien auszurüsten. Ja ursprünglich bestimmte erst 
die Wehrhaftmachung die erreichte Mündigkeit und noch der 
Ssp. denkt an jene vom Vater dem Sohn gegebene kriegerische 
Ausrüstung 3», Wie bei der Gerade lag auch hier der Ge- 
danke nahe, #e zur kriegerischen Ausstattung gewährten 
Sachen, die faktisch ein Ganzes bildeten, auch juristisch als 
solches zu behandeln , sie der ausschliesslichen Erbfolge des 
Geschlechtes zu unterwerfen , zu] dessen Gebrauch sie be- 
stimmt waren. Der Gedanke eines besonders männlichen Ver- 
mögens fand im Heergewäte seinen Ausdruckte. 

Musste demnach ursprünglich das Heergewäte auf den 
gesammten Stand der waffenfähigen Freien Anwendung finden, 



Entschädigung für das ihnen verschlossene Heergewäte. Dass dieses älter ist 
als jene, hat er aber nicht erwiesen. 

35 Ssp.I, 10. Gift de vader sime sone kledere unde ors nnde perde unde 
hamasch to der tiet, als he is bedarf unde et nütten mach — . Diese Ausstat- 
tung der Söhne ist freilich von geringerem Belange als die der Töchter. Sie 
ist nach dem Ssp. lediglich ein Voraus, und darf bei der Erbtheilung mit Brü- 
dern nicht eingeworfen werden, während die Gerade erbabfindend ist. Ssp. 1, 10. 

36 Aber einer andern Basis gehört an das Heergewäte des Lohns-, Dienst- 
oder Leibherrn an der Hinterlassenschaft seines Vasallen, Dienst- oder eige- 
nen Mannes. Es ist ein FaUrecht, auf der Gewalt des Herrn über Person und 
Vermögen seines Mannes beruhend , zu deren Eecognition beim Wechsel in 
der dienenden Hand charakteristische Vermögensstücke , beim Vasallen oder 
ritterlichen Dienstmann Waffen gegeben wurden. Ich halte es demnach be- 
denklich mit Schröder 144 das sächsische Heergewäte dem ags. heregeatve 
gleichzustellen. In den Quellen und bei den Bearbeitern dieses Gegenstandes 
wird allerdings häufig freies und unfreies Heergewäfe zusammen erwähnt, 
vgl. z. B. Grimm RA. 569 ißF. Doch der Ssp. denkt nur an das erstere. 
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so ward es dann mit Untergang der allgemeinen Wehrpflicht, 
mit der hieraus hervorgehenden Neubildung d^r Stände zu 
dem Privilegium eines Standes, des Ritterstandes. Nicht be- 
stimmte mehr die freie Geburt allein das Recht des Mannes. 
Aus dem Kreise der Freien erhob sich der Heerschild über die 
waffenlosen Genossen ; freilich zunächst nur durch Unterschied 
des Ranges ; noch bestand Ebenbürtigkeit unter den Freien «^. 
Aber die Bildung eines eignen Familienrechts für die ver- 
schiedenen Abstufungen derselben 3* zeigt bereits die Kluft, 
die zwischen Ritter- und Bauernstand sich aufthun sollte. Wer 
nicht von Ritters Art ist, hinterlässt nur Erbe, kein Heer- 
gewäte 39, 

Wer erhält aber, so fragen wir endlich, das Heergewäte? 
Der Ssp. entscheidet *ö „der nächste Schwertmag". Und 
zwar richtet die Erbfolge in das Heergewäte sich wie die in 
Erbe und Gerade nach dem Parentelensystem ; gleich nahe 
Schwertmage erhalten es zu gleichen Theilen*'. .Doch ist 
für die Descendenten vorverstorbener Söhne das Repräsenta- 



37 Bekanntlich der Standpunkt des Ssp. 

38 Nach dem Ssp. die Morgengabte und das Heergewäte derer, die von 
Ritters Art waren. 

3» Ssp. I, 27 § 2. Das bezieht sich also auf alle, die nicht schöffenbar 
frei sind und auf die schöffenbar Freien , die nicht sich ritterlichem Leben 
hingegeben haben und darum nicht im Heerschild stehen. Dahin gehören 
also die Pfleghaften und Landsassen, die schon vom görl. Ldr. § 3a und Job. 
V. Buch Gl. zu Ssp. I, 5 § 1. 27 § 2 als Bauern zusammengefasst werden; 
ferner die Bürger, sofern sie nicht ntterlich waren, also gemäss Lr. 2 § 1, 
vgl. Hom eyer System 299, die Kaufleute. Doch ist kein Zweifel, dass be- 
reits zu Eike*s Zeit in den sächsischen Städten Heergewäte allgemein gereicht 
wurde, vgl. hallisches Weisth. von 1235 § 22. Magd. ß. von 1261 § 55, von 
1304 § 41, s. das zweite Buch. Endlich fallen unter die Angabe des Ssp. die 
Pfaffen, vgl. SchU. im Cod. Univ. Lips. 945c, fol. 90: Eyn werlick prester 
— (ne mach) na magd. recht nen hergewede nemen, — sunder we des doden 
negheste swertmoge is negest dem prester, deme scal dat hergewede volgen. 
Goslar. Stat. 5, 10—13. 

*o Ssp. I, 27 § 2. 

*» Ssp. I, 22 § 5. 

S* 
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tionsrecht anzunehmen ^2. igt ein Scbwertmag nicht vorhan- 
den , so fällt das Heergewäte als erbloses Gut auf den Eich- 
ter ^K Von der Theilung dieses Sachencomplexes ist aber das 
wichtigste Stück, das Schwert ausgenommen^ Es kommt stets 
an den ältesten Verwandten der Schwertseite, wenn zwei oder 
mehr zum Heergewäte geboren sind **. Der älteste Schwert- 
mag ist das Haupt der Familie; die Grundlage und die Kenn- 
zeichen ihrer vollen Freiheit gehn auf ihn ausschliesslich 
über : das Hantgemal, der Schöflfenstuhl und das Schwert. 

§ 5. Verdientes Gut. 

Die obigen Untersuchungen haben gezeigt, dass das ehe- 
liche Güterrecht des Ssp. von jenem tiefgreifenden Unterschied 
in der Behandlung der Mobilien und der Grundstücke durch- 
zogen wird, der dem deutschen Rechte eigenthümlich ist. Die 
Fahrniss der Frau wird nach andern Grundsätzen behandelt 
wie ihre- Immobilien. Während das römische Recht uur in 
einzelnen Beziehungen jenen Unterschied rechtlich von Belang 
sein lässt, nur für einzelne Fälle bewegliche und unbeweg- 



*2 Nach der Regel : it ne geit nicht ut dem busraen, Ssp. I, 1 7 § 1 , vgl. 
I, 5§l. 

« Ssp. I, 28. 

*^ Ssp. I, 22 § 5. Seh ulze Erstgeburt 200. Unrecht wäre es das Heer- 
gewäte als Primogeniturrecht aufzufassen, denn das deutsche Erbrecht beruht 
keinenfalls auf dem Linealsystem. Der Ssp. ist entschieden dem Gedanken 
fremd das ganze Heergewäte auf Einen zu verfallen, ein Haupteinwand 
gegen die Hypothesen von Moser und N i t z s c h , oben n. 32 . Allerdings lässt 
es sich aber nicht leugnen, dass in einigen Gegenden Sachsens das Heergewäte 
so behandelt wird, insbesondre nach den goslarischen Statuten, 3, 12—17. 17, 
8 — 11. Doch findet hier auch bei der Gerade dasselbe statt, ibid. 4, 4 — 11. 
Aus dem goslarischen Recht ist jene Bestimmung geflossen in die Dist. I, 8, 
2 und vielleicht in die quedlinburger Hdschr. des Ssp., die bei Ssp. I, 27 § 2 
interpolirt ,,unde in den eldesten svertmach". Nicht zu erklären ist, wie 
auch die nürnberger Hdschr. Homeyer Rb. 521 zu diesem apokryphen Zu- 
satz gekommen. An Majorat beim Heergewäte denkt femer das gorl. Ldr. 
38, 36, sodann das Stück vomMustheU, Wilda288. Auch Weisthümer 
und Landrechte fassen dasselbe ebenso. Grimm RA. 566. 571. vgl. oben 
n. 31. 
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liehe Sachen verschieden hehandelt, scheidet dieser Gegensatz 
das deutsche Sachenrecht in zwei Theile. Fahrniss wie Eigen, 
Beides hat seine eigene ßechtssphäre. Beweglichkeit und Un- 
beweglichkeit der Sachen bildet nicht nur einen faktischen 
sondern einen juristischen Gegensatz; folgerecht wird auch- 
die Voraussetzung desselben nicht allein in der natürlichen 
Beschaffenheit der Dinge , in dem Umstände , ob sie von der 
Stelle bewegt werden können , gefunden sondern gleichfalls 
juristisch constituiit. Es ist bekannt, dass die deutschen Rechte 
bei Fixirung der Mobiliar- oder Immobiliarqualität jenes na- 
türliche und rein äusserliche Merkmal nicht festhalten, sondern ^ 
entweder ein ganz anderes an die Stelle treten lassen \ oder 
doch — es ist dies der Standpunkt des sächsischen Rechts — 
die Grenzen zwischen Beweglichkeit und Unbeweglichkeit durch 
Hereinziehung fremder Gesichtspunkte verwischen. Theils 
werden Objekte, die man nach ihrer Beschaffenheit für Im- 
mobilien halten müsste, dem Mobiliarsachenrecht unterworfen, 
theils wird das Immobiliarsachenrecht über sein natürliches 
Substrat ausgedehnt. Das letztere ist der Fall bei den Real- 
lasten und Realrechten, die demnach auch im Eherecht wie 
Grundstücke behandelt werden, das erstere tritt auf das deut- 
lichste zu Tage im Satze vom verdienten Gut, der nicht bloss 
für die feudalistischen Besitzverhältnisse sondern auch für das 
eheliche Güterrecht der altern Zeit von Wichtigkeit ist. 

Nicht allein diejenige Fahrniss, die sich bei Auflösung 
der Ehe in des Mannes Gewere vorfindet, wird getheilt; auch 
die , zu deren Vollendung bereits die nöthigen Arbeiten ge- 
macht sind, wenngleich sie sich individuell noch nicht vor- 
findet ; sie wird als vorhanden fingirt. Das war insbesondre 
im Landrecht wichtig, wo die Erzeugnisse der schaffenden 
Hand des Menschen am sichtlichsten in die Augen springen, 
bei der Bearbeitung des fruchttragenden Landes. Das zer- 
splitterte Erbrecht des deutschen Rechts , das die Folge in's 
Lehn von der in's Allod oder Feudaster sonderte, das im ehe- 



* Wie in dem Satze : Was die Fackel verzehrt, ist Fahrniss. 
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liehen Gtiterreeht eine Reihe selbständiger Erbschaftscomplexe 
schuf, Hess hier häufig die Frage entstehn , wer ernten sollte, 
wo gesät war. Das sächsische Recht entscheidet : 

Ssp. n, 57 § 2. Des mannes sat, die he mit sinie pluge 
wirkt, die is verdenet, als die egede dar over gat. 

Die Arbeit schafft dem Mann sein Eigenthum , nicht die 
Natur , — das ist die Auffassung des deutschen Rechts. Der 
Zeitpunkt der Separation der Früchte ist gleichgiltig. Sie sind 
dem Manne gewiss , sobald die Saatarbeiten zu Ende geführt 
worden. Schon die Saat ist Fahrniss 2. Gartenfrüchte sind 
verdient, wenn der Garten gesät und geharkt ist 3. Hat der 
Mann demnach das Grundstück der Frau bestellt, so bleibt 
ihm die Ernte, falls jene nach der Saat gestorben. Denn sie 
gehört zur Fahrniss des ehelichen Vermögens und trägt nicht 
Geradequalität. 

Ssp. in, 76 § 4. (Die Frau hat Eigen eingebracht.) Stirft 
— die vrowe na der sat, als die egede dat lant began hevet, 
die sat is ires mannes. 

Während derjenige, dem ein Grundstück abgestritten 
wird , nicht allein die gezogenen Früchte , sondern auch die 
bereits als selbständige Fahrhabe gedachte Saat behält *, doch 
dem obsiegenden Kläger dafür Ersatz durch Verzinsung des 
Guts leisten muss s, ist dazu der Wittwer den Erben der Frau 
nicht verpflichtet. Das Bearbeiten ihres Grundstücks stand 
ihm von Rechtswegen zu. 

Ssp. ibid. He n'is dar nemanne nicht plichtich af ,to gel- 
dene plege noch tins. 

Ja, als besonderes Privileg geht auch die blosse Bearbei- 
tung des Landes, sogar wenn Saat und Bestellungsarbeiten 
noch nicht vollendet worden, ihm nicht verloren. 

Ssp. in, 76 § 3. Nimt en man ene wedewen, die egen 



2 Erfurter Statut v. 1306, bei Grimm RA. 566: waz uf lengute stet, 
daz der wint bewehet und di sunne beschinet, daz ist varende habe. 

3 Ssp. n, 58 § 2. 

* FaUs sie vor Anstellung der Klage bereits mit der Egge bestrichen war. 
5 Ssp. II, 46 § 3. 2. 
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oder len oder Hftucht oder san tinsgut hevet, svat so he in 
deme gude mit sinem pluge arbeidet, stirft sin wif er der sat, 
he sal't Yul arbeiden unde seien unde afsniden, unde tins oder 
plege sal he dar af geven jenen, uppe den it gut irstirft. 

Durch das blosse Beackern fremden Landes kann nie- 
mals ein Recht erworben werden ^. Doch würde es unbillig 
sein, wenn bei der Erbtheilung die Erben der Frau^ Nutzen 
ziehn wollten aus der Arbeit des Mannes. . Sie verbleibt ihm, 
nur muss er den Eigenthümern des Grundstücks durch Zins- 
zahlung ihren Schaden ersetzen. 

Aber das Princip von verdientem Gut leidet auch auf 
Civilfrüchte Anwendung«. Nicht bloss in den natürlichen 
Früchten, sondern in dem Ertrage, den eine daraufgelegte 
Rente bringt, sind die Grundstücke die wichtigsten Vermögens- 
objekte. Nur kann hier die Arbeit des Mannes keinen Mass- 
stab abgeben zur Bestimmung des Zeitpunktes, wann dieselben 
als verdient zu gelten haben. Vielmehr gilt das Erleben des 
Zinstages ^ als Bedingung des Rechts auf den fälligen Zins. 
Während die Grundrenten wie alle Reallasten Immobiliarqua- 



^ Ssp. II, 46 § 1. III, 20 § l. Insbesondre nicht bei der Lehnssonderung, 
arg. Ssp. II, 58 § 2 und beim Angefälle, ibid. §3, vgl. Homeyer System 525. 

^ Dies Privileg gilt nur im Fall des Todes der Frau, arg. Ssp. III, 76 § 3. 
Stirbt der Mann , so treten die gewöhnlichen Kegeln ein. Die Erben ziehn 
aus seinem Fleisse keinen Vortheil, vgl. Stobbe Beiträge zur Geschichte des 
d. Kechts 67. 

^ Zweifelhaft ist seine Anwendung auf die fructus mere naturales , also 
z. B. auf die Obsternte. Der Ssp. spricht sich darüber nicht aus; doch möchte 
die Stelle 11, 58 § 2 : die garde (is verdenet) als he geseit und geharket is, 
und die Analogie des deutschen Rechts, vgl. n. 2, dafür entscheiden, die 
Früchte bereits vor der Separation zum verdienten Gut zu rechnen, vgl. auch 
Stobbe 1. 1. 71. Die bei Homeyer, d. Dreissigste 250 ff., citirten Neue- 
ren lassen hier die römischen Gesichtspunkte bald der Separation bald der 
Perception entscheiden. 

» Die sächsische Doctrin hat den Satz dahin erweitert , dass die bis zum 
Dreissigsten eingegangenen Früchte als erlebt betrachtet werden. Es wirkte 
hiezu mit die Uebertragung des Begriffs der römischen hereditas jacens auf 
die durch die Sitte gebotene dreissigtägigeKuhe des Sterbehauses. Homeyer 
d. Dreissigste 248. 
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lität besitzen, wird die fällige Leistung als Fahrhabe angesehn, 
gleichviel ob sie bereits eingelaufen oder nicht *<>. Demgemäss 
wird im ehelichen Güterrecht, falls die Frau ein ßentenrecht 
besitzt, der fällige Zins, gleichviel ob eingezahlt oder nicht, 
als Bestandtheil des Mobiliarvermögens betrachtet und bleibt 
bei dem Mann oder seinen Erben. 

Ssp. in, 76 § 5. Svat tinses oder plege in der vrowen 
gude was, dar manjre af gelden solde, stirft sie na den rech- 
ten tinsdagen, dat gut is des mannes vordende gut, als it der 
erven wesen solde'*, of sie ane man were. 

§ 6. Rückblick, 

Die Resultate , die die Betrachtung des ehelichen Güter- 
rechts von Todeswegen hat gewinnen lassen, bilden eine 
sichere Grundlage die Gütereinheit auch bei bestehender Ehe 
zu erkennen und zu zergliedern. Folgendes aber ist das Er- 
gebniss jener Untersuchung. 

Löst sich die Gütereinheit bei Auflösung der Ehe, so fal- 
len nur die Grundstücke nach der Zuständigkeit auseinander. 
Für die Fahrniss des ehelichen Guts wird der Gesichtspunkt 
der lllatenqualität verlassen und durch den Unterschied des 
Erbes und der Gerade ersetzt. 

Hienach wird getheilt; für die Theilung selbst aber der 
Zeitpunkt, da der Gatte starb, als massgebend festgehalten *. 
Alles was zu dieser Zeit die Gerade der Frau bildete, fällt auf 
die Seite der Frau ; was in diesem Augenblick Erbe war, ver- 
bleibt dem Manne und seinen Erben. Nur das zu dieser Zeit 
Vorhandene unterliegt der Schichtung. Sind Stücke der Ge- 
rade während der Ehe vom Mann einseitig veräussert, so kann 
Wittwe oder Niftel keinen Ersatz dafür erlangen; denn ihr 
Recht geht nur auf die vorhandene Gerade; ebensowenig 



io Ssp. n, 58 § 2. 
11 Vgl. § 6 n. 16. 

1 Eine Modification dieser Regel enthält das Recht des Dreissigsten, 
vgl. unten § 12. 
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haben sie einen Anspruch auf Ergänzung einer nur unvoll- 
ständig vorgefundenen»; gleicherweise müssen sich die Erben 
des Mannes mit dem Heergewäte und dem Erbe begnügen, 
vfie dasselbe bei seinem Tode im ehelichen Gut enthalten ist^ 
Hieraus ergibt sich mit Sicherheit der Schi uss, dass der Ehe- 
mann ein freies Verfügungs- und Veräusserungs- 
recht über dieFahrniss seiner Frau hat. Für das 
inferirte Mobiliar wird die Frau mit dem Anspruch auf die 
Gerade abgefunden; dafür erlangt der Mann die freie Ver- 
fügung darüber. 

War demnach bei bestehender Ehe die Gerade „gewan- 
delt", d. h. in Erbe verwandelt worden, so tritt die Vererbung 
auf den nächsten Mag des Mannes ein K War aus des Man- 
nes fahrendem Gute die Gerade vervollständigt worden, so er- 
streckt sich der Anspruch der Frau oder ihrer Niftel auch auf 
den Zuwachs. Waren Grundstücke der Frau giltig veräussert 
und in Geld umgesetzt worden, wozu nach bekannten Grund- 
sätzen Erbenconsens erfordert wurde, so musste der Erlös der- 
selben, sofern er nur bei der Auflösung der Ehe die Erbes- 
qualität trug, dem Mann oder seinen Erben zufallen. Für die 
Bestandtheile des in seiner vormundschaftlichen Gewere ge- 
einten Vermögens galt daher nicht die ßegel : res succedit in 
locum pretii et pretium in locum rei \ 

Ob demnach ein Objekt zur Gerade, zum Heergewäte 



^ In stadtischen Privilegien wird dies nicht selten ausdrücklich bestimmt. 
Gosl. Stat. 165. Heydemann Joach. 94. 

3 Ssp. I, 22 § 4. 

* Gl. zu Weichb. 23, v. D. 290: Mag die frauwe icht bewisen daz zu 
der gerade gehorit, daz nicht vorwandilt ist — ; ibid. Hette er aber sollich 
gerete vorwandilt nach irem tode — . 

3 Unzweifelhaft entspricht diese Behauptung den Principien des Ssp. , wenn 
sie auch aus ihm nicht belegt werden kann. Die Aussprüche der städtischen 
Quellen sind unzweideutig, v^. das zweite Buch. Das Gegentheil behauptet 
Kraut II, 341 n. 10, auf Grund des Inbischen und hamburgischen Rechtes 
und neuerer Landrechte. Allein es haben diese ein vom Ssp. verschiedenes 
Güterrechtssystem ; ihre Sätze können darum für die Auffassung des Bechts- 
buchs von keiner Bedeutung sein. 
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oder zum Erbe gehöre, das wurde erst bei Auflösung der Ehe 
wichtig. Während der Ehe waren jene Vermögenscomplexe 
juristisch nicht vorhanden, wenn man auch faktisch geneigt 
war sie zu trennen ^ Die gesammte Fahrniss des ehelichen 
Guts unterlag der freien Verfügungsgewalt des Mannes, die er 
auf Grund seines vormundschaftlichen Besitzes ausübte. Eben- 
sowenig bildet die Errungenschaft der Gatten juristisch einen 
besondern Güterkreis. Sie war wie die gesammte Fahrhabe 
der Erbtheilung unterworfen , die sich um den Ursprung der 
einzelnen Objekte nicht kümmerte. 

Es erübrigt noch eine Frage. Wenn in der Erbsonde- 
rung die Fahrniss nicht, wie es im früheren Rechte der Fall 
war, nach ihrer ursprünglichen Zuständigkeit getheilt wird, 
sondern ein neuer Gesichtspunkt die alten Eigenthumsver- 
hältnisse verwischt , welches ist der Eechtstitel , der bei der 



6 Die QueUen des sächsischen Kechts sprechen dies ansdrücklich aus : 
MSchU. Böhme 113, 5: Das heiset denne nym gerade, diewile se beide 
lebin, sundir is heiset varnde habe. MSchU. Gaupp schl. Ldr. 260, 1 : Ist 
die famde habe in ires — mannes gewere bieben unde is im czu gerade wur- 
den nach seyme tode — . Gl. zu Weichb. 23, v. D. 289 : Also denne kein gut 
gerade sin mag, si sterbe denne loz. Ibid. 293 : AI gehorte dises in die gerade 
ader in daz hergewette und wart vorsazt , do is noch nicht gerade waz, noch 
hergewette. — Nach der Ansicht vieler Schriftsteller ist die Gerade ein schon 
während der Ehe aus der übrigen Fahrniss heraustretender Sachencomplex, 
der im Eigenthum der Frau steht. Hasse 75. 106. Albrecht 265. Kraut 
II, 388 ff. 454. Gaupp germ. Abhdl. 81 ff. Bei den zwei Ersten hat diese 
Ansicht einen bloss theoretischen Charakter, da beide dem Ehemann ein freies 
Yerfügungsrecht über die eheliche Fahrniss gestatten. Geistvoll lässt Al- 
brecht 271 auf Grund dieses Umstandes das Eigenthum der Frau an der 
Gerade nicht als Eigenthum an den einzelnen Sachen sondern als Becht auf 
eine sich stets verändernde universitas erscheinen. Allein die Frau hat nur 
an den einzelnen Stücken Eigenthum , die sie in die Ehe gebracht hat , an 
denen , die vom Manne stammten , lässt sich während der Ehe dasselbe nicht 
erweisen, vgl. auch unteik n. 14. Kraut's Ansicht würde zu der Gonse- 
quenz führen, dass auch über die Errungenschaft, sofern sie Gerade war, der 
Mann nur unter Gonsens der Fi'au verfügte , was unsern Quellen nicht ent- 
spricht. Gaupp' 8 Grund, der Ausdnick ,,ire gerade*' in Ssp. I, 5 § 2. 3. 
u. a. 0. beweist nichts ; hier ist überall von der erst durch Beerbung zu er- 
werbenden Gerade die Rede. 
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Schichtung die einzelnen Verniögenscomplexe an den über- 
lebenden Ehegatten oder die Erben des abgeschiedenen fallen 
lässt? Wie wird dieser Anfall durch das Recht aufgefasst? 
Bildet nicht das Eigen th um die Grundlage der Erbesausein- 
andersetzung, welcher Eechtsgrund vermittelt den Eigenthums- 
tibergang? 

Der SsR. bleibt eine klare Antwort auf diese Frage schul- 
dig. Zumeist gebraucht er bei der Darstellung des ehelichen 
Güterrechts von Todeswegen untechnische und allgemeine 
Ausdrücke : „deme it durch recht hören sal", so bezeichnet er 
den Anspruch auf Gerade, Heergewäte, Erbe^: Der Mnnn „be- 
halt" die Fahrniss der Frau*. Die Wittwe „untvangt" Mus- 
theil und Morgengabe»; die Niftel „nimt" die Gerade i<>. Doch 
bleiben diese Ausdrücke bei der äussern Erscheinung stehn. 
Unsre Aufgabe wird es sein dem juristischen Gedanken, der 
in ihnen sich ausprägt, nachzugehn. Den Anhaltepunkt hie- 
für gewährt der berühmte Satz : 

Mit svelkeme gude de man bestirft, dat het allet erve. 
Ssp. I, 6 § 1. 

Alles was man beim Tode unter sich hatte, das heisst 
Erbe. Sowol die Frau hinterlässt demnach Erbe als der 
Mann ; die erstere wie der letzte wird beerbt. Mag auch der 
Nachlass in mancherlei Complexe sich zerlegen, sie alle wer- 
den unter der allgemeinen Bezeichnung des Erbes zusammen- 
gefasst ^1. Die Niftel empfängt darum die Gerade durch Erb- 
recht *'2, selbst in dem Fall, dass die verstorbene Frau in die 



7 Ssp. I, 24 § 3. 4. 

8 Ssp. III, 76 § 2. 
» Ssp. III, 38 § 3. 
10 Ssp. III, 38 § 5. 

" Homeyer Glossar s. v. Erbe la. v. Sydow 32. Weiske 53. 
B eseler I, 14. Siegel 73. Der letztere nennt diese vom Ssp. in I, 6 § l 
gegebene Deutang des Wortes ,,Erbtf** juristiscli irrelevant. Mit Unrecht. 
Die Erheblichkeit leuchtet aus dem folgenden Satze hervor, Ssp. I, 6 § 2, s.u. 
§ 11 n. 11. 

12 Ssp. 1, 27 §2.1, 31 § l. 
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Ehe nichts gebracht, alle Gerade vom Manne stammt. Der 
Mann ist darum Erbe der Frau für ihre Fahrniss ^K Sie war 
während der Ehe noch immer ihr Eigenthum**, wenn auch 
dieses Eigenthum bei dem freien Verfügungsrecht des Mannes 
jeder Wirkung entbehrte. Dies bestätigt uns der Ssp. 

I, 31 § 1. Stirft dat wif bi des mannes live, se ne erft 
neue varende have wenne rade, unde egen, of se .dat hevet, i n 
den nesten^^ 

Gerade und Eigen vererbt sie auf den „Nächsten", ihre 
sonstige Fahrniss auf den Mann. An einer andern Stelle wird 
derselbe den Erben der Frau gleichgestellt, beiden das ver- 
diente Gut zugesprochen, wenn etwa das Grundstück nach 
deren Tode in andere Hände überging ^^ 

Ebenso wird aber auch auf den Fall, dass die Ehe durch 
Tod des Mannes getrennt wird, jenes Prinzip angewandt'"'. 



»3 Ssp. III, 76 § 5. Auch das spätere Recht hat diese Auffassung. ScbU. 
Wasserschieben I, 95. 346. Dass der Mann nach der Auffassung des alten 
Rechts Erbe der Frau für ihre Fahrniss wird, iiit fast allgemein anerkannt, 
vgl.v.Sydow 285. Finsler 45. Hasse 82. Heise undCropp 11,447.— 
Dagegen haben sich indess erklärt: Weiske, Prakt. Untersuch. I, 29 , wie 
es scheint von der modernen Bedeutung des Erbens ausgehend. Er will das 
Yerhältniss des überlebenden Ehegatten zum Kachlass des verstorbenen 
gleichstellen dem Fall , wo Besthaupt oder mortuarium aus einer Verlassen- 
schaft gegeben wird. Das ist dem Resultat nach richtig« In beiden Fällen 
ist von einer blossen mortis causa capio die Rede. Aber mehr bezeichnete 
damals der Ausdruck ,, erben" nicht, vgl. Finsler 46. Beseler Privatreeht 
§ 186 n. 20, vgl. auch unten § 11. Siegel 144 sagt: ,, Das Weib vererbt keine 
fahrende Habe ausser Gerade, weil das Recht hierauf schon dem Ehemann als 
solchem zusteht". Aber der Ehemann hat während der Ehe nur votmund- 
schaftliche Gewalt, die eingebrachte Fahrniss bleibt Eigenthum der Frau, 
vgl. n. 14. 

" Ir gut Ssp. I, 31 § 1. 1, 45 § 2 ; ire varende have I, 31 § 2. 

15 Siegel 144 will ,,in den nesten** bloss zu ,,egen" ziehn. Doch ist 
ja der Ausdruck ,,neste" absichtlich so allgemein gewählt, dass er auf Gerade 
wie auf Eigen passt. 

16 Ssp. m, 76 § 5. 

^'f Allerdings spricht der Ssp. dies nicht aus ; es folgt aber aus I, 6 § 1, 
sowie aus der Schilderung der Schichtung, Ssp. I, 22 ff., wo die Stellung der 
Wittwe der der Erben völlig analog ist, insbesondre für. die Auslösung ver- 



Digitized by VjOOQ IC 



. 125 

Wie seine Erben Heergewäte und Erbe kraft Erbrechts erbal- 
ten , so ist die Wittwe Erbin für die Gerade und ihr Mustheil. 
Auch wenn sie während der Ehe an den einzelnen Stücken 
Eigenthum besass, das deutsche Recht lässt sie jene Ver- 
mögenscomplexe durch Erbrecht überkommen. Der Eigen- 
thumstitel verschwindet gänzlich beim Tode des Mannes , die 
Erbregulirung kehrt sich ja nicht daran. An seine Stelle tritt 
der erbrechtliche Anspruch. 

Die Cönsequenzen dieser Auffassung ergibt das eheliche 
Güterrecht unter Lebenden , insbesondere die Gestaltung der 
ehelichen Schulden. Wer wollte es leugnen , dass sie dem 
modern gebildeten Juristen unbefriedigend erscheinen muss ^*. 
Uns dünkt ein Erbrecht undenkbar ohne Eintritt in die Ver- 
mögensrechte einer Person; unsre Vorväter verbanden mit 
dem Begriff des Erbens nur die Vorstellung einer mortis causa 



pfandeter Gegenstande, endlich ans dem Umstände , dass Erbschaftsklagen, 
mögen sie auf Gerade , Heergewäte oder Gerade gehn , processualisch ganz 
gleich behandelt werden. Ssp. II, 15 § 2. III, 15 § 2 ; vgl. auch Dist. I, 9, 
1 : Was der gerade bi des mannes lebenden übe vorsaczt ist, daz lose derdeme 
is anirstorben ist, ab he welle. — Doch sind die Meisten gegen die An- 
sicht die Ansprüche der Wittwe als erbrechtliche zu fassen, v. Sydow 276. 
Finsler 47. Gaupp germ. Abhdl. 71, n. 1. 78. Siegel 76. 144. Geng- 
ier 941. Homeyerder Dreissigste 216. 247. Sie gehn dabei zumeist von 
modernen Gesichtspunkten aus , während das ältere Recht mannichfache Be- 
lege an die Hand gibt , dass die Vermogensvortheile des überlebenden Ehe- 
gatten als Erbrecht bezeichnet werden, vgl. schon Heinrich*s II. Reichsgesetz 
von 1019, LL.II, 38: Quicumque exquacumque natione legitimam uxorem ac- 
cipit, — si eam mori contigerit sine filiis eorum amborum, virsüaeuxori 
succedat et omnia bona ejus percipiat; vgl. auch Di^t. I, 24, 4. 47, 4. 
Freiburger Statuten von 1293 §4, Gengier 135: (Es) erbet ein wip iren 
man vnd ein man sin wip. 

»* Schon Joh. v. Buch quält sich damit ab. Gl. zu Ssp. I, 23: Di 
schwertmage nimt dat herwede vor dat arbeit der vormuntschap. Dit lutet, 
of it were , wedder dat , dat me set dat di schwertmage nicht mer rechtis ne 
hebbe an me erue wen di andere mage. ,,Dit is war nmme erve, dat is aver 
neu erve, wan it hört to der hervart und tu der heren dienste". Du machst 
Seggen wat du wult, it h^t yo erve. Steit doch hir na, dat it erve si, inme ar- 
tikel 27. Solutio. Segge nen! it is nenerve, allene h6t it erve, wen 
düdesch ne het nicht alse vele namen als dinge. 
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capio. Und diese Anschauung soll auf das eheliche Güter- 
recht Anwendung finden, die Frau Gerade vererben dürfen, 
die ihr vielleicht nicht gehörte , die Wittwe Gerade und Mus- 
theil als Erbin erhalten, die wol zum grössten Theil ihr recht- 
mässiges Eigenthum war! Es ist kein befriedigender Ein- 
druck, den wir aus Betrachtung des ehelichen Güterrechts von' 
Todeswegen für das Gütereinheitssystem des Ssp. gewinnen ; 
widerspruchsvoll sind die Elemente desselben zu einander ge- 
fügt ohne eine begriflfsmässige , klar gegliederte Einheit zu 
finden. Ein Eigenthum der Frau, doch ganz wirkungslos ge- 
macht durch die vormundschaftliche Gewalt des Mannes ; ein 
Eigenthum durch seinen Tod in einen erbrechtlichen Anspruch 
sich verwandelnd ; eine bloss vormundschaftliche Gewalt des 
Mannes an der Fahrhabe der Frau und nichtsdestoweniger ein 
Erbanspruch seiner Erben darauf, falls er stirbt, — in der 
That es ist die Auffassung einer erst in den Anfängen stehen- 
den Rechtsbildung. Wol mochte das Wort des Römers auch 
hier Anwendung- finden: plus ibi boni mores valent quam alibi 
bonae leges ^*. Unser Auge jedoch richtet sich erwartungs- 
voll auf das sächsische Stadtrecht : Hat dasselbe vermocht das 
eheliche Güterrecht der Vergangenheit den Ansprüchen einer 
höhern Cultur entsprechend zu gestalten, begrifl^smässig zu 
entwickeln, zu einem System in Einheit und Klarheit zu 
fügen? 

§ 7. Ehescheidung, 

Doch der Ssp. kennt noch einen dritten Fall der Auf- 
lösung der Ehe , die Scheidung. Wie wirkt sie auf die ehe- 
lichen Güterverhältnisse ? Der Ssp. handelt darüber 

ni, 74 ^ Wirt en wif mit rechte von irme manne ge- 
sceiden, sie behalt doch ire lifgetucht, die he ir gaf an sinem 
egene, unde ir gebu , dat dar uppe stat. Dat ne mut aver sie 
nicht upbreken noch dannen vören ; anderes ne blift ire nen 



»« Tac. Germ. 19. 
1 Vgl. Ssp. I, 21 § 2. 
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gebu, noch nicht der morgengave. Ire rade unde ire musdele 
behalt sie. Man aal ir ok weder laten unde geven, svat sie to 
irme manne brachte , oder also vele des mannes gudes , als ir 
gelovet wart, do sie to samene quamen. 

Eine Auflösung des Ehebandes war dem Kirchenrecht 
jener Zeit bekanntlich fremd. Schon längst vor dem Ssp. war 
es fester Grundsatz des Eherechts geworden , dass nur durch 
den Tod eines Ehegatten die Ehe aufgelöst werde 2. Weder 
eine einseitige Aufhebung der Ehe durch den Mann noch die 
Einwilligung der Gatten sind Scheidungsgründe wie im altem 
deutschen Recht 3. Dagegen hatte die kirchliche Gesetz- 
gebung eine Reihe von Ehehindernissen aufgestellt, deren 
Vorhandensein eine bestehende Ehe annuUirte, und diese 
Nichtigkeitserklärung einer mit impedimentum dirimens be- 
hafteten Ehe ist es , die der Sprachgebrauch des Mittelalters 
vorzugsweise als Scheidung bezeichnet*. Stets aber erfolgt 
diese „mit rechte"*, d. h. sie wird durch das Gericht ausge- 
sprochen «. Nur die gerichtliche ist eine Scheidung zu Recht. 
Das Gericht, auf dessen Ausspruch hin sie erfolgt, ist das 
geistliche^. Die Annullation der Ehe demnach ^ ist es, auf 
die jene Stelle des Ssp. sich bezieht ^ 



2 Nur zwei Ansnabmen kennt das canonische Hecht; c. 7 X. de divort. 4, 
1 9 (Uebertritt zum Christenthum des ungläubigen Ehegatten), c. 7 X. de conv. 
conjug. 3, 32 (Ordensgelübde eines Gatten bei nicht consumrairter Ehe, vgl. 
Ssp. I, 25 § 4). 

3 Schröder 174. 

-* Vgl. Ssp. III, 27 : Sve wif to echte nimt nnwetene, der he nicht hebben 
ne mut, unde hindere bi ere gewint, werdet sie seder gesceiden mit 
rechte . 

^ So sagen alle Stellen, die von der Scheidung sprechen. Ssp. I, 21 § 2. 
111, 27. III, 74. 

^Homeyer Glossar s. v. Recht nr. 3. 

' c. 3 X. de divort. 4, 19. vgl. magd. Fr. III, 7, 1. 

^ Und jene beiden Fälle der n. 2. 

» Joh. V. Buch Gl. zu Ssp. I, 21 § 2 fuhrt allerdings nicht er- 
schöpfend die beiden FäUe des Ordensgelübdes eines Gatten und der Impotenz 
an. Die Dist. I, 22, 2 denken nur an die Annullation der Ehe. Auch die 



Digitized by VjOOQ IC 



128 

Ob aber nicht auch der Ehegatten Separation von Tisch 
und Bett nach dem Sinne des Ssp. unter den Begriff der Schei- 
dung fällt? Die Frage scheint bejaht werden zu müssen*^. 
Auch sie ist eine Scheidung „mit rechte", d. h. sie wird ^uf 
Grund eines rechtlichen Verfahrens ausgesprochen **, und der 
Sprachgebrauch des Mittelalters bezieht auch auf sie jenen 
Ausdruck ^2, Zudem schreibt die Kirche auch der Separation 
bürgerliche Wirkungen zu*^; endlich spricht hiefür die Ana- 
logie des spätem Rechts **. 

Die Ehescheidung stellt nun aber für die persönlichen 
Verhältnisse der Ehegatten den Zustand wieder her, wie £r 
vor Eingehung der Ehe bestand; dasselbe soll auch für ihr 
Vermögen gelten. Es tritt demgemäss für die Lösung der 
Gütereinheit durch Ehescheidung ein andrer Gesichtspunkt 
ein als der,' welcher das eheliche Güterrecht von Todeswegen 
beherrscht. Dies wird unter den Gesichtspunkt des Erbrechts 
gestellt. Jene behandelt das Gut der Ehegatten so, als wenn 
in dem Eechtsverhältnisse derselben eine Aenderung nicht 
stattgefunden, eine Ehe nicht bestanden hätte ^*. Die Frau 
erlangt zurück , was sie eingebracht, die Auflösung der Ehe 
wird streng nach der Gütereinheit durchgeführt, nicht allein 
für die Grundstücke der Frau sondern auch für ihre Fahrniss. 
Nicht nur das wird ihr ausgeantwortet, was von ihrem Gute 



spätre Ansicht legt Ssp. III, 74 nur diesen Sinn unter. Alb recht 264 n. 
748. V. Sydow 292. 

w Hasse 74. 83. 

»» Vgl. Eichhorn Kirchenrecht II, 470. 

*2MSchU. Wasserschieben I, 117 c. 242. 318 c. 170. 

<3 c. 1. 4 X. de donat. inter vir. et ux. 4, 20. c. 10 X. de consuetudine 
1,4. 

»4 Vgl. für das lübische Recht die Inscr. im N. St. B. von 1378 bei 
Pauli II, 50, n. 44. Brnnner Schoffenb. 188. 511. Anders freilich im 
Drittheilsrecht , vgl. dresdener (?) SchU. Wasserschieben 318, c. 170. 

15 Gut sagt Hänel281 n. 25: dass man (die Scheidung) gebraucht hat 
als Argument für die Ersatzpflicht des Mannes überhaupt, gehört zu den kühn- 
sten Schlüssen. — Der Tadel trifft v. Sydow 265. Kraut II, 461. Berck 
§ 9 n. 99. 
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noch vorhanden ist , auch für das inzwischen veräusserte tritt 
die Verpflichtung zum Ersatz ein; denn das ist der Sinn der 
Worte: Man sal ir ok wedder laten unde geven svat sie to irme 
manne brachte ^®. 

Auch auf das gewillkürte eheliche Güterrecht muss diese 
Auffassung der Scheidung von Einfluss sein. So zunächst hin- 
sichtlich der Morgengabe. Sie erscheint im Ssp. als ein in 
Bezug auf die Ehe gegebenes Geschenk, muss also bei Auf- 



»«SoFinsler 24. Kraut 11, 461. Hänel 281 n. 25. Auch das gos- 
larer Recht setzt das ausdrücklich fest. Göschen 10, 32—38, danach Dist. 
I, 22, 1 . — Die Meisten stellen eine Verpflichtung des Mannes zum Ersatz 
der bei der Scheidung nicht vorhandenen Xliaten in Abrede, so v. Sydow 
292. 265. Hasse 81. 83. Göschen gosl. Stat. 273. Die Entscheidung 
dieser zweifelhaften Frage kann nur der Sprachgebrauch des Ssp. geben. 
Der Ausdruck ,, weder laten und weder geven** kommt in der Zusatzstelle 
zum Ssp. I, 1 1 noch einmal vor und involvirt hier für den AUersvormund die 
Pflicht nicht allein das vorhandene zu restitniren, sondern auch das veräusserte 
zu ersetzen. Laten bezeichnet die körperliche Uebergabe einer Sache 
durch Aufgeben der Gewere. Ssp. III, 77 § 1. II, 60 § 1. I, 21 § 2. Lr. 74 
§ 1. 59 § I. Von spatem Zusätzen I, 52 § 3. III, 32 § 2. 83 § 2. Nur das 
vorhandene kann demnach ,, weder gelaten** werden. Dagegen begreift 
geben, weder geben auch die Ersatzpflicht für das nicht in natura vor- 
handene. Ssp. I, 22 § 2. 23 § 1. 70 § 2. II, 26 § 6. Von spätem Zusätzen I, 
9 § 2. 5. II, 33. III, 87 § 4. Heisst es demnach in Ssp. III, 74, dass der 
Frau wieder gelassen und gegeben werden soll , was sie zum Manne brachte, 
so deutet diese Redeweise auf die Pflicht zu Restitution aUes dessen , was sie 
zu ihrem Mann gebracht hatte , sei es in natura sei es in Zahlung seines 
Werthes. Dies beweist endlich der letzte Satz des Ssp. III, 74, der den 
Ehemann von der Restitutionspflicht durch Zahlung eines Aequiyalents be- 
freit werden lässt , falls dasselbe bei Eingehung der Ehe versprochen war. 
Eine Minderung desselben wegen inzwischen veräusserten Frauenguts ist un- 
statthaft. — Eine Ausnahme freilich tritt dann ein, wenn die Frau selbst (ge- 
mäss Ssp. I, 45 § 2) giltig veräussert hat, vgl. Kraut 11, 461 , und unten 
§ 8. Das spätere Recht enthält indess eine Aendernng des Sachsenspiegel- 
rechts, vgl. Weichbild (v. D. 1853) 28 § 8 : alle die varende have, of sie un- 
verdan is. Syst. SchR. IV, 2, 22. Das gosl. Recht, Göschen 10, 32 ff., lässt 
für den Fall, dass die Frau beleibgedingt war, nur die Hälfte des vorhandenen 
Ingethüms, das sie eingebracht hat, wiederum an sie zurückfallen. Danach 
Dist. I, 22, 1. 

▼. Martitz, ebel. Güterrecht d. Ssp. 9 
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hebung ehelicher Gemeinschaft kraftlos werden ^7, Anders 
verhält es sich mit der der Frau bestellten Leibzucht, an ihr 
hat sie durch die Auflassung ein dingliches Recht erlangt, 
das durch den Akt der Scheidung nicht berührt wird ^*. 

Doch ist der Gesichtspunkt, dass durch die Scheidung der 
Zustand, der vor Eingehung der Ehe bestand, wiederher- 
gestellt werden soll, nicht festgehalten worden. Die Frau er- 
scheint als die bevorzugte. An ihre Versorgung wird auch 
bei der Scheidung gedacht, sie soll mit dem Manne die Hof- 
speise theilen^^ Für die Vorschrift dagegen 20, dass die ge- 
schiedene Frau neben ihren Illaten auch die Gerade des ehe- 
lichen Vermögens erhalte , demnach sogar auf die darin vom 
Manne stammenden Objekte einen Anspruch habe, lässt sich 
ein Princip nicht erkennen. 



Drittes Kapitel. 

Eheliches GüteiTecht unter Lebenden. 

§ 8. Verfügungen der Frau, 

Kraft seiner vormundsehaftlichen Gewalt nimmt der Mann 
das gesammte eheliche Vermögen in seine Gewere ^ Mit ihm 
zugleich sitzt aber die Frau in der Gewere des geeinten 



*^ Ssp. III, 74 : Anderoß ne blift ire nen gebu, noch nicht der morgen- 
gave. Albrecht 265 n. 749. Die Lesart ,,noch mit der morgengabe'*, 
HasseSS. V. Sydow 293, ist nicht beglaubigt. 

*8 Ssp. I, 21 § 2. III, 74. Bei der Separation verliert die Fran als schul- 
diger TheU nach den Vorschriften der Kirche dos und dotalicium, c. 4 X. de 
donat. inter vir. et uxor. 4, 20; c. 10 X. de consuet. 7, 4. Gl. zum Ssp. I, 21 
§ 2 lässt demnach das Leibgedinge für die Frau als schuldigen Theil verloren 
gehn. — Was vom Leibgeding gilt, muss auch Anwendung finden auf die Ursal, 
s. u. § 1.5, sodann auf alle gerichtlichen Zuwendungen zwischen den Ehe- 
gatten, vgl. Syst. SchR. IV, 2, 22. SchU. Wasserschieben 117 c. 242. 

i« Ssp. III, 74. Dist. I, 22, 2. 

20 Ibid. 

* Ssp. I, 31 § 2. Ssrenne en man wif nlmt, so nimt he in sine gewere al 
ir gut. 
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Guts 2. Demnach gibt es kein Sondergut der Frau. Die Be- 
fugnisse des Manns erstrecken sich über ihre gesammte Habe, 
mag sie von Anbeginn Bestandtheil des ehelichen Vermögens 
gewesen oder erst später dazu gekommen sein, Ihr steht es 
nicht frei irgend ein Stttck ihres Eigenthums der vormund- 
schaftlichen Gewere des Mannes zu entziehn K 

Eis sind einfache Verhältnisse, die der Ssp. voraussetzt, 
wie sie einer Naturalwirthschaft wol entsprechen. „De man 
sit mit ir in geweren", so sagt er *, das gesammte eheliche Ver- 
mögen befindet sich bei den Gatten vereinigt. Es war ja die 
Regel , dass die Fi-au mit Gerade ausgesteuert in Haus und 
Hof des Mannes zog**. Dass dem Manne die Gewere am 
Frauengut fehlen kann, wurde nicht vorausgesetzt. Ja sollte 
sie ihm aus einem zufälligen Grunde einmal abgehn , sei es 
durch Contract sei es durch Delict, so musste nothwendiger- 
weise ihm das Recht zustehn sie durch Klage wiederzugewin- 
nen. Gab seine Vormundschaft ihm die Gewere an der Habe 
der Frau, so musste ihm auch das Recht auf die Gewere zu- 
stehn, und zwar auch hier über ihr gesammtes Vermögen. Er 
übt es nicht als ihr Sachwalter wie der Geschlechtsvormund ^ 
sondern in eignem Namen, zu eignem Recht. 

Als freilich durch das Aufblühn der Städte an Stelle der 
Natural wii-thschaft die Geldwirthschaft trat, als die Verhält- 
nisse des Landlebens aufhörten das ausschliessliche Substrat 
des Privatrechts zu sein, musste auch das eheliche GUtersystem 
des Ssp. sich als unzureichend beweisen. Die Aussteuer der 



2 Ssp. I, 45 § 2. 

3 Stück von der Beweisiing 366 : He is nicht aUeine ein here iinde vor- 
wosir an ores gndes frucht brnkunge, sundern ok an allen dingen, wat di 
frouwe so sulven kan irwerven. Vgl. Hasse 69. 86. Mit Unrecht snppe- 
ditiren Albrecht 263. 273 und Kraut H, 364 ff. 368 auf Grund von 
magdeburger und lubiscben Rechtsquellen bereits dem Systeme des Ssp. Ein- 
handsgüter der Frau. 

* Ssp. I, 45 § Ü. 

5 Hasse 73 flf. Walter § 488. 

Ssp. I, 46. 

9* 
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Töchter bestand nicht mehr ausschliesslich in Wirthschafts- 
gegenständen , das Geld begann auch hier eine Hanptrolle zu 
spielen. Die Frau wäre durch die eigenthümliche Erbsonde- 
rung des sächsischen Rechts, die oben geschildert ist, zu sehr 
benachtheiligt worden, falls nicht das Bedürfnisß nach Ein- 
handsgiitern der Frau hier Befriedigung gefunden hätte. In 
wie interessanter Weise aber diese Kechtsentwicklung an den 
Ssp. anknüpfte, wird die Betrachtung des magdeburger Rechts 
erweisen. 

Nicht allein mit ihrer Person sondern auch mit ihrem 
ganzen Vermögen tritt die Frau in Vormundschaft; diese be- 
gründet für den Mann ausgedehnte Rechte darüber, wie sie 
dem Geschlechts- oder Altersvormund nicht zustehn. Die 
nächste Folge der vormundschaftlichen Gewalt, in der das 
Vermögen der Frau steht, ist die, dass ihr die Verfügung dar- 
über entzogen ist. Das spricht der Ssp. mehrmals aus, ja er 
fügt auch den Grund hinzu, warum dies nicht anders sein 
könne. 

Ssp. I, 31 § 1. Wif ne mach — ires gudes nicht ver- 
geven ane ires mannes willen, dat he't durch recht dulden 
durve 7. 

Ibid. I, 45 § 2. En wif ne mach ane irs mannes gelof 
nicht ires gudes vergeven, noch egen verkopen, noch liftueht 
uplaten, durch dat he mit ir in den geweren sit. 

Von Vormundschaftswegen steht ihm die Gewere an allem 
zu, was die Frau besitzt». Sie kann ihm ohne seinen Willen 
nicht entfremdet werden. Nur unter seinem Consens verfügt 



^ Vgl. Dist. 1, 20, 16. Pölm. Dist. I, 9, 7. 

8 Kraut II, 392 ff. findet einen Unterschied zwischen Ssp. nnd Schwsp. 
und den siichs. Stadtrechten darin , wie sie die Beschränkung des Vemusse- 
rungsrechts für die Frau begründen. Der erstere führe sie auf die Gewere des 
Mannes, die letztern auf seine Vormundschaft zurück. — Aber die Gewere ist 
etwas Formeües und gibt an und für sich noch kein Recht auf die Sache, vgh 
oben § 1 n. 4. Es hängt jene Ansicht mit der Auffassung einer aus ver- 
schiedenen Befugoissen zusammengesetzten Vermögensstellung des Mannes 
zusammen, vgl. § 1 n. 5. 
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jene über ihr Gut. Dies gilt auch von den Gegenständen der 
Aussteuer und ihres Wirkungskreises. Während die städti- 
schen Rechtsquellen der Frau das Recht geben zur Bestreitung 
der Wirthschaft bis zu einem bestimmten Betrage über die 
Fahrniss zu disponiren ®, muss sich jeder, der im Landrecht ^^ 
mit einer Frau Rechtsgeschäfte abschliesst, des Consenses ihres 
Manns vergewissern. 

Wie aber, wenn die Frau widerrechtlich veräusserte? 
Welche Rechtsmittel standen dem Ehemann hiegegen zu Ge- 
bote? Der Ssp. spricht sich darüber direkt nicht aus^', es 
müssen demnach allgemeine Principien zur Anwendung ge- 
langen. 

Keinen Zweifel bildet zunächst der Fall , dass die Frau 
ihre Grundstücke ohne des Mannes gelof veräusserte. Dem 
Manne durfte sein Recht daran durch ihre einseitigen Ver- 
fügungen nicht verkümmert werden. Ihm stand daher gegen 
jede durch die Frau erfolgte Veräusserung von Grundstücken 
eine Revocatorienklage zu *2, die freilich, wenn ihn nicht echte 
Noth hinderte, in Jahr und Tag erlosch. Bis zur Anstellung 
derselben blieb die Verfügung giltig; durch seinen Tod wurde 
sie, wenn sie nicht von den nächsten Erben oder andern Be- 
rechtigten angegriffen werden konnte, vor jedem Einsprüche 
geschützt *3. Diese Sätze gelten auch von der Vergabung von 



Vgl. das zweite Buch. 

»0 Aus städtischen QueUeii ist eine solche Bestimmung auch in landrecht- 
liche geflossen. Görl. Ldr. 45, 9. 

*' Dagegen handelt Joh. v. Buch ausführlich über diese Frage , Gl. zu 
Ssp. lU, 76. 

12 Die Veräusserung der Leibzucht durch die verheirathete Frau lässt 
darum für sie noch keine Verwirkung (Ssp. I, 21 § 2) eintreten, falls dieselbe 
ohne Consens des Mannes erfolgte ; ebenso wenig die Alienation von Eigen 
ohne ihrer Erben Consens. Die nächste Folge vielmehr ist immer nur die 
revocatoria des Mannes. 

*3 Hiemit stimmt die erste Meinung Joh. v. Buch*s, Gl. zu Ssp. III, 76 
überein : Wo , oft si it eineme gift mit erer erven wille ane eres mannes wil- 
len? Segge, di gave geschege unde iä stede, si ne vromraet aver deme si ge- 
geven was nicht er , dat wif en sterve , unde die nut blivet des mannes , di 
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Todeswegen ; denn wenn auch diese das Besitz- und Niess- 
brauchrecht des Ehemanns an und fUr sich nicht beschränkte, 
so konnten dennoch seine Befugnisse durch das dem Honorir- 
ten zugewandte dingliche Recht illusorisch gemacht werden". 
Schwieriger wird die Frage , wenn die Frau ihr Mobiliar 
veräusserte ohne den Mann hinzuzuziehn. Welche Rechts- 
mittel standen diesem dann zu? Man wäre zunächst geneigt 
die Regel „Hand muss Hand wahren" hier anzuwenden , mit- 
hin dem Ehemann die Verfolgung der durch seine Frau ver- 
äussei-ten Objekte zu versagen, ihn lediglich an diese mit 
einem persönlichen Anspruch zu verweisen. Doch muss die 
Anwendung dieses Satzes nothwendigerweise darum ausge- 
schlossen sein, weil ja dem Mann immer eine Gewere an der 
Fahrniss des ehelichen Vermögens zusteht, demnach das Kri- 
terium, dass nur bei freiwilligem Verlust der Gewere eine per- 
sönliche Forderung an den Contrahenten unter Ausschluss der 
Vindikation begründet wird , hier nicht zutrifft. Es ist viel- 
mehr, da ohne des Mannes Wissen und Willen ihm die Gewere 



wile si lebet, unde wan si stervet, so wert it sin, derae it gegeven was , iinde 
nicht der erven, dorch dat si it gefiilbordet hebben. — Hirhestu, dat ein 
ding na dogende muchte werden, dat tom irsten nicht en duchte. ,,Hir 
were jegen di regel, di set: Wat tom ersten nicht en duchte, dat en wert van 
neiner tit dogende, ut — fr. 29 D. de reg. jiir. 50, 17.'* — Mer lose dit iinde 
segge : — dose gave ne duchte van irsten nicht, dorch dat di man is vormun- 
der sines wives , unde nen mundelin darf nicht geven noch loven noch reden 
ane sinen vormunder, ut pr. § 1 J. de auct. tut. I, 21. § 9 J. de inut. stipul. 
III, 19. — So bringt das römische Recht den Glossator vom richtigen Wege 
ab und führt ihn zu der undeutschen Vorstellung einer absoluten Nichtigkeit. 
Von Einfluss hierauf erweist sich aber der Gedanke , die Stellung des Ehe- 
manns als eine vormundschaftliche im Sinne des römischen Rechts aufzu- 
fassen, s. u. § 10 i. f. 

^* Praktisch insbesondre darum , weil der Mann , wenn Erben der Frau 
nicht vorhanden waren, ihre Grundstücke frei veräussern durfte , vgl. § 10. 
Auch Joh. V. Buch scheint hiemit übereinzustimmen, s. n. 13: Si ne vromet 
— deme si gegeven was, nicht er, dat wif en sterve. Doch hinterher will er 
eine gäbe durch Gott als von des Mannes Consens unabhängig darstellen: 
Wolde si it dorch Got geven, alse tu testamente, des muehte si nicht don ane 
erven gelof na unsem rechte. 
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entfremdet ist, zu behaupten, dass ihm eine unverjährbare 
dingliche Klage gegen jeden dritten Besitzer zukam i\ Und 
es wird dieser Schluss dadurch unterstützt, dass in unsern 
Quellen dem Herrn , dessen Gut durch den Knecht veräussert 
worden , mit Ausschluss der Regel „Hand wahre Hand" die 
Vindication gegen jeden dritten Besitzer zugesprochen *^ und die 
Frau dem Gesinde in ihrer Stellung zum Hausherrn auch sonst 
gleichgestellt wird^^. So lange ein Einspruch bei der durch die 
Frau einseitig vorgenommenen Veräusserung nicht erfolgte, 
war dieselbe giltig. Denn kein allgemeiner Rechtssatz ent- 
zieht den Frauen die Handlungsfähigkeit. Die Beschränkung 
der Dispositionsbefugniss bei verheiratheten Frauen ist viel- 
mehr lediglich die Folge der ehelichen Vormundschaft über 
ihr Vermögen. Mit Auflösung der Ehe convalescirt demnach 
die ungiltige Veräusserung. Ihre üngiltigkeit ist nur eine 
relative ^^ Die Frage aber, in wieweit derjenige, der mit der 
Frau ein für ungiltig erklärtes Rechtsgeschäft abgeschlossen, 
Entschädigung verlangen kann, fällt mit der nach der Giltig- 
keit der Frauenschulden zusammen ^^ 

Ob schliesslich die Frau über ihr fahrendes Gut eine Ver- 
gabung von Todeswegen zu R^cht vornimmt, auch ohne des 
Mannes Consens einzuholen? Die Frage ist zu verneinen. 
Denn der Ssp. kennt noch nicht ^^ jene wichtige Neuerung des 
deutschen Rechts, die das System der Vergabungen auch auf 
die Fahrniss übertrug und den alten Satz 21 durchbrach : Wi sin 
gut vorgift, als he is nicht mer gebruken ne mach, di vorgift 



15 Kraut n, 399. Stobbe Gewere 439. 

Iß Ssp. III, 6 § 1. AehnUche Bestimmungen für Hauskinder, Frau und 
Gesinde sind in unsern RechtsqueUen häufig. Lex Ribuar. 74. Freiburger 
Stadtrecht von 1293 § 3. Gengier 135. Berner Handfeste von 1218, A. 49. 
Kraut Grundriss § 210, c. Iglauer Handfeste 65. 10. Tomaschek Deut- 
sches Recht in OesteiTcich 166. 212. 256. 

" Ssp. I, 52 § 4. 

18 Kraut n, 401. 

»9 Vgl. unten § 11. 

20 8. u. § 15.. 

21 Joh. V. Buch in Gl. zu Ssp. I, 52 § 2. 



Digitized by VjOQQIC 



13« 

nicht dat sin is , mer gift dat siner erve is. Und noch ein 
anderer Grand trifft zu. Nur an solchen Objekten ist eine 
Vergabung von Todeswegen möglich, die man in der Ge- 
were hat ^2, Die Frau hat aber an ihrem Gut dem Mann eine 
Gewere fUr die Dauer der Ehe eingeräumt, ihr Mitbesitz daran 
ist ohne juristische Bedeutung, ihr Recht an der Fahrniss 
beschränkt sich auf die Hoffnung, bei Auflösung der Ehe Gerade 
und Mustheil ausgehändigt zu erhalten. Eine Hoffnung kann 
aber nicht als Objekt einer Auflassung gedacht werden 2^. 

§ 9. Verfügung des Manns über die eingebrachte Fahrniss, 

Nicht allein negativ äussert sich die eheliche Vormund- 
schaft des Mannes, so dass die Frau in der Verfügung über ihr 
Eigenthum beschränkt wird, auch positiv ist sie nach dem 
Rechte des Ssp. die Quelle wichtiger Befugnisse. Dass sie 
zunächst die Gewere am gesammten Gute der Frau begründet, 
ist bereits oben erörtert. Dass sie das Recht gibt dasselbe zu 
verwalten, zu benutzen und seine Früchte zu ziehn, macht die 
juristische Bedeutung der Gütereinheit aus und wird uns an 
vielen Stellen unserer Rechtsquellen ausdrücklich bestätigt. 
Der Mann bearbeitet die Grundstücke der Frau, mögen sie ihr 
zu Eigenthum, zu Leibzucht ^ , zu Lehn 2 oder zu Zinsgut ^ ge- 
hören. Die daraus gezogenen Natural- oder Civilfrüchte ge- 
hören der Fahrhabe des ehelichen Vermögens an, sind darum 
auch dem Rechtskreise derselben unterworfen. 

Wie weit steht ihm' aber für das Vermögen der Frau das 
wichtigste Verfügungsrecht, die Befugniss zu veräussern zu? 
In welchem Umfange , unter welchen Beschränkungen findet 



22 Albrecht 272. 

23 Das sächsische ötadtrecht enthält die öfters wiederholte Vorschrift, 
dass die Frau bei Lebzeit des Mannes über ihre Gerade nicht verfügen darf. 
S. das zweite Buch. 

1 Ssp. m, 76 § 3. I, 45 § 2. 

2 Ssp. m, 76 § 3. 75 § 2. 

3 Ssp. m, 76 § 3. 
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es statt? Für die Lösung dieser schwierigen und bestrittenen 
Frage ist durch Erforschung des ehelichen Güterrechts von 
Todeswegen die sichere Grundlage gewonnen worden. 

Dieselbe hat zunächst für die von der Frau inferirte Fahr- 
niss ergeben, dass dem Manne hierüber ein vollkommen freies, 
an keine Ersatzpflicht gebundenes Veräusserungsrecht zusteht. 
In den Stellen, in welchen der Ssp. die Theilung des Mobiliar- 
vermögens bei Auflösung der Ehe bespricht, unterwirft er das 
gesammte eheliche Vermögen, nicht allein das Gut des Man- 
nes oder der Frau seinen Regeln , lässt dasselbe nach ein für 
allemal bestimmten Gesichtspunkten unabhängig von der 
Illation auseinander fallen. Nur das vorhandene wird getheilt, 
ein Ersatz für das inzwischen veräusserte theils ausdrücklich *, 
theils implicite * ausgeschlossen. Da aber der Frau die Be- 
fugniss ihr Gut ohne des Mannes Consens zu veräussern ver- 
sagt wird, so ergibt sich aus der Nichterwähnung einer gleichen 
Beschränkung des Mannes sein unbeschränktes Verfügungs- 
recht über die eheliche Fahrniss. Dasselbe wird nun aber 
im Ssp. auch durch positive Zeugnisse bestätigt. Zunächst 
heisst es in 

Ssp. I, 22 § 4 : Sve binnen siner süke sine have vergift 
oder ut sat to der tiet, alse he's nicht dun ne sal, dat wif unde 
dat ingesinde ne sal dar niman umme scüldegen, wen se ne 
müsten des mannes gave nicht weder spreken, sie si recht oder 
unrecht. 

Der Erbe, dem durch eine Verfügung auf dem Siechbette 
ein Stück des Nachlasses entfremdet worden ist, sei es durch 
Einräumung desEigenthums daran, sei es durch Verpfändung, 
darf dafür nicht die Frau oder das Gesinde des Erblassers ver- 
antwortlich machen, weil man etwa der ungiltigen Veräusse- 
rung nicht in den Weg getreten. Er hat vielmehr lediglich an 
denjenigen sich zu halten, dem die Sache gegeben worden ist. 
Die ratio dieser Bestimmung ist allgemein: Weib und Gesinde 



* Ssp. I, 22 § 4. 

* Ssp. 1, 24 § 3. 
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dürfen de» Mannes Gabe nicht widersprechen, sie sei recht 
oder unrecht^. Sie triflft jede Veräusserung , die der Mann 
mit der ehelichen Fahrniss vorgenommen. 

Andere Stellen des Ssp. setzen die Unbeschränktheit des 
Mannes in noch helleres Licht : 

Ssp. I, 44. Klaget — maget oder wedewe — over iren 
rechten Vormunden , dat he ire gut neme , to der klage sal se 
dat gerichte Vormunden. 

Ssp. I, 41. Klaget maget oder wedewe over iren Vormun- 
den, dat he se untveldige egens oder lenes oder liftucht ''j unde 
wirt he darumrae vorgeladet to dren dingen — man sal ine 
balemünden, - sint si de richtere der vrowen Vormunde. 

Nur die ungemannte Frau klagt über ihren Vormund wegen 
Enteignung des Gutes, nur sie lässt denselben verbalemunden. 
Die verheirathete steht den Verfügungen des ehelichen Vor- 
munds gegenüber schutzlos da. Sie erhält keinen Gerichts- 
vormund um gegen ihn klagend aufzutreten K Eine Verthei- 
lung seiner Vormundschaft ist unzulässig. Ohne Zweifel war 
in Beziehung auf die Fahrniss der Frau die Veräusserungsfrei- 
heit des Mannes durch keine Schranke gebunden. 

Eine ausdrückliche Bestimmung über den Umfang seines 
Rechtes an der gesammten ehelichen Fahrniss enthält Ssp. I, 
24 § 4 für einen speciellen Fall der Veräusserung, nämlich für 
die Verpfändung. Mit-dem Satze : 



6 Noch deutlicher wird sie ausgesprochen im görl. Ldr. 45 , 8 : SweUch 
wip in iris mannis suche durch irs mannis gebot sinisdingis icht vorseczit : der 
ne darf sie durch recht nicht ledigen , wan di wile daz sie ein wort von sinem 
munde vornemin mac, so sal daz wip unde al ir gesinde durch recht gehorsam 
haldin. 

' Was war die Folge, wenn er sie der Fahrniss entwältigte ? Man kann 
hier entweder annehmen , dass eine Klage darüber (Ssp. I, 44) bloss die Re- 
stitution derselben zur Folge hatte, ohne dass eine Aburtheilung der Vormund- 
schaft eintrat (Ssp. 1 , 23) ; oder dass die Verbalemundung auch in einem 
solchen Fall ausgesprochen wurde. Das letztere möchte das wahrscheinlichere 
sein. Kraut I, 398 n. 8. 

8 Ssp. I, 46. 
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Svat 80 des ute stunt bi des doden mannes live , dat lose 
he of he wille, deme it durch recht hören sal, 

beendet Eike die Aufzählung der Erbschaftscomplexe, in 
welche bei Auflösung der Ehe das eheliche Vermögen zerfällt. 
In knappen Worten spricht er einen der wichtigsten Sätze des 
deutschen Erb- und Eherechts aus ». 

Ist eine Sache während des Lebens des verstorbenen Ehe- 
manns verpfändet, so steht es im Belieben dessen, auf den sie 
gekommen, wiedei'um sie auszulösen. Das bezieht sich auf 
das gesammte eheliche Vermögen mit Ausschluss der Grund- 
stücke der Frau. Von diesen ist in unsrer Stelle nicht die 
Kede^^ Findet sich also bei Auflösung der Ehe ein Stück der 
Gerade versetzt, so hat die Wittwe dasselbe zu lösen, sie darf 
dazu den Erben nicht zwingen, ebensowenig wie der Erbe die- 
selbe für ein veräussertes Erbstück ^^ oder für ein nicht vor- 
handenes Objekt des Heergewätes ^^ verantwortlich machen 
darf. Wer nun aber eine Gewere am fahrenden Gute hat und 
zu Unrecht eine Verpfändung damit vornimmt, kann von dem 
Eigenthümer, falls dieser die Gewere freiwillig gelassen hatte, 
durch persönliche Klage zum Ersatz gezwungen werden ^3. 
war sie ihm wider seinen Willen entfremdet, so steht ihm die 
dingliche Klage gegen jeden Besitzer zu, ohne dass dieser 
Ersatz des dafür gegebenen zu beanspruchen hätte i*. Dem- 
nach mtisste, falls eine einseitige Verpfändung des Frauenguts 



» Vgl. auch Stobbe in Bekker u. Muther Jahrbb. V, 319. 

*o S. oben §3. Es heisst: Svat so des ute stunt. Dies bezieht sich nicht 
allein auf das Erbe , von dem vorher die Rede ist , denn sonst würde die 
Lösung den Erben kurzweg aufgegeben sein und nicht der allgemeine Aus- 
druck sich finden ,,derae it durch recht boren sal'S Vielmehr begreift unser 
Satz alle die Complexe , von denen vorher die Kede war , Mustheil, Morgen- 
gabe, Heergewäte, Gerade , Erbe. Uebereinstimmt das Stück vom Mustheil, 
Wilda 290: Wat herweddes, mosdeles, morgengave oder radevorsatsibi des 
mannes live, dat lose etc. 

»»Ssp. I, 52 § 4. 

« jäsp. I, 22 § 4. 

*3 Ssp. n, 60§ 1. 

J* Ssp. II, 36 § 4. 
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durch denMaim eine unrechtmässige wäre, das Recht der Frau 
zustehn die verpfändete Sache bei jedem Besitzer pretio non 
refuso zu vindiciren *•'*. Da dies nicht der Fall ist, vielmehr 
jeder, der einen Theil derFahrniss erhält, auch die Auslösung 
der verpfändeten Stücke zu bewirken hat, so ist damit die 
Verpfändung der ehelichen Fahrniss, auch wenn sie durch den 
Mann einseitig vorgenommen wird, — der Frau ist ja die 
selbständige Verfügung über ihr Gut versagt — als rechtmäs- 
sig erklärt. 

Spricht aber unsere Stelle nur von der Verpfändung des 
Frauenguts , so trifft die ratio derselben auch alle die Fälle, 
wo durch einen Veiiirag die Gewere an demselben auf einen 
Dritten übergegangen war, also das Commodat, das Deposi- 
tum. Behandelt ferner jene Regel zunächst nur den Fall, dass 
der Mann gestorben, so kann doch ihre Anwendbarkeit auf den 
Tod der Frau nicht zweifelhaft sein. Die Frau vererbt die 
Gerade an ihre Niftel, nicht bloss die vorhandenen Stücke 
sondern auch das Recht auf die Gewere an denselben. Will 
diese daher eine vom Mann einseitig verpfändete Geradesache 
haben, so muss sie: dieselbe selbst auslösen *^. 

Doch eine Schranke ist der Verfügungsfreiheit des Manns 
über die eheliche Fahrniss gesetzt: der Besitz eines gewissen 
Masses physischer Kraft. Denn wer sein Gut vergibt zu einer 
Zeit, da er es nicht mehr nutzen kann, vergibt nicht was sein. 



*5 Denn die Gewere, in der sie mit ihrem Gatten sitzt (Ssp. I, 45 § 2), ist 
ihr ohne ihren WiUen durch diesen entfremdet worden. — Kraut II, 473. 
Sandhaas, fn'ink. ehel. Güterrecht 80 construiren anders : Die Frau habe 
dem Mann die Gewere von Vormundscbaftswegen eingeräumt , sie habe daher 
eine persönliche Forderung gegen ihn, nach dem Satze ,,Hand wahre Hand**, 
die sich als eine Entschädigungsforderung auf seinen Nachlass qualificire. 
Darum verfuge der Mann über das Mobiliarvermogen seiner Frau nur unter der 
Verpflichtung zum Ersatz, die indess (gemäss Ssp. I, 31 § 1) im Fall ihres Vor- 
absterbens cessire. — Allein durch Einräumung einer vormundschaftlichen Ge- 
were hat die Frau ihre eigene nicht aufgegeben. 

*6 Dass jener Satz nicht bloss vom fahrenden Vermögen der Frau, son- 
dern von dem gesammten ehelichen Gut , also auch von ihren Grundstücken 
gilt, wird unten erwiesen werden § 10 n. 11. 
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sondeni was seiner Erben ist ^7. Besteht der Mann nicht die 
ritterliche Kraftprobe des Ssp., * 

so ne mach he geven noch laten noch lien, dar he't je- 
neme mede geverne, de is na sineme dode wardende is *^ 

Es tritt somit ein uaverj ährbares Revocationsrecht des 
nächsten Erben ein; war Gerade oder Mustheil auf dem Siech- 
bette veräussert, so kann die Frau nach des Mannes Tode^^ 
das weggegebene wiederfordern und dasselbe Recht hatte der 
Schwertmag für das Heergewäte, für das Erbe des Mannes 
nächster Erbe. Auch der Consens der Anwärter schützt bei 
Vergabung der Fahrniss auf dein Siechbette nicht immer vor 
Kevocation 20. 

So ergibt sich denn zur Evidenz, dass der Mann über die 
Fahrniss des ehelichen Vermögens unbeschränkt verfügt, 
gleichviel ob sie von ihm oder der Frau in die Ehe gebracht 
ist, ob sie ihm oder der Frau gehört 21. Es ergibt sich ferner, 
dass eine Ersatzpflicht für die veräusserten Stücke des Frauen- 
guts nicht existirt22. Wenn der Ssp. die eheliche Vormund- 
schaft als Rechtsgrund für seine Gewere am Vermögen der 
Frau darstellt, so ist der Inhalt dieser Vormundschaft für die 
Fahrhabe gefunden. Kraft seiner vormundschaftlichen Ge- 
walt verfügt der Ehemann frei über sie. Mag auch eine solche 



" Gl. zu Ssp. I, .5.2 § 2. 

18 Ssp. I, 52 § 2. 

19 Nicht bei seinem Leben, da sie seinen Vcrfügnngen nieht widersprechen 
durfte. Ssp. I, 52§ 4, vgl. n. 6. — Zimmerle Stammgntssystem 241 ist der 
Ansicht, dass die Frau das zu Unrecht veräusserte von den Erben des Mannes 
wiederfordert. Allein das ist goslarisches Recht, Göschen .5, 24. Die 
oben entwickelten Principien des Ssp. sind dagegen. 

20 Denn vor des Mannes Tode ist noch nicht gewiss , wer sein nächster 
Erbe ist. 

21 Eichhorn § 369. Privatr. § 297. Hasse 80. Albrecht 270. 
V. Sydow249. Berck4l. Finsler 19. Heise u. Cropp II, 443. Be- 
s e 1 e r Privatr. § 136. — Dagegen binden den die Fahrniss der Frau ver- 
äussernden Mann an ihre Genehmigung : Weiske35. Kraut II, 450. Roth 
in Bekker und Muther Jahrbb. III, 318. Gerber § 226 n. 5. 

22 S. § 3n. 1. 2. 
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Gewalt bei weitem die Schranken überschreiten, die dem 
' Alters-, dem Geschlechts-, dem Vormunde über Sinnlose und 
Krüppel gesetzt sind, mag sie im Effekt dem Eigenthumsrecht 
gleichkommen ^^ : der Ssp., treu dem alten Recht, will die Be- 
fugnisse des Ehemanns über das Vermögen der Frau als vor- 
mundschaftliche gefasst wissen. Der Mann hat an ihrem Gute 
keine andere Gewere, als die er 

to dem irsten mit ire untvieng in vormuntscap 2*. 

§ 10. Verfügung des Manns über die TAegenschaften der Frau, 

Beschränkter als über die Fahrniss mussten die Befug- 
nisse des Manns über die Grundstücke der Frau und alle ihre 
mit Immobiliarqualität bekleideten Rechte sich gestalten. 
Denn für jede totale oder partielle Veräusserung derselben, 
sollte sie ein dingliches Recht übertragen , musste, falls nicht 
ein Fall echter Noth vorlag, der Consens des nächsten Erben 
eingeholt werden. War ohne denselben die Veräusserung er- 
folgt, so eröffnete die dem Erben zustehende Revocatorien- 
klage eine anticipirte Erbfolge*. Die Frau verwirkte dem- 
nach, wenn ihr Grundstück ohne Erbengelof gelassen war, das 



23 Albrecht 262 wnrde hiedurch bewogen das Recht des Ehemanns an 
der eingebrachten Fahrniss als Eigenthum zu fassen, während ihm an der Ge- 
rade eine Gewere zu Vormundschaft zugestanden liabe. Allein die Quellen 
lassen ausdrücklich die Frau durch Eingehung der Ehe ihres Gutes nicht ver- 
lustig gehn , sie sprechen von ,, ihrer** Fahrniss auch während der Ehe, s. § 6 
n. 14 ; sie lassen bei der Scheidung ihr Gut wiederzurückfallen: sie verbieten 
endlich ausdrücklich eine Vergabimg desselben an den Mann, s. § 19. — 
Uns freilich erscheint solches jeder Wirkung baare Eigenthum als eine Juri- 
stische Lüge. Uns erscheint eine Vormundschaft befremdlich, die die Rechte 
des Eigenthümers gewährt. Allein das kann uns nicht abhalten das Recht 
unserer Vorväter so darzustellen, wie es in ihnen lebte, e» nachzudenken wie 
sie es sich dachten. Dass schliesslich die Entwicklung auf ein Eigenthum des 
Mannes an dem , was die Frau aus ihrem Vermögen in die Ehe brachte , ge- 
führt haben würde, das lässt das sächsische Stadtrecht genau erkennen. 
S. das zweite Buch. Eine ideale Entwicklung des deutschen Rechts musste 
mit dem römischen auch hier sich nah berühren. 

2* Ssp. I, 31 §2. 

» Ssp. I, 52 § 1 . 
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Eigenthum daran; es fiel aus der vormundsehaftlichen Gewalt 
des Mannes 2. Wie aber, wenn sie keine Erben besass , oder 
wenn ihre Immobilien nicht durch Rechte der Erben gebunden 
waren, wenn sie in Lehn ^ oder Leibzucht bestanden ? Be- 
schränkt das sächsische Recht auch abgesehn vom Stammguts- 
system der Immobilien die Verfügungsfreiheit des Mannes? 
Bedarf er stets der Einwilligung der Frau , wenn ihre Grund- 
stücke veräussert werden sollen? Dasjenige sächsische Stadt- 
recht, das auf der Grundlage des Ssp. sich entwickelt hat, das 
magdeburgische Recht*, bejaht diese Frage; es beschränkt 
das wichtigste Hinderniss des freien Verkehrs mit Immobilien, 
das Beispruchsrecht der Erben auf die Erbgüter, doch hält es 
den Consens der Ehefrau für nothwendig bei derVeräusserung 
aller ihrer Liegenschaften. Und das ist der Standpunkt der 
späteren Quellen des sächsischen Rechts. Es fragt sich , ist 
er bereits dem Recht des Ssp. eigenthtimlich ? Die Wissen- 
schaft hat fast allgemein dies behauptet*^, wie eine nähere 
Untersuchung zeigt, ohne Grund. 

Der Ssp. spricht sich freilich über diese Frage direkt 
nicht aus, nur das Verhältniss des von der Frau eingebrachten 
Lehns berührt er mit ziemlieh dunkeln Worten. Auch hier 
wird demnach die Entscheidung aus den allgemeinen Prin- 
cipien seiner Darstellung und jenen Andeutungen, die bereits 
gelegentlich der ehelichen Fahrniss besprochen sind , zu ent- 
nehmen sein ^ 



2 Job. V. Buch in Gl. zu Ssp. III, 76 § 3. Wn , oft si geve met eres 
mannes wille und nicht met der erven wille? Segge, di man nnde si raotens 
untberen und di erven underwindens sik unde wert en leddich. 

3Honieyer System § 39. 

* Vgl. hiefür die spätere Untersuchung. Auch das hamburger Stadtrecht 
von 1270 (Lappenberg) I, 20 stimmt in dieser Beziehung mit dem raagde- 
burger Recht. " 

^ Mit Ausnahme von Hasse 69. 75. Aehnlich auch Finsler 20; doch 
will er bei Erbgüteni, die er nach Eichhornes Vorgange bereits dem Ssp. 
vindicirt, ausser dem Consens der Erben auch den der Frau erfordert wissen. 

ö Wenn Pauli II, 20 aus dem während der Ehe fortdauernden Eigen- 
thum der Frau an ihren Liegenschaften auch auf die Nothwendigkeit ihres 
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Das steht zunächst fest: die Frau hat, die Veräusserung 
ihrer Grundstücke mag zu Eecht oder unrechtmässig erfolgt 
sein , an dem was dafür als Erlös ins eheliche Vermögen ge- 
kommen ist, kein Recht. Denn es gilt nicht der Satz : res suc- 
cedit in locum pretii et pretium in locum rei 7. Nur wenn die 
Liegenschaften etwa in Gerade oder Mustheil gewandelt waren, 
verbleibt der Frau ein Vortheil aus der Veräusserung. Auch 
unterliegt keinem Zweifel, dass von einer Entschädigung 
des Mannes für veräusserte Liegenschaften der Frau nicht 
die Rede sein kann. Denn für den Fall seines Vorabsterbens 
müsste solche Ersatzpflicht sich als Schuld nach todter Hand 
qualificiren, demnach seinen Erben nur unter ganz besondern 
Voraussetzungen treffen 8. Hatte nun aber, fragen wir weiter, 
die Frau ein Rechtsmittel die vom Manne einseitig vorgenom- 
mene Alienation wieder aufzuheben, das Grundstück zu vindi- 
ciren? Zweifellos hätte ein solches um wirksam zu sein bin- 
nen Jahr und Tag nach bewirkter Auflassung eingelegt wer- 
den müssen ; denn sonst wäre beim Erwerber eine rechte Ge- 
were entstanden, jeder Anspruch der Frau wäre vor ihr zu- 
rückgetreten. Allein eine Revocatorienklage der Frau lässt 
sich nach dem Rechte desSsp. bei bestehender Ehe nicht reali- 
siren ®. Die Möglichkeit, dass dem Mann seine eheliche Vor- 



Consenses in die Veräiisscrnng derselben schliessen will, so ist das eine peti- 
tio prineipii. 

'S. fön. 5. 

8 S. II. § 11 n. 7. 8. Vgl. § 3n. 2. 

ö Das ist der Einwand, der gegen Alb recht 267, Runde 18 n. e und 
Berck 41 und n. 51 b. c gemacht werden muss, die der Frau überall da, wo 
rechte Gewere gilt, eine sofortige Revocation geben wollen. Kraut 11, 475 
gewährt diese ihr oder ihren Erben nach Beendigung der Ehe , gedenkt aber 
nicht der Folgen einer rechten Gewere. — Möglich nach dcrt Ssp. wäre nur, 
dass die Frau nach Auflösung^ der Ehe revocirte , wenn die rechte Gewere 
noch nicht verstrichen. Aber können wir eine solche Ungleichheit des Rech- 
tes annehmen, die bald eine Revocation der Frau gestattet, bald nicht? Müs- 
sen wir nicht suchen die Befugnisse des Mannes an ihren Grundstücken prin- 
cipiell zu fassen? 
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mundschaft abgeurtheilt werden könnte , wenn er seine Frau 
ihres Eigens ent wältigt, weist Ssp. I, 41.44^o ausdrücklich 
von der Hand ; seinem Ausspruche gemäss tritt nur für den 
Geschlechtsvormund des Mädchens oder der Wittwe eine Ver- 
balemundung ein. Da ferner die Frauen im Rechtsgange eines 
Vormundes nicht entbehren können und die Fälle einer rich- 
terlichen Ergänzung der rechten Vormundschaft enge begrenzt 
sind^^, ist der Frau jeder Weg zur Verlautbarung eines ge- 
richtlichen Einspruchs genommen , sie ist im Civilprocess im- 
mer nur an ihren Ehemann als gerichtlichen Beistand ge- 
wiesen. 

In des Mannes Recht würde dann aber jede Veräusserung 
ihrer Liegenschaften liegen, soweit sie nicht unter Erbengelof 
vergeben werden, eine totale wie eine partielle. Ist daher ein 
Grundstück der Frau von ihm einseitig verpfändet, so wird 
nach Beendigung der Ehe sie selber auch es auslösen 
müssen. Hieraus ergibt sich die Allgemeingiltigkeit des 
Satzes: Svat ute stunt, dat lose he, of he wille, deme it durch 
recht hören sal '2. 

Ein gewichtiges allgemeines Argument haben wir für die 
Stellung des Mannes den Liegenschaften seiner Gattin gegen- 
über beibringen können. Die Quellen des sächsischen Laud- 
rechts gewähren uns indess hiefür noch specielle Anhalts- 
punkte. 

lieber das Lehn, das der Frau zusteht, spricht der Ssp» in 
folgender schwierigen Stelle : 

III, 75. An egene is recht lifgetucht der vrowen wende 
it in nieman gebreken mach to irme live , unde an lene nicht, 
wende it in to maneger wis gebroken mach werden. Len bi 

*o S. o. 138. Anders der Schwabenspiegel 76 (Lassb), vgl. Fins- 
,ler27. 

»^ S. 0. § 1 n. 15. 
^2S. o. § 9 n. 16. 
V. Martitz. ehel. Güterrecht d. Stp. 1^ 
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ires mannes live is ire gedinge*^. na ires mannes 
dodeisitirerechtelen^^ 

Das Gedinge ist kein rechtes Lehn*^, es ist ein Lebn 
ohne Gewere, darum erleidet es mancherlei Bruch. Die Nach- 
theile eines Gedingsrechts sind aber folgende : 

Lr. 5 § 1. An'me gedinge n'is nen volge; let it ok jene, 
die it in geweren hevet, dat gedinge is gebroken. 

Der Gedingsmann folgt nicht dem neuen Herren, sein 
Recht wird durch Veräusserung des besitzenden Vasallen ge- 



?3 Von Varianten dieses Satzes verdienen folgende Erwähnung : die Hand- 
schriften Homeyer Rbb. 442. 495 lesen: — werden. Bi ires mannes live, 
(also nnter Hin weglassung des schwierigen ,,Len**). Aehnlich auch die Hand- 
schrift Rbb. 37 . Bi ires mannes live is it gedinge. — Die Hdschr. Rbb. 25 
liest statt gedinge ,,lifgedinge**. — Diese wie die sonstigen Varianten tragen 
deutlich den Stempel absichtlicher Umgestaltung zur Schau. Die Homey er- 
sehe Klasse A enthält keine Abweichung. 

** Die bisherigen Versuche zur Erklärimg dieser Stelle befriedigen nicht. 
Homeyer System 361. Kraut III, 87 halten dafür, dass in dieser Stelle 
vom Lrehnsgediage die Rede ist. Schon Joh. v. Buch war dieser Ansicht ; 
Gl. zu d. St. : Hir hestu, war umme herenEiken des duchte, dat it(liftucht an 
len) den frouwen afganmuchte; datwasdatiteinangevelle was; wenangevelle 
is nen lehen, men hebbet denne in geweren. Nu aver is it ore rechte lehen 
unde hebbent in geweren. — Angefalle ist die Bezeichnung für Gedinge, Ho- 
meyer System 329. Hienach wäre also der Sinn jenes Satzes der, dass^ 
wenn der Frau am Lehn des Mannes Gedinge geliehn ist, dasselbe bei des 
Mannes Leben Gedinge bleibt, nach seinem Tode zu rechtem Lehn wird, — 
eine Trivialität, die schwerlich dem Spiegier zugetraut werden kann. In neue- 
rer Zeit hat Homeyer bei jener Stelle an das Leibgedingslehn gedacht, 
Glossar zur IIL Ausgabe des Ssp. s. v. Gedinge, Lehn ; auch hier kann be- 
reits die Gl. zu Lr. 75 als Vorgänger angesehn werden: Euer vrowen lifge- 
dinge is bi eres mannes levende er gedinge , nach sime dode wert it er len. 
Auch Handschriften ändern den Ssp. zu Gunsten dieses Sinnes, s. o. n. 13. 
Allein ein Leibgedingslehn existirte zur Zeit des Ssp* noch nicht, Homeyer 
System 363 ; auch passt auf ein solches keineswegs unser Satz, da ja das.selbe 
bei weitem sicherer die Wittwenversorgung gewährte als das blosse Lehnsge- 
dinge. S. u. § 17. — Werthlos istRückert's Erklärung, Sachenrecht 112: 
,,das was — in § 1 als lifgetucht an lene bezeichnet ist, wird in §2 geradehin 
als len aufgefasst^^ Wie soll wol eine Leibzucht zu rechtem Lehn werden? 

«Lr. 55 § 9. 56 § 2. 57 §4. 
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brochen. Das ist der doppelte Bruch , den das Gedinge er- 
leidet *^. An unsrer Stelle ist nun aber von einem Lehn der 
Frau 17 die Rede , welches durch die Ehe zum Gedinge wird. 
Warum ? so fragen wir. Ohne Zweifel , weil das Recht der 
Frau während der Ehe ein sehr prekäres war. Nicht sowohl 
aus dem Grunde, dass es der Folge darbte, denn das war die 
Eigenschaft jedes Weiberlehns, aber gewiss deshalb , weil es 
bis zum Tode des Mannes zweifelhaft blieb , ob unter ihm das 
Lehn ersterben, ob er es nicht bis dahin veräussert haben 
würde. Denn das war ja das Risiko, dem jeder Gedingmann 
sich unterzogt». Es lag nahe die Gefahr, in welche die be- 
lehnte Frau durch die eheliche Vormundschaft des Mannes 
kam , kurz und schlagend durch den Ausdruck Gedinge ^^ zu 
bezeichnen. Nur unter der Voraussetzung, dass der Mann 
auch die Liegenschaften der Frau frei zu veräussern befugt ist, 
wird der Satz verständlich : Len bi ires mannes live is ir ge- 
dinge^o. Er dient dann aber zugleich zur Bestätigung der 
oben gefundenen Resultate. Das Lehn , das die Frau in die 
vormundschaftliche Gewere des Ehemanns bringt, ist seiner 
unbeschränkten Verfügung unterworfen. Ihm steht das Recht 



*6 Die Geburt von Lehnserben beim besitzenden Vasallen wird an dieser 
Stelle nicht als Brnch angesehen, sondein als Bedingung des Gedingsver- 
trages selbst gefasst, vgl. Lr. 5 § 1. 

^"^ Nicht von einer Leibzucht an Lehn , denn der Ssp. konnte dann nur 
von einer landrech tlichön sprechen, s. u. § 17, eine solche kann aber 
nimmermehr als Lehn der Frau bezeichnet werden. Unser Satz hängt mit 
dem vorhergehenden demnach nicht zusammen , wol aber mit dem folgenden. 

»8 Homeyer System 332. 

*ö Nach der Auffassung des Spieglers darbt demnach die Frau seit Ein- 
gehung ihrer Ehe der Gewere am Lehn. Das scheint auffällig, sie sitzt ja mit 
dem Mann in gesammtcr Gewere. Aber auch beim Leibgedingslehn erlangt 
nach der Auffassung der Rechtsbücher die Frau erst nach des Mannes Tode 
die Gewere. S. u. § 17. . 

20 Wäre die Voraussetzung nicht richtig , bedürfte es also zur Veräusse- 
rung ihres Lehns auch des Consenses der Frau , dann kann ihr Recht daran 
niemals als blosses Gedinge bezeichnet werden, vgl. Lr. 56 § 4: Let aver 
be*t (der Lehnsvormund , dem das Lehn zu der Frauen Hand geliehn ist) — , 
si ne verlüset darmede nicht. 

10* 
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zu dasselbe einseitig zu veräussern, wobei indess die Be- 
dingungen einer giltigen Veräusserung von Lehn erfüllt wer- 
den müssen ^\ 

Ueber die Stellung des Mannes zu der von seiner Frau 
eingebrachten Leibzucht belehrt uns Johann von Buch in fol- 
gender interessanten Stelle : 

Gl. zu Ssp. III, 76 § 3. Angevelle22 ig dat di ein here 
liet also bescheidenlike, dest it eme van sime manne los werde. 
Sih, dit plegen etlike — oren eigen wiven laten tu liende vor 
or lifgedinge. Dit mach einen mengerlei wis afgan ; wan wu 
dat geschit, dat it deme heren, di it or lech, nicht leddich en 
wert, so wert it or vort nicht. Wu mochtet or werden, wan di 
it in geweren hadde, muchtet laten wen he wolde? Van sus- 
daneme kumt dat wort, dat her Claus Buk min vader^s sede, 
„dat ein man möge sines wives lifgedinge laten 
ane oren willen". Wan is wol einer vrouwen angevelle 
gelegen, iene di dat in geweren heft, di let it doch, wan he 
wil, ut in libro feud. art. IX (?) i. f. 2*. 

Wittwenversorgung an Lehn kann den Frauen , so lehrt 
Joh. v. Buch , auf viererlei verschiedene Art bestellt werden. 
Die erste ist das Gedinge 2*. Dies gewährt aber der Wittwe 
nur ein prekäres Recht ; denn durch Lassen des besitzenden 
Vasallen wird Gedingsrecht gebrochen. Hierauf bezöge sich, 
so meint der märkische Ritter weiter, seines Vaters Ausspruch, 
er könnte sich auf nichts anderes beziehn. Johann von Buch 
ist nämlich entschieden der Ansicht 2«, dass der Mann seiner 
Frauen Leibzucht weder mit noch ohne ihren Willen veräus- 
ßern kann; jede Veräusserung begründe Nichtigkeit. Um aber 



2> Also beim Lassen des Lehns Consens des Herrn. Home5'er System 
426. Consens der Erben kann natürlich beim Frauenlehn niemals eintreten. 

22 So nennt der Glossator das Gedinge. 

*3 Ueber ihn vgl. Homey er Richtsteig Ldr. 29. 

2* Ueber diese Citirweise vgl. Homey er Ssp. II, 1, 49, n. Gemeint 
scheint zu sein Lr. 5 § 1. - 

'^^S. darüber § 17. 

2«S. u. § 16 n. 33. 
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diese seine Ansicht mit des Vaters Meinung zu vereinigen, be- 
zieht er die letztere auf das Gedingsrecht an Lehn ; in der 
obigen Stelle fährt er fort : 

Wete , dat ik wedder minen vader hir nicht en spreke ; 
wen he sede van gedinge, dat angevelle het, wi seggen 
von gedinge , dat men den vrouwen dinget vor ere medegifi 
Alsus si wi wedder em nicht, noch wedder den nicht, den wi 
ere plichtich sin, ut § 1 J. de patr. pot. I, 9. 

Gegen diese so schön auf das römische Recht gegründete 
Pietät lässt sich nichts erinnern; wol aber manches gegen den 
Sinn, welcher der Meinung des Nicolaus von Buch zugeschrie- 
ben wird. Ist es wol denkbar, dass dieser bei seinem Aus- 
spruch ausschliesslich an ein Lehnsgedinge gedacht haben 
sollte, dass er den präcisen Ausdruck Leibgedinge gewählt 
hätte um eine gar nicht nach den Regeln des Leibgedinges zu 
behandelnde, übrigens ungewöhnliche und unbeliebte ^7 Art 
der Wittwenversorgung zu bezeichnen ? Wäre es nicht eine 
Trivialität noch das für die Frau ausdrücklich auszusprechen, 
was sich bei jedem Gedingsmann von selbst verstand? 

Es ist vielmehr sehr wahrscheinlich, dass Johann's v. 
Buch Vater auch in Bezug auf die Leibzucht der Frau dem 
Manne 28 dasselbe freie Verftigungsrecht vindiciren wollte, was 
ihm über alle ihre Liegenschaften zustand. Da Nicolaus v. 
Buch bis zum Jahre 1314 lebte, so erkennen wir daraus, dass 
bis zu dieser Zeit hinsichtlich der von der Frau in die Ehe ge- 
brachten Immobilien dasselbe Rech tsprincip galt, das oben aus 
den Zeugnissen des Ssp. zu entnehmen versucht worden ist. 

Es ergibt sich mithin nach dem Rechte des Ssp. ein freies 
und ausnahmeloses Verfügungsrecht des Mannes über das ge- 
sammte Vermögen seiner Frau, dem gegenüber die letztere 



27 s. u. § 17 n. 7. 

28 Also Insbesondere dem Manne, der sie selbst bestellt hat, s. u. § 16 
n. 31. Ist die Leibzncht in eine zweite Ehe eingebracht, so würde freilich 
deren Veräusserung an Dritte nnfehibar Yerwirkung des Rechts eintreten 
lassen, Ssp. I, 21 § 2. Wol aber mochte eine Bückauflassang derselben an 
die Eigenthümer des Gats dem Manne einseitig gestattet sein. 
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schutzlos dasteht. Nur eine Schranke kennt die HeiTschaft 
des Mannes , es ist die , welche das Stammgutssystem dem 
Eigenthum an Liegenschaften überhaupt setzt, das Recht des 
nächsten Erben, ein Motiv, das ausserhalb, des Eherechts 
steht 29. Es ist ein alterthümliches Gepräge, das uns das ehe- 
liche Veimögensrecht des Ssp. hier wie in so vielen andern 
Beziehungen zeigt ^o. Dem modernen Rechtsbewusstsein 



2» V. Gerber § 231 n. 6 bemerkt, dass die Beschränkung des Manns be- 
treifs der Liegenschaften seiner Frau, wie sie sich in der modernen GütereiH- 
helt findet , haiiptsachllch auf das Erbgatsprinzip des altern Rechts zurückzu- 
führen sei, nach welchem ausser derFrau auch ihre nächsten Erben con- 
sentiren mussten. — Aber aus dem Erbgutsprincip werden für die Frau selbst 
keine Rechte begründet. Darum lassen die Statuten , die dasselbe abge- 
schwächt haben , Grundstücke der Frau , die nicht Erbgüter sind , lediglich 
wie Mobilien behandelt werden. Der Mann hat an ihnen ein freies Veränsse- 
rungsrecht. Das ist der Standpunkt des lübischen Rechts; Cod. II, 17 
(Hach) mit der Interpretation von Kraut II, 497 n. 7. Das spätere sächsi- 
sche Landrecht kennt allerdings ein Consensrecht der Frau für ihre Immobi- 
lien , aber das hat mit dem Stammgutssystem nichts zu thun, s. u. n. 33 und 
dasselbe mochte Tom Weichbildrecht gelten, s. das zweite Buch. — Sodann 
findet V. Gerber 1. 1. in der OeflPentlichkeit der Veräusserung von Immobi- 
lien einen Grund der Frau ein Consensrecht zu vindiciren. Das Gericht habe 
nur den wirklichen Eigenthümer als legitimirt anerkannt. Allein das ist erst 
^in Gedanke des neueren Rechts, der dem mittelalterlichen Systeme der ding- 
lichen Rechte nicht entspricht. — Runde 16 n. d will aus dem Zweck der 
Gewere zur eheÜQhen Vormundschaft und aus den städtischen Recht«quellen 
auch für den Ssp. die Beschränkung des Mannes hinsichtlich der Liegenschaf- 
ten der l^rsLU darthnn, Eichhorn § 451 n. d. Kraut II, 465 dasselbe auch 
aus gleichzeitigen Urkunden erweisen , die doch ein sehr trügliches Beweis- 
mittel abgeben. — Alle Schriftsteller stimmen indess darin überein, dass im 
Falle echter Noth — und dazu gehört doch wol vor allem Ueberschuldung — 
der Mann auch nach dem Ssp. die Liegenschaften seiner Frau anzugreifen be- 
rechtigt sei. Eichhorn Privatr. §296 n. f. Albrecht 267. Runde 18. 
v. Gerber § 231 zu n. 6. 

90 Hasse 69. Finsler 19. Man ist gemeinhin geneigt zu glauben, dass 
erst die spätere , insbesondere städtische Entwicklung die Tendenz verfolgt 
habe die Verfügung des Manns über das eheliche Vermögen ganz frei zu ge- 
statten. So Eichhorn Privatrecht § 298. v. Gerber § 226 n. 5. Schrö- 
der 134. Aber eine Beschränkung des Mannes durch die Frau, die nach 
jener Ansicht uralt sein soU , stimmt doch schwerlich mit den grossen Zügen 
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widerstrebt ein Prineip, das den gröbsten Missbrauch des 
Mannes begünstigte. Aber dass es bestand , ist ein beredtes 
Zeugniss für die Sitte jener Zeit. Das Recht gab keine Ab- 
wehr gegen Willkür des Ehemanns, weil die Sitte solche nicht 
kannte. 

Das spätere sächsische Landrecht kennt freilich jene um- 
fängliche Gewalt des Mannes über das Vermögen der Frau 
nicht mehr. Wendet man sich vom Ssp. zunächst zu seiner 
Glosse, so findet man, dass Joh. v. Buch zwar noch festhält an 
der Stammgutsqualität aller Grundstücke ^i , demnach diese 
wichtigste Schcanke für die Verfügungsfreiheit des Ehemanns 
noch kennt; dagegen geht aus mehreren Andeutungen ^^ her- 



des deutschen Mundialsystems , mit dem doch gewiss nicht erst in später Zeit 
gebildeten Satze des Ssp. I, 52 § 4. Sodann weisen zahlreiche Zeugnisse 
im Bereiche des germanischen Rechts auf ursprünglich volle Verfügungsfrei- 
heit des Mannes seiner Frau gegenüber zurück, so weit nicht das Stammguts- 
system hindernd in den Weg trat. Vor allem ist hieher zu ziehn das nordi- 
sche Recht, Riyel, 143n. 5. Auch im fränkischen Recht wird sie ausge- 
sprochen, namentlich für den Bereich des freiburger Stadtrechts, Q engler 
127 § 21. 135 § 5. Euler Güterrechte der Ehegatten 14, sodann für die bel- 
gischen Stadtrechte, Schwarz Gütergemeinschaft der Ehegatten 16. 18. 63. 
Endlich gilt dasselbe von dem im östlichen Deutschland weit yerbreiteten 
Drittheilsrecht. 

3» Gl. zu Ssp. I, 52. Richtst. Ldr. 25. 

32 Es ist merkwürdig , wie spärlich die Qnellenzeugnisse über diese so 
überaus wichtige Frage sind. Selbst der grosse Apparat des magdeburgischen 
Rechts gewährt nur unbedeutende Ausbeute. Und die gleiche Bemerkung 
macht Pauli II, 20 für das lübische Recht. — Zweimal berührt Johann v. 
Buch diese Materie: Gl. zu Ssp. I, 31. (Das Weib kann ohne ihres Mannes 
Willen nichts von ihrem Gut vergeben) vnde dit is dorchdrierleie sake; — di 
ander sake is , dat man nnde wif gesamet gut hebben nnde van gesamedeme 
gude mach me nicht vorgeven, ut fr. 2 D. pro socio. Gl. zu Ssp. I, 45. (Die 
eheliche Vormundschaft trifft mit der sonstigen überein in drei Stücken) — 
tom drüdden , dat he (de Vormunde) des (Mündelgutes) eme andern ok nicht 
laten mach, ut pr. J. II, 8. Se scholen ok weten, di man, dat si der vrowen 
liftucht nicht vorkopen mögen. -— Beide Stellen sind sehr aUgemein gehalten 
und beweisen in ihrer Allgemeinheit zwar zu viel, doch scheinen sie auf grös- 
sere Beschränkung des Mannes zu deuten , die nothwendigerweise zunächst 
bei den Grundstücken Platz greifen musste. 



Digitized by VjOOQ IC 



152 

vor, dass er auch da, wo ein Einspruch der Erben nicht zu ge- 
wärtigen ist, dem Mann die Veräusserung des unbeweglichen 
Frauenguts nicht mehr einseitig gestattet. Damit stimmt denn 
das spätre Landreoht^^ und das sächsische Weichbildrecht. 
Auf der Grundlage beider erwuchs als gemeines sächsisches 
Recht der Satz, dass der Mann wol über das fahrende Gut der 
Frau frei verfügt, jedoch hinsichtlich ihrer Grundstücke und 
alle mit Immobiliarqualität bekleideten Rechte an ihren Con- 
sens gebunden ist. 

§ 11. Die ehelichen Schulden, 

Eine ausgedehnte Verfügungsgewalt des Manns über das 
eheliche Vermögen ist der Inhalt der ehelichen Vormund- 
schaft; ihr muss nothwendigerweise eine ausgedehnte Haftung 
desselben für seine Schulden entsprechen. Wir fragen nach 
dem Umfange dieser Haftungspflicht ^ 



33 Wie Joh. V. Bach so sind auch die spätem landrechtlichen Quellen in 
dieser Frage sehr allgemein. Stück von der Beweisimg, Honieyer366: 
Doch is der frouwen gut iinde liftucht in ores mannes vorstendinge unde her- 
schapp , alle di wile si beide leven (c. 9 Cod. III, 32) , wente man unde wif 
nein getveiet gut hebben mögen bi orem leven de. Woldemen dat di man also 
an sines wifes gude di hersehapp an der fruchtbrukinge hebben mach , dat is 
doch van vormuntschapp wegiu ; dar umme so mach he des gudes nicht ver- 
setten, verkopen, noch vor sine schulde edder broke wech geven. — Nur be- 
treffs eines Punktes stinimen die Quellen überein. Der Mann darf der Frauen 
Leibzucht nicht ohne ihren Willen veräussern. Stück von derBeweisung 365. 
Richtst. Lr. 25 § 2: Hir bi. merke, dat en man sines wifes lifgedinge nicht 
laten mach, wente hß dar nicht over is wen ein vormunder. Gl. zu Lr. 31. 56. 
57. Ueber den muthmasslichen Ursprung dieser Theorie s. u. § 15. Man 
möchte übrigens auch aus allen diesen Stellen folgern, dass ein Consensrecht 
der Frau bei Veräusserung ihrer Liegenschaften nicht von Alters her bestanden 
hat. Wie schwankend ist seine Begründung in demselben I Theils wirken 
dabei Anschauungen des römischen Rechts mit , theils Folgerungen aus dem 
Begi'iffe der Vormundschaft , theils das Hereinziehen der spatern Leibzncfats- 
vormnndschaft, s. u. § 16. Die Dist. sprechen über unsre Frage nur I, 30, 2. 
47, 6. 11. Aber sie enthalten hier goslarisches Recht. 

1 Eine ausführliche Untersuchung hierüber enthält die Schrift von 
J. G. Finsler: De obligatione uzoris circa solvenda mariti debita. Gottang. 
1822. Vgl. V. Sy do w 277. 333. Berck 105. Pauli 2, 96. Runde 21. 29, 
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Üass für des Mannes Schuld bei bestehender Ehe die ge- 
sammte eheliche Fahrhabe in Anspruch genommen werden 
könne, unterliegt keinem Zweifel. Es folgt aus seinem freien 
Verftigungsrechte darüber 2. Da wir ihm ferner auch über die 
Grundstücke der Frau ein nur durch ihre Stammgutsqualität 
beschränktes Veräusserungsrecht haben zusprechen müssen, 
so werden consequenterweise auch diese für seine Schuld haf- 
ten ^ selbst wenn einspruchsberechtigte Erben vorhanden sind. 
Denn der Erbengelof wird durch Befrohnung und Vertheilung 
des Grundstücks, das dem zahlungsunfähigen Schuldner gehört, 
zu einer blossen Auslösungsbefugniss reducirt*. 

Aber wie stand es, wenn der Mann gestorben? Wer haf- 
tet für die Schuld nach todter Hand? — Da ist es denn be- 
kannt, dass das deutsche Kecht die Verpflichtung Schulden 
des Erblassers zu bezahlen dem Erben nur in sehr beschränk- 
tem Masse auferlegt. Das Erbrecht unserer Vorfahren ver- 
wirft den Gedanken des Eintritts in die gesammten Vermögens- 
verhältnisse des Verstorbenen. Die Anschauung, dass der 
Wille der Person, der eine Sachengesammtheit zu einem Ver- 
mögen vereinigte, auch nach ihrem Tode als fortwirkend und 
schaffend, berechtigend und verpflichtend gedacht werden 
könne, ist ihm fremd. Es hat lediglich die Bedeutung, dass 
durch den Tod eines Menschen ein Eigenthumsübergang an 
Sachen und Rechten vermittelt wird. Man erbt nicht, man 
nimmt Erbe. Mit dem Augenblicke des Todes fällt daher das 
Vermögen zu einer Mehrheit von Sachen auseinander, es wird 
zur Hinterlassenschaft, die in bestimmte Complexe zerlegt ver- 
schiedenen Anwärtern zu Theil wird. Damit ist der Inhalt 



< Has8 e 84. Die Frau haftet natürlich nicht mit ihrer Person, Ssp. III, 
39, für des Mannes Schnld. 

3Finsler'22. 

* Ssp. II, 41 . Albrech t n. 76g. Denn so lost sich praktisch die inter- 
essante ControTcrse , ob nach dem Rechte des Sbp- echte Noth den Erben- 
gelof bei Veräusserungen entbehrlich mache* Dagegen t. Sydow 223. 
Göschen gosl. Stat. 205. Dafür Zimmerle Stammgntssystem 199. 
Pauli 1, 115. 
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des Erbrechts erschöpft; ein Eintritt in die Obligationen des 
Erblassers findet nicht statt; nur die Forderungen werden je 
nach ihrem Gegenstande, je nachdem sie auf Gerade oder 
Erbe, auf Mustheil oder Heergewäte gehn , getheilt ; gehören 
sie doch zur Hinterlassenschaft. Für seine Schulden tritt Nie- 
mand ein *. Freilich bieten die VolksrQchte nur ungenügende 
Erkenntnissmittel für dieses Princip, sie sind theils vom römi- 
schen Recht beherrscht, theils sprechen sie sich überhaupt 
über Verträge nicht aus. Allein die Zeugnisse der spätem 
Quellen sind unzweideutig, sie gestatten zugleich einen Rück- 
schluss auf die Urzeit. Der Ssp. sagt : 

I, 6 § 2. (De erve) n'is — nicht pflichtich to geldene — 
nene scult, wende der he wederstatinge untving, oder bürge 
was worden. 

Die Regel ist, dass für keine Schuld gehaftet wird. Der 
Tod hebt die Verträge auf 6. Nur zwei Ausnahmen werden 
gemacht: zunächst der Fall , dass der Erbe Bürge geworden 
für den Erblasser, wo der Satz, dass Tod des Hauptsehuldners 
auch die Bürgschaft beendigt, ausgeschlossen wird 7; zweitens 



s Dass dies die ursprüngliche Auffassung des deutschen Rechts sei , wird 
freilich sehr bestritten. Eichhorn § 375. Walter § 586 n. 11. Stobbe in 
Bekker und Muther Jahrbb. Y , 301. Am weitesten geht neuerdings Lewis 
Succession des Erben in die Obligationen des Erblassers (1864) , welcher die 
römische Auffassung des Erbenverhältnisses auch für das deutsche Kecht 
massgebend sein lässt. 

^ Die Consequenzen dieses Satzes sind bekannt. Ausser den Fällen der 
n. 8 gehört hieher Ssp. I, 22 § 2 , der Gesindevertrag wird auf beiden Seiten 
durch den Tod aufgehoben. Ssp. III, 77 § 1 spricht dasselbe vom Mieth- und 
Pachtvertrage aus ; die ratio ist allgemein : wende he (der Erblasser) is in 
nicht lenger geweren ne mochte, wen di wile dat he levede-, sie trifft auch 
das Commodat. Vgl. Stobbe 1. 1. 337. 

7 Denn das ist offenbar der Sinn des Satzes : ,,oder bürge was worden* ^ 
Die gewöhnliche Interpretation lässt den Ssp. eine grosse Trivialität und et- 
was nicht hieher gehöriges sagen. Es soll sich danach dieser Satz von selbst 
verstehn , da der Erbe für die Bürgschaft nicht als Erbe sondern als Bürge 
haftet. Platn er Bürgschaft 139. Stobbe 1. 1. 323. Gaupp Miscellen 94. 
Lewis 1. 1. 85. Die Regel, dass der Tod des Hauptschuldners auch die 
Bürgschaft beendigt , ist aber nothwendige Consequenz davon , dass der Tod 
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werden die onerosen Recbtsgeschäfte von jener Regel nicht 
getroffen, falls die Gegenleistung bereits erfolgt ist*. Aber 
auch hier erwächst der Klage nach todterHand kaum Aussicht 
auf Erfolg, — vermöge des Beweisverfabrens. Denn da der 
Unschuldseid bei dem regelmässigen Nichtwissen des Beklag- 
ten nicht am Platze ist, wird dem Kläger der Beweis zuge- 
sprochen. Er soll aber geleistet werden mit 72 Eidhelfern, 
und diese messen schöffenbarfreie Leute sein oder echtgeborene 
Lassen. Wird es dem Kläger zumeist zur Unmöglichkeit ge- 
macht, seinem Anspruch eine so „wunderbar verstärkte Ga- 
rantie"* zu geben, so sind nun auch der Beitreibung der er- 
strittenen Forderung unttbersteigliche Schranken gesetzt. Die 
Haftung des Erben ist eine beschränkte , sie reicht nicht über 
den Betrag der im Nachlass voriindlichen Fahrhabe. 

Ssp. I, 6 § 2. Sve so dat erve nimt, die sal dur recht 
die scult gelden also vern, als it erve geweret an varender 
have. 

Es fragt sich , wie wirkten diese Sätze auf das eheliche 
Vermögensrecht? Ohne Zweifel konnten des Mannes Erben 
nur selten zur Haftung für seine Schuld herangezogen werden; 
theils der rein persönliche Credit, den das Vertragsrecht des 



die Schulden tilgt. Ist die Obligation aufgehoben, so erlischt auch die Bürg- 
schaft für sie. 

8 Albreeht Jahrbb. f. wiss. Kritik, 1830 1, 515. Stobbe 1. 1.323. — 
Lewis 1. 1. 85 denkt bei dem Worte ,,wederstating'* an Rechtsgeschäfte, die 
nicht auf Liberalität des Erblassers beruhn , gleichviel ob siß erfüllt sind , ob 
nicht. Gewiss mit Unrecht. Jenes Wort setzt doch immer eine gegenseitige 
Leistung voraus. Bei einem Darlehn ist von einer Wiedererstattung für die 
Leistung des Schuldners keine Bede. Hier steht ein Gläubiger einem SchuM- 
ner gegenüber. Wol aber ist beim Kauf, bei der Miethc die Wiedererstattung 
für das geleistete essentiale negotii. Gemäss obiger Stelle haftet demnach 
der Erbe 1) nur aus onerosen Obligationen, dagegen nie aus lucrativen, z B. 
aus Darlehn , 2) nur dann , wenn die Gegenleistung erfolgt ist und er sie em- 
pfangen hat. Ist daher ein Kaufvertrag von beiden Seiten nicht erfüllt , so 
wird der Erbe nicht verpflichtet, arg. Ssp. I, 9 § 6. Lr. 55 § 5. Dasselbe 
gilt von der Miethe, arg. Ssp. III, 77 § 1. 

9 H ä n e 1 Beweissystem 1 1 . 
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Ssp. voraussetzt, theils auch das so abnorme Beweisverfahren 
für Schulden nach todt^r Haud war dem im Wege. Allein 
das kann uns von Beantwortung jener Frage nicht abhalten. 

Das alte Recht stellt nun aber die Vermögensvortheile 
des überlebenden Ehegatten unter die allgemeine Kategorie 
des Erbrechts, fasst sie als erbrechtliche Ansprüche. auf *^ 
Nothwendigerweise wird er daher auch mit den übrigen 
Erben bei der Haftung für des verstorbenen Schuld zu con- 
cun-iren haben. Denn der Ssp. legt diese jedem auf, der das 
Erbe nimmt, und definirt das Erbe als alles Gut, womit jemand 
bestirbt". Für des verstorbenen Mannes Schuld wird dem- 
nach auch die Wittwe mit derFahrniss, die sie dem ehelichen 
Vermögen entnimmt, einzustehn haben *2. Eine Bestätigung 
dieses Satzes hat oben ^3 die Betrachtung der Pfandschuld er- 
geben. Es gilt hier die Regel : 

Ssp. I, 24 § 4. Svat so des ute stunt bi des doden man- 
nes live, dat lose he, of he wille, deme it durch recht 
hören saL 

Aber auch für rein persönliche Schuld gilt der Satz. Das 
spricht der Ssp. zunächst selbst von dem rückständigen Ge- 



»0 S. 0. § 6. 

^^ S. o. § 6 n. 11. Es ist doch eine reine Willkürlichkeit den Ssp. in I, 
6 § l von der gesammten Hinterlassenschaft sprechen und in § 2 den Aus- 
druck ,,Erbe*' stillschweigend auf den Gegensatz der Gerade, des Heerge- 
wätes etc. restringirep zu lassen. Von den verschiedenen Nachlasscomplcxen 
hat Eike bis 1, 6 noch nicht gehandelt ; wenn er § 1 eine Definition des Wor- 
tes ,,Erbe*^ gibt, so muss man das ,,Erbe'' des § 2 doch nothwendig auf jene 
Definition beziehn. Allein die gewohnliche Ansicht legt die Schuldenhaftung 
nur demjenigen auf, der das Erbe im Gegensatz der Gerade und der andern 
Sacheocomplexe nimmt; sie kommt darum fär unsre Frage zu ganz ab- 
weichenden Resultaten, v. Sydow 332. Finsler 100. Göschen 274. 
Stobbe 1. 1. Q18. Siegel 164. Gaupp Mise. 82. Lewis 186. Homeyer 
Der Dreissigste 221. Alle diese Schriftsteller tragen znmdst späteres Recht 
in den Ssp. hinein, s. u. n. 27. Doch will Lewis 186 wenigstens für Gerade 
und Heergewäte nicht unbedingt die Schuldenhaftnng ausschliessen. 

12 Das entspricht auch dem Recht andrer Stamme. Stobbe 1. 1. 320. 

»3 S. 0. § 9. 



Digitized by VjOOQ IC 



^ 157 

siodeloho aus; er soll, so sagt er, aus dem Erbe vor aller Erb 
theilung berichtigt werde»'*. 

Ssp. 1 , 22 § 2. Van dem erve sal man aller irst gelden 
dem ingesinde ir verdenete Ion , als it in gebort bit an den 
dach, dat ir herre starf. 

Der rückständige Gesindelohn ist bereits verdientes Gut, 
enthält darum notfawendig eine Minderung der Hinterlassen- 
schaft. Wie zur Tilgung der Gesindeschuld der Erblasser frei 
Über die gesammte eheliche Fahniiss verfügt haben würde, so 
wird sie nach seinem Tode von dem gesaramten Mobiliarver- 
mögen vorweg abgezogen. Nach welchem Massstab aber Erbe 
und Wittwe sich in den Betrag derselben zu theilen haben, 
darüber gibt das Recht keine Vorschrift. 

Wie der Gesindelohn so ist die gerichtlich gewonnene 
Schuld gleichfalls verdientes Gut. Auch sie bildet eine privi- 
legiirte Forderung, und unterliegt nicht den Grundsätzen über 
Haftung für Schulden nach.todter Hand'*; sie stellt gleich- 
falls eine Minderung des Nachlasses dar und darum muss sie 
gleichfalls von der ehelichen Fahrniss getragen werden. . 

Ist aber die Schuld nicht als verdientes Gut zu betrach- 
ten, so muss die Regel eintreten, dass nur für Verträge gehaf- 
tet wird, für die man Wiedererstattung empfing oder Bürge 
geworden ist. Sie trifft nothwendigerweise alle Erben des 
Mannes, darum auch seine Wittwe. Findet diese in ihrer 
Gerade, ihrem Mustheil bereits die Wiedererstattung für eine 
noch rückständige Leistung des Erblassers vor, so wird sie 
selber die letztere zu übernehmen oder dem Gläubiger zurück- 
zuerstatten haben, wa« er gegeben '^ Doch freilich kann sie 



»* Wie V. Sydow 3»2. Stobbe 1. 1. 318 hieraus das argumentum a 
contrario bilden wollen, dass für alle andern Schulden nur das Erbe im engern 
Sinn haftet, ist unerfindlich. 

^5 Arg. Ssp. II, 41 § 2. I, 53 § 1. II, 5 § 2. I, 70 § 2. 

*8 Arg. Ssp. I, 9 § l. Sind die Schafe, die sich in der ehelichen Wirth- 
schaft beim Tode des Mannes vorfinden, noch nicht bezahlt, so hat dies die 
Wittwe, nicht der Empfänger des Erbes i. e. S. zu thun. Denn die erstere 
hat die Wiedererstattung erhalten , nicht der letztere. Die Wittwe hat fibrl- 
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es auf den sehr erschwerten Beweis des klagenden Gläubigers 
ankommen lassen^ falls dieser nicht vorzieht sie um ihre 
Wissenschaft zu schuldigen. 

Die ausgedehnte Verfügungsgewalt, die dem Mann über 
das Vermögen der Frau zusteht, bewirkt, dass dieses auch für 
seine Schulden in Anspruch genommen wird. Der beschränk- 
ten Stellung der Frau entspricht eine beschränkte Wirksam- 
keit der von ihr eingegangenen Rechtsgeschäfte *^. 

Eine Schuld aber, die eine Frau bei bestehender Ehe auf- 
nimmt, muss als Veräusserung ihres Gutes aufgefasst werden ; 
und da eine solche ihr ohne Genehmigung des ehelichen Vor- 
munds versagt ist , so folgt daraus, dass für Frauenschulden 
während der Ehe nicht gehaftet wird ^\ Durch die eheliche 
Bevormundung verliert jedoch die Frau in keiner Weise ihre 
Handlungsfähigkeit. Nach Auflösung der Ehe wird sie darum 
ihren Gläubigern für die während der Ehe einseitig eingegan- 
genen Verbindlichkeiten von rechtswegen einstehn müssen *^ 
Hat der Mann ausdrücklich oder durch concludente Hand- 
lungen 2<> seine Genehmigung zur Contrahirung einer Schuld 
gegeben, so haftet er dafür mit dem gesammten ehelichen Ver- 
mögen 3». Unter diese Regeln fallen aber nicht die Obliga- 
tionen , die die Frau bereits vor Eingehung der Ehe einge- 



gens nur dann zu zahlen , wenn sie die Gegenstände der Wiedererstattung 
selbst empfangen. Waren diese bereits zu Lebzeiten des Mannes unter- 
gegangen , so hat sie dafür nicht einzustehn , arg. Ssp. I, 6 § 2 der h e (der 
Erbe) wederstatinge nntving. So richtig Stobbe 1. 1. 324. Das sächsische 
Weichbildrecht bestätigt diese Argumentation , MSchU. in Homeyer Rbb. 
nr. 737 (Die Frau haftet nicht für des Mannes Schuld , falls dieser) von dem 
gelobde keine widerstatnnge empfangen , die inseinerwirtin und dreier 
kinder gut were komen. A. M. Lewis 84. 

17 Finaler 13. Hasse 83. Kraut II,.405. Runde 18. 89 ti. Berck 
105. Goschen 274. 

18 Ssp. I, 31 § 1. 45 § 2. Stück Ton der Beweisnng 366 : Di man (darO 
vor siner frouwen schulde vnde sunderlikc handelinge nicht antwerden. 

"Krautn, 407. 409. Bertek 106. 

«> Arg. Dist. m, 9, 10. Polm. Dist. V, 6, 5. 

2» Kraut II, 416. 
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gangen ist. Sie enthalten nothwendigerweiee eine Minderung 
ihres eingebrachten und später erworbenen 22 Vermögens und 
müssen daher von diesem getragen werden, ohne dass der 
Mann sich dagegen auf seine vormundschaftliche Gewere be- 
rufen dürfte. 

Ist die Frau gestorben , bevor sie ihren Gläubigern ge- 
recht geworden , so können natürlich Schulden , die sie ohne 
Wissen des Mannes oder wider seinen Willen aufgenommen, 
weder von ihm noch von den sonstigen Erben der Frau bei- 
getrieben werden 23. Hat er dagegen seinen Consens dazu 
gegeben , so wird er auch nach dem Tode seiner Frau dafür 
aufzukommen haben ; eine Schuld, die diese in seinem Namen 
auf sich genommen, gilt als seine Schuld 2*. Hat sie die 
Schuldverpflichtung bereits vor Eingehung der Ehe vereinbart, 
so werden die Regeln von der Schuld nach todter Hand zu- 
treffen. Sowol der Mann als auch der Geblütserbe werden 
dafür auch nach ihrem Tode verbindlich, sofern sie nur 
Wiedererstattung in dem ihnen anfallenden Gut vorfin- 



22 Runde 9ä. — Finsler 13 und Kraut II, 413 wollen für die vor- 
ehelichen Schulden nur die inferirten Güter, nicht den erst während der Ehe 
geschehenen Erwerb der Frau haften lassen , - da das Eingebrachte durch die 
Schulden ipso jure vermindert werde , während der spätre Erwerb sofort in 
die vorraundschaftliche Gewalt des Mannes falle. Allein die vormundschaft- 
liche Gewere des Manns erstreckt sich über ihr ganzes Gut, mag dasselbe 
gleich inferirt oder später erworben sein. Und die Schulden sind als eine 
Last dieses ganzen Vermögens aufzufassen. Als Haftungsgegenstand für die 
vorehelichen Verbindlichkeiten der Frau gilt, nur das ihr ausschliesslich ge- 
hörige Gut , der eheliche Erwerb, den ßie selber macht. Was während der 
Ehe durch den Mann zur Gerade geschlagen wird, kann daher hiefür nicht in 
Anspruch genommen werden. Denn während der Ehe existirt für sie kein 
Recht an der Gerade , s. 0. § 6 n. 6. — Interessant ist die Frage , ob die 
Frau für derlei Schulden auch mit ihrer Person in Anspruch genommen wen- 
den könne? Es ist kein Grund dies nach dem Ssp. zu bezweifeln. Bestäti- 
gung dafür gewährt uns das sächsische Weichbildrecht, Dist. III, 9, 6. 10. 
Doch anders viele städtische Statuten. Kraut II, 408 n. 6. 7. 

23 Kraut II, 411. V. Sydow 333. 

2* V. Sydow334. Anders Kraut II, 417. 
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den 3* oder etwa eine Bürgschaft für die Obligation der Ver- 
storbenen übernommen haben. 

Haben wir nach der Auffassung des Ssp. die vermögens- 
rechtlichen Vortheile des überlebenden Ehegatten als erbrecht- 
liche Ansprüche fassen müssen, so ergab sich daraus nothwen- 
dig die Consequenz denselben für die Tilgung der vom ver- 
storbenen giltig gemachten Schulden tnithaften zu lassen. 
Der Mann ist Erbe der Frauenfahrniss und haftet damit auch 
für ihre vom Rechte anerkannte Schulden. Die Frau beerbt 
den Mann mit Gerade und Mustheil; sie wird darum auch 
seine Schulden zum Theil zu übernehmen haben, soweit 
Schulden nach todter Hand überhaupt respectirt werden. Von 
dieser Anschauung weicht indess das spätere sächsische Recht 
bedeutend ab. Es fasst nämlich die Erbschaftscomplexe der 
Gerade, desHeergewätes^^ als praecipua auf, die vor Befriedi- 
gung der Erbschaftsgläubiger dem überlebenden Ehegatten 
oder dem Erben des verstorbenen zu Theil werden. Jhr 
Recht qualificirt sich als eine privilegiirte Forderung auf den 
Nachlass. Bereits Job. v. Buch ist dieser Ansicht. 

Gl. zu Ssp. I, 24 § 3. Dit is geseget von vrowen, de nen 
erve nemen mögen, di nemen dit (morgengabe, mustheil und 
gerade) unde ir liftucht, unde gelden neue schulde. 

Und nach ihm wird dieser Satz im Landrecht häufig 
wiederholt. Die Distinctionen bezeichnen ihn als gemeines 
sächsisches Landrecht. 

Dist. I, 17, 9. Von morgengabe, hergewete unde gerade 
en gilt man die schult nicht czu lantrechte ^7. 



23 Der Manu in der ihm aneraterbenden Fahrniss, die^iftel in der Ge- 
rade, der nächste Mag im Eigen, vgl. v. Sydow 335. 

2« Später auch der gesetzlichen Morgengabe, s. u. § I9i 
27 Der Satz stammt aus dem goslarischen Recht, Göschen 6, 24, doch 
ist der Zusatz ,,czu lantrechte*' neu. Er wird wiederholt in Pölm. Dist. IX, 
11, 9; vgl. auch MSchU. nach Landrecht. Wasserschieben I, 204 c. 64. 
65. MSchU. 6 in Horaeyer Rbb. nr. 737. Syst. SchR. IV, 2, 21. MSchU. 
in Gaupp Schi. Ldr. 259. Leipziger SchU. in Wasserschicben Princip 
der S-0. 184. Für das Stadtrecht vgl. das zweite Buch. — - Das görl. Ldr. 
steht dagegen .noch auf dem Standpunkte des Ssp. 46, 9d. 
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Wie erklärt sich diese so gänzlich veränderte Auffassung ? 
Woher gilt dem spätem Rechte der Empfänger der Gerade, 
also Wittwe und Niftel, nicht mehr als Erbe? Ohne Zweifel 
haben wir hierin einen Einfluss des römischen Rechts zu sehn. 
Der eindringende Begriff des römischen heres, welcher mit 
dem des deutschen Erben identificirt wurde, verwirrte die Auf- 
fassung des einheimischen Rechts. Joh. y. Buch hebt seine 
Erklärung des Ssp. I, t> mit dem inhaltsschweren Satze an : 

En erve is nicht mer wen en(e)volge in al dat recht dat 
de dode hadde. 

Er lässt den Erben in die Verträge des Erblassers ein- 
treten, nicht allein wenn Wiedererstattung vorhanden ist, son- 
dern schreibt seine Verantwortlichkeit ftlr alle gegen den 
Erblasser begründeten Schuldklagen vor 2«. Damit war für 
das Erbrecht — dem Ssp. entgegen — der Begriff der Reprä- 
sentation des Erblassers gegeben. Er wurde aber nur auf den 
angewandt, der in der deutschen Rechtssprache vorzugsweise 
als Erbe bezeichnet wird, den Empfänger des Erbes im engern 
Sinne. Dem Recht auf das Erbe' als Universalsuccession trat 
gegenüber der Anspruch auf Gerade, Heergewäte, Mustheil als 
Singularsuccession. Während die Verpflichtung für Schulden 
nach todter Hand immer breiter und fester begründet ward, 
wurden jene Complexe zu praecipuis gestempelt, die aus dem 
Nachlass vorweg auszusondern waren. 

Die bisherige Erörterung war ausschliesslich den Schul- 
den aus Rechtsgeschäften gewidmet. Es erfordern schliess- 
lich die Schulden aus Delicten genauere Erwägung. Die Be- 
deutung derselben war freilich zur Zeit des Ssp. bei dem sich 
immer schärfer entwickelnden System der öffentlichen Strafen 
sehr zurückgedrängt worden. Während einst das Strafrecht 



2« Gl. ÄU Ssp. 1 , 6. Tu aUer klage mut de erve antwerden , die uppe 
schult geit der penninge, vgl. Gl. zu Ssp. I, 22 § 1. Wenn Joh. v. Buch im 
Richtsteig Ldr. IG, 3 noch an der wederstatung festhält, so möchte dies eine 
gelehrte Reminiscenz an den Ssp. sein. Wenn er ferner noch die Haftung 
mit der Fahmiss des Nachlasses vorschreibt, so war auch diese Beschränkung 
im Verschwinden. 

▼. M ar t i 1 8 , ehel. Gttt«rrecht dei Sep. 1 1 
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davon beherrscht war, zeigt der Ssp. dieselben auf ein kleines 
Gebiet beschränkt; nur in gewissen eng begrenzten Fällen 
wird nach uraltem Gebrauch das Wergeid gefordert, wird mit 
Busse gesühnt und das Gewette gezahlt. 

Keine Schwierigkeit macht der Fall , dass der Mann ein 
strafbares mit Geld zu sühnendes Unrecht begangen. Sein 
Gut, wie auch die Fahrniss der Frau und gemäss der obigen 
Betrachtung auch ihre Grundstücke ^ haften für die Straf- 
summe. Dagegen ist die Frage, in wiefern das eheliche Ver- 
mögen für Delicte der Frau, die sie während der Ehe be- 
gangen, in Anspruch genommen werden könne, sehr verschie- 
den beantwortet worden. Theils hält man die vormundschaft- 
liche Gewalt dcB Mannes über ihr Gut für so stark, dass wider 
seinen Willen kein Objekt davon ihm entfremdet werden 
könne ^^ theils auch lässt man das Vermögen der Frau nach 
Eingehung der Ehe für ihre Delictsschulden haftbar sein 3^. 
Die letzte Ansicht verdient ohne Zweifel den Vorzug. Wie an 
der Person der Ehefrau so ist auch an ihrem Vermögen eine 
Strafe vollstreckbar, mag diese eine öffentliche oder Privat- 
strafe sein. Der Mann wird in seiner ehelichen Gewalt über 
das Gut der Frau nur gegen ihre Willkür ^^ geschützt Ver- 
pflichtungen, die darauf kraft Rechtssatzes ruhen, kann der 
Mann nicht aus dem Grunde davon abwälzen, weil er ehelicher 
Vormund ist ^ '. Sie werden mit dem gesammten gegenwärti- 
gen ^ und zukünftigen Gute der Frau getragen werden n\üssen. 

Dagegen scheint jene alte Auffassung des Vormund- 



20 Das Verfahren beschreibt Ssp. II, 41. 
30 Die Ansicht von Kran t II, 424. 
3»Berck 255. Runde 94. 

32 Sie darf davon nichts vergeben Ssp. I, 31 § 1. I, 45 § 2. 

33 Der Richter, der nach Ssp. II, 41 das Eigen für rückständiges Gewette 
befrohnt , berücksichtigt nicht einmal die Rechte der nächsten Erben ; wie 
sollte er sich daran kehren , dass darüber eine eheliche Vormandschaft be- 
gründet ist. 

^ Warum Run de 94 nur das nach dem Zeitpunkt der dazu verpflichten- 
den Handlung erworbene Gut haftbar sein lässt, ist nicht einznsehn. 
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schaftsbegriffg, die die Rechtssiphäre des Mündels ganz in der 
des Vormands aufgelm Hess und darum für des ersteren De- 
licte diesen auch mit seinem eigenen Vermögen haften Hess, 
dem Standpunkt der ehelichen Vormundschaft im Sachsen- 
spiegelrecht nicht zu entsprechen 3». 



Viertes Kapitel. 

Die fortgesetzte Gütereinheit. 

§ 12. Nach Rechte. 

Ist eine Ehe durch Tod des Ehegatten aufgelöst, so wider- 
strebt dem deutschen Recht eine sofortige Lösung der Güter- 
einheit, eine plötzliche Zerreissung der Bande, welche die ur- 
sprünglich gesonderten Vermögensmassen auf das innigste 
verknüpft hatten. Es begünstigte eine nur allmähliche Hin- 
Überführung der vermögensrechtlichen Verhältnisse, wie sie 
im Laufe der Ehe geworden waren , zu dem neuen Zustand, 
mithin die Schöpfung eines Zwischenzustandes, der die äussere 
Vereinigung der zusammengebrachten Vermögensmassen vor- 
läufig noch bestehn Hess. Ein solcher tritt aber im altern 
Recht in doppelter Weise hervor, zunächst als ein gesetzlich 
vorgeschriebener, sodann als ein vertragsmässiger; der erste 
auf allgemeinen in jedem speciellen Fall zutreffenden Gründen 
beruhend und auf eine bestimmte Zeit fixirt, der letzte auf be- 
sondere Vereinbarung der Interessenten begründet, in seiner 
Dauer unbeschränkt. Die eheliche Gütereinheit wird fort- 
gesetzt mit Minnen oder nach Rechte. 

Was nun diesen letzten Fall betrifft, so ist es vor allem 
die gesetzliche Trauerzeit, die unsi'e Aufmerksamkeit auf sich 



3^ Berck 255. Runde 94. Der Ssp. erwäbnt dieser Verpflichtnng des 
Vormunds nur bei Sinnlosen und Kindern, s. o. § 1 n. 8. Dass der klagende 
Vormund der Frau beim Bruch der gelobten Gewere Gewette oder Werbusse 
zahlen muss, Ssp. I, 47 § 1. II, 15 § l. III, 14 § 2, ist eine Folge seiner Stel- 
lung als Kläger. 

11* 
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zieht. Dank einer erschöpfenden und lichtvollen Untersuchung 
Homeyer's* liegt di« juristische Bedeutung, die im deut- 
schen Recht ihr gegeben wird, klar vor Augen. 

Mannigfach erscheint in den Rechten der verschiedenen 
Völker die Trauerzeit privilegirt. Nach deutschem Recht be- 
gründet sie zunächst einen Aufechub in der Erbsonderung. 
Die Stille des Sterbehaases widerstrebt der geschäftigen Nach- 
lassregulirung. Die Ehre des verstorbenen lässt nicht zu, dass 
sofort, wenn er die Augen geschlossen, alle die verschiedenen 
Anwärter sich über sein Gut stürzen. Nicht soll der Zeitpunkt 
seines Todes bezeichnet werden durch eine völlige und plötz- 
liche Umkehr des Hauswesens. Alles soll vorläufig bleiben 
wie es >var. Jene Trauerzeit ist aber nach deutschem Recht 
genau bemessen. Nach uralter Satzung dauert sie dreissig 
Tage 3. Der „Dreissigste" nach dem Heimgange des Verstor- 
benen beendet die Ruhe des Sterbehauses, sie wird durch eine 
kirchliche und weltliche Feier abgeschlossen. Erst dann wird 
die Theilung des Erbes vollzogen 3, die Wittwe aus des Man- 
nes Gut gewiesen * , dem Manne das Erbe der Frau abgefor- 
dert*. Erst dann dürfen Gläubiger ihre Ansprüche geltend 
machen •. 

Erscheint demnach in jener Monatszeit die eheliche 
Gütereinheit noch äusserlich beibehalten , so fragen wir doch, 
wie jener Uebergangszustand juristisch bestimmt wird? Der 
Ssp. gibt uns dafür völlig ausreichenden Anhalt, indem er die 
Wirkungen der Trauerzeit für einen Fall der Auflösung der 
Ehe, den Tod des Mannes bespricht^. 

Mit seinem Tode soll die hinterlassene Wittwe nicht so- 



1 Der Dreissigste. Abhdl. der berliner Akademie aus dem Jahre 1864, 
87 ff. 

2 Ihren Ursprung aus V. Mose 34, 8 hat Homeyer 1. 1. erwiesen. 

3 Ssp. I, 22 ff. I, 28. III, 15 § 2. 
«Ssp. I, 20 § 2. III, 38 § 2. 
»Ssp. III, 15 §2. 

•Ssp. m, 15 § 1. 
7 Ssp. I, 22. 
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fort ihre bisherige Stellung einbüssen. Sie soll im Gute des 
Mannes ^ gelassen werden. Zwar ist mit jenem Momente dem 
Erben das Gut erwoAen. Auch hat er ein Recht die Auf- 
nahme in die Gewere desselben zu fordern •; ihm darf der 
Unterhalt aus den vorhandenen Vorräthen nicht verweigert 
werden *<>. Allein seine Gewalt über das Gut ist während der 
Trauerzeit noch suspendirt *'. Allerdings hat er seine Zustim- 
mung zur Ausrichtung des Begräbnisses, zur feierlichen Be- 
gehung des Dreissigsten zu geben ^^; aber damit sind seine 
Befugnisse erschöpft, sein Besitzrecht soll ihm nur die Auf- 
sicht über das, was ihm angefallen, erleichtern. Demnach ist 
die Verwaltung des gesammten Vermögens bis dahin Sache 
der Wittwe'3, Sie lebt mit dem Erben von der vorhandenen 
Hofspeise; doch sind ihr Veräusserungen -des Guts auch jetzt 
nicht einseitig gestattet'*. 

Ist die Trauerzeit um, der Dreissigste begangen, so wird 
die Erbsonderung vollzogen , zugleich die Hofspeise , so viel 



8 8. 0. n. 4. 

»Ssp. I, 22 § 1. 

10 Denn am Dreissigsten wird davon nar getheilt, was ^^overblift'S Ssp. 
I, 22 § 3. Homeyer 1. l. 258. 

*»Ssp. I, 22 § 1. 

*2 Ibid. Es liegt kein Grund vor nach dem Ssp. die Kosten der doppel- 
ten Feier dem Erben aUein aufzuerlegen. Denn auch die Frau ist Erbin des 
Mannes, s. o. § 6 n. 17. § U n. 12. Schwerlich würde auch sonst der Ssp. 
die Veranstaltung des Begräbnisses und des Dreissigsten als Sache der Wittwe 
darstellen, die sie mit des Erben ,,Bath*' durchzuführen hat. A. M. Ho- 
meyer 1. 1. 203. 221. Das spätere sächsische Recht, das die Vermögens- 
vortheile der Wittwe als blosse praecipua fasst, befreit sie allerdings auch von 
jenem Aufwand, vgl. oben § 11 n. 27. MSchU. Wasser schieben I, 205. 
207. — Inconsequent ist es mit Hasse 81, Homeyer22I ausser mit dem 
Erbe i. e. S. auch mit dem Mustheil für die Kosten des Begräbnisses und 
des Dreissigsten haften zu lassen. 

»3 Homeyer l. 1. 209. 

^* Das geht daraus hervor , dass dem Erben ausdrücklich ein Aufsichts- 
recht über seinen Anfall zugeschrieben wird. Einer Verfügung der Frau über 
ihre Gerade, Morgengabe und ihr Eigen, sofern sie solches besitzt, wird frei 
lieh nichts im Wege stchn. 



Digitized by VjOOQ IC 



166 

davon übrig, zwischen Wittwe und des Mannes Erben getheilt. 
Während für die Abtheilung der Gerade, des Heergewätes vom 
Erbe der Moment des Sterbfalles entscheidend ist, bildet bei 
der MustheiluDg auch die erst während der Monatszeit einge- 
gangene *3 Hofspeise ein Theilungsobjekt. 

Wie beim Vorabsterben des Manns so wird auch bei dem 
Tode der Frau der Dreissigste gehalten. Erst mit Ablauf die- 
ser Feier wird Gerade der NifteP*, oder wenn eine solche 
nicht vorhanden, dem Richter *^ als erblos gelegt. Er«t dann 
ist der Wittwer zur Herausgabe des Immobiliarvermögens sei- 
ner Frau verpflichtet **. So lange hat er das eheliche Gut in 
seiner Gewere, ihm steht die Verwaltung desselben zu, ohne 
dass ihm indess eine Veräusserüng der Gerade oder des Eigens 
der Verstorbenen gestattet wäre. Denn auch hier tritt die 
Regel ein : Der Todte erbt den Lebendigen ^*. Ob Niftel und 
Erben der Frau ihr Erbtheil sich zu sichern in des Mannes 
Gewere ziehn durften? Kein Grund ist es zu bezweifeln ^O; 
denn die Analogie des dem Erben des Manns zustehenden 
Aufsichtsi-echts trifft auch hier zu. Spätere Quellen erwähnen 
ausdrücklich der Massregeln , die die Erben der Frau treffen, 
um schleunige Verschleuderung ihres Nachlasses zu ver- 
hüten a». 

Erscheint also nicht der Augenblick , da der Gatte stirbt. 



iB Homeyer 1. 1. 259. Denn der Ssp. I, 22 § 3 lässt als Objekt der 
Theilung erscheinen alles ,,wat overblift na dem drittigesten*'. Dahin gehört 
alles , was bis dabin nach regelmässigem Wirthsehaftsbetriebe eingeheimst 
worden. 

"Ssp. m, 15 §2. 

" Bsp. I, 28. 

"Ssp. III, 15 §2. 

19 Auch wenn keine Erben der Frau da sind, bildet das Recht des Rich- 
ters für des Mannes Verfügungsgewalt eine Schranke, Ssp. I, 28. 

20 A. M. Homeyer 1. 1. 206: ,,Nach dem Erbrecht des Ssp. war der 
Anlass dazu jedenfalls ein geringerer. Die zur Gerade berechtigte Niftel ge- 
hörte als solche nicht zu den Erben'*. Das erstere möchte doch zu bezwei- 
feln sein; über das letztere s. o. § 6 n. 12. 

2» Vgl. die Gl. zum Weichb., v. D. 205. 
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Bondern die Beendigung der Monatszeit als der Termin , an 
dem regelmässig die eheliche Gütereinheit ein Ende findet, so 
gibt es dennoch einen Fall, in dem sie auch über diesen Zeit- 
punkt hinaus fortdauert. Es ist das Privileg der schwangern 
Wittwe, dass sie bis zur Greburt des postumus nicht aus des 
Mannes Gut gewiesen werden soll ^K 

Ssp. m, 38 § 2, Dat wif ne sal men nicht verwisen ut 
ires mannes gude, als he stirft, de dar kint dreget, er sie's ge- 
neset-^^. 

Neben der Wohnung , die ihr die Erben gewähren müs- 
sen, sind sie unzweifelhaft auch zu ihrer Alimentation ver- 
pflichtet 2*. Freilich ist aber beim Beisitz der schwangern 
Wittwe die Gütereinheit nur sehr lose gestaltet. Sie ist ohne 
alle juristische Bedeutung. Denn durch die Schwangerschaft 
der Frau wird die Erbsonderung nicht aufgehalten**. 

§ 13. Die mit Minnen fortgesetzte Gütereirüieit. 

Der Verlängerung der ehelichen Vermögensverhältnisse 
„nach Rechte" stellt das sächsische Recht eine solche „mit 
Minnen" gegenüber. Jene ist durch Rechtsvorschrift in Form 
und Wirkungen ein für allemal bestimmt. Diese ist zunächst 
Sache der Interessenten; nur in Ermanglung einer klaren 



^ Doch inuss spätestens am Dreissigsten die Wittwe sich barhaft bewei- 
sen, Ssp. I, 33, widrigenfalls das Kind an seiner Gebart beschoUen wird, 
Ssp. I, 36 § 2. 

^3 Ho m ey e r 1. 1. 239. Der Endpunkt dieses Wittwenbeisitzes ist dem- 
nach die Gebart des Kindes. Das Stadtrecht bestimmt, dass die Wittwe aas 
ihren sechs Wochen gekommen sein müsse. Syst. SchB. IV , 2, 8. Glog. Rb. 
40: das spätere Landrech^, Gl. za Ssp. III, 38 § 2, dass sie ihren Kirchgang 
gemacht habe. Denn das ist die Gesundheitsprobe der Frau. Gl. zu Ssp. I, 
52 § 2. 

** Vgl. Syst. SchR. IV, 2, 8. Glog. Rb. 40. 

2^ Das Interesse des nasciturus wahrzunehmen war Sache des Vormunds, 
also des nächsten Schwertmag. Anders das städtische Recht. Hier scheint die 
Erbsonderqng bis zu seiner Geburt hinausgeschoben zu werden , vgl. MSchU. 
in der Hdschr. Homey er Rbb. 737 : Wen doch ungewonlich ist fruchte abe 
czu nehten mit irem veterlichen teile, die noch ungebom sein — . Siegel 203. 
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Willensäusserung derselben treten die allgemeinen Principien 
erläuternd und ergänzend ein. Es gab Veranlassung genug das 
Vermögensverhältniss , wie es zur Zeit der Ehe bestand , auch 
über ihre Auflösung hinaus fortzusetzen, die Erbsonderung des 
Dreissigsten bis auf spätere Zeit zu verschieben. Insbesondere 
führte das Bedtirfniss dazu, wenn unmündige Kinder vorhan- 
den waren. Eine Aushändigung des Erbes an sie konnte nicht 
erfolgen. Ihre Pflege und Erziehung Hess die ungestörte Fort- 
dauer des häuslichen Lebens als wünschenswerth erscheinen. 
Aber auch sonst mochte das wirthschaftliche Interesse oft er- 
heischen, dass der überlebende Ehegatte mit den bereits mün- 
digen Erben des verötorbenen das eheliche Vermögensverhält- 
niss fortsetzte. Unsere Quellen erwähnen demnach vielfach 
einer Prorogation desselben auch über die Ehe hinaus , allen 
Systemen des ehelichen Güterrechts ist sie bekannt. Wir son- 
dern aber bei ihrer Betrachtung den Bei sitz der Wittwe von 
dem Fall, wo der Mann mit den Erben der Frau in ungetheil- 
ter Were verblieb. Beide Fälle werden durch verschiedene 
Rechtssätze beherrscht. Dauert auch in beiden die eheliche 
Gütereinheit nach dem Tode des einen Ehegatten fort, so ist 
sie doch eine andere, wenn die Frau vorabstirbt, eine andere, 
wenn sie als Wittwe den Beisitz erlangt*. 

Einfach gestaltet sich der Fall, dass die Frau unter 
Hinterlassung von unmündigen Kindern stirbt*. Sie stehn 
nach der Auffassung des deutschen Rechts, die noch dem Ssp. 
innewohnt, im Mundium ihres Vaters -^ wie der Vaterlose in 



* Weiske 42 uad im wesentlichen auch in seinen prakt. Unters. I, 59 
ist der Ansicht , dass es gleich sei , ob die Kinder die Gemeinschaft mit dem 
Vater oder der Mutter fortsetzen ; denn es stehe dieser wie jenem die Leitung, 
Verwaltung und der Genuss des gemeinschaftlichen Vermögens zu. Allein 
das entspricht zwar manchen deutschen Rechten, Hänel 309, aber nicht dem 
Ssp., auch wenn dieser I, 11 der Mutter wie dem Vater die Restitutionspflicht 
des Kinderguts auferlegt. 

2 Wenn der Wittwer mit mündigen Erben der Frau in ungetheilter Were 
verblieb , so beruhte alles auf dem darüber geschlossenen Vertrage. Es lag 
dann eine Gauerbschaft vor. Homeyer Ssp. II, 2, 458. 

3 S. 0. § 1 n. n. Ssp. I, 11. Lr. 74 § l. Magd. Fr. I, 8, 4. Gosl. Stat. 
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der Vormundschaft seines nächsten Schwertmages. Wohl 
mochten in alter Zeit die Rechte dieses mundiums weitgreifend 
sein, Person und Vermögen des Mündels vollständig der Dis* 
Position des Vormunds unterwerfen. Das Mittelalter zeigt sie 
bereits abgeschwächt. Dem Mündel , sowol dem Haussohn, 
als dem Unmündigen , der unter Vormundschaft des nächsten 
Schwertmages steht, wird eine selbständige Vermögenssphäre 
gewahrt, wenn auch die Früchte aus seinem Gut der Vormund, 
sei es der Vater oder der Altersvormund, zieht *. Ueber beide 
sagt der Ssp. : 

1, 11. Halt ok de vader sine kindere in voimuntscap na 
irer müder dode, svenne se sik von ime scedet, he sal en weder 
laten unde wider geven al ir müder gut, it ne si ime von un- 
gelücke unde ane sine scult geloset. Dit selve sal -- dun — 
iewelk man die kindere vormünde is. 

Auch der Vater ist wie jeder Vormund über Unmündige 
der Verwalter ihres Vermögens, wenn er auch hiebei in seiner 
Eigenschaft als des Kindes nächster Erbe freier gestellt 



Göschen 280. Vgl. Kraut II, 586. Eichhorn § 63. 352. 371. Berck 
§ 8 n. 80. 

4 Vgl. Kraut II, 60. Rive II, 1,30. A. M. Weiskeprakt. Untersuch. 
I, 67. 68. Ohne Zweifel ist dies der Standpunkt des sachsischen Rechts, ob- 
wol für die Altersvomiundschaft gerade dieses Quellenkreises Rive 1. 1. 30 
andrer Ansicht ist. Wegen der jährlichen Rechnungslegung , auf die er ver- 
weist, s. u. n. 7. Dass die Altersvormundschaft des sachsischen Rechts eine 
tutela usufructuaria ist , geht daraus hervor , dass der Ssp die Restitutions- 
pflicht des Vormunds nur auf die Substanz des Müudelvermögens erstreckt. 
Ssp. I, 23 § 1. I, 11; femer bestätigen die Quellen den Fruchtgenuss des 
Vormunds ausdrücklich. Joh. v. Buch in Gl. zu Ssp. I, 23. Hir merke; 
dat unmündiger kindere gut nicht ne wint, dat kumpt dar van, 
dut it di vormunder ut, dat dut he up sine eventure, und we den verlust war- 
den mut, di schal ok den vromen hebben. Gl. zu Weichb. 26, v. D. 303: 
Ir sollet wissen, daz unmündiger kindere gut nicht gewinnet, daz iät darumme, 
daz der Vormunde (es) uz gibt uf sine ebenteure , nicht uf des kindes. Ibid. 
304. Die Parömie: Unmündiger Kinder Gut mag weder wachsen noch abneh- 
men, findet sich auch im frisischen Recht, Brokmerbrief § 92, v. Richt- 
hofen 162. Anders aber die Dist. I, 49, 6. I, 50, 5 gemäss dem gosl. 
Recht, Göschen 17, 24. 
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ist^ Nach erlangter Mündigkeit, odef, wenn das Bediirfniss 
des Mündels eine Verlängerung der Vormundschaft bedingt«, 
erst später wird ihm sein Muttergut ausgeantwortet, das Erbe 
den Söhnen , die Gerade den Töchtern. Der Vater hat zwar 
wie der Altersvormund ein Niessbrauchsrecht daran; aber un- 
geschmälert muss er das ganze den Erben überliefern 7. 

Wird demnach das eheliche Vermögensverhältniss vom 
Vater mit seinen unmündigen Kindern fortgesetzt, so steht ihm 
an ihrem Gute unzweifelhaft eine Gewere daran von Vormund- 
schaftswegen zu. Wie aber die Altersvormundschaft weit 
gesondert ist von der ehelichen , so ist in beiden Fällen der 
Inhalt der vormundschaftlichen Gewere ganz verschieden. 

Bei weitem mehr gleicht der Gesammtgewere, in welcher 
Ehegatten ihr Vermögen besitzen , die Fortführung der ehe- 
lichen Verhältnisse, wie sie beim Tode des Mannes durch 
seine Erben in Gemeinschaft mit der Unterlassenen Wittwe 
bewirkt wird. Ueberlebt der Mann die Frau, so ist eine Fixi- 
rung der Erbtheile immer geboten , wenn sie auch nicht zur 
Trennung der Gewere führt. Es hatte ja der Wittwer die 
Verpflichtung den mündig gewordenen Kindern ihr Muttergut 
dereinst zu restituiren. Er sass nicht mit ihnen auf Gedeih 



s Er darf nicht Caution steUen, nicht « wie es das spätere Recht, n. 7, 
vorschreibt, jährliche Rechnung legen. Ssp. I, 23 § 2. Magd. Fr. I, 8, 8. 
^ Worüber sein Wille entscheidet. Ssp. I, 42 § 1 of he weL 
"^ Ssp. I, 11 , vgl. syst. SchR. IV, 1, 16. Magd. Recht 1261 §^9. 57. 
Nach dem Urtext des Ssp. ist jeder Vormund einmal, bei beendigter Vormund- 
schaft, zur Rechenschaft verpflichtet. Ssp. I, 23 § 1. Die Stadtrechte bereits 
des 13. Jhrhdrts schreiben jährliche Rechenschaftslegung vor. Magd. Recht 
1261 § 49. 1304 § 37, das spatere Magdeb. Recht sogar jährlich zweimal, 
1804 § 134. Syst. SchR. IV, 2, 61. Hieraus scheint der spätere Znsatz zum 
Ssp. I, 23 § 2, sodann Dist. I, 49, 6 geflossen zu sein; doch gibt die erstere 
Stelle gewiss keinen Grund ab zur Rechnungslegung nur den Vormund eines 
mündigen, nicht zn seinen Tagen gekommenen zu verpflichten, wie Kraut 
meint II, 50. Dagegen vgl. Rive II, 1, 28. Magd. Recht 1304 § 134. Syst. 
SchR. IV, 2, 61. Von der jährliehen Rechenschaft ist der Vormund, der zu- 
gleich Erbe ist, befreit, demnach also auch der Vater. Ssp. I, 23. Magd. Fr. 
I, 8, 8. 
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und Verderb, seine Rechte gingen nicht weiter als die jedes 
Altersvormunds. Anders wenn die Wittwe mit des Mannes 
Erben in der Gewere sitzen blieb. Hier wird an eine Thei- 
lung des ehelichen Vermögens nicht gedacht. Die Wirthschaft 
wird geradeso fortgeführt, wie wenn der Verstorbene noch 
lebte *. Es ist der B e i s i t z der Wittwe , der an dieser Stelle 
seine rechtliche Erörterung fordert «. Die Volksrechte erwäh- 
nen seiner nicht selten ^<^, freilich ohne dass wir vermöchten 
nach ihren Angaben das Institut scharf zu begrenzen und zu 
fixiren. Erst das sächsische Kecht^^ zieht die Linien desselben 
genauer, lässt eine klarere Erkenntniss zu. 

Vor allem wird hervorgehoben , dass die Frau ein Recht 
auf jene Prorogation der ehelichen Vermögenseinheit nicht 
hat**^. Die Erben des Mannes dürfen die Wittwe aus seinem 
Gute weisen , selbst wenn unmündige Kinder in der Gewere 
verbleiben. Ihrer unterwindet sich der Vormund"; die Mutter 
hat nicht die Befugniss das Zusammenleben mit ihnen zu for- 
dern. Aber wol kaum machte sich je das Recht in dieser 



* Es ist unrichtig zu sagen, v. Sydow 278, dass die Ver'mogensverhält- 
niBse beim Beisitz de jure dieselben sind , wie nach erfolgter Erbsonderung. 
Es konnte allerdings nnter dieser Modalität ein Beisitz gewährt werden , arg. 
Ssp. 1 , 11: Dit selve sal dat wif des vater kinderen dun , of ir vader stirft. 
Allein dies ist nicht der regelmässige Fall. 

» Vgl. Eichhorn § 55 n. c. 369 n. 1. 371. v. Sydow § 50. Siegel 
202. Berck57. Runde§9. Eine eigene Untersuchung über den Beisitz 
hat angestellt Weiske prakt. Untersuch. I, 59. 

*o Ihre Bestimmungen stellt zusammen Schröder 1. 1. 143. 

i> Ssp. lU, 16 § 1. 2. I, 20 § 3. 7. Dist. I, 13, 1. I, 23, 1. Pölm. Dist. 
IX, 11, 5. 13, 1. Weichbild (v. D. 1853) a. 29. 

^ Vgl. syst. SchR. IV , 2 , 3a : Keine frawe mag iris totin mannis erbe, 
dorinne se bestorben ist, nicht genissen — noch besiezen ane der erben gelob 
and Wille ; ibid. 19. — Anders das Recht fast des gesammten übrigen Deutsch- 
lands. Hier wird nicht nur vielfach der kinderlosen Wittwe Leibzucht an 
ihres Mannes Gut zugesprochen , sondern auch ihr Beisitz mit den Kindern, 
wenn solche vorhanden sind, von Rechtswegen verordnet, vgl. z. B. brünner 
ScbdiVenb. 502. Iglauer Handfeste l. Toraaschek 167 n. 2. 

« Magd. Fr. 1, 8, 6. 3, 
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Strenge geltend. Nicht bloss mit Kindern , auch mit den zu 
ihren Jahren gekommenen Erben des Mannes ^^ pflegte die 
Wittwe das eheliche Vermögensverhältniss fortzusetzen. 

Ssp. III, 76 § 1. Stirft eneme wive ir man unde blift sie 
in des mannes gude ungetyeiet mit den kinderen , lange wile 
oder körte, svenne sie sik tveiet darna, so nemet die vrowe ire 
morgengave und ire musdele uude ire rade an alle deme gude, 
dat dar denne is, als sie nemen solde to der tiet, do ire man 
starf». 

Eike von Repkow charakterisirt den Beisitz dahin, dass 
die Wittwe mit des Mannes Erben in ungezweitem Gute ver- 
bleibt. Ungezweit, wie es während der Ehe war, soll es auch 
femer sein. Die Erbtheilung wird demnach bei Auflösung der 
Ehe nicht vollzogen. Nicht einmal werden die einzelnen Ver- 
mögenscomplexe fixirt, wie es doch geschehn musste, wenn 
der Mann mit den Kindern im gesammten Gute zurückblieb. 
Es gibt keine Gerade, kein Mustheil, keine Morgengabe, wie 
auch bei bestehender Ehe diese Gesammlj^eiten juristisch 
nicht existirten. Erst bei der Aufhebung des Beisitzes werden 
sie ausgesondert, erst nach diesem Zeitpunkt wird ihr Um- 
fang bemessen. Wittwe und Erben sitzen zusammen auf Ge- 
deih und' Verderb, wie einst Mann und Frau. Aber ist dies 
mehr als eine äussere Aehnlichkeit zwischen beiden Verhält- 
nissen? Gibt es auch über das durch den Beisitz geeinte Gut 
eine Gewalt, welche gleich der vormundschaftlichen des Ehe- 
manns in fast unbeschränkter Freiheit schaltete ? Wem steht 
sie zu, der Frau, oder des Mannes Erben **? 



" Ssp. I, 20 § 3. 

>& Die SteHe findet sich mit einigen Aenderungen noch einmal im Ssp., 
von einer spatem Hand zu Ssp. 1 , 20 § 2 nachgetragen. In den Znsätzen 
aber, die sie hier erhält, wird der Fall, dass die Wittwe in der Kinder Qnt 
die Gesammtgewere fortsetzt, unterschieden von dem , dass sie mit den erste- 
ren anf eignem Gute verbleibt. Es wird ferner neben ihrem Beisitz mit den 
Kindern auch der mit des Mannes sonstigen Erben erwähnt. 

*> Die gewöhnliche Ansicht spricht allgemein der beisitzenden Wittwe 
Verwaltung und Geuuss am gesammten Vermögen zu , höchstens unter Con- 
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Leicht ist -diese Frage für die Liegenschaften zu beant- 
worten. Gehörten sie der Frau, war der verstorbene Mann zu 
ihr gezogen, so disponirte sie auch während des Beisitzes 
darüber", wie sie über die Grundstücke der Kinder keine an- 
dere Berechtigung hatte als ihr die Eigenschaft des nächsten 
Erben verlieh. Aber wie verhielt es sich mit der Fahmiss des 
ehemals ehelichen Vermögens? Wer disponirt über diese? 
Die Entscheidung für den Fall, dass die Wittwe bei dem mün- 
digen Sohne den Beisitz erhält, gibt 

Ssp. I, 20 § 4. 5 *«. Blift — de wedewe na irs mannes 
dode mit iren kinderen in der kindere gude^*, dat ire nicht 
n'is unde ungesceiden van deme gude , unde nemet ire sone 
wif bi irme live, stervet ire sone dar na, des sones wif nemet 
mit mereme rechte ires mannes morgengave unde müsdele 
unde ire rade an ires mannes gude dan sin müder, of se irs 
mannes unde irs selves umbesculdenen were dar an getügen 
mögen. 

Bestirft aver de sone in der müder gude, so is't de müder . 
nar to behaldene mit getüge dan irs sones wedewe. Die 
müder is gast in des sons geweren unde di sone in der müder. 

Die Wittwe sitzt mit ihrem Sohne in gesammter Gewere 
entweder auf dessen Hofe , oder in ihrem eignen Gute. Ent- 
weder ist sie sein Gast, oder das Umgekehrte ist der Fall. 
Findet das erstere statt, so sollen bei der endlich erfolgenden 
Erbsonderung die fraulichen Gerechtigkeiten der Frau des 



trole des Vormunds , wenn unmündige Kinder da waren. Eichhorn §369. 
371. V. Sydow 278. Berck 57. Weiske 43. Siegel 202. . 

*^ Arg. Ssp. I, 45 § 2. Sie hat demnach einen vollständigen Frucht- 
genuss an ihrem Gut. Mit Unrecht stellt Weiske prakt. Unters. I, 68 das 
Recht der beisitsenden Wittwe allgemein als Leibzuchtsrecht dar. 

'^ S. n. 15. Unzweifelhaft ist dieser Zusatz, der dem Urtext des Ssp. 
nicht mehr angehört, seinem Rechte gemäss. Er gehört jedenfalls schon dem 
dreizehnten Jahrhundert an. Homeyer Ssp. III Ausgabe, Einleitung 31. 

<* D. h. auf dem Grundstück der Kinder. Damit kann sich Unge- 
schiedenheit des gesammten Vermögens sehr wol vertragen. Die Emendation 
von Weiske 44 und v. Sydow 281 ,, ungesceiden** in ,,usgescheidenV mit 
ihren Consequenzen ist zurückzuweisen, vgl. Gaupp germ. Abhdl. 84 n. l. 
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Sohnes zufallen. Unzweifelhaft gehörten also die dazu ge- 
rechneten Objekte dem ehelichen Vermögen der beiden Letz- 
teren an, der Sohn hat darüber das eheliche Verfügungsrecht. 
Umgekehrt, wenn der Sohn mit der Mutter auf ihrem eignen 
Gut sitzt, wenn er ihr Gast ist. Selbst wenn er mit seiner 
Frau heraufgezogen, diese hat nach ihres Mannes Tode an Ge- 
rade, Morgengabe und Mustheil kein Recht, sie gehörten nicht 
zum ehelichen Vermögen. Oflfenbar war es die Mutter , dr§, 
wie sie alles Gut in ihren Geweren hatte, auch über die Fahr- 
niss desselben frei verfügte ^^. Entscheidend für den Beisitz 
ist demnach das Princip , dass der Besitz von Haus und Hof 
auch die Gewere der dort befindlichen Mobilien gibt^^ Als 
Inhalt dieser Gewere gilt aber ein vollständiges Nutzungs- 
und Veräusserungsrecht über das gesammte Mobiliar. Kraft 
der Gewere an den Immobilien wird über die auf denselben 
befindliche Fahrhabe verfügt. Eine Ausnahme tritt ein, wenn 
neben der Gewere am gesammtenGut eine Sondergewere vor- 
handen ist, wenn sich der Sohn, der als Gast bei der Mutter 
lebt, oder diese im umgekehrten Falle Sondergut vorbehält ^^. 
Freilich treten diese Regeln nur ein, wenn nicht schon 
bei Eingehung des Beisitzes die besondern Modalitäten ^3 des- 
selben dui-ch die Wittwe und des Mannes Erben festgestellt 
sind. Insbesondre war dies der Fall , wenn mit unmündigen 



20 Dieser Unterschied hat auch auf die Niftelgerade Einfliiss. Sitzt der 
Sohn in der Mutter Gewere , so erhält beim Ableben seiner Frau deren Niftel 
keine Gerade. Sitzt die Mutter in des Sohns Geweren, so wird sie durch die 
Niftel der Schwiegertochter, ausgeschlossen. Den letzten Satz spricht unter 
Verschweigung des ersten aus Ssp. I, 20 § 7. Mit Unrecht bezieht v. Sydow 
diesen § auf beide Fälle. 

2» Ein bekannter, sehr angefochtener Gedanke Albrecht' s, Gewere 
19 IL 

22 Bei Auflosung des Beisitzes entscheidet dar&ber das Gezeugniss. Ssß. 
I, 20 § 4. 5. S. § 18 n. 22. Die Dist. erwälmen dieser Ausnahme I, 13, 1 : 
Sterbet abir der son in der muter gude, do si di (sich der?) nicht sunderlich 
Qszgenommen had, so ist di muter neher czu behalten etc« 

2« Vgl. z. B. n. 8. 
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Kindeiii die Frau in der Gewere zurückblieb 2*. Hier konnte 
nur unter Genehmigung des Vormunds der Pupillen ein Bei- 
sitz an die Wittwe gewährt werden. Denn dieser hatte das 
Recht sich delr unmündigen Kinder und ihres Gutes zu unter- 
winden, ja ihm kam sogar der Niessbrauch am letztem zu. 
Von seinem Willen hing demnach die rechtliche Gestaltung 
ihres Wittwenrechts ab. 

Wie der Beisitz der Wittwe durch Vertrag entsteht , so 
geht er auch zu Ende , falls einer der Paciscenten ihn nicht 
fortsetzen will 2s. Die Erbsonderung tritt dann nach densel- 
ben Regeln wie bei der Auflösung der Ehe ein. Einen ge- 
setzlichen Aufhebungsgrund gibt es dafür nicht, insbesondre 
auch nicht in dem Falle, dass die Wittwe ihren Wittwenstuhl 
verrückt *«. 



Fünftes Kapitel. 

Gewillkürtes eheliches Güterrecht. 

§ 14. Einleitung. 

Während die moderue Gesetzgebung den Vorschriften 
über Gestaltung der ehelichen Güterverhältnisse den Charak- 
ter des dispositiven Rechte gibt, während sie es dem Willen 
der Ehegatten überlässt für ihre Vermögensgemeinschaft sich 



^ Die besondere Bevormundung der Kinder während des Beisitzes der 
Wittwe erklärt Weiske prakt. Unters. I, 64, 68 — 72 ,, gegen den Geist des 
teutschen Instituts'* (des Beisitzes). Dass Ssp. I, H keinen Grund gibt eine 
mütterliche Vormundschaft dem sächsischen Rechte zu vindiciren , hat schon 
Kraut II, 673 dargethan. 

2» Nach ,, langer oder kurzer Weile'*. Ssp. I, 20 § 3. 

26 Ssp. III, 76 § 2. Die zweite Ehe kann natürlich eine andere juristi- 
sche Behandlung für den Beisitz nicht gewähren. Mit Unrecht bezieht Sie- 
gel 202 die zweite Ehe als Auf hebnngsgrund des Beisitzes auch auf den Ssp., 
▼gl. y. Sydown. 859. Berck 58 n. 70a. In dem Recht andrer Stämme 
begründet allerdings die WiederverlreirathuBg des überlebenden Ehegatten 
die Pflicht zur Schichtung. Hänel 310. Gosl. Stat. Göschen 12, 5-~10. 
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selber die Normen aufzustellen und Anwendung nur dann be- 
ansprucht, wenn eine solche Vereinbarung nicht vorliegt, ist 
in der Vorzeit unseres Volkes der Wille der Ehegatten an das 
ererbte unabänderliche Recht gebunden. Nicht war es ihnen 
gestattet an seine Stelle ihre Willkür zn setzen , die Regeln 
des Volksrechts, das Alle verband, durch Vertrag auszuschlies- 
sen. Mochten sie auch durch Schenkungen ihre gegenseitige 
Zuneigung bethätigen wollen , was zwischen ihnen Rechtens 
war, durfte ein Vertrag nicht ändern. Solche Schenkungen 
konnten zudem von keiner Bedeutung sein. Was die Frau 
besass, beschränkte sich meist auf Gegenstände des Hausraths, 
seinem Erben durfte der Mann nicht Hab' und Gut entziehn. 
Von einer solchen ehelichen Vergabung geben uns indess un- 
sere ältesten Ueberlieferungen Kunde ; es ist die Morgengabe, 
die eine uralte weit über die Grenzen unserer geschichtlichen 
Kenntniss hinaufreichende Sitte dem neuvermählten Manne zu 
thun gebot. Am Morgen nach der Brautnacht gegeben war 
sie ein Zeichen seiner Liebe zur jungen Frau. Hierin fand^ie 
ihre Veranlassung, ihre Bedeutung, denn die Gegenstände, die 
sie umfasste, waren von geringem materiellen Werthe *. Wie 
allgemein aber der Gebrauch war, das erkennen wir daraus, 
dass nach uraltem Satz^ es der Frau gestattet war Bestellung 
und Umfang des gegebenen Geschenkes durch Eineid zu er- 
weisen. 

Doch freilich bereits in unsern ältesten Rechtsquellen er- 
scheint dieses einfache Verhältniss verändert; gestatten sie 
auch wol noch einen RUckschluss auf die hinter ihnen liegende 
Vergangenheit, so zeigen sie doch bereits die alten Principien 
durch neue Gesichtspunkte erweitert und modificirt. Vor 
allem erwies sich hier die Lockerung des vormundschaftlicben 
Bandes, von der bereits die Volksrechte Zeugniss ablegen, als 



* Gewiss ist das der älteste Charakter der Morgengabe. Schröder 111. 

2 Er tritt nns im Ssp. I, 20 § 9, sodann in den auf dem Ssp. beruhenden 
KecbtsqueUen entgegen, s. n. § 18 n. 29. Im Ssp. dient als Analogon dasu 
der Eineid bei rückständigem Gesindelohn, I, 22 § 2. 
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folgenreich. Die Stellung der in Geschlechtsvormundschaft 
stehenden Frauen war verändert, sie waren vom Vormund un- 
abhängiger geworden. Um so wichtiger wurde es für ihre 
Vermögenslage selbständige Sorge zu tragen. Die Noth wen- 
digkeit einer eigenen Wittwenversorgung begann das eheliche 
Güterrecht zu beherrschen. Dieser Gesichtspunkt hatte zu- 
nächst den Muntschatz, das alte Kaufpretium der Frau zu einer 
Gabe an sie selbst werden lassen 3, er schuf selbständige In- 
stitute des Eherechts * , er bemächtigte sich aber auch der 
Morgengabe, die demnach an Umfang und Bedeutung zunahm, 
freilich dafür auch ganz ihren ursprünglichen Charakter ver- 
lor und einen neuen annahm. Mit dieser veränderten Bedeu- 
tung der Morgengabe war der Keim gepflanzt, aus dem eine 
totale Umformung des alten ehelichen Güterrechts hervor- 
wuchs. 

Bereits im fränkischen und langobardi sehen Recht ist aus 
der durch Gewohnheit gebotenen Schenkung ein fester An- 
spruch der Frau auf die Morgengabe geworden. Was einst die 
Sitte mit sich brachte , war zum festen Rechtssatz erwachsen. 
War es nach langobardischem Recht ^ dem Mann untersagt 
mehr als ein Viertel seines Vermögens zur Morgengabe zu 
geben , bestellte nach fränkischem Rechte der Mann nur ein 
Drittel seiner Errungenschaft zur Morgengabe''», so sehn wir 
aus der Liberalität des Manns ein Recht der Frau erwachsen. 
Es ist das fränkische douaire, das italienische antifato^, des- 
sen Ursprung hierin liegt. Eine freiwillige Begabung der 
Frau hat daneben nur den Charakter der Abfindung. Sie tritt 
an Stelle des gesetzlichen Anspruchs. Dieselbe Entwicklung 
bietet uns aber auch das angelsächsische Recht und das Gesetz 



3 Diese Entwicklung ist vortrefflich dargelegt bei Schröder I. Buch 
I. Abschnitt, der Muntschatz. 

* Den adfatimus des fränkischen Rechts, die Leibzucht, mancherlei An- 
wendungsfälle der Precarien. 

»SeitLiutpr. Ed. II, 1. 

8 Den Nachweis bei Schröder 91. 

' Vgl. die Stellen bei Ducange ed. Henschel s. h. v. 

y. M a r t i t z , ehel. Güterrecht d. Ssp. I ^ 
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eines sächsischen Volksstamms in Deutschland, der Westfalen, 
wenigstens für den Fall , wo die eheliche Gemeinschaft durch 
Geburt eines Kindes ihre Vollendung findet. Denn hier wird 
der Frau ein Recht auf 3ie Hälfte der ehelichen Errungen- 
schaft gegeben, es ist die Wurzel der westfälischen Halbthei- 
lung, die wir hier vor uns sehn. In allen diesen Rechten ist 
der Boden der alten Gütereinheit wenigstens für einen Fall 
der Auflösung der Ehe verlassen. Die Frau erhält, wenn sie 
den Mann tiberlebt, eine Quote seines Nachlasses, bald auch 
eine Quote des gesammten ehelichen Vermögens. 

Anders das Recht der übrigen Volksstämme, vor allem 
das der ostfälischen Sachsen, wie es uns die lex Saxonum 
zeigt, wie wir es noch im Ssp. überliefert, im sächsischen 
Land- und Stadtrecht bewahrt finden ; anders das Recht der 
Alamannen, der Baiern, der Burgunder und Westgothen *. So 
umfangreich hier auch die Gatten sich bedenken wollen, an 
den Grundlagen des vermögensrechtlichen Verhältnisses, unter 
Lebenden oder von Todeswegen, wird dadurch nichts geändert, 
der Boden des ehelichen Gütereinheitssystems nicht aufge- 
geben. Während die lex der westfälischen Sachsen der Frau 
bei beerbter Ehe an Stelle ihrer dos die Hälfte der Errungen- 
schaft zuspricht, soll dieselbe nach ostfälischem Rechte in jedem 
Falle, auch wenn die Ehe mit Kindern gesegnet ist, mit ihrer 
dos sich begnügen, von der Errungenschaft nichts erhalten. 

Lex Sax. 48. Apud Ostfalaos et Angarios nihil accipiat, 
sed contenta sit dote sua. 

Vgl. magd. Recht von 1261 § 14. Ofte ein man ein wip 
nimet, stirbit die man, daz wip ne havet in sime gute nicht, her 
ne habiz ir gegeben in gehegeteme dinget 



« Bei den drei letztgenannten Stammen hat die Wittwe auch Anspruch 
auf eine Nachlassquote des Mannes , aber nur zu Leibzucht erlangt. Vgl. 
Schröder 163. 

9 Es ist ohne Zweifel dies ein alter traditioneller Satz im Kreise des ost- 
fälischen Rechts. Er begegnet bereits im hallischen Weisthnm von 1235 § 26, 
s. o. Einleitung in § 5 n. 21. Sodann wird er wiederholt im magd. Recht 
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Jene dos aber, deren Bedeutung und Schicksal verschie- 
den ist im ostfälischen und westfälischen Recht, tritt uns als 
ein Leibzuchtsrecht entgegen *<>. Es ist das Leibgedinge, dem 



von 1304 § 20. Sachs. Weiclib. 22 § 1. Gloganer Rb. 38. Dist. I, 14, 1, nebst 
den daraus abgeleiteten Quellen. Syst. SchR. IV, 2, 1. 

•» Die Frage nach dem rechtlichen Inhalt der dos inderlexSaxon. isteißer 
der am meisten bestrittenen Punkte unserer Rechtsgeschichte. Ich bedauere der 
neuesten Interpretation dieser Stelle von Schröder 99 nicht beipflichten zu 
können , so gewichtig auch seine Gründe sind ; ich halte die Gründe der ge- 
wöhnlichen Interpretation, Eichhorn § 62 b. n. i. Kraut I, 314 n. 24. 
Beseler I, 207 , für überwiegend. Schröder ist wie Gaupp, Recht u. 
Vf. der Sachsen 182, Weinhold 220 n. 2, der Ansicht, dass die dos in un- 
serer Stelle identisch sei mit der Morgengabe des Ssp. Dagegen spHcht vor 
allem der unbedeutende Umfang der letztern. Es liesse sich wirklich nicht 
absehn, wie dieOstfalen dazu gekommen wären, wo die Westfalen der Wittwe 
die Hälfte der Errungenschaft zusprachen, dieselbe mit Knecht, Zimmer und 
einigem Vieh sich begnügen zu lassen, zumal da diese Objekte doch immer zu 
Anfang der Ehe gegeben wurden und ihr Vorhandensein nach Auflösung der- 
selben sehr fraglich war. Sodann bezeichnet Schröder den Ausdruck dos 
für Leibzucht als unpassend. Mit Unrecht. Er selber hat erwiesen, dass die 
dos , die sieh aus dem Muntschatz entwickelte, vielfach nur zu Leibzucht "be- 
stellt wird, s. seine Nachweise 147. Auch später ist ja die sprachliche Unter- 
scheidung zwischen Morgengabe und Leibgeding nicht fest. Was hier Morgen- 
gabe heisst, wird dort Leibgeding genannt, vgl. z. B. Albrechtn. 482. 
Hän el 288 , wo offenbar die dos der westfälischen Sachsen zu Grunde liegt. 
Urkunden, wo dos als Leibzncht gebraucht wird , begegnen nicht selten, vgl. 
z. B. Kraut 111. 96 n. 34. Gosl. Stat. Göschen 113, 25. 265, s. auch u. 
§ 16 n. 6. Sicherheit der Interpretation der lex Saxon. gewährt nicht die 
spätere Terminologie sondern die Zergliedenmg des Rechtsverhältnisses der 
dort erwähnten dos. Der entscheidende Punkt hiefür ist der Satz 1. Sax. 47 : 
Si vero filii matre snperstite moriuntur, ipsaque post obierit, dotem proximi 
ejus in hereditatem aecipiaut. Schröder übersetzt 103 cf. 99: sie vererbt 
die Morgengabe, wenn dieGeljurt eines Kindes vorhergegangen, an die eignen 
Verwandten. Das ist ungenan. Nicht die Geburt sondern der Tod des Kin- 
des hat jene Wirkung , d.h. begründet Eigenthum. Offenbar erbt die Frau 
das Eigenthum der dos von ihren Kindern. Mithin ist der vorherige Tod des 
Vaters vorausgesetzt, denn sonst könnte kein Schossfall eintreten. Dieser 
die alten Ostfalen nnd Engern betreffende Rechtssatz stimmt nun aber auf 
das genaueste mit der spätem Leibzucht überein ; das Recht der Morgengabe 
ist hiegegen ein gänzlich verschiedenes. Auch an der Leibzucht kann ja die 
Frau, so lange der Mann lebt, nicht durch den Tod des Kindes Eigenthum er- 

12* 



Digitized by VjOOQ IC 



180 

wir hier auf sächsischem Boden zuerst begegnen. Neben die- 
ser auf BeschaflFung eines Niessbrauchs gerichteten Vergabung 
muss schon damals , wenn auch nicht ausdrücklich erwähnt, 
die Morgengabe bestanden haben , wie sie der Ssp. uns ange- 
lehnt an eine unzweifelhaft alte Sitte schildert; jenes eine 
wahre Witt wenversorgung, in Grundstücken bestellt, die sich, so 
lange das sächsische Recht unbeeinfiusst bestand, in prak- 
tischem Gebrauch erhalten hat; dies eine Schenkung von 
einigen festbestimmten Gegenständen der Fahrhabe, schon 
wenige Jahrzehnte nach Aufzeichnung des Ssp. in ihrer Be- 
deutung vergessen und zu einem irrationellen Erbrechte ge- 
worden. Ausser beiden Zuwendungen kennt der Ssp. noch 
eine dritte, die Ursal. Damit ist aber der Kreis des gewill- 
kürten ehelichen Güterrechts durchlaufen. Jene Zuwendungen, 
die unsere nähere Betrachtung erfordern, sind nicht im Stande 
den Charakter des sächsischen ehelichen Güterrechts zu modi- 
ficiren, die strenge Vermögenseinheit desselben abzuändern. 
Sie treten ihr zur Seite, können aber nie, weder bei bestehen- 
der Ehe noch bei Auflösung derselben, gänzlich an ihre Stelle 
treten , die Normen für die Vermögenssonderung ausschliess- 
lich abgeben, ein anderes Güterverhältniss an Stelle des ge- 
setzlichen begründen. Die eheliche Gütereinheit des Ssp. ist 
absolutes Recht. 

Nur der Mann darf die Frau mit einer Zuwendung be- 
denken; nicht ist das Umgekehrte der Fall; der Frau ist nicht 
gestattet den Mann zu beschenken , den Titel seiner Gewere 
aus der Vormundschaft in Eigenthum zu leiten*'. Von den 
ehelichen Zuwendungen stellt nun aber der Ssp. die Leibzucht 
und die Ursal zusammen : 



langen ; sie ist ja auf das Kind noch nicht gekommen. — Auffallend freilich 
bleibt es immer, 1) dass die Moi'gcngabe von der lexSax. nicht erwähnt wird, 
2) dass , während in den meisten Volksrechten die dos an den ehemaligen 
IMuntschatz anknüpft, diese Anknüpfung im sächsischen Recht fehlt, wir hier 
eine selbständige Entstehung dieser Wittwenversorgung anzunehmen haben. 
Doch fehlt es hiefur nicht an Analogien, s. u. § 16 n. 11. 
«« Ssp. I, 31 § 2. S. u. § 20. 
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I, 44. Klaget ok maget oder wedewe to lantrechte over 
iren rechten Vormunden, dat be ir ire gut neme, to der klage 
sal se dat gerichte Vormunden , unde dar ir ire man gift egen 
in ursale oder to irme live 12. 

Drei Fälle sind es, in welchen für die Frauen an Stelle 
des gebornen und rechten Vormunds ein gesetzter, und zwar 
ein Gericbtsvormund tritt 13; ausser dem Fall der bandhaften 
Tbat, wobei der rechte «Vormund nicht zur Stelle ist'*, der, 
dass der ledigen Frau von ihrem Geschlecbtsvormund Gut 
entfremdet wird; endlich verlangt die Bestellung von Leib- 
zucht und Ursal gerichtliche Bevormundung. In diesen drei 
Lagen ist eine Vertretung durch den rechten Vormund unzu- 
lässig. Jener erste Fall erfordert sofortige Anstellung der 
Klage, damit sie nicht tibernächtig werde; der zweite muss 
den echten Vormund von der Vertretung ausschliessen , da er 
selbst Gegenstand der Klage ist; im dritten handelt es sich 
gleichfalls um Sicherung der Frau gegen den rechten Vor- 
mund. Statt der Frau, die mit Leibzucht und Ursal begabt 
werden soll, erklärt der Vormund die Annahme der Gabe. Er 
sichert jene gegen jeden Fehler der Auflassung, gegen jede 
Nachlässigkeit, aber auch gegen jede Böswilligkeit des Ver- 
gabenden, welche die Zuwendung illusorisch machen könnte. 
Die ledige Frau mag Gut empfangen und geben auch ohne 



*2 Das Gefüge des Artikels ist nicht ansprechend. Im ersten Theil wird 
von der ledigen Frau; im zweiten nun aber von der verheiratheten gesprochen, 
als wenn vorher von keiner andern die Rede gewesen wäre. Man möchte auf 
den Verdacht kommen, dass der letzte Satz ein ungeschicktes Glossem spätrer 
Hand ist. Sind ja auch die Handschriften der homeyerschen Abtheilung A 
nicht frei von Mehrungen des Urtextes. Homeyer Vorrede zum Ssp. (III A.) 
31. Dies gilt auch von der quedlinburger Hdschr. Homeyer Vorrede zum 
Ssp. (II A.) XLII; vgl. auch oben § 4 n. 44. 

"" »3 Nur die Vormundschaft über Frauen kennt nach dem Ssp. gerichtliche 
Bestellung. Das spätere sächsische Recht erweitert die Gerichtsvormund- 
schaft. Richtst. Ldr. 43 § 2 : We de tu rechte vor gerichte vorstan scole, de 
Vormunden hebben scolen unde er dar nicht en hebben? So vintme, de rich- 
ten Kraut I § 23. 

»* Ssp. I, 43. 
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Beistand des Vormunds ^*. Eine Vergabung, die eineWittwen- 
versorgung ist, bedarf erhöhten Schutzes. Stets ist aber die 
gerichtliche Bevormundung der Frau auf die Dauer der Ge- 
richtssitzung beschränkt. Einen Leibzuchtsvormund *^ einen 
dauernden Vormund für bestellte Ursal kennt das Recht des 
Ssp. nicht : 

I, 47 § 2. Sin vormuntscap ne weret nicht lengere wenne 
als dat gerichte weret. 

§ 15. Die Ursal, 

Zunächst hebt Eike von Eepkow unter den ehelichen Zu- 
wendungen die Ursale * hervor. Er lehrt, dass bei der Bestel- 
lung der Ui'sale sowol wie bei der von Leibzucht das Interesse 
der Frau durch einen gegebenen Vormund neben ihrem rech- 
ten gewahrt werden soll 2. Es fragt sich, was bedeutet jene 
ürsal? Sie wird wie die Leibzucht an Eigen bestellt *, kann 
also wie diese zu dauernder Wirksamkeit der Auflassung nicht 
entrathen. Sie bildet aber einen Gegensatz zum Leibzuchts- 
recht daran. Wir fragen demgemäss, ist die Befugni«s , de 
sie an Liegenschaften gewährt, stärker oder schwächer als das 



16 Ssp. I, 45 § 2. 

*ö Ein solcher gehört erst 4er spätem Entwicklung an. S. u. § 16 n. 34. 

* Von den Handschriften liest die quedlinburger und eine Reihe von sol- 
chen der Abtheilung B und E (nach Homeyer*s Classification) : irsale. «Das 
ist die spätere Form des Präfixes ,,ur*S die fast durchgängig an die Stelle 
desselben getreten ist, Müller und Zarnckes. h. v. Die andern Lesarten 
sind unverständlich : höre sale, vorsale, irre zcale, ursak ; sie geben Zeugniss 
von dem baldigen Absterben des Worts. Dafür sprechen auch die Erklärungs- 
versuche andrer Handschriften : das ihr sali. — Homeyer vermuthet (Glos- 
sar s. h. V.) ursate, doch ohne handschriftlichen Anhalt. Schon Joh. v. Buch 
liest ursal. Das Wort begegnet sonst nirgends in mittelalterlichen Rechts- 
quellen. Westphalen, Monum. ined. II, 22, sagt zwar, dass er dasselbe,, in 
vetustis codd. mscr. juris Lübec." gefunden habe, ohne dass es aber gelingt 
den Ausdruck in seiner Ausgabe, bei Brokes oder bei Hach aufzufinden. 

2 Ssp. I, 44 ; s. § 14. 

3 ,,Dar ir ire man gift egen in ursale**. Nicht ganz genau möchte die 
Definition von Homeyer, Qlossar s. h. v. sein: Eigen im Gegensatz einer 
Leibzucht. Beides hat Eigen, d. h. Grundstücke zum Gegenstande. 
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letztere? Die Frage ist nicht schwer zu beantworten. Das 
Wort Säle, Salung, hergenommen von der feierlichen lieber- 
tragung der Grundstücke *, bezeichnet auch das dadurch be- 
gründete Eigen thumsrecht», wie der Begriff der Gewere seinen 
Ursprung nimmt aus der Einkleidung in den Besitz , die der 
Öalung ursprünglich folgen musste. Tritt zu dem Worte „Säle" 
die Partikel „ur" hinzu, die im Mittelalter, wo sie noch nicht 
dem tonlosen Präfix „ir" oder „er" Platz gemacht hat, die alte 
Bedeutung „aus, heraus" beibehalten hat oder doch wenigstens 
aus ihr eine Verstärkung des einfachen Begriffs bildet ^ so ist 
es zweifellos, dass das Wort Ursal die völlige Hingabe zu 
Eigenthum, und demnächst auch das völlige Eigenthum selbst 
bezeichnet^ dass sie also in Gegensatz tritt zur Leibzucht, die 
nur ein persönliches Niessbrauchsrecht gewährt 7. Nicht allein 



^ Grimm RA. 555. 

f Vgl. z. B. monum. boica XI, 381 : c^jus proprietatem vel jus quod di- 
citm* vulgariter sal C. — resignavit nostro monasterio. Lacoroblet Ur- 
kimdenb. I nr. 554 : ipse comes T. et eadem uxor sua — in roanum nostram 
omniam predictorum allodiorum proprietatem , que vulgo sale dicitur, soUem- 
pnfter resignaverunt. Ibid. nr. 470 : nsucapium possessionis, quod theotonica 
exprimitnr lin^a sala. Westphalen monum. inedita II nr. 279: den zel 
over dit vorbenömede gud uppe laten, u. a. m. 

Niemals aber schon die Bedeutung des lateinischen re — angenommen 
hat. Müller u. Zar ncke s. V. Ur. In der Sprache des Bsp. und magde- 
burgischen Rechts begegnet das Präfix in folgenden Compositis: ordel, or- 
künde, orhap, orveide. 

' Vgl. das Glossar zu W e i s k e * s III. Ssp. -Ausgabe von Hildebrand 
(1863) s. h. V. — Das Wort Ursal ist bereits Ende des 13. Jahrhunderts nicht 
mehr verstanden worden. Denn die dieser Zeit angehörige versio vratisl., 
Homeyer Ssp. (IIJ A.) Einleitung 55, interpretirt Ssp. I, 44: Si virgo con- 
quiratur (1. conqueratur) aut vidua in jure communi, quod tutor suns sua bona 
sibi auferat , in hac causa debet ipse judicem (1. judex) sibi statuere tutorem, 
et ubi maritus confei*t insuopallatio proprium aut vitae promissionem (1. 
provisionem). In ur sale ist übersetzt in suo palatio. — Der auf der versio 
sandomir. beruhende Text in Lasco's commune privileg. Crac. 1506 gibt die 
Schlussworte von Ssp. 1 , 44 wieder : Sed ubi sibi maritus bona et proprium 
dederit ad ipsius salntem seu vite provisionem , tunc idem ipse maritus 
debet esse uxoris tutor. Also Ursale wird als identisch mit to irme live an- 
gesehn und bei jenem Wort schwebt dem Uebersetzer wol der Begriff der 
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in Gestalt eines Niessbrauchs, sondern auch in der einer Hin- 
gabe zu Eigenthum kann der Mann eine Wittwenversorgung 
durch Grundstücke bestellend Jede solche Zuwendung an 
die Frau erfordert ihre Bevormundung. Sie hat der Richter 
ex officio zu bewirken. Das Unterbleiben derselben kann 
zwar der Frau an und für sich nicht Schaden bringen, wolaber 
ihr Recht gefährden. Stets aber ist die Ursal wie die Leib- 
zucht eine freiwillige Gabe. Der Wunsch des Mannes seiner 
Frau Entschädigung zu verschaffen, sei es für reiche Mitgift, 
sei es für veräussertes Immobiliar- oder Leibzuchtsgut, kann 
wol Motiv einer solchen sein, aber niemals ihren Charakter 
ausmachen ^. 



salde (Seligkeit) vor. Von nicht grösserra sprachlichen Werth ist die zu gros- 
sem Einfluss gelangte Deutung des Wortes durch Johann v. Buch, s. u. n. 14, 
sodann die im Remissorium hinter den zobelschen Weichbildausgaben befind- 
liehe : Irsal , das ist da der mann seim weib eine gäbe gibt gegen irem einge- 
brachten ehegelde, die ir sal, das ist das sie solche gab behalten soll . — Unter 
den neuern Deutungsversuchen des schwierigen Worts verdienen Erwähnung : 
Frisch Wörterb. s. h. v. der Frau ihr Theil (sie) von dem Vermögen zu 
ihrem Leibe und Leben, für ihre Person. Wächter s. v. sal: traditio coram 
jndice vej testibus ab ,,ur^* coram. Westphalen monum. ined. II, praef. 
22: traditio necessaria, seu principalis vel si mavis manifesta, publica, ab ,,ur" 
h. e. coram, praesente judice facta. Gr upen uxor theot. 201 ; erronea tra- 
ditio, eine Verlassung, die in Anspruch gezogen wird. Haltauss. h. v. 
Widerlegung, von widersale, wirsale, irsale. 

8 Manche Rechte kennen die eheliche Vergabung zu Leibzuehtsfecht gar 
nicht als Rechtsinstitut. So z. B. das mährische Stadtrecht. Die in> brünner 
SchöflFenbuch unter den Namen dos , dotalicium , Morgengabe vorkommende 
Wittwenversorgung , die in einer Vergabung theils von Grundstücken theils 
von Mobilien besteht, begründet stets Eigenthum für die^ Frau. 

ö Denn der Mann ist für inferirte und veräusserte Fahrhabe nicht ersatz- 
pflichtig ; und Immobilien werden von ihm unter Zustimmung der Erben der 
Frau giltig veräussert; wo diese nicht vorhanden sind, hat die Frau kein 
Rechtsmittel gegen eine einseitig durch den Mann vorgenommene Veräusse- 
rung. S. 0. § 10. Von der Nothwendigkeit einer Wiedererstattung dessen, 
was der Frau veräussert worden ist, kann demnach nicht die Rede sein. Das 
ist der juristische Grund , der abgesehn von sprachlichen gegen die gew^n- 
liche Deutung dieses Wortes , wonach es Ersatz für veräusserte Leibzucht, 
Kraut I, 82. 11,425, oder für die vom Mann veräusserten lUaten, Ilomeyer 
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Die ürsal bedarf nach bekannten Grundsätzen des Erben- 
gelofs. Hat der Mann diesen nicht eingeholt, so ist sie ungil- 
tig. Seine Erben werden ihr die Anerkennung versagen dür- 
fen. Eine solche kann aber immer erst bei Auflösung der 
Ehe, bei der Erbesauseinandersetzung in Frage kommen. Denn 
bis dahinist der Besteller derUrsal ja in derGewere des ver- 
gabtenGuts geblieben; und für dasBeispruehsrecht der Erben 
ist immer erst dann actio nata, wenn der vergabende dieser 
Gewere wirklich sich geledigt hat. Erst nach des Mannes 
Tode demnach revociren seine Erben ^^ die ohne ihren Con- 
Bens gewidmete UrsaP*. Doch ist ihre Revocationsklage der 
Verjährung von Jahr und Tag unterworfen. Erst wenn diese 
Frist verstrichen , hat die Frau rechte Gewere an ihrer Ursal 
erlangt. 



Glossar s. h. y. , bedeuten wurde , spricht. Ein solcher Ersatz ist gar niebt 
geboten , ist demnach auch ohne alles juristische Interesse. Wenn es gleich 
bleibt, ob eine derartige Entschädigung gegeben wird, ob nicht, ob hoch oder 
niedrig, lässt sich schwerlich ein Grund angeben, warum dabei die Frau be- 
vormundet werden musste, warum femer nur Eigen als Gegenstand der Ursal 
genannt vvird, warum überliaupt ein neuer Rechtsbegriff gebildet wurde, wo 
ja eine Rei^ von andern zur Genüge nach der MannigfAlti'gkeit einer solchen 
Entschädigung ausreichen konnte. 

*o Sind die Erben , die bei dem Tode des Mannes die nächsten sind , an 
den Consens derer , die bei der Bestellung die nächsten waren , nicht gebun- 
den, so tritt auch dann Revocation der Disposition ein. Jede Nachgeburt 
bricht die Ufsal. 

11 Von der Leibzucht gilt dasselbe, s. u. § 16 n. 17. Dass in beiden 
Fällen von einer anticipirten Erbfolge nicht die Rede sein kann, liegt auf der 
Hand. Doch spricht der Ssp. das wichtige Princip, dass allein dem die rechte 
Gewere zu laufen beginnt, der das Gut in lediglichera Besitz hat, nur für einen 
Fall aus : die Oblation des Lehus ist erst dann rechtskräftig , wenn der Herr 
es Jahr und Tag in lediglichen Geweren gehabt hat, Ssp. I, 34 § 2. Dass es 
aber ein allgemeines ist, lehrt schon Job.* v. Buch in der Gl. zu Ssp. I, 52 
§ 2 : wi sin gut vorgift, als he is nicht mer gebruken ne mach, di vorgift nicht 
dat sin is, mer gift dat siner erve is, s. auchLr. 58 §2. Vgl. auch Albrecht 
112. 111 n. 244. 203. St ebbe Gewere 472. Nicht klar ist Zimmerle 
Stamm gutssystem 212 ff. — Das spätere, insbesondere städtische Recht da- 
tirt die rechte Gewere stets von der Auflassung ab, kommt demnach für unsre 
Frage zu ganz abweichendem Resultat, s, § 21 n. 15. 
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Schon im dreizehnten Jahrhundert scheint die richterliche 
Bevormundung für die zu begabenden Frauen unpraktisch ge- 
worden, damit auch Wort und Wesen der Ursal dem Reehts- 
bewusstsein entfallen zu sein. Sie gehörte dem alten Recht 
an, da Hingabe von Grundstücken zu Eigenthum noch die vor- 
züglichste Art der Wittwenversorgung war. Als nun aber 
durch den Einfiuss des städtischen Rechts auch Vergabungen 
an fahrender Habe zugelassen wurden, so eröffneten sich man- 
nigfache Möglichkeiten eine solche zu bestellen. Begriflf und 
Ausdruck wurden vergessen. Das dem Ssp. ungefähr gleich- 
zeitige magdeburger Recht kennt ihn nicht mehr ; aber auch 
im Landrecht ist bereits zu Anfang des 14. Jahrhunderts Sinn 
und Inhalt der Ursal nicht mehr bekannt. Drei Arten von 
ehelichen Zuwendungen führt Johann v. Buch auf*^, unter 
ihnen wird die Vergabung von Grundstücken zu Eigenthum 
nicht mehr erwähnt, sie bot oflfenbar nichts singuläres, von 
der regelmässigen Vergabung abweichendes dar. Dem Worte 
Ursal legt der Glossator eine neue Bedeutung bei, die auf seine 
Autorität im sächsischen Recht des Mittelalters herrschend ge- 
worden ist, und noch heute von der Wissenschaft anerkannt 
wird^^. Jene missverständliche Deutung veranlasste aber die 
Herbeiziehung römischer Analogieeri und rief im ehelichen 
Güterrecht neue Rechtssätze ins Leben. Johann v. Buch sagt: 

Gl. zu Ssp. I, 44, Ursale heit — irstadinge; wen in 
aldem sessischen het sale also vele als stade. Dar umme 
hestu in dem lenrechte vluchtsale, dat is als vele als irstadinge 
siner vlucht. 

Eine für beide Worte gänzlich unbegründete '* Etymologie. 



12 Gl. zu jggp. 1 , 20 ; nämlich die arra (den Trauschatz), die sponsalitia 
largitas (die Morgengabe), die donatio propter nuptias (das Leibgedinge). Hie- 
nach Gl. zum Lr. 31. 

»3 S. n. 10. 

1* Denn vluchtsal, mhd. flühtesal, mag es bloss Flüchtung, Bergung heis- 
sen, die Silbe — sal also blosse Bildungssilbe sein, mag es ,, Vergabung be- 
hufs der Flüchtung** bedeuten, Homeyer Gl. zu den Lehnrechtsbüchern 
s. h. V., hat mit einer Erstattung, wie der Glossator will, nichts zu thun. 
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Wir fragen, wie denkt sich der märkische Ritter jene Erstat- 
tung, wofür soll sie eintreten? Die Erklärung schwankt ^war 
bei ihm. Einmal heisst es'*, sie soll gegeben werden, 

oft he dat gelaten hebbe, dat er bewist was, ut — c. 21 
C. ad Sc. Vellejanum 4, 29. Nov. 61 § 1. 

Aber mit Vorliebe wird an mehreren Stellen der Glosse 
festgehalten an der Deutung, dass die Ursale der Ersatz sei 
für das veräusserte Leibzuchtsgut. 

61. 1. 1. Wedderstade, — also oft ein man siner vrouwen 
lifgedinge vorkofte unde Ute der vrouwen ander gut in die 
Stade lien, dat gut hite den ursale unde ein wedderstatinge **. 

Und in dieser Anwendung erhielt sich jener Ausdruck in 
der sächsischen Rechtssprache. Fand ja doch diese Deutung 
willkommenen Anhalt in der Nebeneinanderstellung derUrsal 
und der Leibzucht, die Ssp. I, 44 enthält, und die eine nahe 
Beziehung zwischen beiden voraussetzen Hess. Wenn aber 
die Ursal eine Wiedererstattung für entäusserte Leibzucht war, 
so lag der Gedanke nahe, dass eine solche nicht Sache des 
freien Beliebens sein könnte. Es bildete sich die Vorstellung, 
dass nur unter ihrer Voraussetzung Leibzucht giltig veräussert 
werden könnte, eine Anschauung, die ja schon in dem gemein- 
rechtlichen Veräusserungsverbot des fundus dotalis ihre Be- 
stätigung zu finden schien. Jene Interpretation führte zur Bil- 
dung des Satzes : die Veräusserung der Leibzucht ist auch bei 
übereinstimmendem Willen beider Ehegatten nichtig, es sei 
denn dass die Frau durch Ursal entschädigt sei, oder dass sie 
den Vorschriften des canonischen Rechts gemäss ihre eidliche 
Einwilligung dazu gegeben habe. Schon Johann v. Buch 
spricht diesen Rechtssatz an mehreren Stellen aus : 

61. zu Ssp. I, 44. Wi ok den vruwen let ire liftucht, di 
mut it en wedder staden eder dikopisunbewart, wensikrigen 
(it) met rechte wedder, oft si it wol vulbordich sin, dem kopere 
(af), man möge den des ursale bewisen, oder si hedde(n) den. 



>s An derselben ÖteUe. 

t« Vgl. auch Gl. zu Ssp. I, 20. 32. III, 76. 
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di ansprake vorschworen, ut in nov. 61 § 1 ; nov. 134 c. 8. Si 
qua mulier. e. 2 in VI. de jurejur. 2, 11 *7. 

Gl. zu Ssp. III, 76 § 3. Dat is, dar we vele (male)*» af 
geset hebben, dat di man nicht wedder mit der vrouwen wille 
noch ane eren danck laten mach, wan si kriget it eime isliken 
koper af, it en si dat me or wedderstadinge bewisen möge dat 
Ursale het. Supra lib. I, 44. Dat he des nicht laten mach, 
dat hestu inst. II, 8 pr. et nov. 61 § 1, et in auth. Si qua mu- 
lier — . Were (it) ok , dat si di vorderinge des gudes vor- 
schwure, so muste si it holden, dar dwunge men si met geist- 
liken rechte tu dorch des edes wille. 

Die Ansicht des märkischen Glossators beherrschte das 
spätere sächsische Recht ^^ Aus einer missverständlichen 



" Die beiden ersten Stellen enthalten ein Analogen zur ürsal nach Buch's 
Auffassung. Jene schreibt vor, dass das als donatio propter nuptias gegebene 
Grundstück auch mit Einwilligung der Frau giltig nicht veräussert werden 
könne. Doch convalescire die ungiltige Verausserung, wenn die Frau , wie 
auf die Rechts wolthat des SC. Vellej., nach zwei Jahren auf die Revocation 
der Verausserung verzichte , vorausgesetzt, dass ihr eine Entschädigung ge- 
geben sei. Die ganze Vorschrift soll dann auch auf die dos angewandt wer- 
den, nov. 61 § 3 i. f. A. M. Puchta Pand. §417 n. m. — Aebniich verlangt 
die Authentica Si qua mulier , dass der Gläubiger, der eine Ehefrau aus der 
Bürgschaft für ihren Mann in Anspruch nimmt , die Hingabe eines Aequiva- 
lents an die Frau für Uebernahme der Bürgschaft nachweise. 

«8 Die Stellen sind Gl. zu Ssp. I, 2^. 32. 44. 

*ö Der Gedanke , dass auch veräusserte lUaten der Frau mit Ursal ent- 
schädigt werden müssten , s. o. n. 15, wird dabei ganz fallen gelassen ; die 
Ursal bildet ein Institut des Leibzuchtsrechts. Kürzere Gl. zu.Lr. 31, pars 
affirmativa der Streitfrage : Sodane gave (dat lifgedinge) schal stede sin unde 
unvorwandelt bliven wedder to verkopen noch to untfromdeu wedder er man 
noch nimant , wedder mit der vrouwen gunst noch ane ere gunst , se mach it 
wedder krigen mit rechte ; pars n^ativa : lete ein man sines wives lifgedinge, 
se schal en bedegedingen mit eren vormunder , de dat gut in geweren heft, 
dat er ere man ein recht orsake (sie) do vor er lifgedinge. Nie. Wurm, lieg- 
nitzerGI., Homeyer Ssp. II, 1, 361. Gl. zu Weichb. a. 22, v. Daniels 
274, Wasserschieben I, 282 c. 144: Ist (die Leibzucht) vorschrebin uf 
ein sunderlich gut , das mag er weder mit irem willen noch wider ifen willen 
nicht gelosen ane widerstatunge ; unde di ist genant eine ursal nach aldem 
sessischem rechte. — Auf Joh. v. Buch beruht auch die sehr schleppende 
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Deutung des ausser Gebrauch gekommenen Wortes Ursal 
ging eine wichtige Modification im Rechte der Wittwenleib- 
zucht hervor. 

Die Uebertragung des Eigenthums an Grundstücken, die 
den Inhalt der Ursal bildet, musste im Eherecht der Wirkung 
nach einer Vergabung von Todeswegen gleichkommen. Denn 
das durch Ursal bestellte Eigenthum der Frau war während 
der Ehe durch das Nutzungs- und Verwaltungsrecht des Man- 
nes gebunden , es trat erst nach seinem Tode für sie , nach 
ihrem Tode für ihre Erben in volle Wirksamkeit. Und den- 
selben Erfolg hatte ja die Vergabung von Todeswegen , die 
zwar sofort auf den Empfänger das Eigenthum des Grund- 
stücks tibertrug, doch Gebrauch und Fruchtgenuss desselben 
dem vergabenden noch für die Zeit seines Lebens beliess. 
Aber es ist zweifellos, dass auch direkt der Mann seiner Frau 
eine Vergabung von Todeswegen an Eigen bestellen durfte ; 
was dort stillschweigend in der Ursal lag, wurde hier aus- 
drücklich ausgesprochen 20. Ja man ist versucht zu glauben, 
dass auch hier der Name Ursal , mithin auch hier die obrig- 
keitliche Bevormundung der Frau Platz griflf, so lange eine 
solche überhaupt praktisch war. Ebenso wie ein einzelnes 



Uebersetznng der Vulgata : si maritns iixori suam proprietatem in modnm pro- 
pt«r nuptias donationis in recomprn>ationera erogavorit. Vgl. sodann Brand 
V. Zorstedt, Kraut II, 426: Ursale dat is so vele alse wedderstatinge , alse 
ein man vorkofte sines wives lifgeding und lete dar vor der vrouwen ander 
gilt wedder in de stede lien. Ahcdarium zuni Ssp. , Haltans 2008 s. v. 
Vormunder : Ursale dat is , of en man en frouwen lifgeding vorkofte und lete 
der frouwen andere gut in de sted«^ lenen, dat gut het nrtsale und ene weder- 
statinge. Weichbildglosse in cod. Homeyer Rbb. 47 zu a. 23 — 25: Du 
Salt wissin : Behilde ein man daz tun u. daz lassen nicht an enir morgengabe, 
80 mochte er siner guter nicht vorkamern noch vorsrczen noch vorwandeln 
daz iz di vrouwen liden durften ane widerstatunge, di bcwizelichen were. 

20 Auch sonst sind die V/irknngen beider Zuwendungen die gleichen. 
Transmission nach dem Tode des Honorirten, Albrechfc 193. Beselerl, 
150. Nichthaftung für die Schulden des Vergabenden. Albrecht 191. 
Beselerl, 151. Auch der Erbengelof und seine Verjährung muss sich in 
beiden Fällen nach gleichen Grundsätzen regeln, s. o. n. 11. 
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Grundstück konnte der Mann auch sein ganzes , aus Liegen- 
schaften und Fahrhabe bestehendes Vermögen der Frau von 
Todeswegen zuwenden ^i, wodurch sie dann die Stellung sei- 
nes Erben erhielt 22. Wie aber, wenn er ihr fahrendes Gut 
allein von Todeswegen vergaben wollte? - 

Das zunächst kann freilich keinem Zweifel unterworfen 
sein, dass abgesehn von der privilegilrten Morgengabe eine 
Eigenthumsübertragung von Mobilien bei bestehender Ehe 
unter den Ehegatten zu Rechte nicht vorgenommen werden 
konnte. Denn es fehlte gänzlich die Möglichkeit einer Ledi- 
gung der Gewere bei dem übergebenden. Beide Gatten sitzen 
in gemeinsamer Gewere. Will der Mann an seine Frau ver- 
äussern, so würde er doch immer sich selber bis an seinen 
Tod den Genuas des weggegebenen Gutes reserviren. Die 
Erben würden daher in einer solchen Verfügung die verwerf- 
liche Absicht erkennen, dass der Erblasser nicht über sein 
eigenes sondern ihr dereinstiges Vermögen verfügen wollte 2^. 
Ja sogar durch ihren Consens kann die Veräusserung nicht 
rechtskräftig gemacht werden 2*, da ja die Person des der- 
einstigen Erben bis zum Tode des Mannes ungewiss ist 25 und 



2* DennSsp. 11, 30 muss auch hierauf gedeutet werden. Alb recht 188. 
Beseler I, 132. 

22Albreeht 221. Zweifelhaft für das ältere Recht ist B e s e 1 e r I, 
171. Dagegen ist er derselben Ansicht für das spätere, ibid. 193. Eine 
nähere Untersuchung ehelicher Zuwendungen gestattet übrigens die Dürftig- 
keit landrechtlicher Quellen nicht. 

23 Lr. 58 § 2. Joh. V. Buch zu Ssp. I, 52 § 2: Wi sin gut vorgift, als 
he is nicht mer gebruken ne mach, di vorgift nicht dat sin is, mer gift dat 
einer erve is. Görl. Ldr. 45 § 7 : Swelich man sin gut einira andira gibit, 
nnde iz doch selbe in sinen werin beholdit unze an den tach, daz er gevangen 
Wirt , odir in eine suche bevellit , von der er nicht genesin ne mac , mit der 
gäbe ne hat er sin gut sinen erbin nicht gevremedit — . Eine Bestätigung der 
obigen Ausführung gewährt uns der Ssp. ausdrücklich für den Fall , dass die 
Frau an den Manu veräussern wollte, s. n. § 20. 

2* Dies will Kraut II, 436 mittelst argumentum a contrario daraus fol- 
gern, dass der Ssp. 1, 20 § 1 gewisse Gegenstände „ane erven gelof** der 
Frau zur Morgengabe bestellen lässt. 

25 S. o. § 9 n. 20 und vgl. unten § 20 zu n. 14. 
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nur bei der Auflassung von Immobilien die ferneren Erben 
durch den Consens der nächsten ausgeschlossen werden ^e. 

Ob aber der Mann von Todeswegen seiner Frau eine Ver- 
gabung an fahrender Habe bestellen , ihr ein Erbrecht an sei- 
nem Mobiliarveimögen gerichtlich sichern durfte ? Die Frage 
entscheidet sich danach , ob der Ssp. überhaupt bereits eine 
Vergabung von Todeswegen an Fahrniss zulässt, und diese 
Frage ist zu verneinen. Erst dem sächsischen Stadtrecht ist 
sie bekannt ^7. Der Ssp., der betreffs der Liegenschaften dem 
Erben das Recht gibt, eine Veräusserung, die der Erblasser 
auf seinen Tod stellt, als nichtig zu behandeln 2*, kann für die 
Mobilien keiner andern Ansicht folgen, steht auch hinsichtlich 
ihrer auf dem Standpunkt des alten Rechts. Auch durch ge- 
richtliche Verfügung kann den Erben nicht die im Nachlass 
vorfindliche Fahrniss gefremdet werden 2». 

Freilich ist die Stellung des Ssp. zu der Frage nach der 
Möglichkeit einer Vergabung von Fahrniss keine unbestrittene. 
In einer berühmten Stelle des Rechtsbuchs will man bereits 
das neuePrincip adoptirt finden, den letztwilligen Verfügungen 
auch das fahrende Gut schon nach dem Systeme des Ssp. er- 
öffnet wissen ^ö; und zwar ist es gerade eine Zuwendung des 
Mannes an die Frau, in welcher man eine Vergabung an Fahr- 
niss sehn will. Der mit Recht geschiedenen Frau, heisst es: 

sal man — weder laten unde geven, svat sie to inne 
manne brachte, oder alsovele des mannes gudes, alsirgelovet 
wart, do sie to samene quamen. Ssp. III, 74. 

Hat der Mann bei Beginn der Ehe anderes Gut an die 



2'* Z i m m e r 1 e Stammgutssystcm 222. 

" Das zweite Buch § 21 gibt zahlreiche Beispiele an die Hand. 

2s Immer dann erst natürlich , wenn der Erblasser sich der Gewere des 
Guts g^eledigt hat, nicht vom Zeitpunkte der Auflassnng ab, s. o. n. U. 

2» Die Einholung des Erbeuconsenöes würde hier ebensowenig wie bei der 
Uebergabe unter lebenden, s. n. 25, irgend eine Garantie gewähren. 

30Beseler I, 157. Albrecht 'in Richter's Jahrbb. (1842) 330. — 
Weiske 27, Berck n. 48b modernisiren, wenn sie dasGelübde des Ssp. III, 
74 als Widerlage, s. § 16 n. 42, bezeichnen. 
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Stelle des eingebrachten zu geben gelobt, so wird er durch 
Erfüllung dieses Gelübdes von der Restitution der Illaten in 
natura befreit, ebenso wie das bei der römischen dos geschah, 
wenn sie venditionis causa ästimirt worden war. Da aber 
bei Auflösung der Ehe die Fahrniss stets beim Manne oder 
seinen Erben verblieb , so konnten es immer nur die Grund- 
stücke der Frau sein, denen jenes Gelübde galt ^i. Zum Gegen- 
stande hatte dasselbe fahrendes Gut, wie wir aus dem Aus- 
drucke des Spieglers entnehmen können S2. Keineswegs 
wurde der Mann dadurch Eigenthümer der eingebrachten 
Liegenschaften seiner Frau ^ ' , es sei^ denn dass sie ihm zu- 
gleich durbh Auflassung übertragen wurden. Diese konnte 
aber immer nur vor Eingehung der Ehe geschehn , denn die 
Erben sind nicht verpflichtet eine bei bestehender Ehe vor- 
genommene Veränderung der vormundschaftlichen Gewere 
anzuerkennen •^*. Hieraus folgt dann aber, dass jenes Rechts- 
geschäft zwischen Mann und Frau ein gewöhnlicher Kaufver- 
trag mit hinausgeschobenem Zahlungstermin ist. Die Ver- 
pflichtung den Kaufpreis zu zahlen trifft den Mann selbst bei 
Auflösung der Ehe durch den Tod der Frau oder durch Schei- 
dung; sie trifft seine Erben , falls er vorabgestorben ist, als 
Empfänger einer Wiederstattung ^^. Dagegen von einer Ver- 
gabung an Fahrniss ist in dieser Stelle des Ssp. so wenig die 
Rede, als in den andern Fällen, wo des Erblassers Schuld von 
den Erben gegolten werden muss. 



3' Dagejipen nicht die Gerade. Sie wird Ssp. III, 74 von jenoni Gelübde 
nicht berührt , da sie der geschiedenen Frau neben dem Anspruch aus jenem 
gewährt wird. — Dass der Wittwe oder Niftel die Gerade durch ein solches 
Versprechen entfremdet werden könnte , Hesse sich nur so denken , dass die 
Frau über dieselbe zugleich eine Vergabung von Todeswegen an den Mann 
vorgenommen hätte. Das ist aber nach dem Ssp. unzulässig. S. o. § 8 i. f. 

32 Also vele des mannes gudes. Eine Bevormundung der Frau scheint in 
solchem Falle nicht eingetreten zu sein^ arg. Ssp. I, 44 und vgl. § I n. 20. 

33 Dies die romanisirende Ansicht der meisten, v. Sydow n. 806. 
Kraut II, 373. Berck n. 48b. 

3* S. u. § 20. 

35 S. 0. § 11 n. 8. 
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§ 16. Die Leib Zucht, 

Nicht allein zuEigenthura sondern auch für die Zeit ihres 
Lebens wird der Frau ein Grundstück von ihrem Manne ge- 
geben. Die Leibzucht ist die eigentliche Wittwenversorgung 
des sächsischen Rechts. Wie die Morgengabe so ist auch sie 
nur durch die Sitte geboten, ein Recht daraufhaben die Frauen 
nicht*. Ihr Wesen aber und ihre Bedeutung ergibt der Name. 
Er deutet auf die Zucht 2, d.h. den Unterhalt, der für die Dauer 
des Lebens ^ Jemandem gewährt wird. Gegenstand der Leib- 
zucht sind aber ausschliesslich Grundstücke*; Mobilien nur in 



^ Die Erben des Mannes können daher zu einer nachträglichen Bestellung 
derselben nicht gezwungen werden. Stück vom Mustheil (Wilda 290): Were 
die vrowen nen lifgedinge gemaket, dat schuldige se den nmme, der se vor- 
snmet hebbe. — Anders bekanntlich das spätere sächsische Recht für das 
Leibgediuge. Haubold§400. 

2 Von mhd. ziuhen , aufziehn , grossziehn, dann unterhalten, ernähren. 
Znht alimentum Schmeller IV, 247. Daher Lebezuht Lebensunterhalt 
Müller n. Zarncke 111, 922. Lüb. Recht cod. III, 133 (Hach) bezeichnet 
die echte not als behoiflf to liftucht. Vgl. überhaupt Runde Leibzucht 269. 
Unbegründet ist II i 1 d e b r a n d ' s Deutung , Glossar zu W e i s k e * s III. Aus- 
gabe des Ssp. ,,das worauf die Wittwe für ihren Lebensunterhalt sich zieht, 
berufen kann**. — Synonyme Ausdrücke sind: Lifgedinge, wörtlich das 
was Jemandem für den Lebensunterhalt vertragsmässig (durch gedinge) aus- 
gesetzt, überlassen wird. Lr. 31 § l. Dinget en man sime wive gut mit siner 
sone gelove. Doch scheint der Spiegier den Ausdruck Liftucht vorzuziehn ; 
lifgedinge findet sich in der Vulgata nur einmal II, 44 § 3, handschriftlich 
anch III, 75 § 2. Ein andrer Ausdruck in den sächs. Rq. ist Leibkauf. 
MSchU. Wasserschieben I, 231 c. 76. Gl zu Ssp. III, 76 § 3. Im dith- 
marsischen Recht begegnet dafür lifvoding (Landrecht v. 1447. Michelsen 
§ 204) von Voten mhd. vuoten, ernähren ; und liflating (ibid. § 210), das ist 
Belassung, Vennächtniss zu Lebensunterhalt. 

3 Lif heisst ,, das Leben**; die Bedeutung von corpus ist der alten Sprache 
noch ungeläufig. Schmeller II, 415. To irme live Ssp. I, 21 heisst auf 
Lebenszeit; cf. Ssp. I, 31 § 1. III, 75 § 1. 3. Lr. 20 § 4. 31 § 2. 78 § 1. 

* Ssp. 1,21. Z. B. ein Landgut mif seinen Pertinenzen, den Leuten, 
die dazu gehören. Ssp. I, 2i ; den Gebäuden, die daraufstehen. Ssp. II,. 21 
§3.111, 74. 

y. Martitz, ehel. Güterrecht d. Ssp. 13 
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soweit als sie zu jenen im Pertinenzverhältnisse stehn *. Sie 
hat demnach im allgemeinen ein Niessbrauchsrecht an Grund- 
stücken zum Inhalte 6, und das ist die Bedeutung, in welcher 



5 Ein Leibzuchtsrecht an Fahrhabe dem römischen quasiususfructus ähn- 
lich hat das deutsche Recht nicht ausgebildet. — Dagegen erwähnt schon die 
kürzere Gl. zu Lr. 31 eines Leibgedings an fahrendem Gute, wofür der Be- 
steller sein Grundstäck verpfändet. Hier ist aber von keinem Leibznchtsrecht 
die Rede, vielmehr liegt eine Vergabung von fahrendem Gute vor, die freilich 
nur der überlebenden Frau zu Theil wird. Sie wird dann Eigenthümoiin der 
ihr ausgemachten Geldsumme und hat bis zu ihrer Befriedigung ein antichreti- 
sches Pfandrecht am Grundstück. Vgl. Eckardt Zeitschr. f. d. R. X, 460. 
Mit dem Leibgeding von Fahrniss, von dem das Stück vom Mnstheil 
(Wilda 290) spricht, dürfte ein Institut des städtischen Rechts gemeint sein, 
s. das zweite Buch. 

^ Dessen Linien freilich anders gezogen sind als die des usnsfructus im 
römischen Recht. Weiske prakt. Unters. I, 67 stellt die durch nichts ge- 
gründete Behauptung auf, dass die deutsche Leibzucht nicht dem römischen 
usnsfractus sondern dem blossen usus entspreche. Als wenn Fruchtgenuss 
nicht im Kreise des Leibzuchtsrechts gelegen hätte ! Die Urkunden tragen 
denn auch kein Bedenken das Wort Leibzucht mit ususfroctns zu übersetzen, 
vgl. Seibertz Urkundenb. I, 447 : usumfructum concessimus uxori — more 
debito. Gudenus cod. dipl. II, 976 (1298): — dabit — in dotem sive do- 
nationem propter nuptias 40 marcarum redditus annnos — cum effectu tali 
modo, quod ipsaB. habebit in eisdem XL marcarum redditibus quamdin vixe- 
rit, suum usumfructum. Bluntschli zürch. RG. 1, 233 (1288): usnsfru- 
ctus qni vulgo dicitur Libgedinge, Falcke trad. corbej. 497 (1278): — 
in quoK. vidua — usumfructum, quod vulgariter appellatur Liftucht, obtinebit. 
— Auch Johann v. Buch definirt das Recht der Frau an Leibzucht als 
Usnsfructus. Gl. zu Ssp. III, 76 § 3: Si het dar nicht wan usumfructum an, 
dat is dat si de eigenes nut bruken mach. Di salve brukunge mut so sin, dat 
si darmede dat eigen nicht verdelge oder vorderve. — Von grösstera Einfluss 
anf die Entwicklung des Leibgedinges wurde aber Joh. v. Buch's Deutung 
dieses Wortes äurch die römische donatio propter nuptias. Gl. zu Ssp. I, 20 : 
Drierleie gave wert gegeven dorch des echtis wille. Dat erste heitet arra, 
dat is truschat, — di ander, morgengave, h^t in legibus sponsalitia largitas, di 
dritte gave het donatio propter nuptias. Dat hdt ene gave dorch des echtes 
wille ut § 3 J. II, 7. Desse gave schal glik sin der medegift, wes an der 
medegift brickt, des schal an me lifgedinge breken. Heft si it vorborget oder 
vorpendet, so heft he den schadfen ut in nov. 2 c. 5. 97 c. 1, und dit höt ok 
der vrowen lifgeding. Gl. zu Ssp. III, 76 § 3 : Gedinge, dat is dat or gedinget 
wart wedder orc medegift,' — dit het ok in me keiserrechte donatio propter 
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der Ausdruck auf die mannigfaltigsten Rechtsverhältnisse an- 
gewandt wird '7. 

Als eine Wittwen Versorgung kommt die Leibzucht schon 
im altsächsischen Recht vor; denn die dos, welche die lex 
Saxonum 47. 48 erwähnt, erscheint als eine blosses Niess- 
brauchsrecht gewährende Wittwenversorgung *, welche gleich- 
falls Grundstücke zum Gegenstande hatte, da Vergabungen 
von Todeswegen über Fahrniss damals schwerlich existirten *. 
Auch den andern Volksrechten ist die in Leibzucht bestehende 
Wittwenversorgung bekannt, sie hat sich bei ihnen theils aus 
dem Muntschatz entwickelt *<> , theils tritt sie ohne diese An- 



nuptias nt § 3 J. II, 7. — Buch's Erklärung der Leibzncht als donatio pro- 
pter nuptias wurde unterstützt durch seine Auffassung der Ursal, s. o. § 15. 
Es war dies die Stelle, wo später das sächsische dotalicium anknüpfte, dessen 
Entwicklung freilich nicht mehr hiehergehört. Der Autorität J oh. v. ßuch's 
folgt das spätere Recht; die Vulgata übersetzt I, 44 und HI, 75 §2 Leibzucht 
mit propter nuptias donatio ; sonst mit dotalicium, während die Uebersetzungen 
vor Bnch, die vratisl. und die sandomir. treffender vitae provisio sagen. 
Vgl. auch Gl. zu Lr. 31. Weichb. 22. 

7 Runde Leibzucht 270. Er begegnet zunächst als deutsche Bezeich- 
nung der precaria, die bekanntlich gleichfalls ein lebenslängliches Niess- 
brauchsrecht an Grundstücken zum Inhalte hat, Roth Feadalität und Unter- 
thanverband 147; vgl. Mone's Anzeiger f. Kunde d.d. V. IV, 232. VI, 210. 
Albrecht n. 491. Ried cod. dipl. I, 554 (1273): precariarum que Leipting 
vulgariter nuncupantur. — Sodann ist jener Ausdruck eine Bezeichnung des 
Rentenkaufs, Runde 1. 1. Ueberhaupt jeder vertragsmässig eingeräumte 
oder gesetzliche Niessbrauch wird als Leibgedinge bezeichnet. Rockinger 
Formelb. 1855, 15 n. 14. 125. Syst. SchR. IV, 2, 14. Gerichtslehn zu Leib- 
geding, Homeyer System 359. Pfaffenlehn wird Leibgedinge genannt, 
Richtst. Lr. 25. — Noch heute ist bekanntlich derAasdrack Leibzucht im 
Bauernrecht praktisch zur Bezeichnung des Altentheils. 

»Schröder 157; s. o. § 15 n. 10. Dass die Frau, wenn die Kinder 
vor ihr sterben, nach alt ostfälischem Recht wie nach dem des Ssp. die Leib- 
zucht zu Eigen thum erhält, kann keinen Unterschied machen. Das liegt nicht 
in der Leibzncht sondern im Erbrecht. 

9 Albrecht 223 n. 588. 

i<> Im fränkischen, alamannischen, westgothischen und baierischen Recht. 
Doch kann der bloss niessbräuchliche Charakter der dos durch Vertrag abge- 
ändert werden, Schröder 147. 

13* 
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knüpfung als selbständige Vergabung hervor **. Das sächsi- 
sche Recht zeigt für die Leibzucht die letztere Entwicklungs- 
forni ; denn neben der dos kennt die lex Saxonum noch den 
Kaufpreis, den der Mann für die zu freiende Frau ihrem Vor- 
mund für Abtretung seiner Vormundschaft zu erlegen hat*^^ 

Während freilich die lex Saxonum nur spärliche Bestim- 
mungen über Wesen und Inhalt der dos darbietet, gewähren 
uns der Ssp. und die auf ihm beruhenden Rechtsquellen man- 
nigfachen Anhalt den Umfang der in der Leibzucht liegenden 
Berechtigung festzustellen. Der beleibzüchtigten Wittwe steht 
nicht allein Nutzung undFruchtgenuss^^ an dem ihr verliehe- 
nen Grundstück zu, sie erhält auch den Besitz desselben, eine 
Gewere zu Leibzucht. Behauptet sie mit Unrecht eine Gewere 
zu Eigenthum daran zu haben, so verwirkt sie nach bekann- 
tem Grundsatz Eigenthum und Leibzucht**. Denn wer sich 
ein besseres Recht zusagt als ihm gebührt, verliert beide, das 
angemasste und das wirkliche ^^ Mit dem Besitz ist auch das 
Recht auf Verwaltung des Guts verbunden. Doch findet diese 
ihre Grenze in der Deterioriation desselben. Falls die 
Wittwe eine solche sich zu Schulden kommen lässt*^ tritt eine 



" So der fränkische adfatimiis über das ganze Vermögen ; das langob. 
Recht, Ed. Aist. II , 5 , gestattet dem Mann nur an einer Quote seines Ver* 
mögens der Frau einen Ususfructus einzuräumen , der durch Verrückung des 
Wittwenstuhls beendigt wird. 

»2 Lex Sax. 40. 43. 

*3 Und zwar nicht bloss nach Massgabe ihres Bedürfnisses , so dass etwa 
der Ueberschuss zu restituiren wäre, wie Weiske meint, prakt. Unters. I, 
67, s. o. n. 6. 

** Ssp. I, 82. Richtst. Ldr. 25 § 4. 

«Arg. Ssp. I, 16 § 1. II, 6 § 1. 

"Beispiele sind Ssp. I, 21 , abhauen von Obstbäumen, verweisen ein- 
geborner Knechte. Joh. v. Buch, Gl. zu Ssp. I, 21 § i, vermehrt die Fälle 
grosstentheils au& dem romischen Recht auf neun. Gl. zu Lr. 56 i. f. nimmt 
Verwüstung der Leibzucht auch dann an, wenn die Leibzüchterin die dazu ge- 
hörige Mannschaft mit Diensten und Zinsen höher als herkömmlich beschwert. 
— Das strenge Recht wird gemildert in einem noch dem 13. Jhrhdrt angeho- 
rigen Zusatz zu Ssp. I, 21. Die Verwirkung wird nachgelassen, wenn die 
Frau den Schaden binnen Gerichtsfrist wieder gut macht. 
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Verwirkung ihrer Leibzucht ein, das Gut fällt dem Eigenthümer 
zurück. 

Sollte aber ein so umfassendes Niessbrauchsrecht an 
Grundstücken von dauernder Wirkung, sollte es für den Fall, 
dass der Besteller starb, vor dem Einspruch seiner Erben 
gesichert sein, so rausste es den Charakter des dinglichen 
Rechts erhalten, d. h. durch gerichtliche Auflassung consti- 
tuirt werden. Nur im echten Ding, unter Königsbann, also in 
demjenigen Gerieht, das allein für die Uebertragung von Im- 
mobilien competent ist^ wird Leibzucht giltig bestellt. 

Ssp. I, 21. Man mut ok wol vrowen geven egen to irme 
live mit erven gelove — binnen dem gerichte, dar't egen inne 
leget, in jewelker stat desto dar koninges ban si ^^. 

Da sie ferner die partielle Veräusserung eines Grund- 
stücks zum Nachtheil der Erben bewirken lässt, bedarf sie des 
Consenses derselben , widrigenfalls diese nach dem Tode des 
Bestellers ^* des der Familie entfremdeten Guts sich unterwin- 
den. Doch ist in dieser Beziehung die Leibzucht an Eigen *» 
privilegiirt Denn während bei jeder Vergabung von Eigen 
der unmündige eine Consenserklärung nicht zu Rechte ab- 
geben kann, für ihn vielmehr die rechte Gewere des Erwer- 
bers erst Jahr und Tag nach erreichter Mündigkeit zu laufen 
beginnt 20, ist zu giltiger Bestellung der Leibzucht derConsens 
aller vorhandenen 21 Erben genügend. Daher ist auch der 
Gelof eines unmündigen Erben von rechtlicher Wirksamkeit 22. 



" Vgl. altmark. Gl. zu dieser Stelle. Görl. Ldr. 47b. Stück von der Be- 
WL'isung 365. 

»8S. 0. § 15 n. 11. 

'Q Anders an Lehn. S. u. n. 52. 

20 Kraut II, 12. Stobbe Gewere 470. Zimmerle Stamraguts- 
system 215. 

*» Görl. Ldr. 38, 5a. 

^2 £& konnte also der Erbengelof zur blossen Formalitat werden , wenn 
ihn Kinder ertheilten. Doch gänzlich unbegründet ist es mit Hasse 74, 
V. Sydow 192 auch sonst den Erbenconsens durch richterliche causae cogni- 
tio illusorisch zu machen , wenn auch die Zustimmung der Erben nach der 
Sitte nicht leicht verweig. rt wurde. Heise u. Cropp II, 448. 
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Daher wird hiebei auf den naehgebornen Erben nicht gerttck- 
sichtigt23. Die Leibzucht wird gegeben 

Ssp. I, 21 § 1 : mit erven gelove, svo jung se sin ^*. § 2. 
Liftucht ne kan den vrowen neman breken, neweder naborne 
erve, noch neman uppe den dat gut irstirft. 

Die Leibzucht wird der Frau to irme live gegeben. Weder 
die Geburt von Kindern noch die zweite Ehe lässt sie dersel- 
ben verlustig gehn. Ja da sie durch Auflassung constituirt 
wird, mithin den Charakter des dinglichen Rechts an sich 
trägt, so ist ihr Bestehn von dem der Ehe unabhängig. Sie 
verbleibt auch der geschiedenen Frau 3% anders wie die Morgen- 
gabe ^ß; doch gemäss ihrem Charakter als Wittwen Versorgung 
ist sie ein höchst persönliches Recht, an die Person der Leib- 
ztichterin gebunden ; daher darf diese sie nicht ausderGewere 
lassen. Jede Veräusserung derselben, totale oder partielle, 
durch Contract27 oder durch Bestellung eines dinglichen 
Rechts lässt Verwirkung ihres Rechts eintreten, 

Ssp. I, 21 § 2: to svelker wis se ire liftucht ut van iren 
weren let, dar mach se sie mit Verliesen. 

Durch die Bestellung der Leibzucht erlangt die Frau ein 



23 Er hatte sonst bei jeder Auflassung, der nicht sofortige Uebergabe 
folgte, ein Revocationsrecht , s. o. § 15 n. 10 und u. § 20 n. 19. War mit 
der Auflassung die Einräumung der Gewere verbunden , so konnte nur der 
innerhalb Jahr und Tag geborene revociren. 

2* Kraut II, 23. Dem Satz ist bereits früh Anerkennung versagt wor- 
den. Dtschsp. und Schwsp. 23 ändern ausdrüeklieh : ob si zu iren tagen 
chomen sint; die Dist. I, 13, 3, einige Handschriften des Ssp. und die 
zobeFschen Ausgaben: wi wening dez ist, vgl. Finsler 50. 

2»S8p. I, 21. III, 74. 

2« S. u. § 18 n. 25. 

27 Eine Verpachtung des Leibzuchtsgutes ist demnach unzulässig. Als 
Veräusserung gilt es aber nicht , wenn die Wittwe ihr Leibgedinge in eine 
zweite Ehe einbringt, wenn sie ihre Gewere mit einem zweiten Manne theilt. 
Der letztere hat dann Besitz und Fruchtgenuss wie an den eignen Liegen- 
schaften der Frau. Ssp. I, 45 § 2. III, 76 § 3. Stück von der Beweisung 365. 
366. Eine Veräusserung durch ihn würde Verwirkung des Rechtes eintreten 
lassen. 
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dingliches Recht am Grundstück 2«. Dasselbe realisirt sich 
aber erst mit Auflösung der Ehe, durch Tod des Mannes oder 
Scheidung; so lange ist es durch die vormundschaftliche 6e- 
were des Mannes gebunden. Dieser hat bis dahin an der Leib- 
zucht Verwaltung und Fruchtgenuss, wie an den zuEigenthum 
besessenen Grundstücken der Frau. Der Umfang seines Ver- 
fügungsrechts über die Liegenschaften seiner Frau entscheidet 
auch die Frage , ob es ihm gestattet ist das zu Leibzucht ge- 
gebene Grundstück anderweitig zu veräussern, die bestellte 
Leibzucht hiedurch wieder aufzuheben? 

Die Frage scheint nach dem Ssp. bejaht werden zu müs- 
sen. Die Frau hat kein Rechtsmittel um eine solche Veräus^e- 
rung wieder rückgängig zu machen 2», oder um ihren Mann zu 
Entschädigung zu zwingen ^o. Auch der Leibzuchtsvormund 
kann ihr nicht helfen, denn seine Vormundschaft währt nicht 
länger als das Gericht, in dem die Leibzucht gegeben wird ^\ 
Sowie die Morgengabe, so kann auch die Leibzucht durch Ver- 
äusserung des Grundstücks wieder illusorisch gemacht wer- 
den. Beides wird nur gegeben, wenn es in des Mannes Ge- 
weren bestorben ist. Eine ausdrückliche Bestätigung dieser 
Ansicht enthält das Wort des Nicolaus von Buch, das oben be- 
reits besprochen worden : 

dat ein man möge sines wives lifgedinge laten ane oren 
willen 32. 

Anders aber als der Ssp. steht das spätre sächsische Recht 
dieser Frage gegenüber. Es erweitert die Rechte der Frau an 
ihren Liegenschaften, ohne dass wir freilich ersehn, auf 



2» Nach ^em Systeme Albrecht's 223 eine Gewere zu Leibgeding. 
AUein von einer Gewere der Leibzücbterin scheint nach Analogie von Lr. 14 
§ 1 erst nach Auflösung der Ehe , wenn dieselbe in den ausschliesslichen Be- 
sitz und Genuss des Guts gekommen , gesprochen werden zu können. Vgl. 
Stobbe Gew. 450. 

29 s. 0. § 10 n. 8. 

30 8. 0. § 6 n. 5. § 10 n. 8. 
3* S. o. § 14 n. 16. 

32 Gl. zu Ssp. m, 76 § 3. S. 0. § 10. 
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welchem Grunde diese Erweiterung beruht 3^. Johann v. Buch 
bespricht in der Gl. zum Ssp. genauer die Stellung des Mannes 
zur Leibzucht. Nach seiner Ansicht ist das Recht der Frau 
an derselben noch weit sicherer als das an ihren eigenen 
Grundstücken vor der Willkür des Mannes geschützt. Er stellt 
den Satz auf, dass der Mann weder mit der Frau noch ohne 
ihren Willen ihre Leibzucht veräussern könne , es sei denn 
dass ihr Wiedererstattung erwiesen werde oder dass sie eid- 
lich auf das Gut verzichte •'^. Da sodann der Ssp. die Bevor- 
mundung der Frau bei Bestellung von Leibzucht und Ursal 
fordert, begründeten die spätem Glossatoren '^ hierauf eine 
dauernde Leibgedingsvormundschaft, die insbesondere beim 
Leibzuchtslehn 3ö ihre Stelle fand. Nur unter Genehmigung 
des Leibzuchtvormunds 3'^ liessen sie demnach in jenen Fällen 
die Leibzucht veräussert werden. 

Nach Constituirung der Leibzucht bleibt die nuda pro- 
prietas des Guts beim Besteller zurück 3*. Diese kommt dem- 



33 S. o. § 10 n. 32. 33. 

34 Ueber den Ursprung dieses Satzes aus raissverständlicher Interpretation 
der Ursal in Ssp. I, 44 und Uerbeiziehnng von Analogieen des römischen 
Rechts s. 0. § 15. 

35 Vor allem die Glossen zum Lr. Die kürzere zu Lr. 56 sagt: Drierlei 
saken sin, dar nmme de vrouwen vormunder hebben scholen ; de erste, dat er 
man er lifgedinge noch verkopen noch verkümmern mach ane eres vormunders 
und eren willen, — de drüdde , so is den gut , dat me der vrouwen enen vor- 
munder gift, dat he er dat lifgedinge vorstan schal, beide bi des mannes 
levende unde dar na, oft men up dat lifgedinge ich t vorderen wolde. Die 
längere Gl. zu Lr. 56 führt die Möglichkeit einer Lei bgedings- neben der ehe- 
lichen Vormundschaft zurück auf des Landes Willkür und der Fürsten Gnade : 
Seit aber das fürsten die frawen alle zu geleich an iren gutern nicht in hut 
behalten mügen, darumb so hat das recht erlaubt, das man in gibt Vormunden 
zu irem leibgeding, ob sie wol ire mann lebendig haben. — Gl. zu Lr. 31 löst 
die Frage, ob die Veräusserung der Leibzucht nichtig sei oder nicht. In dem 
Argumente contra wird ausgeführt : Late ein man sines wives lifgedinge , se 
schal en bedegedingen mit eren vormunder, de dat gut in geweren heft, dat 
er ere man ein recht orsake (sie) do vor er lifgedinge, s. § 15 n. 19. . 

36 S. u. § 17 n. 26. 

'■^ Und zwar des gegebenen wie des erkorenen. Gl. zu Lr. 56. 

38 Wie einst Albrecht 72. 98. 224 in Consequenz seiner Ansicht von 
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nach auch in Erbgang ^9, Daher fällt der Wittwe die Leib- 
zucht nach dem Tode ihrer Kinder in den Schoss , was schon 
die lex Saxonura als EigenthUmlichkeit des ostfälisch-engri- 
schen Rechts hervorhebt ; daher fällt ferner, wenn sie erlischt, 
das Gut durch Consolidation dem ex tunc nächsten Erben des 
Bestellers zu^^ nicht demjenigen, der in diesem Augenblicke 
sein nächster Verwandter sein würde. Als eine Abnormität 
darf es bezeichnet werden, wenn das spätere sächsische Recht 
das Eigenthum des zu Leibzueht gegebenen Gutes ruhn und 
erst bei seinem Rückfall wieder erwachen lässt, wenn es dem- 
nach die Verwandtschaftsnähe, wonach der Anfall sich bestim- 
men soll, nicht ex tunc sondern ex nunc berechnet *^ 



der juristischen Gewere dies auffasste: die Eigengewere besteht neben der 
Leibzuchtgewere fort. Vgl. dagegen Stobbe 454. 464. — Joh. v. Buch 
sagt Gl. zu Ssp. III, 76 § 3 : Dar umme mach si hir wedder an vergeven oder 
verkopen, wen di hersehop is des erven und nicht ore 

39 Ssp. II, 44 § 3. Dist. I, 48, l: Had einer gut, do ein ander lipezucht 
ane hat, des denne das gut ist, der erbet is uf sinen ncsten erben; iener be- 
hilt aber sine lipezucht doran. Das ist wich bilde, lantrecht und keiserrecht. 
Vgl. auch görl. Ldr. 38, 5b und Horaeyer dazu. Albrecht 226 n. 600. 

^0 Also dem Sohn und dem Enkel des Bestellers zu. gleichen Theilen. 
Görl. Ldr. ibid. 

'** Nach der Auffassung Rückert's, Sachenrecht 111, müsste dies frei- 
lich die Regel sein. Es sind zwei Stellen aus dem Quellengebiet des sächsi- 
schen Rechts, die jener seltsamen Anschauung huldigen, wonach also die Leib- 
zueht am Gut auch das Eigenthum daran vollständig absorbirt. Syst. SchR. 
IV, 2, 40. Der Schossfall des Leibznchtgutes soU hienach bei des Kindes 
Tode für die Wittwe ausgeschlossen sein: wenne der vrauwin mochte yon 
irem kinde nicht ange valiin , daz af daz kint nicht komen war. Ibid. IV, 2, 
12. 13 : Ein man hot begobit sine housvranwe mit eime lipgedinge — ; nn ist 
4er man tot und hat gelozin zone und tochtir ; nu ist der zone einir tot und 
sin weip und habe vorbas kindir gelozin und di seibin kindir sint euch tot und 
habin sich czu der kindir gut gehaldin ere nestln , di dor czu recht gehabt 
habin von vatir unde von mutir. Nu uf daz leczte ist die vrauwe ouch tot, di 
daz lipgedinge gehabit hot. Ab di personen, di der kinder gut undir sich ge- 
teilit han, — mogin alle gliche teil genemin an der vrauwin lipgedinge? Wer 
der totin vrauwin man aUir neste czu gehoiit von mogeschaft wein „ di sallin 
der vrauwin lipgedinge, daz ze von dem manne hatte, alleine behaldin ; is si 
denne, daz di giftandirs us wisit. — Die Entscheidung würde nach dem Ssp. 
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Zu Leibzucfat können Grundstücke aller Art^^ gegeben 
werden. Sawol auf dem Lande wie in den Städten ^^ ^ar 
diese Art der Wittwenversorgung beliebt, die Stadtbücher der 
letztern sind reich an Eintragungen von Leibzuchtsrecht ^*. 
Wie die Grundstücke sind auch Rechte , die mit Immobiliar- 
qualität bekleidet sind*«, fähig zu Leibgedingen verwandt zu 



unrichtig sein. Falls die Enkel des Bestellers z. B. eine Mutter zurückgelassen 
haben, müsste auf diese das Leibgedinge fallen und nicht auf des Bestellers 
nächste Erben. 

*2 Ausser Eigen also Lehn, Ssp. II, 21 § 3. III, 75 § 1. Lr. 31 § 1. Zins- 
gut, Syst. SchB. IV, 2, 10. 32. IV, 1, 88. SchU. Wasserschieben I, 
256, C. 118. 386 c. 34 und oft. 

*3 Magd. Recht 1261 § 28. 1304 § 20. 21 ; Weichb. (Vulg.) 22 § 1. 24 
§ 2.59; (V. Daniels 1853) 79 § 1.2. 24 § 6. MSchU. Wasserschieben 

I, 231 c. 76. 247 c. 106. Syst. ScliR. IV, I, 19. IV, 2, 3. Gosl. Stat. 
Göschen 265. Eisen. Rb. H, 11 flf. Dist. I, 12. 20. 23. — Die Leibzuclit 
als Wittwenversorgung des deutschen Rechts hat sich bis ins 16. Jahrhundert 
erhalten. Die sächsischen Praktiker in jenei* Zeit erörtern dieselbe ausführ- 
lich; noch die sächs. Const. III, 32. 33 erwähnen ihrer. Weiske prakt. 
Unters. I, 50. Schletter Const. 245. Unrichtig ist es, dass die Leibzucht 
schon im Mittelalter sich zu einem Recht des Adels ausbildete, W^ eiske I, 50. 
Das gilt nur von dem dotalicinm, vgl. z. B. Barth von der Gerade 473. Et- 
was später als die land- und stadtrechtliche Leibsucht kam auch das Leib- 
gedingslehn, s. u. § 1 7, ausser Anwendung. Z a c h a ri ä kursächs. Lehnr. § 1 99. 
Als letzter Leibgedingsbrief wird angegeben einer von 1692. Kraut III, 100. 
An Stelle der deutschen Institute traten für die Wittwenversorgung die römi- 
schen Geschäftsforroen , vor allem Bestellung eines ususfructus. Doch hatte 
sich im Kreise des Lehnrechts bereits vor dieser Zeit auf Grundlage der An- 
sicht Buch's, wonach die deutsche Leibzucht identisch sei mit der römischen 
donatio propter nuptias , s. o. n. 6 , ein neues Institut , das sächsische Leib- 
gedinge (dotalicinm) als ein jus singulare des Adels entwickelt , das in seiner 
ursprünglichen Gestalt eine Leibrente darstellt , die der Wittwe aus ihrem 
Eingebrachten gewährt wird und als Reallast auf dem Lehn de« Mannes ruht. 
Consult. Sax. I, 1, 7. Wesen und Geschichte dieses Instituts gehört nicht 
mehr hieher. Vgl. darüber Eckardt in der Zeitschr. f. d. R. X, 479. 
Schletter Const. 271. 

44 So finden sich viele in den Stadtbüchern von Halle , s. die Einleitung 

II, n. 20; in denen Breslaues, vgl. Wendroth diss. de Institut. — juris dot. 
Vratisl. 1862, 43. 44. Home y er Stadtbücher des Mittelalters in den Abh. 
der berl. Akad. 1860, 15. 46. 

*5 Insbesondere Grundrenten. Syst. SchR. IV, 1, 24. II, 1, 21 und oft. 
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werden. Freilich die Realisation, die Sicherheit der bestellten 
Leibzucht ist vor allem durch die Rechtsqualität des damit be- 
lasteten Grundstücks bedingt. Dies kann Allod sein, es kann 
aber auch nur Lehn oder Zinsgut sein. Nutzung und Genuss 
der Frau ist zwar auch in diesen Fällen nicht beschränkter, 
als wenn Eigen zu Leibzucht gegeben wäre ; wol aber ist die 
Dauer, die Wirksamkeit eines Rechts gefährdet, das man selbst 
nicht zu vollem Eigenthum besitzt. Mit gutem Fuge sagt 
darum Eike: 

Ssp. III, 75 § 1. An egene is recht lifgetucht der vrowen, 
wende it in nieman gebreken mach to irme live, unde an lene 
nicht, wende it in to maneger wis gebroken mach werden *®. 

Auch an Lehn und Zinsgut wird die Leibzucht im echten 
Ding unter Königsbann gegeben *7. Sie ist ja ein Rechtsinsti- 
tut des Landrechts, anwendbar auf alle Immobilien. Des 
Herren Recht wird durch Einräumung eines Niessbrauchs 
daran an und für sich nicht berührt, es bedarf darum zur Gil- 
tigkeit einer Leibzuchtsbestellung nicht seiner Einwilligung ^^ 
nicht seiner Zuziehung zu dem landrechtlichen Akt. Allein 
das Recht der Frau an einer Leibzucht, die nicht Eigen zum 
Gegenstande hat, ist überaus gefährdet, die Möglichkeit man- 
nigfachen Bruches lässt es als ein prekäres erscheinen**. Nur 
auf so lange kann zunächst Leibzucht gewährt werden, als das 
Recht des Bestellers oder seiner Erben dauert. Heimfall des 
Gutes beendigt auch die Leibzucht *<>. Ferner hat beim Lehn, 



*^ Joh. y. Buch, Gl. zu Ssp. III, 75 § 1 , erläutert diesen Aassprueh 
dahin , dass Eike damit von der Bestellung einer Leibzncht an Lehn abrathe. 
Vgl. auch die längere Gl. zu Lr. 57 § 1 und Homeyer System 363. 

47 Albrecht 228 n. 608. Homeyer System 359. Kraut III, 84. Magd. 
Recht 1304 § 83, Gibet ein man sinem wibe sin gut zu irme libgedinge in 
iehegetem dinge — an eigene oder an lehne mit der erben urlobe — . 

"Lr. 31 § 1. Vgl. Homeyer System 435. Kraut III, 85. 

4öHomeyer*s Aeusserung 361 , dass bei landrechtlichem Dingen einer 
Leibzucht an Lehn die Möglichkeit mannigfaltigen Bruchs fehle, möchte dem- 
nach anzuzweifeln sein, damit auch seine Interpretation von Ssp. III, 75 § l, 
die in der Leibzucht an Lehn ein Lehnsgedinge sehn will. 

*ö Homeyer System 360- 
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anders wie beim Ziusgut, auch Felonie des besitzenden Va- 
sallen diese Wirkung, mag dies der Besteller selbst oder einer 
seiner Erben sein. Sodann können Verfügungen des Herrn 
noch zu jenes Lebzeiten, also Bestellung eines Gedinge oder 
einer Anwartschaft beim Lehn die Lage der Leibzüchterin be- 
dröhn. Vor allem aber bedürfen Zuwendungen von Immobi- 
lien, mögen dieselben Grundstücke oder nach Immobiliar- 
sachenrecht behandelte Rechte sein , des Erbengelofs. Auch- 
wenn an Lehn, an Zinsgut Leibzucht nach Landrecht gewährt 
wird, haben die Erben ihren Consens zu verlautbaren. Ja die- 
ser wird beim Lehn ** den gewöhnlichen Kegeln entsprechend 
nur von mündigen Erben zu Kechte gegeben *2. Während bei 
dem zu Leibgeding gegebenen AUod auch das Kind einen gil- 
tigen Erbengelof verlautbart, ist bei der Leibzucht an Lehn der 
Vasall an die während der Unmündigkeit gegebenen Er- 
klärungen nicht gebunden. Von der Leibzucht an Eigen 
heisst es : 

Ssp.I, 21 § 2. Liftucht ne kan den vrowen neman breken, 
neweder naborne erve, noch neman uppe den dat gut irstirft. 

Anders bei der Leibzucht an Lehn : 

Lr. 31 § 1. Dinget en man sime wive gut mit siner sone 
gelove, die to iren jaren komen sin, dat ne kan weder die 
herre noch die kindere breken , of sie's getüch hevet. Lovet 
it die kindere binnen iren jaren, dat mögen sie breken unde 
nicht die herre. 

Aber selbst wenn der Herr, selbst wenn die vorhandenen 
Lehnserben in die Bestellung der Leibzucht einwilligten, war 
doch damit die Lage der Frau nur um ein weniges sicherer. 
Denn des Herrn Consens band seine Folger nicht, und die Er- 
klärung der jeweiligen Erben war darum von zweifelhaftem 
Werth, weil bei Bestellung der Leibzucht die Person des der- 
einstigen Lehnserben noch ungewiss war. 



&* Ffir die landrechtiiche Leibzacht an Zinsgat fehlen nähere Nachrich- 
ten. Die Bestimmungen des Ssp. über Zinsgüter sind sehr spärlich. 
*2Horaeyer System 484. 
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Als das Lehnrecht im dreizehnten Jahrhundert immer 
mächtiger auf das Rechtsleben m wirken begann , als es eine 
eigene Rechtssphäre bildete, coordinirt der des Landrechts 
einerseits, des Hof- und Dienstrechts auf der andeni Seite, da 
führte das Bedtirfniss dazu die engen Grenzen , die der Leib- 
zucht an Lehn in ihrer landrechtlichen Gestalt angewiesen 
waren, zu durchbrechen, die Wittwenversorgung in den Kreis 
lehnrechtlicher Gliederungen zu ziehn. Wir finden hierin den 
Ursprung des Leibzuchtlehns. 

§17. Das Leibgedingdehn^. 

Das Lehnrecht, wie es uns in der Darstellung des Ssp. 
vor Augen tritt, kannte mancherlei Formen um den Frauen 
auch eine Wittwenversorgung im Kreise des Lehnrechts zu 
sichern. Sie boten der Wittwe eine immerhin grössere Garan- 
tie dar, als es die im Landrecht erfolgende Leibzuchtbestellung 
ermöglichen konnte ; die Frau war wenigstens nicht von der 
Willkür der Lehnserben abhängig, sie konnte ein vom Lehns- 
herrn für seine Person garantirtes Recht erlangen, wenn auch 
dasselbe der im Allod gegebenen Leibzucht an Sicherheit nicht 
gleichkam. 

Das einfachste Mittel 2 für die Wittwe eine Versorgung 
nach Lehnrecht zu begründen war die Belehnung der Frau, 
die Constituirung eines Weiberlehns. Das Gut fiel bei be- 
stehender Ehe in die vormundschaftliche Gewere des Mannes ^ 
und wurde nach seinem Tode davon befreit. Gegen die Nach- 
theile ihrer Lehnsunfähigkeit konnte die Frau nur dadurch 
sich schützen lassen, dass der Herr zugleich ihrem Mann oder 



^ Homeyer System § 21. Kraut III, 89. In seinem Werke: Samm- 
lung von Ehestiftungen und Leibgedingsbriefen 1 863 hat v. Mülverstedt 
ein höchst umfassendes Material aus dem Gebiete des sächsischen Rechts lei- 
der für die Rechtsgeschichte nicht ausgebeutet. 

2 Die verschiedenen Möglichkeiten einer lehnrechtlichen Wittwenversor- 
gung werden schön aufgezählt durch Johann v. Buch in Gl. zu Ssp. III, 76 §3. 

8 Ssp. III, 76 §3. Lr. 74 § 1. 
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einem Dritten* die Belehnung als Lehnsvormund „to der 
vrowen band" ertheilte, der der Lebnträger der Leibzüchterin 
war und ihr die Folge sicherte *. Die Stellung des Lehnsvor- 
munds konnte sogar zu der eines wahren Vasallen erhoben 
werden, dadurch dass er das Lehn mit der Frau zu gesammter 
Hand erhielt«. 

Bei weitem weniger Garantie bot der Frau die Bestellung 
eines Gedinges am Lehn des Mannest Der mannigfache 
Bruch, dem das Gedinge unterliegt, Hess dasKecht derWittwe 
als ein höchst prekäres erscheinen. Nicht nur, dass dasselbe 
der Folge an den neuen Herrn entbehrte, schon durch die Ge- 
burt von Lehnserben wurde es gebrochen*. Ja jede Veräusse- 
rung des Lehns durch den Ehemann vereitelte ihren An- 
spruchs Denn sollte das Gedinge an Gut zu rechtem Lehn 
für sie werden , so musste dasselbe in der Lehnsgewere des 
Manns ersterben *<^. Und war nun auch nach des Mannes Tod 
die Frau wirklich in die Gewerd des Lehns gekommen, so 
stellte der Tod des Herrn wiederum ihr Recht in Frage, da ja 
die belehnte Frau der Folge darbt '^ 



'* Der vrowen vrund. Lr. 75 § 1. Vgl. Homeyer System 352. Kraut 
III, 81. 

6Lr. 56. 75 § 1. Richtst. Lr. 25 § 1. Vgl. Albrecht 237. Homeyer 
System 352. Kraut III, 67. 

« Lr. 56 § 1. 75 § 1 ; in der letzten Stelle die Regel, in der ersten die 
Ausnahme. Albrecht 238 n. 645. Homeyer System 355. Kraut IH, 
68. 88. 

■^Homeyer System 361. Kraut III, 85. Ein Gedinge der Frau wird 
erwähnt Lr. 57 § 1. 31 § 2. Dagegen gehört nicht hieher Ssp. III, 75 § 2, 
8. o. § IQ n. 13. Joh. V. Bach berichtet nns, dass da» Gedinge zuweilen zur 
Wittwenversorgnng lienutzt wurde. Gl. zu Ssp. III, 76 § 3: Nu segge dat 
nnderscheit tuschen dem angevelle unde lifgedinge — wan des is not. An- 
gevelle is , dat di ein here liet also besehe! denlike , dest it eme van sime 
manne los werde. Sih, dat plegen etlike — oren eigen wiven laten tu liende 
Tor or lifgedinge. Dit mach einem mengerleie wis afgan — . 

«Ssp. I, 33. Lr. 57 § 1. 

»Lr. 5 § 1. 

«Lr. 74 § 1. 57 § 1. 31 § 2. 

11 Das wird ausser Acht gelassen von Kraut III, 87. 91. Sehr richtitif 
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Bei dem strengen, geschlossenen Charakter des Lehn- 
rechts konnte demnach zu Eike's Zeit eine lehnrechtliche Ver- 
sorgung der Wittwe nur unvollkommen, auf Umwegen und 
niemals mit Garantie gegen Anfechtungen bewirkt 'werden. 
Für die Bestellung der Leibzucht war das Lehn kein geftlgiges 
Objekt. Je mehr aber der Feudalismus zu einem System sich 
consolidirte, das alle Besitzverhältuisse beherrschte, allen so- 
cialen Gliederungen seinen Stempel aufdrückte, desto fühl- 
barer erwies sich die Nothwendigkeit ein Wittwenreeht am 
Lehn zu schaffen , das an Wirksamkeit und Sicherheit der 
Leibzucht an Allod gleich kam. Es wurde dies bewirkt durch 
das Leibgedingslehn. Neben den bekannten Formen eines 
Lehns „mit Unterscheit",- die derSsp. als die ausschliesslichen 
im Gebiete des Mannlehns erwähnt ^2, tritt uns bereits in den 
spätem Zusätzen des Ssp, , also etwa zu Ende des 13. Jahr- 
hunderts*^ als ein neues Lehn das Leibzuchtlehn entgegen. 

Lr. 31 § 2. Liet — - en herre ener vrowen gut, nicht na 
gedinges recht mer mit den benömeden worden to irme live, 
dat len dat sal he ir stade halden to irme live, al winne sie ok 
wol sone dar na , deste ir man mit deme gude in rechten ge- 
weren besterve. 

Lr. 2 § 3. Kumt — en wif in die gewere des gudes mit 
rechte oder mit ires herren minnen, na des dode, die it ire ge- 
dinget hadde ** to irme live, sie sal dar mede besitten to irme 
live, dat it ir mit uplatene noch mit irs herren dode nicht ge- 
broken ne mach werden , deste sie's sinne na ireme rechte ; 
unde hevet volge daran an jewelken herren, an den dat gut 



hebt schon Johann v. ßnch die Mängel des Gedingsrechts hervor. Ol. zn Ssp. 
m, 75 § 1. 76 §3. 

»2 Lr. 55 § 9. 56 § 3. Svat die herr« nianlike liet, dat is recht len oder 
erflen oder bnrchlen, oder gedinge — , oder wardiinge — . Svie mer lennnge 
seget an gude, dat man manlike liet, — die seget nnrechte. 

»3 Vgl. Homeyer Ssp. II, 1, 70. 

» So liest die Handschriftcnklasse O, Homeyer Ssp. II, 1, 61 , die äl- 
teste , in der sich dieser Zusatz findet. Eine Reihe von spätem Texten der 
Vulgata verändern diese Worte in : lien lise, ohne Zweifel präciser. 
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kumt; nicht ne ervet sie it aver na irme dode up ire kin- 
dere. 

Dass schon im 14. Jahrhundert dieses Leibgedingslehn 
die landrechtliche Leibzucht am Lehn fast ganz verdrängt 
hatte , berichtet uns ausdrücklich Johann v. Buch. Er hebt 
hervor, dass 

allmeistich der vrouwen lifgedinge lehen is , Gl. zu Ssp. 
III, 76 § 3. 

Er erklärt daher den Satz Eike's'^, dass nur an Eigen 
rechte Leibzucht den Frauen bestellt werden könne, für 
falsch *«. Im Widerspruch zum Spiegier führt er aus, dass der 
Frau am Lehn ein viel wirksameres Recht bestellt werden 
könne als an Eigen '^! Indem er zugesteht, dass freilich Eike 
für seine Zeit Becht gehabt habe , da das Recht der Frau am 
Lehn damals nur ein sehr beschränktes gewesen sei , schreibt 
er den Satz Lr. 2 § 3 dem Kaiser Friedrich von Staufen zu **. 
Zu Frommen der werthen Frauen, denen schon die leges an 
Leibzucht viele Gunst erwiesen , habe er ein neues Recht für 
das Leibgedinge begründet. 

Das wesentliche des Leibgedingslehns bestand nun aber 
darin, dass es auf einem lediglich lehnrechtlichen Akt be- 
ruhte ^^ Das Recht der Frau wurde durch Belehnung be- 
gründet, die Leihe geschah im Lehngericht durch den Herrn. 

Zu diesem Zwecke Hess der Mann , der seiner Frau eine 
Leibzucht dingen lassen wollte, sein Lehn dem Lehnsherrn 



« Ssp. in, 75 § 1. 

»« Gl. dazu. 

1'' Ol. ibid. Von den Gründen ist namentlich durchschlagend der , dass 
es znr Bestellung des Leibgedingslehns des Erbenconsenses nicht bedürfe. 

»8 Gl. zu Ssp. lU, 75 § 1, danach Gl. zu Lr. 57 § 1. Ilomey er System 
363, vgl. desselben Ssp. II, 1, 49. — Gemeint ist Kaiser Friedrich Barbarossa, 
der sagenhafte Gesetzgeber des Reichs für Lehnrecht. Homeyer System 1. 1. 
Stobbe Gesch. d. Rq. I, 358 n. 4. 

10 Gl. zu Ssp. III, 75. 76 passim. Dist. I, 12, 1. Stück vom Mustheil 
(Wilda 290) : Lifgedinge — gemaket — in egene vor gerichte oder an lene 
van dem heren de dat lenet. 
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auf 20. Dann erfolgte die Belehnung an die Frau unter der 
ausdrücklichen Abrede , dass sie fttr die Dauer ihres Lebens 
bestimmt sein sollte 2* ; bei diesem Akte griff der Ehemann 
selbst mit an; auch er ward mit dem aufgetragenen Lehn wie- 
der belehnt „tu teikene, dat it sin ervelehn si, unde or ge- 
dinget si to irme live" 22, 

Demnach bleibt der Mann auch nach erfolgter Beleibzüch- 
tigung der Frau in Gewere und Genuss des Lehns. Er dient 
nach wie vor seinem Herrn vom Lehn aus , er hat es in Nutz 
und Gelde und zieht den Zins daraus ^^ Durch die Belehnung 
erlangt die Frau nur ein eventuelles Recht an ihres Mannes 
Gut. Das Leibgedingslehn ist bis zum Tode desselben ein 
Lehn ohne Gewere 2*, ein bedingtes Lehn. Erst mit diesem 



^^ Also Anwendang eines sehr gebräuchlichen Geschäfts. Lr. 86. Auch 
konnte natürlich an einem beliebigen Lehn der Herr eine Leibzucht für die 
Frau bestellen. Gl. zu Ssp. III , 76 § 3 : Die vrouwen mögen hebben lifge- 
dinge (an lehn), als dat si tu orme live kopen. 

2» Lr. 31 § 2 : mit den benomeden worden to irme live. 

22 Diese Form wird beschrieben in Gl. zu Ssp. III, 76 § 3. Richtst. Lr. 
25 § 1. Gl. zu Lr. 31. 56. 57. Beispiele aus Urkunden bringt bei Kraut 
in, 92. 

23 Die bekannte Definition der lehnrechtlichen Gewere. Lr. 14 § 1. 

2* Vgl. Lr. 2 § 3 : Kumt — en wif in die gewere des gudes mit rechte 
oder ires herren minnen na des dode, die it ire gedinget hedde. Richtst. Lr. 
25 § 1. Were se*noch nicht gekomen in de gewere, eft de noch levede, de 
dat er hadde ligen laten; ibid. § 3. Gl. zu Lr. 57 § 1 : De ander meininge 
des capitels is , dat de vrouwe neue gewere an deme lifgedinge hebben möge 
bi eres mannes levendem live. Stück yon derBeweisung366i. i. — Aus dieser 
Beschaffenheit des Leibgedingslehns erklärt sich die allerdings unhaltbare Inter- 
pretation von Ssp. III, 75 §2, wonach dieser Satz sich auf das Leibgedingslehn 
beziehn sollte. S. 0. § 10 n. 13. — Freilich ist doch offenbar, dass die Frau, 
die mit einem Leibgedinge beliehen ist, des Gatten Gewere theilt, dass also 
ihr Leibgedinge im eigentlichen Sinne bei Lebzeiten des Mannes der Gewere 
nicht darbt. Auch die Ansicht Buches scheint dahin zu gehn, dass die Frau 
bis zum Tode des Mannes der Gewere nicht darbt. Gl. zu Ssp. in, 75 § 2: 
Nu aver (seit dem Gesetz Kaiser Friedrichs) is it ore rechte lehen und hebbent 
in geweren, wente man unde wif hebben nen gescheiden gut, arg. Ssp. I, 31. 
— Doch ergibt sich nicht , welche Consequenzen er hieraus zieht. Der Be- 
griff der Gewere erwies sich bei fortschreitendem Verkehrs- und Rechtsleben 

V. M a r t i 1 2. ehel. Oüterreoht d. Ssp. 14 



Digitized by VjOOQ IC 



210 

Zeitpunkt, und nur an des Mannes Gut tritt sie ein. Daher 
erlischt beim Vorabsterben der Frau das Leibgedinge, es wird 
nicht vererbt, daher wird es wirkungslos, wenn das Lehn 
nicht in des Mannes Gewere erstirbt 2«. 

Als Lehn ohne Gewere hat aber das lehnrechtliche Leib- 
gedinge einen empfindlichen Mangel. Es darbt der Folge. 
Stirbt bei Lebzeiten des Ehemanns der Lehnsherr, so ist sein 
Nachfolger zur Erneuerung der Leibzucht nicht verpflichtet. 

- Richtst. Lr. 25 § 1. Here, were ok ener vrowen lifge- 
dinge gelegen van juwen vorvaren, unde were se noch nicht 
gekomen in de gewere , eft de noch levede , de dat er hadde 
ligen laten, here, de en dorve gi ok or nicht ligen , gi ne wil- 
len 't denne don 2«. 



für scharfes juristisches Erfassen als zu schwankend und unsicher. Anch in 
diesem FaUe findet nach der Auffassung der obigen Stellen eine mehrfache 
Gewere an derselben Sache statt. Vgl. damit die Ausführung oben § 13 n. 22. 

33 Lr. 3 1 § 2 : Deste ir man mit deme gude in rechten geweren besterve. 
Wird daher dem Ehemann sein Lehnrecht vertheiit, so erlischt auch die Leib- 
zucht der Frau, Stück von der Bewelsung 365 : Als dem manne sin lenrecht 
an deme gude verdeUet were, so worde or liftucht ok gebroken. 

2^ Freilich gehört das Leibgedingslehn bereits einer Zeit an, die zur 
Schöpfung neuer Bechtsinstitute nicht mehr die geistige Kraft besass , es tritt 
uns in den Quellen nicht in klarer, fester Gestalt entgegen. Wenn sie auch 
der Frau bis zum Tode des Manns die Folge an jenem Lehn versagen , da sie 
der Gewere darbt, so meinen sie doch, dass ein Lehnsvormund diesem Mangel 
* abhelfen könne. So wird das Leibznchtlehn mit dem rechten der Frau ge- 
liehenen Lehn vermischt. Derselbe Rtehtst. Lr. 25 § 1 , der die Gewere an 
jenem der Frau erst nach des Mannes Tode zuschreibt, fährt dann fort: 
Merke even, hir van is dat, wan en man sime wive lifgedlnge let ligen, so let 
he dat gut up unde untfenget dat wedder met der vrowen : so heft he den her- 
seilt unde dat len , unde de vrowe heft dat silve len unde de gewere. Ein 
Satz, der vom rechten Weiberlebn hergenommen ist, Lr. 56 § 5. Was soll 
wol am Lehn ohne Gewere der Lehnsvormund? Vgl. auch Homey er Sy- 
stem 366. Kraut III, 87. Aber von der Auffassung, dass der Mangel des 
Leibgedingslehns durch einen Vormund gehoben werden könne, war kein 
grosser Schritt zu der Vorstellung , dass auch schon während der Ehe die be- 
leibzüchtigte Frau eine Gewere habe. Die Consequenzen davon sind aber 
folgende: das Stück von der Beweisung 366, Richtst. Lr. 25 § 2 fasst das 
Recht des Manns am Leibzuchtlehn , das er hat bestellen lassen , als blosse 
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Erst wenn es zur Verwirklichung ihres Eeehtes gekom- 
men ist, wenn die Frau nach ihres Mannes Tode die Gewere 
des Lehns zu Leibzucht erlangt hat, steht ihr die Folge zu, ist 
jeder Herr zur Anerkennung ihres Leibgedinges verpflichtet 

Lr. 2 § 3. Si sal dar mede besitten to irme live, dat it ir 
mit uplatene noch mit irs herrendode nicht gebroken ne mach 
werden , desto sie's sinne na ireme rechte , unde hevet volge 
daran an je welken herren, an den dat gut kompt. 

Zur Belehnung mit einem Leibgedinge bedarf die Frau 
keines Vormunds ^. Sie erhält nach des Mannes Tode auf 
vorgängige Muthung das Lehn^ kraft eignen Rechts **. 

Objekt des Leibzuchtlehns sind lehnsfähige Sachen, also 
Liegenschaften und alle mit Immobiliarqualität behafteten 
Rechte, z. B. Territorien mit nutzbaren Hoheitsrechten, deren 
Genuss dann für ihr Leben der bedachten Wittwe zukam, Land 
und Leute, Städte 2». Für die Dauer ihres Rechts empfängt 



Vormundschaft auf. Richtet. Lr. 25 § 2. Gl. zu Lr. 56 § 4 lasst femer bei 
Felonie des Mannes die Leibzucht der Frau nicht verloren gehn. — Mit Un- 
recht macht übrigens Kraut III, 90 die Frage, ob die Frau sogleich eine 
Qewere am Leibgedingslehn erhält oder nicht, von dem Belieben der Pacis- 
centen abhängig. Es war dies ja eine rein theoretische Frage. 

2'' Die Quellen der n. 26 haben freilich Grundsätze des rechten Weiber- 
lehns auch auf das Leibgedingslehn übertragen und kennen demnach einen 
Leibgedingsvormund als Lehnträger , insbesondere zur Sicherung der Leib- 
zucht während des Lebens des Ehemanns. Ein solcher konnte der Ehemann 
selbst oder ein dritter sein. Auch die Urkunden enthalten reichliche Belege 
für die. Bestellung von Leibgedingsvormündern im Lehnrecht. Diese sind 
dann mit dem Lehn zu Vormundschaft beliehn und haben gewohnlich statt 
der Frau dem Herrn Lehnsdienste zu leisten. Vgl. Homeyer System 367. 
Kraut III, 94 n. 26. 96. 

28 Lr. 2 § 3: desto sie's sinne na ireme rechte. Richt«t. Lr. 25 § 3. Ho- 
meyer System 367. Kraut III, 95. Die Quellen der n. 26 lassen die 
Muthung nur durch den Leibzuchtvormund geschehn. Gl. zu Lr. 56 : Dat de 
gegevene vormunder to haut na eres mannes dode deme volge mit sinninge, 
unde dat gut untfae an der vrouwen stade , sint de vrowe des herschildes 
dervet. 

29 Gl. zu Lr. 56 § 4. Magd. Rechtsaufzeichnnng Wasserschieben I, 
419 c. 74. 

14* 
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dann die Wittwe der Vasallen Huldigung, die in der ihr zu 
Leibzucht bestellten Lehnscurie lehnspfliehtig sind. Da der 
Herr durch die Beleibzüchtigung keinen Verlust in seinen 
Diensten zu erleiden braucht, so dient sie mit ihrem Gute und 
zahlt Heersteuer, die wenn es des Reichs Heerfahrt gilt, „na 
satteme rechte", d. h. mit dem zehnten Theil der Jahresein- 
künfte zu entrichten ist^o. Doch muss die Mannschaft, die 
der Frau gehuldigt hat , dem Oberherrn an Stelle der Fi*au 
dienen »i. Wird aber dem Lehnsherrn mit Gift gedient, so ist 
die Leibzüchterin dazu ebenso wie der Mann verpflichtet 32. 

Die Belehnung zu Leibzucht geschieht im Lehngericht 
vor des Herren Mannen : 

Lr. 55 § 8: Sal lenunge geschien, als it helpende si, — 
di sal geschien vor des herren mannen, an den man is getüch 
hebbe. 

Sie wird daher von der Frau mit dem Zeugniss der Man- 
nen bewiesen. Doch müssen diese Wissenszeugen sein , die 
die Belehnung sahen und hörten, wie bei jeder Belehnung 
ohne Gewere 33. Ist die Frau bereits nach des Mannes Tode 
in die Gewere des Guts gekommen, so treten im Streit gegen 
den Herrn oder gegen Dritte die gewöhnlichen Beweisregeln 
ein, das Getttge der Lehnsgewere mit sechs Mannen oder, 
wenn bereits rechte Gewere vorhanden, das Gezeugniss jäh- 



30 Gl. zu Lr. 56 § 4 : AUe den dienst , den de man mit deme live viil- 
bringen schal und dinen sime heren , den schal de vrowe vordinen mit ereme 
gnde unde gelde, eft he er it van gnaden nicht' verdragen wil. Lr. 4 § 3. 34. 
46 §2. 

31 Gl. zu Lr. 56 § 4: Dar van scholen der vrouwen man, de er man- 
schop geboden hebben, deme overheren dinen an der vrouwen stede. 

^ Ibid. Geschot unde bede, wo de gemenlik over dat laut geit, dar scal 
de vrouwe mede llden van ereme lifgedinge. 

33 Lr. 5 § 2. 7 § 2. 6. 57 § 1. 62 § 2. Die Hdschr, Homeyer Rbb. 496 
aus dem 14. Jahrhundert enthäll bei Lr. 31 folgenden Schlusssatz : (Die Frau) 
sal — de leninge getugen tegen eren herren na gedingetes rechte, binnen erer 
rechten jartale na eres mannes dode, of is er de herre nicht nebekant. Uebri* 
gens sind der Zeugen zwei. Lr. 57 § 1. 
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rigeti Besitzes mit sechs unbescholtenen Männern , verbunden 
mit eidlicher Versicherung der Belehnung 3*. 

Schon die Möglichkeit in der Lehnscurie eine Wittwen- 
versorgung zu bewirken war ein Vortheil vor der landrecht- 
lichen Bestellung- der Leibzucht , die nur an einem der drei 
echten Dingtage des Jahrs erfolgen durfte. Dazu kommt nun 
aber ein weitrer; die Freiheit vom Beispruchsrecht der Erben. 
Das deutsche Lehnrecht weist dem Erben eine weit beschränk- 
tere Stellung zu als das langobardische. Dem Herrn gegenüber 
kann der Lehnserbe ausderersten Verleihung keinen Anspruch 
geltend machen. Gegen Akte des Lehnshofs hat der Lehns- 
folger nach dem strengen Standpunkt des Ssp. kein Ein- 
spruchsrecht 3*. Will daher der Mann seinem Herrn das Lehn 
auflassen, so i^t er hiebei an die Genehmigung des Lehnserben 
nicht gebunden. So war es möglich die Beleibzüchtigung der 
Frau im Lehnrecht dem Einfluss der Erben ganz zu entziehn. 
Die Quellen heben ausdrücklich hervor, dass das Leibgedings- 
lehn im Gegensatz zur landrechtlichen Leibzucht ohne Erben- 
gelof bestellt wird '^^. ' 

Johann v. Buch in Gl. zu Ssp. HI, 75 : Ein man mut sime 



3* Lr. 74 § 2. Stück von der Beweisung 365. Altmärk. Gl. zu Ssp. I, 21, 
vgl. Homeyer System 366; ibid. 603. Hänel Beweissystem 163. — Allein 
an diesen Regein halten die Quellen nicht fest. Das Vorrecht der Frauen die 
Bestellung der Morgengabe mit Eineid zu erweisen scheint auch auf das I^eib- 
gedingslehn eingewirkt zu haben. Das Stück von der Beweisung 365 ge- 
währt der Frau die Befugniss , ,dorch sunderliker gunst willen die Belehnung 
gliker wis alse morgengave met ores eines haut uppenhilgen*' zu erhärten vor- 
ausgesetzt, dass auch hier die Gewere mit Getüge erwiesen wird (Ssp. I, 20 
§ 6). Also auch hier begegnet die Vorstellung, dass bereits bei Lebzeiten 
des Mannes die Frau eine Gewere am Leibgeding Jiat, s. o. n. 26. Die alt- 
märk. Gl. zu Ssp. I, 21 berichtet dasselbe, jedoch nur als Meinung Einzelner. 
Richtst. Lr. 25 § 3 spricht ohne f^inschränkung der Frau das Recht zu ein 
Leibgedinge , in dessen Gewere sie bereits gekommen , also nach dem Tode 
des Mannes, mit Eineid zu behalten. 

3* Arg. Ssp. I, 14 § 2 : AI ne künnen se's ime nicht geweigeren to len- 
rechte, nicht n'is't doch lantrecht. Vgl. Homeyer System 438. Zimmerle 
Stamm gutssystem 248. 

36 Homeyer System 364. 438. 
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wive sin eigen nicht geven ane erven gelof, ioeh tu orme live; 
aver sin lehen mach (er) ir lien laten ane erven gelof. 

Eine Handschrift 37 enthält bei Lr. 31 § 2 folgenden Satz: 

(Das Leibzuchtlehn soll der Herr der Frau stets halten), 
unde mach er des nicht gebreken , sveder de man sone hevet 
eder he se dar nach gewinnet. 

Eine grosse AnzahP« von Handschriften enthalten an die- 
ser Stelle folgendes Glossem : 

(AI winne sie ok wol sone dar na,) die sune mögen es ir 
nit brechen. 

Dass nachgeborne Söhne anders wie bei der landrecht- 
lichen Leibzucht an Lehn das Leibgedingslehn nicht brechen, 
spricht bereits Lr. 31 § 2 in dem oben angeführten Texte aus. 

Nachdem sich aber das Wittwenleibgeding auf Grund der 
Garantieen, die es gab, zu einem festen Institut des Lehnrechts 
gebildet hatte, kam die alte landrechtliche Bestellung von 
Leibzucht an Lehn ganz ausser Uebung. Schon Johann v.Buch 
gibt jener den Vorzuges. Der unbekannte Verfasser der Lehn^ 
rechtsglosse in der Mitte des 14. Jahrhunderts scheint das 
landrechtliche Geschäft nicht mehr zu kennen *<>. Jener 
Luxus in den Rechtsformen der Wittwenversorgung musste 
schwinden , als der Kreis des Landrechts sich vor dem all- 
beherrschenden Lehnrecht immer mehr verengte. Im 15. Jahr- 
hundert ist die Erinnerung an die im Landgerichte erfolgende 
Beleibztichtigung mit Lehn erloschen. Der Lehnsbericht des 
magdeburger Erzbischofs Günther vom Jahre 1440 ** sagt : 

Item uf die frage von lipgedinge , ap der lehenman ane 
die herschaft an den lehengütern sinem wibe lipgedinge vor- 
sehriben möge: so ist in unsren landen eine gewonheit, das 



37 S. Homeyer Lr. 31 § 2 n. 7. Die Hdschr. I, der dieser Satz ange- 
hört (Homeyer Rbb. 496), ist aus dem 14. Jahrhundert und gehört noch der 
ältesten Handschriftenklasse an. 

38 S. Homeyer Lr. 31 § 2 n. 6. 

39 S. o. n. 17. 

*o S. die Gl. zu Lr. 31 u. u. n. 42. 
*» S. die Einleitung IV, 4 n. 33. 
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die lehnherren nicht gerne vorsagen den frauwen an den Ichen- 
gutem lipczucht czu vorschriben, doch nach der wise, das die 
lehen erben, ap die qwemen, nicht irre gingen. Und welche 
frauwe das vorsumpt, das sie von dem lehenhern mit dem lip- 
gedinge nicht belihen wirt, der volget darvon nicht, wan was 
or der herr mit willen und von gnade wil volgen lassen , und 
ores mannes gift, ap er or die gethan hette ane des hern wille, 
had nicht macht, wol daz is anders us keiserlichen gesetzen 
mochte gesien, das die frauwe, die mit lipczucht nicht besorget 
were, widderstatunge orer medegift an ores mannes gutern 
warten mochte, ut C. 8, 14. 

Demnach wird an die Möglichkeit einer landrechtlichen 
Leibzuchtbestellung an Lehngut, die des Consenses des Herrn 
entrathen könnte, nicht mehr gedacht. Doch freilich auch die 
Geschäftsform des Leibzuchtlehns verliert von der Schärfe 
der Umrisse. Reminiscenzen an jenes erste ßechtsverhältniss 
drängen sich ein; eine schwankende Praxis zeugt von der 
Unfähigkeit des zu Ende gehenden Mittelalters die ßechts- 
bildungen der alten Zeit zu verstehn *2. 

Wie für den ritterlichen so hatte sich auch für den bäuer- 
lichen Besitz *3 zu abgeleitetem Kecht die Leibzucht zu einer 



*2 Die kürzere Gl. zu Lr. 31 bereits erwähnt des Bingens einer Leib- 
ziieht ,,init der Erben Urlaub und des Lehnsfaerm Willen". Chil. König 
Prozess n. Practica, ed. Gregorii (1599) sagt im Abschnitt von d«r Mitgift 
214: Einer , der sein Weib wil mit Lehengut beleihen lassen , der soll das 
thun mit seiner Lehnserben und Mitbelehnten Laub und Jawort. Sein Zeit- 
genosse G.v. Rotschitz, Proc. jur. III, 22 (ed. III von 1613), ist der ent- 
gegengesetzten Ansicht mit Berufung auf die Gewohnheit, ebenso M. Co 1er 
decis. Germ. 15, 28. Zobel bemerkt in derMarginalnotezn A. 31 seiner ersten 
Ausgabe des Lehnrechts von 1537 , dass ein Unterschied zwischen den lehn- 
rechtlichen Akten des Dingens und Leihens dner Leibzucht zu machen sei. 
Bei der ersten Form werde Erbenconsens erfordert , bei der zweiten sei ein 
solcher zwar nicht nöthig , dafür hätte aber Auflassung des Lehns an den 
Herrn und Wiederempfang zu erfolgen. Eine landrech tliche^ Form wird also 
auf das Lehnrecht übertragen. 

^3 Dasselbe gilt auch vom städtischen Besitz zu abgeleitetem Recht, vgl. 
freiberger Recht (Schott) I, 11. 12. IV. SchU. Wasserschieben I, 256 
c. 118. 387. c. 34. Weisth. von 1304 § 22. 
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eignen, nicht landrech tliehen Wittwen Versorgung entwickelt; 
wie dort so war hier aus dem Landrecht eine eigene Rechts- 
sphäre emporgewachsen, die sich in grundherrlichen Gerichten 
ausprägte**; doch gestattet die Dürftigkeit unserer Quellen 
nicht diese Entwickelung für das eheliche Güterrecht näher 
zu verfolgen **. 

§ 18. Die Morgengabe. 

Ah fahrendem Gute kann der Frau vom Manne eine ver- 
mögensrechtliche Zuwendung, die auch über die Zeit der Ehe 
hinaus von Wirksamkeit sein soll, nicht gemacht werden. 
Doch kennt der Ssp. eine Ausnahme von dieser Regel, die 
Morgengabe. 

Bei allen deutschen Stämmen war es Sitte, dass die Innig- 
keit des eben geschlossenen ehelichen Bundes durch eine 
Schenkung des. Manns an die Frau besiegelt wurde , die den 
Namen von der Zeit ihrer Bestellung führte ^ Mannigfach 
verschieden aber waren die Schicksale, die diese dereinst auf 
einem allgemeinen Gebrauch beruhende Zuwendung erfuhr. 
Sie war ursprünglich eine Schenkung, die ihreü Werth ledig- 
lich in der Zeit und Gelegenheit fand, da sie gegeben wurde. 
Allmählich wuchs sie bei einzelnen Stämmen zu einer Ver- 
mögenszuwendung von beträchtlichem Umfang heran. Sie war 
ursprünglich eine nur durch die Sitte gebotene Pflicht; all- 
mählich bildete sich die Anschauung, dass der Frau ein Recht 
darauf zustehe. Was die Sitte nicht verweigern Hess , wurde 
zu gesetzlichem Erbanspruch 2. 

Das sächsische Recht ^ hat der Morgengabe eine Erweite- 
rung nicht gegeben. Zwar erwähnt die lex Saxonum ihrer 



** Vgl. Eichhorn § 303, nr. 5b. § 343. 368. 

*^ Hiehin möchte wol der allgemeine Ausspruch der Dist. I, 12, 1 ge- 
hören : Lipgediuge ist , daz ein man sinem wibe let lien und dingen den hem 
an sime gute — . Ibid. d. 2. 

1 Weinhold 270. Schröder 109. 

2 S. 0. § 14. 

3 Ganz ähnlich verhält es sich mit dem schwäbischen. Die lex Alam. 
Hloth. 56, 2 beschränkt die Morgengabe auf Gegenstände oder Geld im Maxi- 
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BestelluBg nicht ^; was uns aber der Ssp. darüber mittheilt, 
deutet auf uralte Vergangenheit zurück. 

Ssp. I, 20 § 1. 8. Nu vernemet, wat iegelik man von rid- 
deres art möge geven sime wive to morgengave. Des mor- 
gens , alse he mit ir to dische gat vor etene , ane erven gelof, 
so mach he ire geven enen knecht oder ene maget, die binnen 
iren jaren sin, unde tünete unde timber unde veltgande ve*. 
Alle de von ridders art nicht ne sin, die ne mögen iren wiven 
nicht geven to morgengave wen dat beste perd oder ve , dat 
se hebbet. 

Nur durch die Sitte wird jene Zuwendung geboten ; eine 
gesetzliche Verpflichtung dazu liegt nicht vor, doch Umfang 
und Objekt der Schenkung hat bereits ein Rechtssatz fixirt, 
die Bestellungszeit derselben ist durch Gewohnheitsrecht be- 
stimmt; will der Mann mehr, will er zu andrer Zeit als am 
Morgen nach der Hochzeitsnacht geben, so müsste er um seine 
Zuwendung rechtsbeständig zii machen die gewöhnlichen 
Regeln befolgen; wie zweifelhaft auch dann der Erfolg ist, 
haben wir oben erkannt. Die Gegenstände aber, an denen Mor- 
gengabe bestellt wird , gehören mit Ausnahme des Unfreien ", 
dem fahrenden Vermögen des Mannes an. Und zwar bereits in 
alter, weit vor dem Ssp. liegender Zeit müssen sie durch Ge- 



mum von 12sol. ; und dem späteren schwäbischen^echt ist sie gleichfäUs noch 
ein Geschenk , das freilich reichlicher bemessen ist und worauf die Standes- 
sitte Einfluss übt. Dtschsp. 22. Schwsp. 20. — Die übrigen Volksrechte, die 
die Morgengabe noch als freiwillige Zuwendung kennen , haben ihr mannig- 
fache Erweiterung gegeben, so das burgundisehe, das sie zu Leibzucht geben 
lässt, 1. Burg. 24, 1 ; und das westgothische, über dessen Moi-gengabe zuerst 
Aufklärung gegeben hat S c h r 5 d e r 106. 

* Denn die dos derselben gewährt Leibzuchtrecht. S. o. § 14 n. 10. 

^ WnnderUch combinirte Gundlingde emt. uxor., dote et morgengaba, 
in ezerc. acad. Halae 1736 nr. XII, 540: unecht, Magd, Gezeunet i. e. prae- 
dium, Zimmer und Feld, gängig (!) Vieh; eine Erklärung, der Heineccius 
BeifaU zoUte, s. v. Sydo w 272. 

^ Es ist einer der bekanntesten Sätze des altem Rechts , dass Unfreie 
nach Immobiliarsachenrecht behandelt werden. B e s e 1 e r I, 58. Z i m ro e r 1 e 
182. 
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wohnheit festgestellt worden sein; denn den Haupttheil der 
Morgengabe scheint das zu bilden, was in der Urzeit unse- 
res Volkes ausser den Grundstücken Hab' und Gut ausmachte, 
Häuser, Unfreie und Vieh 7. Auch als in der Umbildung der 
Stände, die das 13. Jahrhundert vollendet zeigt, die Morgen- 
gabe zur Standessitte geworden war, der Stand des gebenden 
ihren Umfang bestimmte, blieb jenes charakteristische Merk- 
mal einer ursprünglich allgemeinen und gleichen Sitte be- 
stehen. Der Ssp. » sagt, dass der nicht ritterbürtige Mann zur 
Morgengabe sein bestes Pferd oder Stück Vieh bestellt. Wäh- 
rend sie aber bei dem Heerschildlosen sich hierauf beschränkt, 
wird sie beim Manne von Ritters Art bedeutend reichlicher 
gegeben. Die Standessitte hat hier wie beim Heergewäte^ 
zu einem besondern Standesrecht geführt, es sind die ersten 
Spuren eines solchen, die im Ssp. begegnen. 

Der Ritter gibt seiner Frau zunächst Knecht oder Magd, 
die binnen ihren Jahren sind ^<>, d. h. also ein unfreies Kind, 
ohne Zweifel zur Bedienung und Gesellschaft für die Herrin 
des Hauses bestimmt. Der Sitte unfreie Kinder zu verschen- 
ken wird auch sonst gedacht **; das singulare aber bei der 
Morgengabe ist, dass abweichend von der gewöhnlichen Regel 
Knecht oder Magd ohne Erbengelof gegeben werden. Dem- 



7 Vgl. auch 1. Alam. äloth. 56, 2 : conpntat, qnantum valet, aut in auro 
aut in argento ant in manci-pio autinequo, pecunia 12 solidos valente. 
Aelinlich aach in nicbtjuristischen Quellen ; z. B. v. Lass b er g Liedersaal 
III, 407 (Schwaben) : Do gap Baerscbi (Bartholomäus) der brut ze morgen- 
gabe über Infein muoterswin groz unde schön. 

8 Aehnlich Dtschsp. 22 und Schwsp. 18 für die niedern Stande. 

9 S. 0. § 4 n. 36. 

*ö Bereits die Rbb. verändern in ,,zu ihren Jahren gekommen**. Dist. I, 
13, 1. Dtschsp. 22. Schwsp. 18. Anch Zobel adoptirte die Lesart: bey 
yhren iaren seyn. — Der Ausdruck ,, voll jähriger Knecht oderMagd'^ bei 
Wei8ke29, Weinhold 271 beruht wol auf Versehn. 

** Weinhold 78. 80. Namentlich an Neugebome pflegten sonst un- 
freie Kinder geschenkt zu werden, die dann mit jenen zusammen aufwuchsen, 
erzogen wurden , die Frauen in die Ehe begleiteten , in alter Zeit mit der 
Wittwe den Tod theilten. • 
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nächst erhält die Frau tünete und timber^^, d.h. ein Haus und 
den Zaun dazu, nach damaliger Bauart aus blossem Holz ge- 
zimmert und darum leicht transportabel, so dass einer beliebi- 
gen Dislocirung des Gebäudes nichts im Wege stand * 3, Wenn 
das zur Morgengabe gewidmete Gebäude bei des Mannes Tode 
auf seinem Grunde befunden wurde und die Wittwe nicht etwa 
gesetzlichen oder vertragsmässigen Beisitz erhielt, so war sie 
freilich zum Abbruch desselben genöthigt, doch wurde ihr hie- 
für billige Frist nach dem Dreis»igsten gewährt ^K Ob das 



>2 Zaun und Zimmer ist sprichwörtlich. S c h m e II e r IV, 196: der freie 
Schwabe erwettet der freien Schwäbin bei derHeirath zun u. gecimbere, d. h. 
Haus und Hof; tünete, von mbd. ziunen nd. tunen, Ssp. II, 50, heisst das 
Geflochtene, also der aus Aesten und Strauchwerk geflochtene Zaun ; timber 
mhd. zimber , gezimber heisst ein aus Holz gebautes Haus , demnächst auch 
das behauene Bauholz. — Andere Stellen des Ssp. sprechen geradezu von 
dem Gebu, das der Mann zu Morgengabe gibt. Ssp. I, 20 § 2. II, 21 § 1. 2. 
III, 74. 76 § 2. Die Bilderhandschriften zu Ssp. I, 24 § 2 zeigen ein um- 
zänntes Haus, vgl. aber unten § 19 n. 16. Die 61. zu Ssp. I, 20 im cod. 
Homeyer Rbb. 250 sagt: zune u. zimmer, das ist alle gebude, daz uf eines 
gute stet ; daz gibt er seiner frauwen nach meideburg. rechte u. mag iz auch 
losin, ab er wil. Ab einme weibe so gebude u. czune u. zimmer gebin wurde, 
und si bot iz czu losene, u. jenir weigert iz czu losin , mochte si iz abbrechen 
u. weg füren mit rechte? si muge nach lantrechte. Stück vom Mustheil 
(Wilda 289) : tunete u. timber dat is gebu uppe sinem gude. Wunderlich ist 
die Erklärung des Gezäunten: tunete dat sint hove, wingarten undo bom- 
garten, de umme betunet sin. Sin se begraven u. nicht betunet , so en mach 
he ere ane erven gelof dene nicht geven. 

*3 Das Brechen und Wegführen der ländlichen Gebäude wird urkundlich 
nicht selten erwähnt; so im Gebiete des sächs. Hechts Westphalen Mon. 
ined. II, 144 (1340): proflteor, quod — antedictam curiam cum omnibus suis 
structuris excepto horreo solo — debeam praesentare. Ibid. II, 103 
(1328). Bei einem Tauschgeschäft wird vereinbart: aedificia — mea praeter 
propugnaeulum, quod permevel perfiliosmeos deponetur, secun- 
dum aestimationem proborum virorum praedicti domini mihi solvent. Ibid. II, 
291 (1392) : Unde denne schal he (der Verkäufer) breken und wechbringeu 
den borchvrede unde spiker vor desem negesten paschen. Lüb. Urkdenb. I, 
1 nr. 163 ^1229 — 1250): Semina quoque et edificia suaidem £. similiter 
resignavit. 

^^ Falls es nicht mit ihrer Einwilligung vom Manne selbst, s. Gl. zn Ssp. 
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Gebäude, das der Frau geschenkt wurde, schon stehn musste, 
oder ob dasselbe auch nach altem Recht bereits in Bauholz 
angewiesen werden konnte**, ist aus dem Ssp. nicht zu er- 
weisen, wiewol das letztere wahrscheinlich. 

Zu Haus und Knecht kommt nun vielleicht das wichtigste 
in der Morgengabe, die Schenkung von feldgängigem Vieh, 
d. h. solchem, das ausgetrieben zu werden pflegt, das vor dem 
Hirten geht, im Gegensatz des auf dem Hof gefutterten Klein- 
viehs **. Demnach wird die Morgengabe an Pferden *^ Rin- 
dern, Ziegen, Schweinen, sofern diese noch nicht zur Mast 
eingestellt sind, gewährt. Wie viel davon der Mann zum 
Geschenk an seine Frau bestimmt, ist seiner Willkür tiber- 
lassen ^^ 

An der Morgengabe erlangt die Frau unzweifelhaft Eigen- 
thum; es ist keine blosse Vergabung voi^ Todeswegen, die der 
Mann an jenen Gegenständen für den Fall seines Ablebens 
bestellt **. Unzweifelhaft treten dieselben auch in nähere Be- 



im cod. Horaeyer Rbb. 250, o. n. 12, oder von seinen Erben gelöst wurde. 
Ssp. I, 20 § 2. 

'5S. u. § 19. 

'^ Gewiss richtig wiewol nicht erschöpfend Hasse 79 ,, zum Unterschied 
von Streitrossen und von gemästeten Schweinen". Vgl. auch Kraut II, 
539 . Unrichtig dagegen Hildebrand Glossar zu W e i s k e ' s III Ausgabe 
des Ssp, : zur Feldarbeit dienend. Dass auch an Kühen, Ziegen und Schwei- 
nen Morgengabe bestellt worden, geht ja aus dem spätem Recht hervor, 
s. u. § 19. 

" Arg. Ssp. I, 20 § 8. Der Ausdruck Vieh ist vielumfassend, Ssp. II, 
40 § 1. 47 § 3. 48 § 5. Streitrosse sind gewiss ausgeschlossen, s. n. 16, ob 
Reitpferde überhaupt? S. § 19 n. 6. 

18 Mit Unrecht unterscheidet v. Sydow272, ob fungible oder nicht fun- 
gible Sachen geschenkt sind. 

lö Man könnte dies aus dem Grunde behaupten, weil die Frau die Morgen- 
gabe bei des Mannes Leben nicht vererbt, s. u. n. 24 ; allein abgesehn von der 
singulären Form, die dann die Vergabung bei der Morgengabe erhielte, ist der 
Umstand entscheidend, dass für die Vergabung von Todeswegen stets Transmis- 
sion auf Seiten des honorirten eintritt. S. o. § 1 5 n. 20 ; u. § 2 1 n. 20. Vgl. auch 
Hasse 79, der geltend macht, dass eine solche Auffassung zu künstlich wäre. 
Die Wissenschaft ist in der Behauptung sofortigen Eigenthums fast einig. 
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Ziehung zur Frau*<>. Doch wie ihr eingebrachtes Gut, so bil- 
det auch die Morgengabe einen Theil des ehelichen Ver- 
mögens. Daher ist der Frau einseitige Veräusserung der- 
selben untersagt; daher unterliegt sie der freien Verfügung 
des Mannes, wenn auch diese fllr das unfreie Kind an die Ge- 
nehmigung der nächsten Erben der Frau geknüpft erscheint** ; 
daher femer nimmt die Frau nach Beendigung der Ehe nur 
die Stücke derselben , die sich noch in der ehelichen Gewere 
voi-finden **. Wie die Leibzucht also, so kann die Morgengabe 
durch Veräusserung des dazu bestellten Gutes faktisch wider- 
rufen werden ^3. 

Aber auch vermöge ßechtssatzes ist das Eigenthum an 
der Morgengabe widerruflich. Es scheint eine uralte Regel ^* 



Albrecht n. 734. Weiske 30. v. Sydow 252. Berck 31. Beseler I, 
219. Eichhorn§369n,aa will den Eigenthumserwerb bis nach des Man- 
nes Tode aufgehoben wissen. Allein eine suspensive Eigenthumsübertragung 
widerspricht dem Standpunkt unseres alten Rechts. — Consequenz der oben 
vertheidigten Ansicht ist, dass die Frau auch an den Früchten ihrer Morgen- 
gabe Eigenthum erwirbt. 

20 S. 0. n. 10 und Albrecht n. 735. 

2» Gewöhnlich will man der Frau Besitz und Verwaltung der Morgengabe 
überlassen wissen* Hasse 79. Schröder 103 u. A. Doch ist das Juristisch 
von keinem Belang. Die Behauptung vieler, Finsler54. Alb recht 268, 
dass der Mann nur unter Consens der Frau über ihre Morgengabe zu Recht 
verfüge, ist zwar nach schwäbischem Recht gegründet, Dtschsp. 23. Schwsp. 
' 20, widerspricht aber zumal hinsichtlich der zu Morgengabe gegebenen Fahr- 
niss dem Geiste des Ssp. Vgl. auch Berck 40. 

22 Ssp. I, 24 § 1. III, 38 § 3. Ist es zweifelhaft, ob die Morgengabe zum 
ehelichen Vermögen gehört , oder vielleicht fremdes in der ehelichen Gewere 
zufällig vorhandenes Gut ist , so wird die eheliche Gewere an derselben den 
gewöhnlichen Regeln entsprechend mit Getüge erwiesen werden müssen , wie 
ja das auch bei Gerade und Mustheil geschehn muss. Das lehrt uns Ssp. I, 
20 §4. 5. S. 0. § 13 n. 18. 

23 8. 0. 199. 

2« Denn ihre Geltung bereits im alten alamannischen, angelsächsischen, 
burgundischen Recht erscheint s^eifellos, die Nachweise bei Schröder 172. 
Dass sie bereits im ältesten langobardischen Recht Geltung hatte , geht aus 
Ed. Roth. 200 hervor. Auch für das fränkische Recht wird sie trotz des Ver- 
trages von Andlau, vgl. Schröder ^72, zu behaupten sein, denn sonst wäre 
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zu sein , dass der Mann den Erben seiner vorabgestorbenen 
Frau die von ihm gegebene Morgengabe auszuhändigen nicht 
verpflichtet ist. Die Morgengabe ist ein höchst persönliches 
Geschenk. Der Ssp. sagt : 

III , 38 § 3. Morgengave ne erft nen wif bi ires mannes 
live, si ne hebbe se untvangen na ires mannes dode. 

Sie erscheint ferner als ein unmittelbar an die Ehe ge- 
knüpftes Geschenk; mit deren Auflösung muss auch die 
Morgengabe hinfällig werden. Die geschiedene Frau, mag 
AnnuUation der Ehe oder blosse Separation der Gatten ge- 
richtlich erkannt sein , hat auf die ihr gewährte Morgengahe 
keinen Anspruch ; es verbleibt ihr gemäss 

Ssp. in, 74 : nicht der morgengave **. 

Doch eine Modification kennt diese Eegel zu Gunsten der 
Frau: ist mit des- Mannes Einwilligung ^ß auf das derselben ' 
bestellte Leibzuchtgut, das ja auch der geschiedenen Frau 
verbleiben muss ^^ das Morgengabsgebäude bereits aufgebaut 
worden, so soll dasselbe als Pei*tinenz der Leibzucht betrachtet 



unerklärlich, warum das Kecht auf ein Drittel der Errungenschaft, d. h. die 
gesetzliche Morgengahe, hlosses Wittwenrecht wäre. — Welches ist nun aher 
der tiefere Grund jener Regel? Die Frage ist schwierig zu beantworten. 
Die Auffassung der Morgengabe als Vergabung von Todeswegen ist bereits 
oben zurückgewiesen worden, s. n. 19. Finslei* 64, Hasse 79 glauben, 
als Mobiliarerbe der Frau erhält der Mann auch ihre Morgengabe. Aber auch 
den Unfreien? Be sei er I, 220 schreibt die Regel dem überwiegenden mun- 
dinm des Mannes zu, AI brecht 268 hält sie für eine Singularität. — Sollte 
der Satz nicht aus einem ursprünglichen Erbrecht des Mannes , als Inhaber 
des mundii am Vermögen seiner Frau, zu erklären sein? Mannigfache Spuren 
deuten darauf hin , dass er in der Vorzeit unsres Volkes bei bestehender Ehe 
ein uneingeschränktes Verfügungsreclit über ihr Gut hatte, s. o. § 10 n. 30 ; sollte 
nicht auch jenes ausgedehnte Erbrecht an ihrem Vermögen , wie es noch das 
langobardische Recht enthält, uralt sein ? Als dann später das Mundinm sieh 
überhaupt lockerte, blieb das Erbrecht wenigstens für das Gut , was von ihm 
herrührte, bestehn. 

25 S. 0. § 7 n. 17. 

2« Sie ist ohne Zweifel kraft seines Verfügnngs- und Verwaltangsrechts 
nothwendig. 

'27S. 0. § 7 n. 18. 
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werden , demnach auch der Frau zu lebenslänglichem Genuss 
und Gebrauch. verbleiben. 

Ssp. ibid. Wirt en wif mit rechte von irme manne ge- 
sceiden, si behalt doch ire lifgetucht, die her ir gaf an sime 
egene, unde ir gebu , dat dar uppe stat. Dat ne mut aver sie 
nicht upbreken noch dannen vören**; anderes ne blift ir nen 
gebu. 

Nicht nur dadurch erscheint die Morgengabe privilegiirt, 
dass sie eine Schenkung ist, die anders wie sonstige Zuwen- 
dungen der Gatten einer gerichtlichen Form nicht bedarf; 
auch hinsichtlich des Beweises wird sie bevorzugt. Denn für 
die Morgengabe treten , obgleich sie aussergerichtlich bestellt 
wird, deswegen nicht die Regeln des Mobiliarbeweisrechts, 
also der Eid selbdritter ein ; es ist ein bereits in unsern älte- 
sten Rechtsquellen bezeugtes Privileg der Wittwe^®, dass sie 
Bestellung und Objekte der Morgengabe durch ihren alleinigen 
Eid erhärtet* Wie bei der Forderung auf rückständigen Ge- 
sindelohn ist die Präsumtion für Rechtmässigkeit des bestrit- 
tenen Anspruchs so stark, dass es des Gezeugnisses nicht 
bedarf. 

Ssp. I, 20 § 9. Morgengave mut en wif uppen hilgen wol 
behalden ane tüch. 

Der Eid bezieht sich nicht allein auf die Thatsache der 
Bestellung, er specificirt auch die einzelnen gegebenen Dinge ^o. 



2^ Sie hat also kein Eigenthum mehr am Gebäade. Denn sonst dürfte 
sie es abbrechen und wegführen. Ssp. II, 21 § 3. III, 38 § 4. 

2» Lex Alara. Hloth. 56, 2, wo der Eid nasthait (oder vasthait? vgl. 
Merkel dazn) heisst. Ed. Liutpr. II, 1. Hofrodel zu Altorf, Grimm Weisth. 
1, 14 nr. 40. Reelit von Medebach ibid. lU, 74. Dtschsp. 23. Schwsp. 20. 
Baierisches Ldr. von 1346 (Heumann 88). Sodann wird der Satz in den auf 
dem Ssp. beruhenden sachsischen Rechtsbüchem wiederholt: Gorl. Ldr. 47, 
6a. Dist. I, 13, 2. 3. Pölm. Dist. IX, 11, 6. U. Johann v. Buch Gl. zu 
Ssp. I, 20 § 6. Stück von der Beweisung 365. 

30 Er ist nach dem Ausdruck HäneTs Beweissystem 160 ein beschei- 
nigender Speeificationseid. — Was das Gezeugniss derGewcKe bei der Morgen- 
gabe, wovon die Zusätze zu Ssp. I, 20 § 4— 6 sprechen, zu besagen hat, dar- 
über vgl. oben n. 22 und § 13 n. 18. 
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Er wird aber auch auf den Zeitpunkt, an dem sie gegeben, ge- 
richtet werden müssen. Denn nur „des morgens vor etene" 
wird Morgengabe zu Recht gegeben. 

§ 19. Spätere Schicksale der landrechtlichen Morgengabe, 

Bereits die Volksrechte lassen uns erkennen, wie nahe es 
lag die durch die Sitte gebotene Pflicht des Mannes seine Frau 
durch Morgengabe zu ehren als einen rechtlichen Anspruch der 
letztern zu fassen. Auch das sächsische Recht wurde dieser 
Entwicklung unterworfen. Während freilich der Umfang, den in 
jenen die Morgengabe allmählich eingenommen hatte, die Um- 
wandlung derselben zu einer bedeutungsvollen Aenderung der 
Principien des Gütereinheitssystems werden Hess, ist im Rechte 
des Ssp. die Entwicklung der Morgengabe zu einem Erbrecht 
ohne Einfluss darauf geblieben. Wie der Ssp* den ursprüng- 
lichen Charakter der Morgengabe als einer materiell bedeu- 
tungslosen Zuwendung treu conservirt hatte , so ist auch die 
gesetzliche Morgengabe im sächsischeü Landrecht zu einem 
Wittwenerbrecht von nicht grossem Umftinge geworden. Jene 
Entwicklung traf aber nur .die Morgengabe eines Standes, 
derer von Rittersart. Die bäuerliche Morgengabe kam all- 
mählich ausser Gebrauch^; in den Städten hat sie, als eine 
für ländliche Verhältnisse berechnete Zuwendung, ohnedies 
kaum Eingang gefunden \ Es bildete sich die Anschauung, 
dass die Morgengabe ein Institut des Adelsrechts sei. 



^ Das dreizehnte Jahrhundert bereits , das der ständischen Nenbildnug 
seinen Abschluss gab, zeigt die Entwicklung der Morgengabe als eines Adels- 
rechtes vollendet. Denn schon Joh. v. Buch erklärt 61. zu Ssp. I, 24 § 3 : 
Dit is geseget von den vrowen , de nen erve nemen mögen (d. fa. die nicht zu 
Drittheilsrecht oder Halbtheilung sitzen) , di nemen dit (d. h. morgengabe, 
ranstheil, gerade) unde ir liftught unde gelden nene schulde, deste sisin 
riddersart. — Näheres über das Abkommen der bäuerlichen Morgengabe 
des Ssp. ergeben die Quellen nicht. Zwar erwähnt ihrer noch das görl. Ldr. 
47, 6c ; aber da dasselbe daneben schon eine gesetzliche Morgengabe des 
Ritters kennt, so ist zweifelhaft, ob jene Angabe dem geltenden Rechte 
entspricht. 

2 S. ü. § 33. 
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Bereits eine der unechten Zusatzstellen des Ssp., die noch 
dem 13. Jahrhundert angehört und wie die meisten derselben 
auf Schlesien als ihre Heimath deuten möchte 3, sagt von der 
Morgengabe : 

Ssp. I, 24 § 1. 2. Dar hört to alle veltperde, unde rindere 
unde czegen unde svin, die vor den hirde gat, unde tünete 
unde timber. Mestesvin aver höret to der musdele. 

An jenes Maximum der Schenkung wird also angeknüpft; 
ein Missverständniss * macht aus der Aufzählung der für die 
Morgeugabe qualificirten Objekte einen gesetzlichen Anspruch 
auf dieselben. Die Stelle des Ssp. , welche die Morgengabe 
an einzelnen Stücken gewisser Sacharten bestellen lässt, wird 
aufgefasst, als sollen diese in ihrem ganzen Umfange der 
Wittwe anfallen , gleichviel ob sie ausdrücklich beschenkt ist 
oder nicht. Eine solche Auffassung musste natürlich zu sinn- 
losen oder doch unbilligen Resultaten führen , wenn 'nicht der 
Umfang jener Sachencomplexe modificirt worden wäre. 

Aeusserst unbillige ja dem Geiste des altern deutschen 
Rechts widersprechend wäre es zunächst gewesen alle dem 
Mann gehörigen Unfreien, Dienst- und eigene Leute den 
Gütern , wozu sie gehörten , durch seinen Tod entfremden zu 
lassen. Ssp. I, 24 § 1 erwähnt ihrer darum nicht mehr». Aber 
auch am tünete und timber, sowie an dem weidenden Vieh 
liess sich ein gesetzliches Erbrecht ohne Ungerechtigkeit gegen 
die' Erben des Manns kaum realisiren. Das spätere Recht hat 
beide Sachencomplexe einer beschränkenden Interpretation, 
unterworfen. 



3 Ho,meyer Vorrede znm Ssp. (III. A.) 30. Desselben Genealogie 
der Hdschr. des Ssp. 109. 

* Denn dass es jemals Sitte gewesen wäre alles feldgehende Vieh, alles 
tünete und timber als Morgengabe zn schenken , dass also die gesetzliche un- 
mittelbar ans der gewohnheitsmüssigen hervorgegangen wäre , ist eine ganz 
unhaltbare Annahme. 

6 Das görl. Ldr. 47, 6* will von der freiwilligen Morgengabe, die es neben 
der gesetzlichen erwähnt, „Hufen und Dienstleute** ausdrucklich ausgeschie- 
den wissen. 

y. M ar t i t z , ehel. Ottterrecht des Ssp. 1 •*> 
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Was zunächst das feldgängige Vieh anbetrifft, so bildete 
sich allmählich die Vorstellung, dass damit nur die in Wirk- 
lichkeit weidenden Thiere , im Gegensatz der zur Feldarbeit 
und Wirthschaft benutzten gemeint sein könnten. Die Ochsen 
also , die Acker- , Wagen- und Reitpferde schieden aus der 
Morgengabe aus*; ausser Ziegen und Schweinen waren es vor- 
zugsweise Ktthe nebst den Kälbern , sowie Füllen , die der 
adlichen Wittwe zur Morgengabe gebührten. Da nun aber 
bereits die Gerade der Wittwe ein Erbrecht auf gewisse Theile 
des lebenden Inventars gibt, so erklärt es sich leicht, dass hin- 
sichtlich der Hausthiere die Grenzen zwischen beiden Com- 
plexen verwischt wurden. Schon Johann v. Buch scheint ^ das 
zur Morgengabe gehörige Häusvieh nicht von der Gerade zu 
trennen. Deutlich wird beides zusammengeworfen in den 
Distinctionen 

I, 9, 1 : Adder in deme lantrechte gehorn czu der gerade 
alle feltpherde, rinder, czegenunde svin, die vor den hirten 
gen, gense unde geczimmer. 

Die derselben Zeit angehörige älteste Glosse des Lehn- 
rechts rechnet im Artikel 56 zur Gerade: 

Stutperde, de stedeliken to velde gan, spennet raen se 



Noch das görl. Ldr. 38, 4 schliesst nur die Reitpferde von der (gesetz- 
lichen) Morgengabe aus, will aber ,,pluchperde nnde allir handeviegroz unde 
.deine** dazu gerechnet wissen. Johann v. Buch GU zu Ssp. I, 24 § 1 rech- 
net wenigstens die wilden Pferde, ,,de me alle tit nicht hndet**, nicht zur 
Morgengabe. Bereits aber die kürzere Gl. zu Lr. 56 zahlt zur Geiade (vgl. 
nämlich n, 8) die studtperde, de stadeliken to velde gan; spennet man se aver 
in , dat se teen , so gehören se to erve unde nicht to morgengave. Ebenso 
dann die Quellen des 15. Jahrhunderts: MSchU. Wasserschieben 1,206: 
Muterpherd und hengistpherd , die bei ewirs vettirn lebin beselit sein gewest 
und — geczogin habin, die gehören der frawen czu morgengave nicht. Vgl. 
Homeyern. 3 zu Ssp. I, 24. Stuck vom Mustheil (Wilda 289). Stück von 
der Gerade: alles feldgehende vih, das do weiplich thier ist, und alle unge- 
seUte pferde, als strentzen, die man noch nicht anspannet. Rechtsaufzeichnung 
des 15. Jahrhunderts Wasserschieben I, 419 u. a. m. 
7 In der Gl. zu Ssp. I, 24. 
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aver in, dat se teen, so gehören se to erve und nicht to 
morgengave*. 

Auch die altmärkische Glosse zum Ssp. aus der ersten 
Hälfte des 15. Jahrhunderts rügt die mit Ssp. I, 24 in Wider- 
spruch tretende Praxis , welche zur Gerade fehlerhafterweise 
rechnete : 

Alle vederve, alle schape, alle perde ungezeilt, als di 
noch nicht getogen hebben, alle ossen und alle husgerete, dat 
to hergewede nicht en hört. 

Wie aber das spätere Landrecht der weiblichen Bestim- 
mung der Gerade gemäss nur weibliche Thiere dazu rechnet ^ 
so wurde auch auf die Morgengabe dieser Gedanke Über- 
tragen ^^ Nur die weiblichen StUcke des Hausviehs sollte 
demnach die Wittwe kraft ihres Rechts auf Gerade und Morgen- 
gabe empfangen. 

Die Confusion zwischen Gerade und Morgengabe hat 
dann, trotzdem dass die gelehrte Jurisprudenz mit dem 
16. Jahrhundert hie und da das richtige wol erkannte ^S bis 



* Man erwartet ,,nnd nicht to der gerade*'. Vielleicht ist der Text der 
Ausgaben verderbt. Die spatern, seit 1528 lassen die letzten Worte des 
Satzes ganz fort. 

• S. o. § 2 n. 7. 

»<> Zuerst, soweit wir erkennen, in der n. 6 citirten Gl. zu Lr. 56. Doch 
trat in diesem Punkt eine Spaltung der sächsischen Praxis ein. Während die 
eben geschilderte Entwicklung gemeines sächs. Recht und durch das leipziger 
SchU. von 1629, 8. n. 11, anerkannt wurde, hielt der magdeburger Schöffen- 
stuhl am Wortlaut des Ssp. fest, rechnete das ausgetriebene Vieh beiderlei 
Geschlechts zur Morgengabe. S. die Stellen in n. 6, und vgl. Barth von der 
Gerade 605. Es scheint sogar, als wenn die Magdeburger die gesetzliche 
Morgengabe zur Gerade zogen und nur eine freiwillige kannten. S. u. n. 20 
und vgl. § 29 n. 11. 28. Erst im 17. Jahrhundert kam auch hiefür beim 
magdeburger Schöffenstuhl das gemeine Sachsenrecht zur Anwendung. S. 
Jac. Alemanni disc. feod. de jure luvest, simnlt. Mngd. 1616, 165. 

' * Schon der tüchtige Georg v. Rotschitz kennt die Rechtsbficher zu 
genau um jene Complexe mit einander zu vermischen , vgl. Proc. jur. dritter 
TheilArt. 13. 17., A^hnlichdann auch Matth. Coler decis.Germ.öOunddas 
für die Praxis sehr einflussreiche leipziger Schöffenurtheil von 1 629 (abgedruckt 
z. B. bei Barth V. d. Gerade 604). Sodann Carpzov Jur. Rom.-Sax. III, 

15* 
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zu der neuerdings erfolgten Aufhebung jener Institute ^^ fort- 
gedauert. Sie lieferte Zeugniss, wie fremd dem ßecbtsbe- 
wusstsein die ursprüngliche Bedeutung jener gar nicht mit 
einander zusammenhängenden Sachencomplexe geworden war. 
Ausser dem zur Weide gehenden Vieh wurde aber auch 
timber und tüuete zur gesetzlichen Morgengabe gerechnet. 
Der Ausdruck war bereits zu Anfang des 14. Jahrhunderts 
seiner wahren Bedeutung nach unverständlich geworden. 
Denn schon zu jener Zeit war mit der veränderten Bauart der 
Häuser auch ihre Mobiliarqualität gefallen. Johann v. Buch 
hebt mehrmals in seiner Glosse hervor, dass die Dorfgebäude 
Erbe sind und dem Grunde folgen ^K So wurde dann jene 
apokryphe Stelle des Ssp. I, 24, welche alles tünete und 
timmer zur Morgengabe gerechnet wissen wollte, allmählich 
folgeudermassen ausgelegt: nur in demjenigen Stadium sollten 
die Häuser dahin fallen, in welchem sie noch unbeschadet ihrer 
Substanz von der Stelle gebracht werden könnten ; nur Bau- 
gerüste und zum bauen bearbeitete Hölzer, sodann zum zäunen 
bestimmte und zugerichtete Pfähle, Bretter oder Aeste bildeten 
demnach die Morgengabe. Diese Auffassung findet sich schon 
in Quellen des 15. ** Jahrhunderts. 



c. 33d. 20. II, c. 14d. 22 ff. Allein die Verwirrung: beginnt dann wieder mit 
Barth 1. 1. 206: ,,Zwar werden insgemein alle Schafe zur Gerade gerechnet; 
aliein weil alles feldgangig Vieh — zur Morgengabe und nicht zur Gerade 
eigentlich gehöret, und auch Schafe und Gänse , wie notorium , feldgangig 
Vieh seind, so halte ich dafür, dass — die compilatores juris saxonici — Ge- 
rade und Morgeugabe nicht accurat von einander unterschieden haben , son- 
dern nur anzeigen wollen, was die adelichen Wittben nach ihrer Junkern Ab- 
sterben von dessen hinterlassenem Vieh bekommen", — u. s. w. Ebenso 
Hommel Pertinenzregister s. v. adellche Gerade. Haubold § 404 n. b ist 
der Ansicht, dass Schafe, Gänse, Enten sowol zur Morgengabe als zur adlichen 
Gerade gehören. 

»2S. u. n. 18.- 

»a In der Gl. zu Ssp. II, 21 § 1. II, 53. III, 38. 

" Doch zeigt bereits die dem 14, Jahrhundert angehörende wolfenbüttler 
BUderhandschrift zu Ssp. I, 20 § 1 Zimmerholz ohne Gebäude, vgl. aber oben 
§ 18 n. 12. 
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MSchU. bei Wasserschieben I, 206: Gecziramere 
und geczune, das uf der erdin noch lit adir das ufgerichtet 
were und noch nicht bereitet, gedacket oder beclebet were, 
das gehöret ir czu niorgeugabe; adir sie musdasdenerbin czu 
losin gebin noch der bawerkor. Wollens dennedie erbin nicht 
czu losene nenien, zo mag sie das ufslissen und wegfuren und 
die erde wedir ebinen und suchten. 

Rechtsaufsatz des 15. Jahrhunderts ibid. 1,419: (Gezeun- 
tes ist) ein czun^ der nicht volkomen ist, also di stecken unde 
gerten, di uf der stad legin, do man den czun von machin 
wolde; Zimmer ist u. s. w. '^ 

Stück von der Gerade: (Zur Morgengabe gehört) alle ge- 
czeunet, das do nach nicht steht ader noch kein volkomen 
hausz ist^^ 

In dieser Gestalt, als ein gesetzliches Erbrecht der ad- 
lichen Wittwe auf alle weibliche vom Hirten ausgetriebene 
Hausthiere, sowie auf alle Baugerüste und Hölzer, die sich im 
ehelichen Vermögen vorfinden, ist die Morgengabe mit der 
Gerade und dem Mustheil zu einem Theil des gemeinen säch- 
sischen Rechts geworden *7. Was einstmals einen tiefen und 
schönen Sinn hatte, wurde zu einem höchst wunderlichen Erb- 
recht. Und ein merkwürdiges Schicksal waltete über allen 
diesen adlichen Wittwenvorrechten. Der Sturm des 16. Jahr- 
hunderts, der unser Rechtsleben bis in den Grund erschütterte, 
hat jene krausen Adelsrechte nicht getroffen. Bereits im 
Mittelalter waren die Städte in verständigem Sinn mit Ab- 
schaffung derselben innerhalb ihrer Mauern vorgegangen^*. 



15 Aehnlich wie" die erste Aufzeichnung. 

»6 Vgl. dann die spätere Gl. zu Ssp. I, 20 bei Haubold § 404 n. d. 
G. V. Rotschitz Proe. jur. dntter Theil art. 17 : zimmer und zeune, die bei 
des mannes lebetag nicht vollbracht. Zobel n. d zu Ssp. I, 20. 

" J. Alemann discnrs. feud. 165, s. o. n. 10. Matth. Colerdecis. 
Germ. 60. Barth v. d. Gerade 630. Ho ff mann St^t. loc. I, 104. Carp- 
zov Jurispr. Rom.-Sax. HI, c. 33 d. 20 f. Wein art Rechte der Lausitz II, 
298. Haubold § 404. Sachse grossherz. sächs. Privatr. § 539 u. a. m. 

*^ Diese interessante Entwicklung wird § 30 in ihren allgemeinen Zagen 
schildern. 
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der Wunsch nach gänzlicher Beseitigung war dann im Laufe 
der Neuzeit mehrfach laut geworden^*; erst das neunzehnte 
Jahrhundert hat ihiu Erfüllung zu bringen vermocht. 

Neben der gesetzlichen Morgengabe wird auch im spätem 
sächsischen Landrechte eine freiwillige Vergabung des Manns 
an die Frau unter dem Namen der Morgengabe erwähnt *<>. 



*• Bereits bei der Vorberathung der sächs. Const. wurde durch die sog. 
leipziger Fragepunkte und ihre wittenberger Beantwortung, d. sog. casus 
Wesembeccii die Aufhebung der Gerade befürwortet, s. Cons. Sax. I, V, 32, 
,,wie solches in etlichen Statten J. churfürstl. Gnaden durch sonderliche sta- 
tuta zum Theil allbereit geschehen'*. Denn es sei ,,kein ergründet ursach 
im Hechten noch in der Vernunft , daromb man diese Stück vom Erbe solte 
abtheilen und sondern'*; durch eine Abschaffung ,, würde viel Gezänk und 
Zweifel , so von diesen Stücken taglich fürfallt und davon die sächs. Rechte 
nicht genugsam disponirt, einsmals aufgehobenes Vgl. Seh lett er Const. 
55 n. 2.' Der Wunsch war ein vergeblicher; erst die Generalverordnung des 
24. Mai 1814 und das Erbfolgemandat vom 31. Januar 1829 hat für das 
Königreich Sachsen Gerade, Mustheil und Morgengabe aufgehoben. Wegen der 
thürihgschen Staaten s. Gengier Privatr. 1158 n. 14. ^- In Prenssen sprach 
noch am Ende des vorigen Jahrhunderts Sv-arez den Wunsch aus, dass die 
Verfasser der Provincialgesetzbücher die ,, ganze auf unsere jetzige Zeiten 
und Sitten gar nicht mehr passende, altdeutsche Geradesuccession abschaffen'* 
möchten. Bornemann Pr. Civilr. VI, 346 der I. Aufl. Doch erfolgte die 
Aufhebung erst allmählich durch die Verordnung vom 21. Juni 1805, für 
die Provinz Sachsen durch das Patent vom 15. November 1816, und für 
Schlesien durch das Gesetz vom ll. Juli 1845. 

20 Schon Johann v. Buch, der die gesetzliche Morgengabe kennt, statuirt 
daneben eine freiwillige: Gl. zu Ssp. I, 20 § 1. Morgengave het, dorch dat 
men si des morgens gevet. Doch mach men si tum anders male wol geven. 
Tünete und timber; dat mach he geven na sassenrechte u. mach it laten. 
Vgl. Gl. zu Ssp. II, 21 § 1. Für diese Schenkung scheint der Glossator dann 
noch den Beweisvorzug der Frau aufrecht erhalten zu wollen. A^hnlich Gl. 
zu Lr. 31. Das görl. Ldr. 45, 7. 47, 6 erwähnt neben der gesetzlichen 
Morgengabe 38 , 4 der freiwilligen und rechnet dazu ausser dem Gebn alles, 
,,8vaz der man undir sinem arme hin getragen mac, da die bruüouftist** ; hie- 
für statuirt er Eineid der Wittwe. Eine Rechtsaufzoichnung des 15. Jahr- 
hunderts, Wasserschieben I, 418 c. 74 bezeichnet als Morgengabe des 
Herrenstandes ,, Dörfer und Höfe**. G. v. Rotschitz proc. jur. dritter Theil 
art. 1 7 rechnet zur gesetzlichen Morgengabe auch alles , was , ,der Mann dem 
Weibe am Gelde und Geschmuck zu Morgengabe gegeben**. So auch Zobel 
ad I, 24 u. h. Ebenso auch das leipziger SchU. von 1629, bei Barth v. d. 
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Aber für sie sind die Vorschriften des altern Rechts hinsicht- 
lich der Bestellungszeit, der Objekte, der privilegiirten ße- 
stellungsform und des Beweises in Wegfall gekommen. Sie 
ist eine nach den gewöhnlichen Regeln zu beurtheilende 
Schenkung 2 ». 

§ 20. Zuwendungeji der Frau an den Mann, 

Vergabungen unter Ehegatten können im Systeme der 
ehelichen Gütereinheit ihre Wirksamkeit erst nach Auflösung 
der Ehe äussern. Im Vermögens verhältniss bei bestehender 
Ehe wird dadurch faktisch nichts geändert. Die Gewere der 
Gatten ist eine gemeinsame, es fehlt die Möglichkeit, dass für 
irgend ein Objekt der eine sich ihrer zu Gunsten des andern 
entledige. An eine Zuwendung unter Ehegatten werden 
darum die Erben niemals gebunden sein ^ , sie erkennen nach 
bekanntem Grundsatz des deutschen Rechts ni^r dann eine 
Veräusserung des Erblassers an , wenn derselbe der Gewere 
sich geledigt hat 2. Zu Gunsten der Frau findet diese Regel 
freilich eine Ausnahme für die privilegiirten Vergabungen der 
Leibzucht und der Morgengabe. Für den Mann ist sie aber 
ausnahmeloses Recht, Er kann bei der Aussonderung des 
ehelichen Vermögens sich nicht zum Nachtheil der Erben sei- 
ner Frau auf eine Zuwendung der letzteren berufen. Immer 
nur darauf darf er bei der Erbtheilung Anspruch erheben, was 
ihm das Gesetz zuspricht; was ihm die Frau verwillkürt, gibt 
ihm kein Recht. Der Ssp. sagt : 

I, 31 § 2. Nen wif (ne mach) ireme manne nene gave 
geven an irme egene noch an irer varende have , dar se't iren . 



Gerade 604. Hieranf bezieht sich auch di^ Parömie der raagdeburger Schöf- 
,fea, die uns Matth. Coler decis. Germ. 60 überliefert hat: Wann der 
Mann das Weib bemorgengabt, so nimmt sie Morgengabe, alias non. 

2^ Also eventuell ist insinuatio apud acta und bei Grundstacken gericht- 
liche Confirmation geboten. Vgl. Barth v. d. Gerade 603. • 

* Wenn sie nicht ihren Consens dazu gegeben ; und selbst dieser gewährt 
nicht immer eine sichere Garantie, s. 0. § 15 n. 10. 24 und u. n. 19. 20. 

2 Ssp. I, 34 § 2. Lr. 58 § 2. Görl. Ldr. 45 § 7, vgl. Gl. zu Ssp. 1, 52 §2. 
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rechten erven mede verne na irme dode ; wende die man ne 
mach an sines wives gude nene andere were gewinnen, wen 
alse he to dem irölen mit ire untvieng in vormuntHcap. 

Bereits die Volksrechte gestatten Zuwendungen unter 
Ehegatten aller Art ^ und die Urkunden fast aller deutschen 
Stämme geben uns reichliche Belege dafür an die Hand*. Um 
so auffallender ist d^r Gegensatz , in den der Ssp. mit so vie- 
len Zeugnissen unseres ältesten Rechts tritt. Während aber 
der beschränkte Spielraum, der den Gaben des Mannes an die 
Frau offen blieb, vom Ssp. nicht ausdrücklich hervorgehoben 
wird, vielmehr aus seinen Angaben nur zu folgern war^, 
spricht das Rechtsbuch für den umgekehrten Fall nicht allein 
ein ausdrückliches Verbot aus, sondern begründet dasselbe 
auch. Der Mann kann niemals eine andere als eine vor- 
mundschaftliche Gewere am Vermögen seiner Frau ge- 
winnen. 

Für das Verständniss dieses so merkwürdigen Satzes ist 
zunächst Umfang des Verbots festzustellen. Dasselbe erstreckt 
sich auf jede „Gabe", die die Frau ihrem Manne zuwenden 
möchte, mag eine solche Liegenschaften, mag sie fahrendes 
Gut zum Gegenstande haben. Wenn aber des Mannes Gewere 
niemals aufhören darf eine vormundschaftliche zu sein, so 
wird demnach jede Verwandlung derselben in ein anderes 
dingliches Recht, mag eine solche auf lucrativem, mag sie auf 
onerosem Rechtstitel beruhn, unter das Verbot fallen. Nicht 
allein also Schenkungen sind wie im römischen Recht der 



3 Die Nachweise bei Schröder 140. 158 flf. Doch ist im langobardi- 
schen Recht eine Vergabung der Frau an den Mann gegenstandlos , da der 
Mann der gesetzliche Erbe der Fr^ji ist, s. Ed. Lintpr. II, 8, obwol Aripriind 
II, 10 als Argument dagegen noch die Analogie der Vormundschaft über Alters-, 
nnmündige Lomb. II , 29 , 7 ; Liutpr. XV , 7 anführt. Und eine Zuwendung 
des Manns an die Frau ausserhalb der meta und Morgengabe ist nichtig, Liutpr. 
I, 8. Das Recht der Westgothen, lex Wisigoth. III, 1, c. 5, hat das römische 
Verbot ehelicher Schenkungen für das erste Jahr der Ehe adoptirt. 

* Vgl. ibid. 160 n. 12. 

»S.o. §15 1. f. 
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Frau untersagt. Auch Tausch, Verknuf, Verpfändung und 
alle die Verträge, die die Uebertragung eines dinglichen 
Rechts zum Inhalt haben, werden ihr gemäss jener Vorschrift 
nicht gestattet ^ Zweifelhaft kann nur das sein, ob es denn über- 
haupt anzunehmen war, dass die Frau ihrem Manne Fahrhabe 
vergeben oder darüber mit ihm einen Vertrag schliessen werde, 
da er ja doch immer ^ ihr Mobiliarerbe abgesehn von der Ge- 
rade war. Man hat darum den Ausspruch des Ssp., soweit er 
das bewegliche Gut- anlangt, auf die Gerade beziehn wollen*. 
Allein zunächst ist die Gerade nicht der einzige Vermögens- 
vortl^eil, den die Wittwe der ehelichen Fahrniss entnimmt. 
Sodann aber wird sie als eigener Sachencomplex erst nach 
Auflösung der Ehe existent »; und eine Vergabung kann nach 
dem Rechte des Ssp. nicht auf die Zukunft gestellt werden, 
nicht eine blosse Anwartschaft zum Gegenstande haben *^ 
Der Ssp. verbietet der Frau ausdrücklich ihre varende have 
dem Manne zu geben , und da nach dem Systeme der Güter- 
einheit die heirathende Frau einEigenthum ihrer Grundstücke 
sowol wie ihres Mobiliarvermögens bleibt, mag auch ihr Recht 
daran durch die Dispiositionsfreiheit des Mannes noch so sehr 
gebunden sein, so liegt kein Grund vor, von einer stricten 
Interpretation des Ausdrucks abzugehn. Weder ihre Liegen- 
schaften, noch ihr Mobiliar, mag dasselbe eingebracht, mag es 
später erworben; mag es aus Gerade oder Geld und Erbe be- 
stehen oder die ihr bereits gewidmete Morgengabe zum Gegen- 
stande haben, kann die Frau dem Ehemanne zuwenden. Wenn 



«Kraut II, 432. Mit Unrecht beschränkt v. Sydow 248 das Verbot 
auf blosse Schenkungen an den Mann. 

^ Abstrahirt von dem Falle der Scheidung, auf den aber doch kaum eine 
eheliche Vergabung gestellt sein wird. 

* Die Ansicht von AI brecht Gewere 266, Kraut II, 428 und der hier 
citirten. Mit Unrecht allegiren beide das MSchU. Böhme U3, 5: se mag 
an in (den Mann) nicht vorgebin, was se von gerade czu im brengit. 
Das Wort an bedeutet hier ohne (an). 

9 S. o. § 6 n- 6. 

»0 S. 0. § 8 n. 23. 
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und soweit dieser darüber verfügt, soll er nur von Vormund- 
schaftswegen verfügen. 

Aber welches ist die Folge eines solchen als ungiltig ge- 
stempelten Rechtsgeschäfts? Der Ssp. belehrt uns hierüber: 
die Frau soll dem Manne keine Gabe geben, dar se't iren rech- 
ten erven mede verne na irme dode. Es wird demnach der 
Erbe die Befugniss haben bei der Vermögensauseinander- 
setzung eine etwaige Vergabung seiner Erblasserin als nich- 
tig zu behandeln. Hat er freilich seinen Consens dazu ge- 
geben, so kann ihm eine Revocation nicht mehr zustehn. Nur 
wider seinen Willen und ohne sein Wissen soll ihm die ver- 
storbene nichts von ihrem Gute entfremden. 

Also das Interesse des Erben will jenes Verbot wahren, 
freilich nur so, dass der Nachlass der verstorbenen Frau ihm 
nicht auf Grund einer von derselben zu Gunsten ihres Ehe- 
manns getroffenen Disposition entzogen werden soll. Ist aber 
überall da, wo ein Interesse des Erben nicht in's Spiel kommt, 
eine solche Verfügung giltig? Oder wird sie wie die eheliche 
Schenkung des römischen Rechts mit absoluter und nicht bloss 
mit relativer Nichtigkeit bedroht, so dass es etwa der Frau 
selber freistände das gegebene wieder einzufordern? Der 
Wortlaut des Ssp. scheint für die zweite Alternative zu 
sprechen *^ unzweifelhaft ist aber die erste allein richtig. Den 
Begriff absoluter^ Nichtigkeit der Rechtsgeschäfte hat das 
deutsche Recht nicht ausgebildet ^^^ dessen Structur ja wesent- 
lich auf dem Princip der Relativität der Rechte beruht. Ist 



** Er bewog „etliche'* schon zur Zeit des Joh. v. Buch derartige Ver- 
fügungen für nichtig zu erklären. Gl. zu Ssp. IIT, 76 § 3 : WU si it — orme 
manne geven, dat seggen etlike, dat si des nicht don ne möge, oft it ioch der 
erven wille si ; wan di man is vormunder unde dt mundelen muten noch en 
mögen deme Vormünder neine gave geven, Ssp. I, 31 § 2 et in nov. 72 c. 5, 
— also ein ähnliches Argument wie bei Ariprand, s. o. n. 3. Buch's Entschei- 
dung 8. u. zu n. 15 ; doch seine Ausführungen zu Ssp. I, 31 § 2 konnten jene 
Ansichten ,, etlicher'* nur begünstigen. 

12 DerBegiiff spielt zwar schon im langobardischen Lehnrecht eine Rolle, 
beruht hier aber auf römischem Recht. 
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darum die Verfügung der Frau rechtsgiltig, also für die Liegen- 
schaften vor Gericht erfolgt; haben ihre Erben dazu in rechts- 
verbindlicher Weise consentirt oder das Einspruchsrecht durch 
Verjährung verwirkt, so erwirbt der Mann das Frauengut zu 
Recht. Es lässt sich keine Möglichkeit denken , wie ein so 
qualificirter Erwerb ihm wieder strittig gemacht werden könnte, 
auch wenn er von der Frau abgeleitet ist. 

Demnach nur den Erben der Frau gegenüber kann der 
Mann seine Gewere nicht verwandeln ^3, Sie haben das Recht 
jede Veränderung des Titels derselben als nicht geschehn zu- 
betrachten. Ihnen, den einzigen Interessenten bei solchen 
Dispositionen , ist die Gewere des Mannes nur eine vormund- 
schaftliche. Hat die Frau von ihrem Gute an den Mann ver- 
äussert, so steht ihnen beim Tode derselben^* eine Revoca- 
torienklage zu. Doch ist dieselbe bei Liegenschaften nach be- 
kannten Grundsätzen des deutschen Rechts durch die Verjäh- 
rung von Jahr und Tag begrenzt, falls nicht echte Noth ob- 
waltet. Bei Hingabe von Mobiliargut, mag sie in Form ge- 
richtlicher Vergabung, mag sie durch blosse Tradition erfolgen, 
ist ihre Revocation unverjährlich. 

Auf ihr Einspruchsrecht können die Erben, verzichten, 
wenn sie bereits bei der Vergabung selbst ihren Consens ab- 
gaben. Dies bestätigt uns eine interessante Ausführung 
Johann's v. Buch : 

Gl. zu Ssp. III, 76 § 2 : (Ob die Frau dem Manne ihr Gut 
geben könne?) ^-^ Wi seggen — , it möge sin met der erven 
wille. Wan dit is den erven tu gude gesät, dat nein wif orem 
manne or gut geven mach, up dat den erven itgutblive. Unde 
wat en denne edder eneme tu gude gesät is , dat mach he wol 
vorwilkoren ut fr. 1 § 1 D. de feriis (2, 12) et c. 4 X. de offic. 



" Wie aber, wenn der Mann zuerst stirbt? Auch hier entscheidet sich 
die Frage nach einer Veränderung der ehemännlichen Gewere erst bei Auf- 
lösung der Ehe, d. h. durch Anerkennung der Wittwe , die aUerdings für den 
Fall, dass eine gerichtliche Vergabung geschehen, erzwungen wird. 

»*S. o. § 15 n. 11. 

/5 Den Anfang der Stelle s. o. n. 11. 
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jud. deleg. (1, 20)^^. Wente denue it dorch des erven wille 
gesät is , dat si it eme nicht geven scholen , so mag et ok di 
erve wol orloven , dat si it eine geve. Hir en is ok dat recht 
nicht iegen supra Ssp. I, 31 § 2, allene allegii'en si it hir 
iegen *''. Wen dar steit „dar si it den erven mede untfernen 
möge". Wen si it met des erven wille dut, so untfernet si it 
den erven nicht, men di erve untfernet it sik selven, wan he 
vulbordet. Di autentike*® is hir ok nicht iegen, di hir vor 
geallegiret is u. s. w. 

Aber nicht einmal der Erbengelof gibt dem Manne eine 
Garantie gegen Anfechtung der zu seinen Gunsten getroffenen 
Disposition ; nicht bei Immobilien, denn es ist immer fraglich, 
ob jener Consens auch alle die Erben bindet, die bei Auf- 
lösung der Ehe die nächsten sind, zu deren Nachtheil die vor- 
mundschaftliche Gewere nicht geändert werden soll ™. Jede 
Nachgeburt bricht demnach die Vergabung an den Mann. Und 
nun gar eine Vergabung von Mobilien kann vor dem Tode der 
Frau niemals ein sicheres Recht gewähren, da ja bis zu diesem 
Augenblick die Person des nächsten Erben, also z. B. der 
Geradeempfängerin noch ungewiss ist ^o. 

Es waltet also für die Vergabungen der Eheleute unter 
sich, mögen sie inter vivos oder mortis causa geschehen, ein 
und dasselbe Princip ob. Abgesehn von den so mannigfach 
privilegiirten Zuwendungen der Morgengabe und der Leib- 
zucht sind sie bei bestehender Ehe im allgemeinen von keiner 
rechtlichen Wirksamkeit und können immer erst bei Auflösung 
der Ehe convalesciren. Dies gilt ausnahmelos für das Mobi- 
liargut 2*. Eine Vergabung an demselben wird ihre Rechts- 
giltigkeit immer erst einem Verzicht des Erben zu entnehmen 
haben. Für die Immobilien findet das gleiche statt; die Erben 



^° Diese AUegate sind allerdings höchst wunderlich. 

"S. n. 11, 

»8 Ibid. 

19 Ganz ebenso verhäljk es sich mit der ürsal, s. o. § 15 n. 10. 

a^S. o. § 15 n. 25. 

*»S. o. § 15 i. f. 



Digitized by VjOOQ IC 



237 

können eine Zuwendung, die der Gatte dem Gatten gemacht, 
als nichtig behandeln 22 ; eine Ausnahme tritt nur dann ein, 
wenn sie durch einen hiezu abgegebenen Consens auf das 
Beispruchsrecht verzichtet haben oder durch den bei der Auf- 
lassung abgegebenen Erbengelof gebunden sind. 

Hieraus folgt dann aber, dass das Verbot von Gaben der 
Frau an den Mann , der Satz des Ssp. , dass des Mannes Ge- 
were am Frauengut niemals aufhöre eine vormundschaftliche 
zu sein , seinen Grund nicht in der Stellung des Manns als 
Vormund, nicht in dem Vormundschaftssysteme findet, sondern 
vielmehr eine sachenrechtliche Grundlage hat 23. Er beruht 
auf dem bekannten Princip , dass , wer ein Gut vergibt ohne 
der Gewere daran sich zu ledigen, nicht mehr über sein eige- 
nes sondern bereits über des Erben Vermögen verfügt, dass 
demnach jede solche Veräusserung der Revocation durch die- 
sen unterworfen ist. 



2--« Ibid. 

23 Kraut II, 432 ff. liat diesen Grund der Regel zuerst aufgedeckt. 
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Zweites Buch. 



Das eheliche Güterrecht des sächsischen Stadtrechts. 

Erstes Kapitel. 

Die städtische Wirthschaft und das Privatrecht, 

§>21. Es möchte ein uralter Satz sein, den die Quellen 
des magdeburger Rechts uns als das Hauptprincip des sächsi- 
schen ehelichen Vermögensrechtes überliefert haben: 

Ofte ein man ein wip nimet, stirbit die man, daz wip ne 
havet in sime gute nicht, her ne habiz ir gegeben in gehege- 
teme dinge. Weisth. von 1261 § 14 ^ 



* Schon die hallenser Schöffen nehmen diesen Satz in ihr Weisthum von 
1235 § 26 auf: Si alicui domlne maritus ejus moritur, bona ipsornm non spe- 
ctabunt ad dominam, sed tantum iUa, queuiaritus tradidit uxori coram judicio 
et hoc per testes si poterit probare, s. o. Einleitung III § 5 n. 21. Unver- 
kennbar ist der Anklang an die lex Saxonum 48 : Apud Ostfalaos et Angarios 
(mulier de eo, quod vir et mulier simul conquisierint,) nihir accipiat, sed con- 
tenta sit dote sua. Es begegnet der Satz dann in allen Aufi&eichnungen des 
sachsischen Weichbildrechts, zuweilen verändert und erweitert; das Weisfh. 
von 1261 § 14 fügt am Schlüsse ihm hinzu: oder zu libgedinge zu irme libe. 
Dann findet er sich im Weisth. von 1304 § 20 mit der Veränderung: her en 
habez ir gegeben äu morgengabe oder in gehegeteni dinge zu irme libe. Vgl. 
das Schöffenrecht bei Mühler a. 20; Weichbild 22 (Vulg.): Nu vernemet 
unde hört , waz eine frauwe iris mannes gut behalden möge nach sinem tode 
in wichbilde rechte? Waz er ir gegeben hot vor gerichte an sinem eigen zu 
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An des Mannes Gut hat die Frau kein Erbrecht. Es bleibt 
bei seinen Gebltttserben. Mit Auflösung der Ehe fällt das ehe- 
liche Vermögen lediglich nach der Zuständigkeit auseinander. 
Nur während der Ehe bildet der Gatten Habe eine Masse. 
Denselben Gedanken also, den der Sachsenspiegel bei der 
Entwicklung des Eherechts voranstellt, betont auch das städti- 
sche Recht; nur wird er in beiden Quellen verschieden ge- 
wandt. Das eheliche Vermögensrecht Magdeburg's und aller 
von diesem beherrschten Städte gehört mit dem Ssp. dem 
Systeme der Gütereinheit an; es hat die gemeinsame Grund- 
lage, auf der es mit diesem Rechtsbuch erwachsen ist, für das 
Eherecht treu conservirt zu einer Zeit, wo ganz Deutschland 
bereits für die Gestaltung der ehelichen Vermögensverhält- 
nisse, sei es von Todeswiegen, sei es auch unter lebenden, 
andere und neue Principien gewonnen hatte. 

Wenn aber auch die Grundlage des Eherechts in beiden 
Quellenkreisen, dem sächsischen Stadtrecht sowol als in dem 
Landrecht, eine gemeinsame war, so musste doch die Entwick- 
lung desselben eine mannigfach abweichende sein, sobald die 
wirthschaftlichen Voraussetzungen in beiden Rechtssphären zu 
differiren begannen. Die Umwandlung, die sich in dem 
Wirthschaftssysteme unseres Volkes mit der Ausbildung des 
Städtewesens und städtischer Freiheit vollzog, musste auf das 
Privatrecht einen bestimmenden Einfluss üben 2. Es wird 



irem leibe. Weichbild 23 § 1 (v. D. 1853) fährt an derselben Stelle fort: an 
sineme egen oder andere varende have , die he ire gegeven hevet an sineme 
redesten gude imde ok ire rade. Vgl. niagd. Fr. I, 14, 2 und daraus pölm. 
Dist. I, 17, 13. S. auch 0. § 14 n. 9. 

2 Schon die Rechtsbücher sind sich des Einflusses , den der städtische 
Verkehr auf das Landrecht übte, wol bewusst, wenn sie ihn auch zunächst in 
Aeusserlichkeiten linden. So tadeln sie im strengen Festhalten an dem Ssp. 
den aufgekommenen Sprachgebrauch auch die städtische Vergabung des Manns 
an die Frau als Morgengabe zu bezeichnen. Denn ,, zu der morgingabe ge- 
hören zenne und§ zimmer unde veltgenge vie ; wenn man phleget in wichbilde 
mit steinen zu buwen , unde sin alle mit einem rechte begriffen , di in dem 
wichbilde gesessen sin*'. Weichb. 22 § 3, Vulg. Dist. I, 14, 1. 
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unsere Aufgabe sein diesen Einfluss im einzelnen darzulegen, 
soweit er für das eheliche Vermögensrecht in Sachsen bestim- 
mend gewesen ist. 

Die obigen Untersuchungen haben auch für das Privat- 
recht des Ssp. eine bereits des öfteren gemachte Wahrneh- 
mung bestätigt, dass nämlich seine Sätze mehr auf eine längst 
entschwundene Vergangenheit als auf das Jahrhundert, 
welches die mittelalterliche Cultur zu ihrem Höhepunkt füh- 
ren sollte, zu passen scheinen. Eine bereits überwundene 
Stufe der Gesittung tritt in ihnen zu Tage. Die vermögens- 
rechtliche Stellung der Frau zum Manne, ihre Schutzlosigkeit 
seiner Willkür gegenüber, nur in etwas durch den Beistand 
gemildert, den die eigene Familie ihr zu gewähren vermag, 
sie weist auf eine Stellung der Geschlechter zurück, wie sie 
sogar die meisten Volksrechte kaum noch kennen. Das In- 
stitut der Gerade gehört einer Rechtsauffassung an, welche 
die Weiber bei der Erbfolge durch den Mannsstamm ausge- 
schlossen sein Hess. Das Heergewäte möchte seine Fixirung, 
— wir schliessen es aus der Beschaffenheit der dazu gerech- 
neten Objekte — spätestens im 11. Jahrhundert erhalten 
haben. Die Unmöglichkeit, dass Ehegatten durch gegensei- 
tige Verfügungen das gemeine Recht abändern , dass sie ein- 
ander sich einen Vermögensvortheil mit der Garantie der 
Dauer und der Unbestrittenheit gewähren können , zeugt für 
eine Stufe der Rechtsentwicklung, da überhaupt noch dem 
Willen der Einzelnen gegen das ererbte Volksrecht nur ein 
geringer Spielraum gelassen war. 

So zeigt sich denn auch das Wirthschaftssystem, das der 
Darstellung des Ssp. zu- Grunde liegt, von städtischem Wesen 
und Treiben gänzlich unberührt. Eike von Repkow erwähnt 
überhaupt der Städte nur selten 3, sein Privatrecht zeigt keine 



3 Das Wort „weichbild** wendet Eike nicht an ; 111, 87 § 2 ist ein späte- 
rer Zusatz. Auch ein Stadtrecht sowie eine stadtische Gerichtsbarkeit ist 
seinem Standpunkt fremd, arg. Ssp. III, 60 § 2. Nur des Marktgerichts ge- 
denkt er Ssp. III, 25 § 2. 



Digitized by VjOOQ IC 



241 

Spur von der dort entstandenen neuen Oekonomie, die berufen 
war unserer Cultur neue Bahnen zu weisen. Der allodiale 
Grundbesitz, wie er in seiner Auffassung noch die Basis der 
politischen Stellung für den freien Stand' abgibt, ist aneh 
der stillschweigend vorausgesetzte Hintergrund seiner Dar- 
stellung. Das eheliche YenntSgensrecht, das er uns vor Augen 
führt, ist ein auf ländliche Verhältnisse und zwar solche der 
einfachsten Art berechnetes. Der Mann ist Grundbesitzer, die 
Frau zieht zu ihm mit Hausrath ausgestattet, — das ist unge- 
fähr das Verhältniss, dem er als dem regelmässigen seine 
Sätze anpasst. Dass das umgekehrte der Fall sein könnte, 
deutet er zwar an^; aber da er noch von der Voraussetzung 
ausgeht, dass innerhalb der ersten Sippzahl eine Zurückstel- 
lung der Weiber im Erbrecht stattfindet, ist es ihm offenbar 
eine Ausnahme. Des Einflusses des Geldes auf die Normi- 
rung des ehelichen Verhältnisses, des Geldes überhaupt als 
eines Bestandtheiles des ehelichen Vermögens geschieht keine 
Erwähnung ». Der Ssp. setzt noch eine Landwirthschaft vor- 
aus, die hauptsächlich für eignen Bedarf producirte. Die 
Wittwenvorrechte und was von ehelichen Zuwendungen ge- 
stattet ist, alles dies weist gleichfalls auf Landleben und 
Ackerwirthschaft hin : die Hofspeise , die Leibzucht an Land- 
gütern, die Morgengabe an lebendem oder todtem Gutsinven- 
tarium. 

Sind sonach die Voraussetzungen des Eherechtes, wie es 
uns der Ssp. entwickelt, noch die eines einfachen Landlebens 
mit einem hauptsächlich auf Tausch beschränkten Verkehr, so 
konnte dasselbe, freilich den Anforderungen, die die Stadt- 
wirthschaft daran machte, nicht mehr genügen. Der Einfluss 
aber, den die städtische Cultur auf unser altnationales Recht 



* Ssp. III, 76. 75 § 2. I, 20. 

^ Selbst das Gelübde des a. III, 74 für eingebracht« Liegenschaften ist 
nur anf „Gut'' gestellt, s. p. § 15 n. 32. Des Edelmetalls wird vom Ssp. I, 
24 § 3 zwar gedacht, aber nur sofern es zur Herstellung von Schmuck und 
Geräth dient. 

y. Martits, ehel. GQterrecht d. Stp. 16 
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erlangte, gipfelte in der so gänzlich veränderten Stellung, die 
dem Grundbesitz gegeben wurde. 

In den Städten erwies sieh bereits früh die Unmöglichkeit 
den Besitz von Liegenschaften zur Grundlage des Personen- 
sowie des Vermögensrechts zu machen. Industrie und Handel, 
die die Städte zu Mittelpunkten des Capitalverkehrs werden Hes- 
sen, durchbrachen nothwendig jene alte Anschauung, die nur in 
dem freien Grundbesitz das Vermögen der Familien zu sehn 
pflegte, für die das fahrende Gut im wesentlichen nur als Per- 
tinenz dazu in Betracht, kam. Auch fttr die Liegenschaften 
wurde demnach der Gesichtspunkt ihres Tausch werthes in den 
Vordergrund gestellt. Wie sie wirthschaftlich nichts vor dem 
Mobiliarvermögen voraus hatten , so war auch rechtlich eine 
Gleichstellung beider Sacharten angebahnt. 

Der Umschwung, den bei dieser so ganz veränderten 
Auffassung unser Privatrecht erfuhr, war ein durchgreifender; 
er musste sich im Personen- und Sachenrecht, im Erb- und 
Familienrecht bemerkbar machen. Von einer ständischen 
Sonderung konnte zunächst innerhalb der Stadtmauern keine 
Rede mehr sein. Eine gemeine Freiheit, die des Bürger- 
standes trat an ihre Stelle: „unde sin alle mit einem rechte 
begriflfen, die in dem wichbilde gesessen sin", so lehren die 
Quellen des magdeburger Rechts ^. Aber fast noch wichtiger 
als dies, innerhalb jener Gemeinschaft der städtischen Bürger 
musste zugleich mit der sinkenden Bedeutung des Grund- 
besitzes auch eine Ausgleichung in der rechtlichen Behand- 
lung der Geschlechter eintreten. Die Zurückstellung der 
Weiber bei der Erbfolge, die noch die Volksrechte freilich in 
verschiedenem Umfange vorschreiben, war nur so lange ge- 



^ S. 0. n. 2. Doch gedenken aUerdings die magdeburger Weisthfimer 
noch der Ebenbürtigkeit als Erfordernisses zum Erbnehmen. Weisth. von 
1261 § 48; von 1304 § 34. 77. 129; vgl. hallisches Weisth. von 1235 § 20. 
Damit ist die Unebenbürtigkeit, die durch Ehe Unfreier mit Freien eintritt, 
gemeint. Wenn noch spater in den Schoffensprüchen Ebenbürtigkeit als Be- 
dingung des Erbrechts hingestellt wird, z. B. MSchü. Wasserschleben I, 
422 c. 76, so möchte das nur noch eine Reminiscenz an den Ssp. sein. 
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rechtfertigt, als der Grundbesitz einen politischen Charakter 
trug. Während die lex Sax. und noch vier Jahrhunderte spä- 
ter der Ssp. in der ersten Sippe den Weibern die Männer vor- 
zieht, die Söhne und Enkel den Töchtern"^, die Brüder den 
Schwestern*, den Vater der Mutter*, stellt das magdeburgi- 
sche Recht bereits in seinen frühesten Dokumenten ^^ auch in 
der ersten Sippe beide Geschlechter gleich^». Damit war 
dann zugleich einer besonderen Erbfolge der Weiber jeder 
Boden entzogen. Die Gerade, in ihren beiden Formen, als 
Wittwen- und als Niftelgerade, erwies sich mit der neuen Auf- 



7 Lex Sax. (lex Franc.) 41. 44. 46. Ssp. I, 5 § 1. Vgl. v. Sydow 78. 
Siegel 53. 

»Ssp. r, 17 § 1. 

9 Ibid. 

*^ Schon im hallischen Weisth. von 1235 §20. 21 muss der Ansdriick 
,,pneri** als Bezeichnung für Kinder überhaupt gedeutet werden, einem ver- 
breiteten Sprachgebranch jener Zeit gemjiss, vgl.Heydemann Joach. Consta 
lOfi. 111. Hildesheimer Statut von 1249, Gengier 197. Luh. Recht (Hach) 
cod. I, 13. 22. Breslauer Privileg von 1339, Ganipp schles. Ldr. 94; denn 
es i»t nach sächsischem Recht undenkbar, dass die Töchter, § 21 des genann- 
ten Weisth., durch den gesammten Mannsstamm ausgeschlossen sein könn- 
ten. A. M. Heydemann 55. v. Sydow 77. 84. Jedenfalls hat noch das 
haliische Recht des 13. Jahrhunderts die Gleichstellung der Geschlechter in 
der Erbfolge vollzogen, hall. Stadtb., v. Dreyhauptll, 479 nr. 6. 21. 22. 
Das niagd. Weisth. von 1261 gedenkt § 48. 15. 29 nur der ,,kinder** als 
nächster Erben der Eltern, es lässt auch bei § 20, s. o. 54 n. 9, die wichtigen 
Worte des Ssp. I, 17 § 1 : ,,it si man oder wif* hinweg. Vgl. dann das 
Weisth. von 1295 § 12; von 1304 § 80. 124. 129. Doch scheint wenigstens 
bei der Erbfolge der Eltern noch die Mutter durch den Vater ausgeschlossen 
zu werden; anders bei weitern Ascendenten, syst. SchR. I, 7, 14. IV, 2, 35. 
Vgl. Siegel 56 n. 212. 

11 Das 13. Jahrhundert zeigt in den Städten überall diese wichtige Ab- 
änderung des alten Privatrechts durchgeführt. Eichhorn §373. Anm. 
V. Sydow 83. Siegel 51. Sie war insbesondere da geboten, wo das eheliche 
Güterrecht zu einer Quotentheilung gediebn war , also für Sachsen z. B. in 
Westfalen, vgl. Wigand Provinciair. von Paderb. undCorvey II, 47 ; in der 
von H ä nel untersuchten Gruppe von Stadtrechten, Zeitschr. f. RG. I, 290 ff. ; 
im Systeme des Drittheilsrechtes, vgl. Dist. I, 5, 5. 6, 1. 11, l u. o., in dem 
der ehelichen Halbtheilung, vgl. z. B. die culmische Handfeste § 22 u. s. w. 

16* 
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fassung des Vermögensrechts als unverträglich *2. Schon früh 
nahmen daher die Städte des magdeburgischen Rechts eine 
Beschränkung dieser irrationellen Erbfolge in Angriff, wo- 
durch die Gerade zumeist zu einem bedeutungslosen Präci- 
puum degradirt wurde. In wie verschiedener Weise sie aber 
dabei zu Werke gingen, wird unten näher darzulegen sein. 

Noch sichtbarer äusserte sich derEinfluss der städtischen 
Wirthschaft auf das Sachenrecht. Seitdem in den Städten 
auch die Liegenschaften als Verkehrsob^ekte zu gelten be- 
gannen , wurde der Gegensatz zwischen ererbten und gewon- 
nenen Gütern ein überaus bedeutsamer. Seiner bemächtigte 
sich auch das Recht. Waren einst alle Immobilien dem 
Stammgutssystem unterworfen zu der Zeit, als Beerbung noch 
den hauptsächlichsten Erwerbsgrund des Eigenth ums daran ab- 
gab, so erschien es billig jetzt, wo neue Besitztitel daneben 
in den Vordergrund traten , das Stammgutssystem auf die er- 
erbten Liegenschaften zu beschränken. Die wol gewonnenen 
Güter wui*den seinem Nexus entzogen; für sie trat eine Mobi- 
lisirung insofern ein, als die Verfügungsfreiheit darüber sich 
nach den Grundsätzen des Mobiliarsaehenrechts bestimmte; 
sie wurden zum Kaufschatz gemacht. Schon die magdeburger 
Urkunden des 13. Jahrhunderts zeigen uns diese wichtige 
Reform vollendet ^^^ indem sie zu Erbgütern alle die Immobi- 



*2 Dasselbe hätte der Fall sein müssen mit der Vereagnng des Reprasenta- 
tlonsrechts an die Tochterkinder, die noch der Ssp. ausspricht, s. o. n. 7. Doch 
wunderlicher Weise halten die magdeburger Schöffen hier am Ssp. treu fest 
und haben damit ein inconsequentes und unbiUrges Erbrecht sich geschaffen. 
Erbrechtsregel Wasserschieben Princip der 8. O. 159 c. 19: Aber die 
von Magdeburg schreiben stets, das es der tochtcr kinda nichtgeschehen mag, 
daz es erbtheil nehme in des grossvatern ^tte an der mutter statt gleich 
sohnes kinde. Nähere Nachweise bei Stobbe Beiti-age 46 ff. 

" Weisth. von 1261 § 15, wo das ausdrückliche Verbot, dass Kinder ihr 
angestorbenes Erbe nicht ohne Erbengelof verkaufen sollen , bereits auf eine 
Beschränkung eines ui*sprüng]ich weiter gehenden Revocationsrechts deutet ; 
vgl. ibid. § 48. Weisth. von 1304 § 22. 80. 34: Die gäbe, die deme manne 
oder der vrowen gegeben wirt vor gerichte in gehegetime dinge , dar mag die 
vrowe — tun swas sie wil ane iemandes widerspräche ; daz selbe mac der 
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lien oder mit Immobiliarqualität behafteten Rechte rechnen, 
die bereits einmal von Erbeswegen verfällt worden sind**. 
Aber auch an den Erbgütern selbst büsste das ßevocations- 
recht der .Erben an seiner alten Stärke ein. Die Kechtsgiltig- 
keit einer Verfügung über Immobilien datirte ursprünglich 
erst von dem Augenblicke , wo der verfügende sie auch für 
sich durch Ledigung der Gewere faktisch anerkannt hatte. 
Erst dann war für den Erbeiuspruch actio nata vorhanden. 
Das städtische Eecht hat im Interesse eines sicheren Verkehrs 
dem dinglichen Recht an Grundstücken einen von der That- 
sache des Besitzes ganz unabhängigen Charakter gegeben. 
Die Frist von Jahr und Tag läuft dem Einspruchsberechtigten 
stets von geschehener Auflassung ab ; nur die echte Noth be- 
gründet ruhende Verjährung ^\ Zugleich ist der Erbeinspruch 



man — tuo. MSchU. für Stendal von 1336. Magd. Fr. I, 9, 1. 12, 3. Syst. 
SchR. IV, 1, 6. 2, 46—48. MSchU. Wasserschleben 244 c. 98 u. o. In 
den magdcburger Quellen vor 1261 lässt sich eine Besciirankang des Erbein- 
spruchs auf die Erbgüter noch nicht erweisen , doch kann kein Zweifel sein, 
dass sie bereits zu Anfang des 13. Jahrhunderts in den Städten des mittleren 
Deutschlands vorhanden war. Sie findet sich bereits im ältesten codex des 
lübischen Rechts a. 1, Uach 185, dessen Inhalt gewiss noch dem 12. Jahr- 
hundert angehört; in Lüneburg schon 1247, Kraut Stadtr. von Lüneburg 5. 
7; in Hamburg 1270, Lappen berg 1,8. IV, 2 ; in Stade 1279, Zimmerte 
Stammgntssystem 184; in den ältesten goslarer Statuten , die noch dem 13. 
Jahrhundert angehören, Hänel Zeitschr. f, RG. I, 274 n. 2, vgl. Göschen 
9, 14 — 18; u. s. w. In den flandrischen Städten und den mit ihnen in Rechts- 
verkehr stehenden, sowol den rheinischen als den österreichischen war schon 
zu jener Zeit das ganze Staramgutssystem aufgegeben worden, vgl. Zim- 
mer 1 e 1. 1. ,1 90 flf. T m a s c h e k d. Recht in Oesterreich 2 12 ff. 

1* Unter die Kategorie des Erbgnts fällt nicht, was man durch Verfugung 
von Todeswegen erlangt hat; dies ist gegebenes Gut, vgl. niagd. Weisth. von 
1304 § 34, magd. Fr. I, 12, 3. SchU. in cod. Lips. 945c fol. 56: (Ist der 
Ehefrau vom Manne) al sin gut half nach sinem tode gegeben , er deil gndes 
mach se geven weme se wil , ane erven geloff. Zimmerlei. 1. 185. Bese- 
1er I, 193. 

*5 Eine überaus wichtige Reform , die im ehelichen Güterrecht wie im 
System der Vergabungen von Todeswegen tiefgreifenden Einfluss erlangte. 
Vgl. magd. Fr. I, 12, 3: Vorgebe — ein man sin anirstorben steende eigen, 
daz mochten sine erben wedir sprechen binneil Jare und tage , wenne is en 
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seiner früheren Wirkung, die ihn eine anticipirte Erbfolge er- 
öffnen Hess, beraubt worden '**. 

War aber für Verfügungen unter lebenden eine Mobilisi- 
rung der Liegenschaften durchgeführt, so konnte sie auf die 
Rechtsgeschäfte von Todeswegen nicht ohne Einfluss bleiben. 
Dort waren dem Mobiliarsachenrecht Immobilien unterworfen, 
hier gab man einem Rechtsgeschäft, das der Ssp. nur in Be- 
ziehung auf Eigen kennt, eine Ausdehnung auch auf das be- 
wegliche Vermögen. Auch an fahrender Habe wurden Ver- 
gabungen von Todeswegen möglich. Nachdem für die Grund- 
stücke der Grundsatz aufgegeben war, dass der Erbe nur eine 
solche Verfügung des Erblassers respeetirte, die dieser in 
ihrem ökonomischen Inhalt auch gegen sich hätte wirken 
lassen , musste auch das Mobiliarsachenrecht der neuen Auf- 
fassung huldigen. Das Stadtrecht gestattete an Fahrhabe eine 
Gabe „zu thun und zu lassen"; nicht allein „blotliken von 
der hant" sondern auch „na dem dode" *^. ♦ 

Leitender Gedanke des neuen Instituts war die Vor- 



wissentlich worde, dornoch als di gobe were gesehen. MSchU. Wassersch- 
ieben I, 92c. 106. 113c. 224. 244c. 98. Neumann nr. 13. Syst. SchR,IV, 1, 
10. 27. 29. 40. Glog. Rb. c. 22i In einem MSchU. nach Stendal von 1330 heisst 
es von einer gegenseitigen Vergabung der Ehegatten : De beide gift stunden 
bi , jare unde bi dage an allerleie ansprake. — Dieser folgenschwere Um- 
schwung, dass zur Erlangung der rechten Gewere lediglicher Besitz nicht mehr 
erfordert wird , vollzog sich in den norddeutschen Städten bereits Ende des 
13. Jahrhunderts. Er findet sich schon im hamburger Stadtrecht von 1270 
abgeschlossen, (Lappenberg) III, 9; vgl. das lüb. Recht (Hach) c. III, a. 
277. Desgleichen im freiberger Recht, (Schott) V, 35. 22. 28. Im lüne- 
burger Privileg von 1247, Kraut Stadtr. v. Lüneb. 7. Dagegen, wie es 
scheint , noch nicht im goslarischen Recht , das lediglichen Besitz beim Er- 
werber der rechten Gewere verlangt, Göschen25. 28flf. Vgl . A 1 b r 6 c h t 
111. 203. 219 n. 571. 

*ß Die magdeburger Quellen geben keine Spuren jener alten Wirkung 
desselben, vgl. z. B. MSchU. Wasserschieben I, 244 c. 98. Neu- 
mann nr. 13. 

" Das sind die Kunstausdrücke der magdeburger Schöffen , cod. Lips. 
945c fol. 58. Die erste sichere Spur einer Vergabung an Fahmiss gewährt 
im Quellenkreise des magd. Rechts das Weisth. von 1304 § 123. 
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Stellung, dass das bewegliche Vermögen wirthschaftlich den- 
selben Charakter habe wie der Besitz von Liegenschaften. 
Hienach erschien es möglich fahrendes Gut als Einheit, als 
Quelle dauernden Ertrages betrachtet, von Todes wegen zu 
vergeben. An einer solchen Sachengesammtheit der Mobilien 
behält demnach der vergabende den vollen Niessbrauch, mit- 
hin ein Verfiigungsrecht über die einzelnen dazu gehörigen 
Stücke, auf die ja bei dessen Lebzeiten der bedachte noch 
keinen Anspruch hat Erst wenn jener stirbt, realisirt sich 
das Recht des honorirten ; er nimmt die Sachengesammtheit 
in der Gestalt, wie sie bei des vergabenden Tode bestand. 
Mit der Vergabung an Fahrniss erhält der honorirte ein jus 
praesens, aber nur über die Sachengesammtheit, nicht über die 
einzelnen Stücke. Dieses Recht kann nicht näher bezeichnet 
werden, als dass es den Charakter des dinglichen Rechts 
trägt. 

Die Consequenzen dieser Auffassung sind folgende : Wie 
Immobiliargut so kann auch die ihm gleichgestellte Fahrniss 
nur in gehegtem Dinge mortis causa vergeben werden. 

SchU. in cod. Lips. y45c fol. 55 : Nen man en mach sin 
gut vorgeven na sinem dode to hebbende wen in ein,geheget 
dink to rechter dinkstatt *». 

Weil Rechte der nächsten Erben an Mobilien niemals 
existiren können, so bedarf es hiezu keines Erbengelofs. Der 
begabte erlangt durch den gerichtlichen Akt ein vor allem 
Einspruch geschütztes Recht, ohne dass es des Ablaufs der 



»8 Vgl. syst. SchR. IV, 1, 17. 21. 35. 2, 72. Magd. Fr. I, 11, 2—4. 12, 
1^4. 14, 2. 15, 7. MSchü. Böhme 125, 3. Glog. Rb. 605. Technischer 
Ausdruck hiefür ist ,, Begabung** oder ,,Gift*', syst. SchR. IV, l, 18. 30, 31. 
33—35. Magd. Fr. I, 12, 6. — Also eine Vergabung mit Urkunden ist un- 
wirksam, magd. Fr. I, 6, 5. 15, 7, vgl. Böhme 140, 5; ebenso die vor dem 
Rath statt vor dem Stadtgeiicht erfolgende, syst. SchR. IV, 1, 21. — Doch 
bereits im 14. Jahrhundert wird ein aussergerichtliches ,, Testament** ad 
piam causam zugelassen , das nur , wenn es Grundstücke betraf, der Auflas- 
sung bedurfte, MSchU. Wasserschieben I, 421 c. 76. MSchU. Neu- 
mann nr. 52. 
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Verjährungszeit bedürfte *^. Da aber sein Recht auch bei des 
vergabenden Lebzeit ein gegenwärtiges ist, so wird es, falls er 
vor diesem stirbt, noth wendig transmittirt*», es sei denn, dass 
die Vergabung überhaupt nur auf den Nachlass , also eine zu- 
künftige Vermögensgesammtheit gestellt sei, wo der honorirte 
kein Recht transmittiren kann, da er selber noch keins erlangt 
hat 2«. Wie ferner der vergabende über die einzelnen Mobi- 



»9 Magd. Fr. I, 12, 3. 

^ Sehr bestritten. Entscheidend ist der Umstand , dass bei der Ver- 
gabung von Grundstöcken Transmission eintritt, vgl. z. B. MSchü. Was- 
serschieben I, 92 c. 106; sodann die auadrüokliche Versicherung der 
Quellen; magd. Fr. U 12, 4 1 Ab ein man bei gesundem leibe sin gut weg gebe 
vor gehegeteni dinge, — stirbet — der begobete man , is erbit uf sinen neue- 
sten. Die Stelle ist nicht misszuverstehn und sehe ich nicht ein, wie Al- 
brech t Jahrbb. f. wiss. Krit. XI, 327 ihr unter Berufung auf das jus cnim. 
ex ultima revis. III, 3, 7 eine entgegengesetzte Deutung geben will. — Vgl. 
MSchU. Wasserschieben I, 245 c. 99b. MSchU. für Stendal von 1330: 
De man — gaf siner vrowen in dem hegeden dinge de helfte sines gudes, dat 
he hadde — unde .5 mark ute dem redesten gude tu voren nt tu nemende, 
ofte se sinen dot levede; — de vrowe starf — er de man; — des is 
gekomen der richtere unde anspreket — de helfte des gudes. — Der Richter 
fordert, da die Frau keine Erben hat, nur die Hälfte , nicht jenes Präcipuum 
von 5 Mark , weil dieses nur auf den Tod des Mannes gestellt ist ; er wird 
darum nur abgewiesen , weil jene Vergabung dnreh eine spätere Ehe^tiftung 
wieder rückgängig gemacht sei. Ist übrigens der vergabende der nächste 
Erbe des honorirten , so muss natürlich eine Ausnahme eintreten : Ein man 
makede seiner frau 20 schock gr. in hegeder bauk darmede to donde wat se 
wolde ; (stirbt die Frau , so fallt die Summe nicht an ihre Nächsten sondern 
an den Mann,) oft dat in sinen weren is gestorvcn, sintemale dat er dat (be- 
schriebene Geld) an eigen — nicht gemaket is. SchU. in cod. Lips. 945c fx>l. 
24. Gegen Transmission der Vergabung an Fahrniss erklären sich Beseler 
I, 160 und Albrecht in der eben cit. trefflichen Kritik über dieses Buch, 
1. 1. 327. Beiden stand für das sächs. Recht noch ein unzureichendes Mate- 
rial zu Gebote. 

21 S. die MSchUU. Wasserschieben I, 245c.99b; für Stendal n. 20 
und MSchU. für Prenzlau im cod. Lips. 945c fol. 33: (Hat der Mann seiner 
Frau 100 Mark ins Gerichtsbuch schreiben lassen) to vorne ut na {^inem dode 
to hebbende und to nemende , (und ist die Frau gestorben,) dae se eres — 
mannes dot nicht erlevet heft, so is ok sulke gave edder vormakinge — nicht, 
to ki'aft und macht gekommen. 
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lien das Verfügungsrecht behält, so werden diese auch nach 
seinem Tode für die Schulden in Anspruch genommen werden 
müssen. Der begabte steht daher den Nachlassgläubigern 
nach 22 ; aber da wiederum sein Eecht auf das Vermögen den 
Charakter der Dinglichkeit erlangt hat, so tritt er vor die 
Erben , die demnach erst nach Befriedigung der Erbsehafts- 
gläubiger und der mit einer Vergabung bedachten den Nach- 
lass ausgeantwortet erhalten ^K Die Vergabung an Fahrniss 
kann aber wie jede andere Auflassung mit „Unterscheit" ge- 
schehen. Es ist ein gemeiner Satz des alten Rechts, den das 
lübische Rechtsbuch uns aufbewahrt hat: 

So welic man sin gewunnene gut vor ratmannen gift, — 
mit welekeme underschede he dat gift, dat schal 
immer stede bliven. Ltib. Recht (Hach) cod. II a, 44. 

Auch, die Vergabung von fahrender Habe lässt demnach 
Vorbehalte zu. Erwähnt wird unter diesen die Ausschliessung 
der Transmission für den honorirten 2*, sowie die Widerruflich- 
keit der Vergabung 2», welche letztere dann das deutschrecht- 
liche Geschäft der römischen mortis causa donatio ganz ähn- 
lich machte. Ja das magdeburger Recht erkennt sogar eine 
Vergabung an Fahrniss an, auch wenn der begabte seine Ac- 



22 Magd. Weisth. von 1304 § 123. Syst. SchR. IV, 1, 17. 20. 30. 35. 
Magd. Fr. I, II, 4. 8chU. in cod. Lips. 945c fol. 54: Heft (der Mann seiner 
Frau) gegevön und gemakel in einer meinen wise alles sin gut edder wat dei- 
les an sinem gude na sinem dode : so scolen des raanues schulde to vorne nt- 
gan, dar na scal se nemen, wat er behoren mach, alse se vor dem richte be- 
gavet is. Ibid. fol. 21 : (Bei der gegenseitigen Vermogensaufgabe der Gatten 
soll man nach dem Tode des einen zuerst) witlike schult gelden und fort dat 
ovrige nach inholdinge der dedinge — keren und wenden. Vgl. § 27 n. 13. 

23 Syst. SchR. IV, 1, 17. Magd. Fr. I, 11, 4. 

24 Magd. Fr. I, 11, 4. 12, 5. 

28 Magd. Fr. I, 12, 4. 11, 3. MSchU. Böhme 105, 2, vgl. syst. SchR. 
IV, 1, 15. Wasserschieben 94 c. 145. Glog. Rb. 24. I58b. Vgl. auch 
syst. SchR. IV, 2, 81. Bei Vergabung eines ganzen Vermögens gewährt der 
Vorbehalt ,,der Herrschaft** die Befngniss die einzelnen Orundstücke zu ver- 
kaufen, magd. Fr. I, 3, 19, vgl. MSchU. Böhme 151,4. 110, 1, syst. SchR. 
IV, 1, 13. 15. 22; zu verpfänden, MSchU. Wasser schieben I, 89 c. 90. 
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ceptation nicht erklärt hat, hält sie auch in der Form des ein- 
seitigen Rechtsgeschäfts aufrecht ^^ 

Eine Ausnahme von diesen Regeln bildet zunächst die 
singulare Vorschrift, dass über Gerade und Heergewäte nicht 
von Todeswegen verfügt werden soll 27, Sodann ist die Mor- 
gengabe des Stadtrechts mannigfach vor den Vergabungen an 
Fahrniss privilegiirt, was unten näher nachzuweisen sein wird. 
Vergleichen wir aber die letztern mit denen an Immobilien, 
so sind es folgende Unterschiede , die uns in den städtischen 
Quellen entgegentreten : der eine betriflFt den Gerichtsstand ; 
Liegenschaften können nur im Gericht der belegenen Sache 
von Todeswegen vergeben werden; bei Fahrniss fällt diese 
Beschränkung weg^^ Sodann, werden Grundstücke vergabt, 
so haften sie nicht für Nachlassschulden 2», anders als wenn 
Mobiliar der Gegenstand der Verfügung ist. 



26 Alb recht in der n. 20 clt. Kritik 328. 330. Vgl. magd. Fr. I, 4, 5. 
12, 1. II, 3. Syst. ScbR. IV, 1, 20. In einzelnen Städten des roagdeb. Rechts 
wurde unbeschränkte Testirfreiheit durch Privileg nachgelassen , in Krakau 
vor 2 Rathöherrn, Wasserschieben I, 11.5; in Görlitz vor dem Nothding, 
MSchU. Neumann nr. 52; inGlatz vgl. Mittermaierin der Zeitschr. 11, 
3.53 n. 61. — Die obige Theorie der Vergabungen von fahrendem Gute weicht 
von den gewöhnlichen ab. Alb recht 204 ist der Ansicht, dass der an Fahr- 
niss begabte die Stellung eines Erben erlangte ; das passt aber nur auf die 
Vergabung eines ganzen Vermögens, ibid. 221, nicht auf die an Mobiliargut, 
s. 0. n. 23. — B eseler I, 156 will ein auf den Tod gestelltes Ver- 
sprechen zu Grunde legen; dem widerspricht der Umstand, dass der honorlrte 
allen Gläubigern nachsteht, s. o. n. 22. 

27 Ohne Zweifel eine Reminiscenz an das alte Recht, s. 0. 135, welches 
überhaupt nicht über Fahrniss von Todeswegen verfugen Hess. Sie wurde 
trotz gänzlich verändei*ter Rechtsanschauung, gemäss deren sogar Immobilien, 
die nicht Erbgüter waren , dem Erben gefremdet werden konnten , für jene 
beiden Complexe conservirt, vgl. syst.4SchR. IV, 1, 7. 2, 72; vgl. 89. MSchU. 
Wasserschieben I, 94 c. 145. 116 c. 239. Neuraann nr. 13. Gl. zu 
Weichb. 23 (v. D.), 289. 294-296. 

28 Syst. SchR. IV, 1, 20. 21. 28. 29. MSchU. Neumann nr. 13. Was- 
serschieben I, 195 c. 58. Vgl. Beseler I, 190. 

wSyst. SchR. IV, 1, 17. MSchU. Wasserschleben I, 89 c 90. 
SchU. in cod. Lips. 945c fol. 54 : (Gibt der Manu seiner Frau vor Gericht) 
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Mit der unbeschränkten Zulassung der Vergabungen von 
Todes wegen, mit dem Yerzichte auf jene altnationale Auffas- 
sung, wonach niemand über sein Gut so verfügen könne, da«s 
nur der Erbe durch die Verfügung getroflfen werde , war auch 
dem Erbrecht ein neuer Charakter aufgedrückt. Der An- 
schauung des Ssp. , dass der Erbe in die Verträge des Erb- 
lassers im allgemeinen nicht eintritt, war der Boden entzogen 
worden. Bereits im 13. Jahrhundert bildete sich in Magde- 
burg der Satz , dass der Erbe wie er die Vergabungen seines 
Erblassers anzuerkennen hätte, so auch für seine Schulden mit 
der Erbschaft haftete. Während der Ssp. nur in zwei Fällen 
einen Eintritt des Erben in die Obligationen des Erblassers 
statuirt, spricht das städtische Recht allgemein die Regel aus, 
dass des Erblassers „redliche" Schuld vom Erben zu bezahlen 
ist 3«. Doch unterlag dieser neue Satz noch der alten Structur 
des Beweissystems; nur wenn der Kläger erhöhte Garantieen 
für die Wahrheit seines Anspruchs beibringen konnte, wurde 
der Erbe zur Bezahlung der Nachlassschuld verpflichtet 3". 
Die Haftung des Erben hatte mit der ganzen Hinterlassen- 
schaft zu erfolgen , da ja auch die Verfügungen über Liegen- 



wat benantes Standes eigen, dar van derf se nicht gelden eres mannes scnlde. 
(Die Fortsetzung in n. 22.) 

30 Zwar wiederholt noch das görl. Weisthura von 1304 § 108 den Artikel 
I, 6 des Ssp. ; aüein hierauf möchte kein Werth zu legen sein im Vergleiche 
zu Aussprüchen wie im Weisth. von 1295 §*8; 1304 § 25. 123. Vgl. dann 
MSchlT. Böhme 130, 4. Syst. SchR. IV, 1, 17. 2, 49. 63. 94. Magd. Fr. I, 
8, 1. 11, 4. — Eine Ausnahme macht auch im spätem Recht die Bürgschaft, 
die nicht auf den Erben übergeht, syst. SchR. IV, 2, 94; während der Tod 
des Hauptschuldners die Bürgschaft nicht mehr aufhebt, MSchU. Wassersch- 
ieben 90 c. 90. 

3* Darf Beweisverfahren nach todter Hand war im magd. Recht so nor- 
mirt, dass der Nachlassglänbiger den Erben selbsiebenter ,,innerte 'S es sei 
denn, dass der beklagte selbsiebenter sich ledigen wollte, magd. Fr. II, 2, 12. 
3, 1, 8. III, 1, 12. Weisth. von 1295 § 8. 1304 § 25. MSchU. Wassersch- 
ieb enl, 430 c. 85. StobbeBeitr. 102 nr. XVQI. — Vg^. Hänel Beweis 
111. Stobbein Bekker u. Muther Jahrbb. V, 34 7 .•— In einzelnen Städten des 
magd. Rechts war das Siebenergezeugniss ,, abgelegt worden, so in Breslau 
durch Privileg von 1337, Labandzu syst. SchR. III, 2, 29. 
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Schäften nicht mehr an den Erbengelof gebunden waren. Ja 
sogar die Erbgüter bildeten ein Executionsobjekt für die Gläu- 
biger 3*. Auch hier ist aber für Gerade und Heergewäte das 
alte Eccht, als wunderliche Anomalie in ein neues Eechts- 
system hintibergenommen worden. Wie an Gerade und Heer- 
gewäte eine Vergabung von Todeswegen nicht gestattet ist, 
so hat auch für beide Complexe der Grundsatz Platz gegriffen, 
dass damit für die Erbschaftsschuld nicht gehaftet wird ^3. 



Eine so totale Umwandlung der Rechtsanschauungen, wie 
wir sie in dem obigen als Folge eines neuen Wirthschafts- 
systems erkannt haben, konnte nicht ohne tiefgreifenden Ein- 
fluss auf das eheliche Güterrecht verbleiben. Aber auch un- 
mittelbar wurde dieses durch den gewaltigen Umschwung be- 
rührt, den das sociale Leben unseres Volkes bei dem allmäh- 
lichen Uebergange von der Natural- zur Geldwirthschaft er- 
fuhr. Und ein Punkt war es vor allem , dessen Widerspruch 
mit der neuen Volksansicht klar zu Tage trat, die Behandlung 
der Fahrhabe im ehelichen Vermögen. Sowie das Capitalver- 
mögen sich von Grund und Boden zu emancipiren begann, er- 
wies sich auch das strenge Gütereinheitssystem, das noch der 
Ssp. im Anschluss an das alte Eecht vorschreibt, als unhalt- 
bar. In der Stadt bedeutete die Eingehung einer Ehe für die 
Ffau faktisch die Aufopferung ihres Mobiliarvermögens, das 
ja dort nicht mehr auf Gerade sich zu beschränken pflegte. 
Und wiederum, welche Ungerechtigkeit den Mann bei der 
Beerbung seiner Frau für die Gerade durch deren entfernteste 
Niftel ausschliessen, sein Haus durch deren Tod einer Reihe 



32 S. 0. § 11 n. 4. Vgl. Weichb. 53, Vulg. nebst der Gl.; mafed. Fr. 11, 
2, 6 und 1, 8, 2 (Behrend 230). Syst SchR. IV, 2, 49. 

33 Syst. SchR. IV, 2,21. MSehü. G a ii p p schl. Ldr. 259 ; naeh der Ucker- 
mark in cod. Lips. 945e fol. 34 : (Hat die Tochter sich) eres vaders und moder 
nagelaten erfguder bovenerermuder gerade nicht undervvunden, ingenom- 
men noch undertogen, datsBmet eres eneshantup den hiigen, alse recht is, Vor- 
rechten unde beweren dorfte, (so darf sie ihres Vaters und ihrer Mutter Schuld 
nicht gelten). — im Landrecht fand dieselbe Entwicklung statt, oben 160. 
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der unentbehrlichsten Wirthschaftsgeräthe berauben zu lassen, 
die nur zum Theil ihm eingebracht sein mochten und keinen- 
falls mehr ein specifisch weibliches Vermögen constituirten. 
Welche Härten sodann musste die schroffe Erbsonderung im 
Stadtrecht hervorrufen, wenn das eheliche Vermögen bei Auf- 
lösung der Ehe als Mobiliargut befunden wurde. Konnte doch 
die vermögenslose Wittwe von den entferntesten Erben des 
Mannes aus dem Hause getrieben werden ! Und die Wittwenver- 
sorgungen des alten Eechts waren in der Stadt zumeist nicht 
applikabel. So sehn wir, wie von mehreren Seiten zugleich 
die Gütereinheit des Ssp. im Stadtrecht durchbrochen wurde. 
Keine Eeform derselben erwies sich aber bedeutungsvoller 
und folgenreicher als die Schöpfung des Sonderguts. 



Zweites Kapitel. 

Sondergut der Frau. 

§ 22. Die Stellung des Sonder guts im ehelichen Vermögen. 

Der Ssp. stellt als obersten Grundsatz des sächsischen 
ehelichen Güterrechts folgendes Princip auf: 

Svenne en man wif nimt, so nimt he in sine gewere al 
ir gut. 

Rechtliche Folge der geschlossenen Ehe ist hienach die 
Gewere des Mannes an allem Gut, das der Frau ge- 
hört. Mit Gerade von der Familie ausgestattet pflegte sie 
auf das Landgut des Mannes zu ziehn, und seine Gewere an 
Haus und Hof umfsisste dann auch die an allem dort zusammen- 
gebrachten fahrenden Vermögen. Dasselbe war der Fall, 
wfenn der Mann eine mit Grundbesitz versehene Erbtochter 
oder Wittwe heirathete. Die gemeinsame Gewere der Ehe- 
gatten umschloss das geeinte Gut. Jener Satz ist der juristi- 
sche Ausdruck für das regelmässige faktische Verhältniss. 

Der Zuschnitt der städtischen Wirthschaft musste nun 
aber jene faktische Einheit der ehelichen Gewere sehr erheb- 
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lieh modificiren. Seitdem der Grundbesitz in seiner wirth- 
schaftlichen Bedeutung durch das Capital vermögen in den 
Hintergrund gedrängt wurde, seitdem der Reichthum einer 
Person nicht mehr ausschliesslich nach dem Umfange ihres 
Besitzes an liegenden Gründen und dem dazu gehörigen leben- 
den und todten Inventarium, an Knechten oder Zinsgelden 
und an Vieh bemessen wurde, hörte der Begriff der ehelichen 
Gewere auf eine zutreffende Bezeichnung des faktischen Ver- 
mögensverhältnisses in der Ehe zu sein, konnte demnach auch 
nicht mehr zur Grundlage eines Eechtsverhältnisses gemacht 
werden. Das fahrende Gut der Gatten, wie die städtische 
Wirthschaft, wie Gewerbe und Handel es allmählich bilden 
Hess, befand sich seiner ganzen Natur nach nicht immer in 
ihrer Gewere. Der Gebrauchswerth daran trat vor dem Tausch- 
werth in den Hintergrund. Es war angelegt in industriellen 
und Handelsunternehmungen, es war zu Rentenrecht ausgethan 
oder, da auch bereits die nothwendigen Grundlagen für einen 
persönlichen Credit bestanden , gegen bloss persönliche Ver- 
pflichtung hingegeben, es bildete das Objekteines lebhaften 
Verkehrs. Der Satz des Ssp., dass der Mann eine Gewere am 
Frauengut habe und dass diese den Charakter der vormund- 
schaftlichen trage, verlor seine nothwendige Voraussetzung. 
Das Rechtsverhältniss des der Frau gehörenden Mobiliarver- 
mögens wurde zweifelhaft, wenn dasselbe sich nicht in der 
Detention des Mannes befand. Es fragte sich , wie die Erb- 
sonderung bei aufgelöster Ehe zu bewirken sei , sobald er bei 
Bestehn derselben nur zum Theil eine Gewere an Gut und 
Geld der Frau erlangt, wie eine Vergabung, vorf ihr einseitig 
daran vorgenommen, zu beurtheilen sei, wenn der Grund des 
Verbotes, den der Ssp. in der gemeinsamen Gewere der Gatten 
fand, weggefallen. Hiemit hing auch die Frage nach der 
Schuldenhaftung eng zusammen, die im Stadtrecht so hohe 
Bedeutung erlangen musste. Alle diese Zweifel konnten in 
den einfachen Verhältnissen des Landrechts , wie es der Ssp. 
darstellt, nicht aufkommen, das eheliche Vermögen bildete 
hier auch local eine Einheit; sie drängten zu neuen Rechts- 
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bilduDgen, als der städtische Verkehr neue wirthschaftliche 
Verhältnisse schuf. 

Der magdeburger Schöffenstuhl adoptirte die Rechtsauf- 
fassung des Ssp., die dem Manne weitgehende Befugnisse über 
das Vermögen der Frau im Gewände der Vormundschaft 
sicherte ; aber , was bei dem Ssp. selbstverständliche Voraus- 
setzung war, die gemeinsame Gewere der Ehegatten, machte 
das städtische Recht zur Bedingung. Der Mann ist Vormund * 
nur über denTheil des Frauengutes, der sich in seiner Gewere 
befindet, seine Rechte erstrecken sich nicht über diejenigen 
Vermögensstücke, die seiner Gewere entzogen sind. Die letz- 
tern bilden das Sondergut der Frau; der erstere constituirt das 
eingebrachte Vermögen. Das unterscheidende Merkmal bei- 
der Massen bildet die Gewere des Ehemanns. Aber nur für 
Mobilien kann diese die Grundlage eines Rechtsverhältnisses 
formiren, da sie hier stets in dem reinäusserlichen Verhältniss 
der Person zur Sache sich erkennbar ausprägt. Bei Immobilien 
ist der Begriff der Detention ein so unsicherer und wesenloser, 
dass er für die Vermögensrechte des Ehemanns nicht ver- 
werthet werden kann. Ihrer ganzen Natur nach sind Liegen- 
schaften auf eine gemeinsame Gewere der Gatten angewiesen. 
Bei Mobiliargut lässt sich der ausschliessliche Besitz eines der- 
selben leichter verwirklichen. Das magdeburgische Recht 
statuirt ein vorbehaltenes Vermögen der Frau nur für ihr fah- 
rendes Gut. Betreffs ihrer Grundstücke ist es auf dem Stand- 
punkte des alten Rechts stehn geblieben. 

Die Consequenzen der neuen Rechtsbildung machten sich 
nicht allein im Rechts verhältniss der Gatten bei bestehender 
Ehe bemerkbar; sie unterwarfen auch die Erbsonderung nach 
Auflösung derselben ganz neuen Principien. 

1. Nach dem Rechte des Ssp. ist der Mann der Mobi- 
liarerbe der Frau; nur die Gerade des ehelichen Ver- 
mögens fällt auf ihre Niftel. Das sächsische Stadtrecht 



1 Freilich wird dieser Begriff dann auch fallen gelassen, oder wenigstens 
nicht mehr betont, s. u. § 25 zn n. 16. 
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macht das Erbrecht des Manns davon abhängig, dass er 
die Fahrniss der Frau in seine Gewere gebracht. Vgl. 

MSchU. Böhme 144, 7: Farnde habe, die eine frau let 
noch crem tode in eris mannis gewere, di istdesmannis 
ane di gerade. 

Syst. SchE. IV , 1 , 32 : Stirbit eine vrauwe und lesit — 
varnde habe, wo di ist, uf dem lande ader wo di si, und — di 

— in des mannis gewere nicht komin ist bi der 
vrauwin lebetage, di — varnde habe sal gevallin noch der 
vrauwin tode an erin nestin unde nicht an erin man. 

MSchU. Wasserschieben I, 97 c. 150: (Ist das) gelt 

— in des mannes gewalt und gewere bei seiner 
frawen lebin nicht kommen — so ist (es) — gefallen uf der 
frawen erbnemen und nicht uf den man noch crem tode. 

MSchU. ibid. 101 c. 178: Was der man seiner elichen 
frawen varnde habe , die weile si lebite , in seine were nam 
und hattet die sal her behaldin, sundir das czu der gerade 
gehöret. 

SchU. in cod. lips. 945c fol. 24 ^ : Ein man makede sei- 
ner frau 20 schock gr. in hegeder bank darmede to donde wat 
se wolde ; (die Frau verstirbt, doch jene Summe fällt nicht an 
ihre^ächsten , sondern an den Mann,) oft dat in sinen 
weren is gestorven. 

SchU. ibid. fol. 41 : Wat de — man van varende have, 
dat to der rade nicht enhort, in sine were genamen heft 
bi creme (der Frau) levende, dat is sine ; und sine stefkindere 
hebben dar to nicht recht*. 

Es tritt ^Isp in Bezug auf das fahrende Gut, das beim 
Tode der Frau sich nicht in des Mannes Gewere befindet, das- 
selbe Rechts verhältniss ein, dem ihre Liegenschaften unter- 
worfen sind. Beides fällt an die nächsten Erben der Frau. 



2 Nämlich beim Tode der Fran. 

3 S. 0. § 21 n. 20. 

^ Vgl. auch magd. Fr. 1,4,8. MSchU- Wasserschieben I, 104 e. 
203. 148 C. 13. 
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2. Nach dem Rechte des Ssp. hat die Wittwe immer nur 
auf die Gerade des ehelichen Mobiliarvermögens Anspruch, 
wogegen sie auf ihre übrige Fahrhabe verzichten muss. Diese 
fällt an die Erben des Mannes. Das magdeburgische Recht 
nimmt von diesem Principe die Fahrniss aus, die sich bei 
Auflösung der Ehe nicht in des Mannes Gewere befunden. 

Syst. SchR. IV, 1, 8: Was eine vrauwe erim wirte gebit, 
daz ist sin. Blibit di vrauwe unbegobit, derman sterbe 
adir lebe, di vrauwe noch ere geerbin habin an deme gute 
nicht. Si* mogin ouch daz gelt noch varndehabe, daz di 
vrauwe czu erim wirte brocht und gegebin hatte, nicht 
wedir irvolgin ^ ' 

MSchU. Böhme 141, 6: Wasi di frawe gereitis geldis 
und gutis czu erem manne broch te, des darf manirnicht 
wedir gebin ; wen das gelt was sein , do her is in seine ge- 
were nam. 

MSchU. Wasserschieben I, 244 c. 987: Welch gut 
und varnde habe di frawe czu erem manne brechte, das 
ir was , das was des mannes und das had er bracht uf seine 
erbin. 

SchU. in cod. lips. 945c fol. 42: Heft eine vrowe gut 
unde bringet dat nicht in eres mannes gewalt unde 



5 Näralich die Frau ; oder bei ihrem vorabsterben ibre Erben. 

6 ßtwas abweichend die Fassung in MSchU. Böhme 99, 5. 

• ' Dasselbe findet sich auch in der Hdschr. Homeyer 737 nr. 107 und 
in dem cod. lips. 94 5 fol. b y s. o. 25 n. 14. Die hier vorfindliche Anfrage 
lautet : Di scheppen czu Magdeburg sint gevraget ume recht noch disen Wor- 
ten : ein man nam eine witwen , die hatte erbe unde gut und hatte kindere ; 
die waren mit iren teilen nicht von ir gescheiden , daz in von irem vater anir- 
storbin waz. Die vrouwe brachte daz gut alliz in ires mannes gut. Der man 
vorkaufte dez erbez ein teil unde wandelte daz in varnde habe ane der 
vrouwen und ieraandez wedersprache ; iedoch daz alzo vil erbes bleib , daz 
die kindere ire sunderunge voUiclichen dar ane mögen genemen. Der man 
wandilte di varnde habe in ander gut unde erbe. Unde daz ist under deme 
manne bestorben. Ab sich dez mannez erben billichir czu deme erbe unde 
gute haldin, daz ir vater on iemandes anspräche in geweren gehabt hat? 
▼. Martitc, ehel. Gttteneoht d. 8sp. 17 
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heft einen stefson, de en heft dar nen recht to, wo er dat an- 
geervet is unde deme manne nicht vorlaten heft*. 

Es gilt also für beide Fälle der Auflösung der Ehe das 
Princip, dass die fahrende Habe, die sich im Augenblicke des 
Todes eines der Gatten in der Gewere des Mannes nicht vor- 
findet, auch der Erbsonderung des ehelichen Vermögens nicht 
unterworfen wird. Nur das Mobiliargut wird getheilt, an dem 
der Mann eine Gewere bereits bei bestehender Ehe gewon- 
nen hat. 

3. Wird aber das fahrende Gut der Frau, das nicht in die 
Gewere des Mannes gekommen, von derTheilungdesgesamm- 
ten ehelichen Gutes nicht berührt, so bildet es consequenter- 
weise auch während der Ehe bereits eine Vermögensmasse, die 
der Einwirkung derselben entzogen ist. Während daher der 
Ssp. als oberste Folge der ehemännlichen Gewere eine Be- 
schränkung derVerftigungsfreiheit der Frau eintreten lässt, be- 
steht im städtischen Recht diese Beschränkung nur soweit fort, 
als sie das in die Gewere des Manns gebrachte Mobiliar trifft. 

Syst SchR. IV, 1, 9: Keine vrauwe mag — gut, daz se 
czu erim manne brocht hatte, — vorgebin wedir eris 
elichin mannis willen. 

MSchU. Böhme 113, 5: Wenne ein man einer frawen 
bette obirschreitet, so ist her alles des gewaldig, daz se czu 
im brengit; unde se mag an in^ nicht vorgebin, was se von 
gerade czu im brengit. Das heiset denne niili gerade , die- 
wile se beide lebin, sundir is heiset varnde habe. Stirbit abir 
se und ist unvorruckt, so heiset is abir gerade und stirbit an 
die stat, do is czu rechte hinsterbin sal — . 

Auch die folgende Stelle des Weichbilds in der berliner 



8 Vgl. auch das leipziger SchU. in der Hdschr. Homeyer 737 nr. 180, 
wonach die Ehefrau das mit ihrem Geld erkaufte behält , falls das Geld und 
das damit erkaufte Gut in des Mannes Gewere nicht gekommen ist ; sodann 
dasleipziger SchU. Wasserschieben I, 147 c. 12. 

» S. o. § 20 n. 8. 



Digitized by LjOOQ IC 



259 

Hdschr. von 1369 *<> deutet auf eine Erweiterung der Rechte 
der Frau : 

Si (die Frau) ne mach — ires mannes gudes nicht Yor- 
geven an ires mannes willen; wente en man en wif nimt, so 
untveit he mit ir al dat gut, datmenmit ire gift, unde 
wat sie to eme brinct**, to rechter vormuntscap *2, 

Das Gut also, das die Frau nicht zu ihrem Manne bringt, 
unterliegt ihrer freien Disposition. — Ist es aber der Frau ge- 
stattet, Fahrniss, die sie in sonderlicher Gewere besessen, ohne 
des Mannes Consent zu veräussern', so wird sie damit auch 
eine Vergabung von Todeswegen zu Recht vornehjuen dürfen, 
falls sie nur den Vorschriften, die das Stadtrecht hierüber 
aufstellt ^3, genUgt. Das bestätigen uns folgende Schöflfen- 
sprtiche : 

MSchU. Wasserschieben I, 101 c.l78*^: Stant eigen 
und (fahrende Habe, die) auswenig des mannes weren gestor- 
bin ist, das gehurt der frawen bruder in der weis, als sie in 
das vor richter und vor scheppen gegebin und bevolen hat*^ 

MSchU. Wasserschieben I, 104 c. 203 1«: Hat die 
frawe icht gereitis gutis adir varnde habe von ir geantwortet 
aus des mannes were, das sal durch recht machtlos sein. 
Spricht abir nu der toden frawen brudir, der die varnde habe in 
weren heldet'"^, das gut adir varnde habe sei bei seiner swestir 
leben in eres mannes gewere ni komen, so ist er das 
gut mit seinem eide noch der gobe nehir czu behaldin, denne 
im der man das abegewinnen möge. 



»ov. Daniels (1853) a. 78 § 2. 

«1 Die zu Grunde liegende Stelle des Ssp. I, 31 § 2 sagt, dass der Mann 
,,al ir gut*' in seine vormundschaftliche Gewere empfängt. 

*2 Die Fortsetzung der Stelle wiederholt dann allerdings den Satz des 
Ssp., dass das Gut der Gatten ungezweit sei. 

13 s. o. § 21 n. 18. 

** Der Anfang der Stelle oben n. 2. 

»* Die Vergabung war in diesem Fall noch vor Eingehung der Ehe vor- 
genommen worden. 

«Bei Böhme 153, 1. 

" Nachdem sie vor Gericht ihm vergabt worden war. 
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4. Die Yerfttgungsfreiheit des Mannes ist nach dem 
Rechte des Ssp. die wichtigste Folge seiner Gewere am 
beweglichen Vermögen der Frau. Sie cessirt demnach im 
städtischen Recht immer da, wo der Mann überhaupt keine 
Gewere daran erlangt hat; hier erscheint die Frau als die 
einzig berechtigte. 

MSchU. Wasserschieben I, 208, 2: Sintemal das is 
bereit geld ist das her ^* irvordirt, (so mag er) — was e r d e s 
in seine gewere irkrigen kan, — mete thun was 
er wil. 

Seine Dispositionsfreiheit erstreckt sich nur über das in 
seine Gewere gebrachte Gut Eine Veräusserung der Stücke, 
die zum vorbehaltenen Vermögen der Frau gehören, ist dem- 
nach nichtig. Der Frau oder ihren Erben steht eine unver- 
jährbare dingliche Klage darauf zu, wenn jene wider ihren 
Willen die Gewere an ihrem Gute eingebüsst hat*^. Dem- 
nach kann aber der Mann auch nur das seiner Gewere unter- 
worfene Mobiliargut in seine Schulden verstricken. Was die 
Frau in eigener Gewere behalten , haftet weder bei bestehen- 
der, noch bei aufgelöster Ehe für des Mannes Schuld. 

MSchU. für Stendal c. 1330 : Wi hebben vunden an iu- 
weme breve, den gi uns sanden, wo ein borgere in iuwer stad 
makede scult, dar he mede kopschat di*ef buten der stad. De 
man hadde eine husvrowe, de hedde beide eigen unde erve in 
iuwer stad ; unde mit der vrowen hedde he neine kindere ; nu 
si de vrowe dot. Des spreke wi vor ein recht, des gi uns ge- 
vraget hebben, dat der vrowen erven up de ore gut 20 gevallen 
is , de scult tu rechte nicht gelden en scolen ; mer de man de 
de scult gemaket heft, scal se gelden tu rechte. 



18 Im Namen seiner Frau. 

*^ Hatte der Mann eigenmächtig eine Verpfandung vorgenommen , so 
konnte der entwährte Pfandgläubiger ihn oder seine Erben um Schadlos- 
haltung belangen, arg. magd. Fr. I, 4, S, und vgl. Weichb. 30 § 2 nebst 
der Gl. dazu. 

20 Sowol also das Eigen , als auch die Fahmiss , die sie als Sondergut 
sich vorbehalten hatte. 
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SchU. in cod. Ups. 945c fol. 17: (Der Kläger) mach — 
sin recht to dem (verpfändeten) gude vorvolgen neger und er, 
wen dat — (des verstorbenen Schuldners) nagelaten wedewe 
ene dar ane hinderen mach , oft de medegift varende 
have is gewesen, de er ere vader mede geven heft. 

In Breslau wurde der Satz, dass nur die eingebrachte 
Fahrhabe für die Schulden des Mannes hafte, durch besondere 
Eathswillkür von 1432 21 festgestellt: 

Ist Sache, das ein man schult macht und stirbet darnoch, 
— hat denne sein elich weip erbe und gut, farnde und un- 
farnde - , die sie von Iren eldirn adir frunden anirstorbin 
weren , adir die ir gegeben weren ; und hot sie denne solch 
gut demselben irem manne nicht gegeben 2* noch vorreicht an 
der stat, do es craft und macht hat, unde hot auch vor sulche 
schult nicht gelobet, so bedarf sie auch solche schulde nicht 
beczalen* — Waz si aber an bereitem gelde zu im hette 
bracht, das her in gewalt und gewer gehabt und zu 
im brocht hette, das were nu sein wurden. Wurde das denne 
von den schuldigern bei im mit rechte — begriffen, des muste 
sie empören und Verliesen. 

5. Die vormundschaftliche Gewere des Ehemanns trägt 
nach der strengen Auffassung des Ssp. den Charakter des ab- 
soluten Eechts; sie bildet kein Objekt für Privatdispositionen. 
Daher steht es der Frau nicht frei den vormundschaftlichen 
Titel derselben durch lucratives oder oneroses Rechtsgeschäft 
in den zu Eigenthum zu verwandeln. Daher ferner kann der 
Mann nicht rechtsbeständig auf seine Gewere am Gute der 
Frau verzichten. Beide Sätze sind im Stadtrecht fallen ge- 
lassen. An denjenigen Stücken der Fahrniss, die die Frau 
ihrer eigenen Gewere vorbehalten hat, kann die Frau eine Ver- 
fügung zu Gunsten ihres Mannes treflfen , sei es durch Schen- 



kt Wendroth diss. de instit. quibusd. jur. dotaUs saxonico-Tratislavien- 
sis (1862) 10. 

22 S. unten § 23 n. 13. 
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kung, sei es durch obligatorischen Vertrag. Wird femer 
vom Rechte die Existenz von Frauengut ausserhalb der ehe- 
lichen Gewere anerkannt, so muss auch dem Manne die Be- 
fugniss zustehen solches durch Rechtsgeschäft bei bestehender 
Ehe *^ zu bestellen. 

Syst. SchR. IV, 1, 30: Begobit eine vrauwe erin man mit 
alle ire varende have, wose di hat, czu tun und czu lazin 
und blibit di vrauwe scbuldic noch erim tode an koufman- 
schaft adir ander schult wissintlieh adir nicht, di sal der man 
geldin ^* alzo verre als di gift wendit. 

Ibid. 29: Alle varnde habe und alle schulde ^^ busin deme 
gerichte und binnin deme gerichte sal dem manne . volgin 
noch der gobe und ufreichunge, die im di vrauwe getan hot. 

MSchU. Neumann nr. 13: Had frouwe U. — orem 
elichen manne vor gerichte — ufgegeben alles, was si had 
ader immer gewinnet, nach irem tode zu haben, — so volgen 
dem manne ader sinen erben von derselben gobe wegen sulche 
guter, der di frouwe czu vorgebene mechtig gewest ist, nem- 
lich Stande eigen — in dem gerichte gelegen, dar di gobe ge- 
sehen ist 26, de ir gekaufte ader ufgegebene guter gewest 
sind 27, und dar czu alle farnde habe, wue se de obir ir gerade ^8 
gehabit und nachgelassen had. 

Desselben Inhalts ist das SchU. Wassers c hiebe n I, 
94 c. 145. Die Vergabung war laut dem Tenor der Anfrage 
geschehen über alles, was die vergabende hatte „beide gerade 
und ungerade, is sei obir der erden ader undir der erden und 
alle schult", die bereits angestorben wäre oder noch anerster- 
ben sollte. Sie wird von den magdeburger Schöflfen ab- 
gesehn von der Gerade als rechtsbeständig anerkannt. 



23 Dass er seiner Frau von Todeswegen fahrende Habe zuwenden konnte, 
geht aus § 21 n. 17 hervor. 

24 Nach dem Grundsatze § 21 n. 22. 

25 Nämlich alle Forderungen. 

26 S. § 21 n. 29. 
2T S. § 21 n. 13. 

28 Denn hier triflft die Regel § 21 n. 27 zu. 
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Ein allgemeiner Ausspruch über die Giltigkeit solcher 
Vergabungen ist das 

MSchlJ, Böhme 144, 7: Eine frawe (mag) erera manne 
farnde habe ane erbin loube wol vergebin bei crem leibe 2». 

Ein Eechtssatz, der nur dann bedeutungsvoll wird, wenn 
man ihn auf die vorbehaltene Fahrniss der Frau bezieht. 
Denn an der eingebrachten hat der Mann und seine Erben 
schon ohnedies ein Erbrecht ^o und Gerade kann nicht von 
Todeswegen vergabt werden. — Dass aber auch der Mann 
seiner Frau Sondergut bestellen konnte, geht hervor aus 

Syst. SchR. IV, 1, 39 : Begobit ein man sine housfraw mit 
alle sime gute vor gehegtim dinge an undirscheit ^* czu tun 
und czu losin, und beheldit im dorine keine gewalt '^\ daz gut 
mag die vrauwe vorgebin, wen se wil, an des mannes wille. 

Dass der Mann seiner Frau Sondergut gerichtlich ein- 
räumte , hatte den Grund , dass nur so dereinst seinen Erben 
gegenüber ein sicherer Beweis der Uebertragung der Gewere 



29 Dagegen gehört nicht hieher die mehrfach hier angezogene Stelle 
MSchU. Böhme 113, 5 ; s. 0. n. 9. 

^ Eine Vergabung von eingelirachter Fahrniss seitens der Frau an den 
Mann war demnach ganz werthlos. Wenn sie dennoch in unsern Quellen 
nicht selten erwähnt wird , so entnahm sie ihre Bedeutung den Nebenbestim- 
mungen des Rechtsgeschäfts; vor allem also z. B. der Clausel^ dass Trans- 
mission für den begabten Ehemann ausgeschlossen sein sollte ; vgl. magd. Fr. 
I, 12, 5 mit der trefflichen Interpretation von Alb recht 274 n. 784. Die 
Clausel hatte dann die Wirkung, dass das gesammte Mobiliar der Gatten bei 
Auflösung der Ehe immer vereinigt blieb ; und derartigen Eheverträgen be- 
gegnen wir sehr häufig , s. unten § 33. — lieber den Sprachgebrauch , der 
die heirathende Frau ihrem Manne fahrende Habe ,, geben** lässt, s. u. § 23 
n. 13. — Dagegen möchte schwerlich dem magdeburger Recht das (leipziger?) 
SchU. in cod. lips. 945c fol. 57 entsprechen, wonach eine gegenseitige Auf- 
gabe des Vermögens zwischen Gatten niemals die von der Frau eingebrachten 
Mobilien treffen könne, die vielmehr stets der Seite des Mannes verblieben. 

3* D. h. ohne Vorbehalt lebenslänglichen Niessbrauehs. Es liegt dem- 
nach keine Vergabung von Todeswegen, sondern eine Veräussernng unter 
lebenden vor. 

32 Nämlich zu widerrufen, sei es ausdrücklich, sei es durch anderweitige 
Verfügung, s. o. § 21 n. 25. 
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geführt werden konnte. Denn bei dem Zusammenleben der 
Gatten war es schwierig den Uebergang eines Vermögens- 
objekts aus der ehelichen Gewere in den sonderlichen Besitz 
der Frau genügend zu markiren ^K 

6. Bei bestehender und nach aufgelöster Ehe bildet das 
Sondergut der Frau einen der Einwirkung derselben nicht 
unterliegenden Vermögenscomplex ; rechtliche Voraussetzung 
desselben ist aber die ausschliessliche Gewere der Frau daran. 
Nur die Objekte demnach, an denen eine solche möglich 
ist, können Sondergut constituiren. Liegenschaften bilden 
ja aber immer die Grundlage des ehelichen Zusammenlebens; 
und eine separirte Bewirthschaftung derselben durch die 
Gatten mttsste auch die eheliche Gemeinschaft vernichten. 
So lange das sächsische Recht ein bloss faktisches V^rhält- 
niss , die eheliche Gewere, zur Basis nalim um die ehelichen 
Kechte zu bestimmen, konnten die Grundstücke nicht füglich 
zu Einhandsgütern der Frau gemacht werden. Denn jenes 
faktische Verhältniss musste naturgemäss hier, wo Thätig- 
keit und Betriebsamkeit des Mannes nothwendigerweise ein- 
griff, stets vorhanden sein. Aber noch ein andrer Grund 
Hess das sächsische Recht in der Ausbildung von Einhands- 
gütern bei Mobiliargut stehn bleiben. Die Gefahr, dass die 
Frauen durch die überwiegende VermögeAsstellung des 



33 Vgl. z. B. syst. SchR. IV, 2, 67. — In dem breslauer Stadtbuch 
,,Nndu8 Laurentius*' begegnen nicht selten gerichtliche Yerzichtieistungen 
des Mannes auf seine Rechte an der Frauenfahrniss ; vgl. z.B. die Eintragung 
von 1365, Wendroth in der n. 21 cit. diss. 10: F. hat sich vorlobit, daz 
her mitK. seinir elichin vrowen üblich und gutlich sal lebin, als is gutlich und 
tulich sei an allin sachin ; bi namen , daz her ir dez kein , daz sie hat, an 
czinse , an gelde , an gewande, an kleinotin , nicht emphremdin sal noch vor- 
bringin wedir iren willen , ob her das breche ^ die besserunge stet czu nnsin 
herrin den Ratmannin. — Auf die Einräumung von Sondergut seitens des 
Ehemanns ist es zu beziehn, wenn in Parteivorträgen dieser oder seine Erben 
behaupten , dass das Frauengut nicht allein in die eheliche Gewere bei be- 
stehender Ehe gekommen, sondern auch darin erstorben sei; z. B. 
MSchU. Wasserschieben I, 148 c. 13. 101 c. 178. Magd. Fr. I, 4, 8. 
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Manns verkürzt werden könnten, war bei ihren Immobilien 
nicht vorhanden; weder bei Auflösung der Ehe, wo unter 
allen Umständen Rückfall des Grundstücks auf die Seite der 
Frau eintreten musste , noch bei bestehender Ehe. Denn das 
städtische Recht hatte die Ungebundenheit des Manues den 
Liegenschaften seiner Frau gegenüber, wie sie der Ssp. noch 
im Anschluss an uraltes Recht massgebend sein lässt, ver- 
nichtet. Auch wenn die Frau keine Erben hatte, auch wenn 
ihre Liegenschaften einer Einwirkung derselben nicht unter- 
lagen — und das war ja in den Städten die Regel — konnte 
der Mann darüber nur unter Consens der Frau verfügen^. 
Hinsichtlich ihrer bedurfte also die^e keiner besonderen 
Sicherstellung. Während das städtische Recht fttr die ehe- 
liche Fahrniss unterscheidet, ob dieselbe in die Gewere des 
Manns gekommen oder nicht, kennt es für die eingebrachten 
Liegenschaften nur ein Verhältniss. 

MSchU. Wasserschieben I, 101 c. 1783«: Was der 
man seiner elichen frawen varnde habe, die weile si lebite, in 
seine were nam und hatte, die sal her behaldin sundir das czu 
der gerade gehöret. Abir stant eigen und andir gut, das 
auswenig des manne» weren gestorbin ist, das geburt der 
frawen bruder. 

Ibid. 244^ c. SS**: Welch gut und varnde habe di frawe 
czu crem manne brechte, das was des mannes, und das had er 
bracht nf seine erbin ; was sie abir Standes eigens hette, das ir 
angeerbit wer, das machte si nicht dem andern manne gebin 
ane ir kinder wille. 

SchU. in cod. lips. 945c fol. 41 ^7; Wat de vrowe erves 
unde gudes gelaten heft, dat se crem manne Vorgerichte nicht 
up gegeven , heft si geervet up alle ere kindere to liker dei- 



34 S. U. § 26. 

3»S. 0. n. 2. 14. 
3« 8. 0. n. 7. 
3^ S. 0. zu n. 4. 
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linge. Sunder wat de leste man van varende have, dat to der 
rade nicht en hört, in sine were genamenheft bi erem levende, 
dat is sine. 

Einen Unterschied "also zwischen Immobilien, die der 
Mann in seine. Gewere genommen und solchen, die die Frau 
ihrer eigenen vorbehalten hat, kennt das Recht nicht 3». Und 
was von Grundstücken gilt, findet auch Anwendung auf die 
mit Immobiliarqualität bekleideten Rechte. 

Syst. SchR. IV, 1, 32: Stirbit eine vrauwe und lesit 
czins, erblich adir uf wedirkouf, und varnde habe, 
wo di ist, uf dem lande ader wo di si; unde den czins erim 
manne nicht vorreicht hat in gehegtim dinge — und euch di 
varnde habe in des mannis gewere nicht komin ist bi der 
vrauwen lebetage, der czins und di varnde habe sal gevallin 
noch der vrauwin tode an erin nestin unde nicht an erin man. 

§ 23. Begriff des Sonder guts. 

In den Rechten der germanischen Stämme machte sich, 
noch bevor ihre Vereinigung zu einem Reiche erfolgte, die 
Tendenz bemerkbar, mit dem ursprünglichen Systeme der 
ehelichen Gütereinheit zu brechen, die äusserliche Zusammen- 
fügung der getrennten Vermögensmassen zu einer materiellen 
Rechtsgemeinschaft der Gatten werden zu lassen. Den Grund 
hiefür gab die veränderte Lage der Frauen ab. Der Schutz, den 
ihnen ursprünglich das Familienband gewähren konnte, war 
geschwunden ; die rechtliche Bedeutung, die einst der Familie 
zukam, vor der sich überall mächtig entwickelnden obrigkeit- 
lichen Gewalt verblasst. Nur von der Kraft des Alle verbin- 
denden Volksrechts, nicht mehr von dem Willen und der 
Macht der Finzelnen durfte die Frau Rechtsschutz erwarten. 
Nicht dass sie eines solchen bei bestehender Ehe bedurft 
hätte; nach der Auffassung, die das deutsche Recht der Ehe 
gab, konnten die Interessen der Gatten niemals widerstreiten. 
Wol aber musste für ihren Wittwenstand Sorge getragen 



3* Eine Modification gewährt allerdings § 23 i. f. 
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werden *. Aus einer ursprünglich durch die Sitte gebotenen 
Schenkung an die Frau entwickelte sich allmählich ein ge- 
setzliches Erbrecht am Vermögen des Manns, das dann 
schliesslich im Laufe des Mittelalters zu einer Quotentheilung 
des ehelichen Gesammtvermögens für jeden Fall der Auf- 
lösung der Ehe führte. Dieses Theilrecht, welches das Recht 
fast des ganzen Deutschlands beherrschte ^ und welches einer 
der Factoren der sich allmählich in allen Theilen Deutsch- 
lands entwickelnden allgemeinen Gütergemeinschaft w^irde, 
musste der Frau stets eine hohe Garantie gegen Vermögens- 
einbusse durch die Verfügungsgewalt des Mannes geben;. zu- 
mal da, wo es wie in den weiten Ländern des fränkischen 
Rechts mit einem andern Factor der ehelichen Gütergemein- 
schaft, mit dem Institute der gesammten Hand sich zusammen- 
schloss. Das Bedürfniss nach besonderen Rechtsmitteln um 
die Frau gegen Verschleuderung ihres Vermögens durch den 
Mann sicherzustellen, machte sich dort nicht geltend, wo in 
jedem Falle sie oder ihre Erben gegenüber der Veräusserungs- 
freiheit des Manns , gegenüber seiner Befugniss das eheliche 
Gut mit Schulden zu beschweren , durch ihren Anspruch auf 
eine Quote des Gesammtvermögens schadlos gehalten wurden. 
So sehn wir denn , wie die deutschen Stadtrechte , die für die 
Auflösung der Ehe gütergemeinschaftliche Rechtsbildungen 
schufen, nur im geringen Grade das Bedürfniss empfanden, 
der Frau die Möglichkeit des Vorbehaltes von Einhandsgütern 
zu eröflfnen^, ebensowenig wie vorbehaltenes Vermögen in 



» S. a. § 14. 

2 Den Nachweis verdanken wir der trefflichen Abhandlung K o t h ' s über 
Gütereinheit und Gütergemeinschaft. Bekker und Muther Jahrbb. III, 313. 

3 Prüfen wir zunächst die sächsischen Stadtrechte , so sind dem goslari- 
schen Rechte Sondergüter der Frau gänzlich unbekannt , arg. gosl. Statuten, 
Göschen 11, 26. 28, 40. 29, 27. 66, 17. Dasselbe möchte gelten von der 
von Hänel untersuchten Gruppe von Stadtrechten, Hänel 280; vgl. lüneb. 
Recht, Kraut lüneb. R. 43, 3; sodann von den westfälischen Stadtrechten, 
die nur ausnahmsweise Einhandsgüter der Frau kennen, vgl. Wigand Pro- 
vincialr. von Paderborn und Corveyll, 59—62. Das hamburgische Recht 
statuirt keine Einhand^üter der Frau im strengen Sinn, Heise and C r o p p 
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dem heutigen Systeme der allgemeinen Gtltergemeinschaft 
seine Stelle findet ^. 

Anders musste die Rechtsentwicklung sich in den Stadt- 
rechten gestalten, wo mit dem Ssp. auch sein eheliches Ver- 
mögensrecht adoptirt worden war. Die Befugnisse, die in 
jenem Rechtsbuch dem Manne über die Fahrniss der Frau zu- 
geschrieben werden, sein freies Verfligungsrecht während der 
Ehe, sein ausschliessliches Erbrecht daran gefährdeten die 
Vermögenslage der Frau um so mehr, je weniger sie in der 
Gerade einen Ersatz ftir ihr Eingebrachtes sehn konnte. Die 
Nothwendigkeit dass die Frau zum Vorbehalte von Sondergut 
verstattet würde, welches sie nicht durch Verheirathung aufs 
Spiel setzte, war bei der immer zunehmenden Geldwirthschaft 
der Städte gegeben, wie auch heute noch das System der vor- 
behaltenen Güter da vor allem sich geltend machen muss, wo 
die eheliche Gütereinheit beibehalten oder die Gütergemein- 
scjiaft nur auf einen Thßil des ehelichen Vermögens be- 
schränkt ist. 

Wir haben nun oben gesehen , dass in den Städten des 
magdeburgischen Rechts diese interessante Entwicklung un- 



II, 496. 488, Tgl. aber nnten n. 33. In Bremen allerdings erscheint es seit 
dem 14. Jahrhundert gestattet bei Eingehung der Ehe für die Frau Sondergut 
vorzubehalten, vgl. Herck 194 n. 201a. Dasselbe gilt von Lübeck ; wenn 
auch in den lübischen Rechtsaufzeichnungen nicht erwähnt , so kommt doch 
der Vorbehalt von Einhanüsgut dort seit Anfang des 14. Jahrhunderts in den 
Eheverträgen vor , naraentiieh unter der Bezeichnung der Spielpfennige, de- 
narii truphatorii, Pauli II, 42. Doch lasst schon der Name. auf die gerin- 
gere Bedeutung eines solchen Vermögens schliessen, Gen gl er Privatr. 1147 
D.^13, a. M. Pauli II, 52; auch scheint dasselbe der Erbtheilung bei aufge- 
löster Ehe sich nicht entzogen zu haben, Pauli If, 71. — Was das in weitem 
Umfange geltende System des Drittheilsrechtes anlangt , so sind Einhands- 
güter nur im brünner Schöffenbuch mit Sicherheit nachzuweisen, a. 508. 509. 
— Im Rechtskreise der gesammton Hand endlich , der das ganze westliche 
Deutschland umfasste , ist die Constituirung des Einhandsgutes nur mit Ein- 
willigung beider Ehegatten gestattet, Schwarz Gütergemeinschaft d. Ehe- 
gatten 18. 39. 46. 58. 

4 Nur particularrechtlich ist dies der Fall, z. B. t. Eamptz Provincial- 
rechte I, 549. Gengier Privatrecht 1102. 
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mittelbar an den Ssp. anknllpfte ^ Wenn dieses Rechtsbuch 
dem Manne eine Gewere am Vermögen der Frau zuschreibt 
und die in derselben liegenden Rechte als vormundschaftliche 
qualificirt, so argumentiren die magdeburger SchöfiFen , dass 
nur dann diese Rechte begründet werden, wenn der Ehemann 
jene Gewere wirklich erlangt hat. Das Mobiliargut der Frau, 
das sich nicht in seiner Gewere befindet, ist der Einwirkung 
der Ehe nicht unterworfen. Es bildet ihr „Sondergut"®; die 
Frau hat es auch bei Lebzeiten des Ehemanns , auch bei un- 
getrenntem Haushalt in ihrer eigenen Gewere''. Mit der ehe- 
lichen Gewere der Gatten ist eine Sondergewere der Frau ver- 
träglich. 

Schon die landrechtliche Entwicklung hatte — wir haben 
es oben erkannt « — zu der Annahme geführt, dass neben der ' 
Gewere mehrerer Personen an einem Vermögensganzen auch 
eine sonderliche Gewere der einzelnen bestehn könne, dass 
mit dem lediglich faktischen Verhältnisse des Gesammtbesitzes 
Mehrerer an Erb und Gut auch der ausschliessliche Besitz 
eines unter ihnen wol vereinbar sei. Die Möglichkeit solcher 
Auffassung hatte die hervorragende Bedeutung des Grund- 
besitzes gegeben, der ja den Hintergrund alles rechtlichen 
Verkehrs bildete. Dass eine so verschwommene Rechtsgestal- 
tung auch zu überaus schwankenden Resultaten führen musste, 
haben wir oben bereits bei Gelegenheit des Wittwenbeisitzes, 
des Leibgedingslehfis erkannt. Wir fragen, wie wusste das 
städtische Recht den Begriff der Gewere für eheliche Ver- 



B Das Vorhandensein von Einhandsgütern im magdebnrgisch^n Recht ist 
in der Literatur nicht unbemerkt geblieben, vgl. Finaler 11. Albrecht 
263 ff. Kraut II, 364 ff. Berck 130. Allein erst die in der Gegenwart so 
reichlich vorliegenden Quellen des sächs. Stadtrechts gestatten eine Theorie 
des Instituts. 

^ Der Ausdruck ist quellenmassig. MScbU. Wasserschieben I, 148 : 
Was die mntter an eres leczten mannes gute geboren möge und ab sie be- 
sundirgut gelassen hat, — . Vgl. auch ibid. Einleitung XVI n. **. 

7 So dfe Parteivorträge bei Wasserschleben I, 104 c. 203. 148. 

8§ I3n. 22. § 17 n. 24. 
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mögensverhältnisse zu verwenden? Wann ist nach der Auf- 
fassung des städtischen Rechts eine Gewere des Ehemanns 
vorhanden , deren Gegensatz dann das Einhandsgut der Frau 
bildet? 

Da es sich bei dieser Frage um Fahrhabe handelt, so 
kann der Ausdruck Gewere hier zunächst nur das bloss fak- 
tische Verhältniss des Manns zu den einzelnen Objekten der- 
selben bezeichnen. Doch freilich genügt das nicht; die De- 
tention daran ist nicht jeden Augenblick herzustellen, ist kei- 
nenfalls allein bestimmend. Soll eine eheliche Gewere vor- 
handen sein, die bestimmte Wirkungen hat, so muss ein ande- 
res Kriterium hinzukommen. Dieses finden aber die magde- 
burger Schöffen vor allem indemWillenderFrau. Hier- 
tiber belehrt uns folgendes interessantes MSchU. 

Wasserschieben I, 96 c. 150: Wie ein man seines 
weibes varnde habe in seinen geweren haben sulle^ do mete is 
her nemen und behaldin sulle nach crem tode? (Hierauf) 
sprechen wir ein Recht: Was gutis und geldis 
eine fr aweczuerem manne brengit und vor sper- 
rit^ in seine gewalt antwortet adir antworten 
adir globen lessit von iren wegen also, dasder 
man des gutis lediglichin sundir andir leute 
wedirsproche mag gebruchin noch seinen wil- 
len, doran hat der man eine rechte gewer e^^ 

Eine rechte eheliche Gewere ist für den Ehemann nur so- 
weit vorhanden, als ihm die Frau ihr Mobiliargut wirklich 



° Das Wort «^versperrf wird durch den Zusatz erklärt ,,also, dasder 
man des gutis lediglichin sundir andir leute wedirsproche mag gebruchin noch 
seinen willen**. Vgl. auch MSchü. Wasserschieben I, 103 c. 203. Be- 
kanntlich ist der Ausdruck sonst technisch für Arrest auflegen. 

10 Die Qualification der Gewere des Ehemanns als einer ,, rechten** be- 
gegnet auch sonst, z. B. Weichb., v. D. 1853, a. 78 § 2 : wente die man dar 
an untvangen hevet ene rechte gewere. Vgl. MSchU. Wasserschieben 
I, 103 c. 203: sulche volkommen were. SchU. in cod. Homeyer 737 nr. 
98 : Do habe er si und alle ir gut in vormundeschaft genomen, recht als er es 
in rechter volkomener gewere hette domitte czu thun und czu lassen. 
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eingebracht und zu freier Verfügung überantwortet hat. Da- 
mit der Mann die Gewere gewinne, ist eine Einräumung der- 
selben durch die Frau geboten. Diese Einräumung wird aber 
einen verschiedenen Charakter tragen nach der verschiedenen 
Qualität der einzelnen Objekte, jenachdem dieselben körper- 
liche Sachen oder Rechte sind. Bei körperlichen Sachen zu- 
nächst wird sie in einer Uebergabe bestehn. 

MSchü. Böhme 99, 5: Brengit eine frawe gelt ader 
vamde habe czu erem wirte und gibt is im under sine 
hendeundinsine gewere**: der man sterbe ader blibe 
lebinde — , das gelt ader varnde habe mag die frawe ader 
ire geerbin noch erem tode nicht wedir gevordern noch ir- 
volgen. 

Nur an der Fahmiss, die die Frau zu ihm gebracht, kann 
der Mann eine Gewere gewinnen ; aber auch an dieser nur, 
wenn sie ausdrücklich seiner Gewalt untergeben worden. Es 
können sich in seinem Hause Mobilien der Frau befinden , an 
denen er kein Recht hat*^. 

Die Thatsache der erfolgten lUation bezeichnen die Quel- 
len meistens einfach als „geben" oder „bringen zum Manne" *^ 



*i In den Quellen begegnen hieffir noch folgende Ansdrücke , die freilich 
meist den Parteivorträgen angehören : In seine were empfangen und nemen, 
gancze volwort an der Fahmiss haben, Wasserschieben 1, 103 c. 203. In 
gewere und gewalt haben, ibid., breslauer Willkur von 1432 s. o. § 22 n. 21 ; 
kommen, Wasserschieben I, 97 c. 150; antworten, ibid. 96 c. 150; ge- 
waldig sein, MSchU. Böhme 113, 5. 

1^ Das geht z. B. aus dem Rechtsstreit bei Was s er seh leben I, 103 
c. 203 hervor. Vgl. sodann die interessanten Aussprüche der Gl. zu Weichb. 
23 y.^D. 291 über die Gerade. 

i3MSchU. Böhme 113, 5. 141, 6. Wasserschieben I, 244 c. 98. 
Magd. Fr. I, 12, 5. Eine nnda traditio hatte also für fahrende Habe hier 
dieselben Wirkungen wie die Auflassung für Immobilien. Dies spricht aus 
das MSchU. für Stendal von 1330: De vrowe — (mochte) wol geven — van 
rechte erme werde , do si one nam , swat se hadde an redeme gude unde an 
varender have ane heget ding. Swaz se aver egenes unde Standes erves 
hadde, des en mochte se ome nicht geven wenne in gehegedeme dinge ; unde 
gaf se om des nicht , so scal it volgen to rechte oren erven. Vgl. auch syst. 
SchR. rV, 1, 18: Was eine vrauwe erim wirte gebit, daz is sin. — Kriterien 
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Zu ihrem Erweise war die Berufung auf eine ausdrück- 
liche Erklärung der Frau nicht erforderlich, wenn dieselbe 
aus concludenten Handlungen ergänzt werden konnte. Doch 
geschah es nicht selten, dass die Frauen zum modus der lila- 
tioB die gerichtliche Aufgabe wählten, weil dann die Möglich- 
keit gegeben war sich Vorbehalte aller Art zu sichern ^*. 
Immer aber hängt die Frage, ob und wieviel eingebracht wer- 
den soll, vom Willen der Frau ab/ Ein Recht des Mannes ihr 
Verm(%en oder Theile desselben alsIUaten zu behandeln exi- 
stirt nicht, weder fttr ihr ursprüngliches noch für ihr später 
erworbenes Vermögen ^*. Zu seinen Gunsten spricht keine 
Präsumtion. Die Fahrhabe der Frau, die sie ticht in des 
Mannes Gewere begeben, unterliegt weder seinem Ver- 
fftgungsrecht noch fällt sie bei Auflösung der Ehe auf seine 
Seite. 

Der Tradition von körperlichen Sachen entspricht bei 
Forderungsrechten, die nicht mit Immobiliarqualität bekleidet 
sind^*, die Zuweisung der Schuldner. Nur an denjenigen 
Forderungen der Frau erlangt der Ehemann die Gewere, 
die ihm durch Assignation der Schuldner überwiesen 



der erlangten Gewere sind unter Umstanden z. B. der Besitz der Schlüssel, 
vgl. den Parteivortrag Wasserschieben I, 103 c. 203; die Thatsache 
dass der Mann ein Objekt ,,bei im doheime hette*S ibid. 96. 

** S. 0. § 22 nr. 5, Den gewohnlichen Modus beschreibt 'magd. Fr. I, 
11, l. Dist. I, 15. 

« M8chU. Wasserschlebenl, 97 c. 150: (Ist das geU) in des man- 
nes — gewere bei seiner frawen Icbin nicht kommen. Ibid. 104 c. 203: 
(Die Fahrniss ist) bei seiner swestir l^ben in eres manues gewere ni 
komen. Böhme 144, 7: Farnde habe, di eine fraw letnocheremtode 
in eris mannis gewere, — . Partei vertrag bei Wasserschieben 147 c. 13: 
Do bat der son (die mntter), ab si das gelt irem (zweiten) manne adir iemande 
gebin wolde, daz sie das nicht solde gestaden. Vgl. auch magd. Fr. 
I, 8, 3. — Sind daher Liegenschaften der Frau giltig verslussert worden, so 
hängt es von ihrem Willen ab , ob der gewonnene Erlös niatenqualität erhal- 
ten , oder zum Sondergut gehören soll , arg. MSchU. W a s s e r s c h 1 e b e n I, 
247 c. 106. 191 c. 51. Vgl. unten n. 24 und § 25 n. 10. Es gilt demnach 
nicht der Satz snccedit pretium in locum rei, s. § 25 n. 12 

«« S. $ 22 i. f. 
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sind *''. lieber das dadurch einkommende Geld und Gut er- 
hält er dann freie Verfügung wie über alle Fahrhabe in seiner 
Gewere. Und selbst wenn sie während bestehender Ehe noch 
nicht realisirt worden, fallen sie nach Auflösung derselben 
ihm selbst oder seinen Erben au. Denn immer erwirbt er eine 
rechte Gewere, wenn die Frau Geld und Gut ihm 

antworten adir globen lessit von iren wegen also, das (er) 
des — lediglichin sundir andir leute wedirsproche mag ge- 
bruchin noch seinem willen. MSchU. Wasserschieben I, 
97 c. 150. . 

MSchU. ibid. 96: Das gelt, das die frawe crem manne 
sundir undirscheit lis globen den is dirmanet was^*, das sal 
man dem manne beczalen und nicht der frawen kinder ^^. 

Syst. SchR. III, 2 , 94 : Was der vrauwin sunderlich icht 
gelobit ist czu eris selbis haut, das mogin ere erbnamin vor- 
dirn und nicht der man 20. Werin abir ir schulde gelobit czu 
des mannis hant, di mag der man vordirn. 

MSchU. Wasserschieben I, 97 c. 150: Sint nu die 
gefordirten schulde und gelt so ledigliclpvorsperrit und in des 
mannes gewalt und gewere 2* bei seiner frawen lebin nicht 



17 Das blosse Mahnen der Schuldner und auch ihre Einklagung gewährt 
ihm daher noch kein Recht, s. die Stelle n. 18 und vgl. unten § 28. 

*8 D. h. den es geloben Hess, dem es abgemahnt worden war. 

*o Interessant ist der Status causae et controversiae in diesem Falle : Nu 
spricht der toden frawen man ,, sintemal is im globit sei bei seines weibes lebin 
und von eren wegin und is varnde habe ist, ap her is nu nicht neir sei czu be- 
haldin denne der frawen kinder?*' Do wedirsprechin die Vormunden ,, sinte- 
mal das is in^ seine gewere ni komen ist, ab (es) icht (eher) den kindern sulle 
volgen von ir muter wenne der frawen manne?** So spricht der man ,,wenne ' 
is im globit sei, so sei is in seiner gewere gewesin , wo is gelegin adir gewest 
sei, als wol als ab her is bei im do heime bette**. 

^0 Das glog. Rb. -387 macht den Zusatz : wenne di schult in eres mannes 
gewere nicht is bracht. 

2» D. h. indem die Frau ihre Schuldner dem Manne überwiesen hat. — 

Der Status cansae et controversiae ist folgender : Nu sprechin die Vormunden 

,,der frawen man habe kein teil an dem gelde, wenne is in sein gewere nicht 

komen ist**. So spricht der man ,, sintemal das her is mit sampt den vormun- 

▼. Marti tz, ehel. Güterrecht d. Ssp. 18 
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kommen sint, so ist das gelt und schulde gefallen uf derfrawen 
erbnemen und nicht uf den man noch crem tode. 

MSchU. Wasserschieben I, 247 c. 106*2: Nachdem- 
male das (der) man mit der frawen wille das lipgedinge vor- 
koufte und im denne das geld ane undirscheit ver- 
bürget und globit ist czu beczalen, so ist das leip- 
gedinge in schulde gewandilt; und (nachdemmale) schulde 
czu varnder habe gehören, so ist der man nehir bei dem gelde 
czu bleibin, das her vor das leipgedinge ufgehabin hat, wenne 
die kinder, die die frawe von dem ersten manne hatte; noch- 
demmale das das leipgedinge uf die seibin kinder von der 
mutir nicht gevallen ist noch irstorbin mochte. 

Da es ganz in der Willkür der Frau liegt,, ob sie ihre no- 
mina dem Manne in seine Gewere bringt oder nicht, so ist 
auch eine theilweise lUation derselben zulässig. Eine solche 
tritt ein, wenn Grundstücke der Frau zu Recht, 'd. h. mit ihrer 
Einwilligung verkauft werden und der Kaufpreis beiden Gat- 
ten zu zahlen gelobt wird. Unsere Quellen legen eine solche 
Obligation so aus, dass daraus jeder derselben einen Anspruch 
auf die Hälfte erhält 23. 

MSchU. Wasserschieben I, 191 c. 51 : Nochdemmale 
das der ackir, der der frawen vetirlich (erbe was), vorkouft 
und in geld gewandilt ist 2*, so mag die frawe das geld als ir 



den bei seines weibis lebin angemanet habe dem schuldiger nnd in beidirseit 
namen nedirgelegit wart czu einem bedirmanne — , ab nu das selbe geld nicht 
in seiner gewere gewest sei also wol , als ab her is do heime bette bei im ? 
Dorum sei is sein und nicht der kinder also als is varnde habe ist". 

22 Es findet sich in cod. Homeyer nr. 737 als nr. 126; ich entnehme 
'daraus einige Lesarten. 

23 Stobbe zur Geschichte des deutschen Vertragsrechts (1855) 142 ff. 

24 Der Status causae et controversiae ist folgender : Ein man hat vor- 
kouft einen ackir ; der ackir ist gewest seines elichin weibes vetirlich erbe ; 
und hat das gethan mit seines weibes willen, wissen und geheisse; und 
hat das gelt verbürget uf tageczeit also, das her im das geld lis globin 
mit willen und wissen und ouch geheisse seinis weibis ; dach so lis her das 
geld seinem weibe mitte glouben. (Der Mann verstirbt mit Hinterlassung 
eines Kindes.) . Nu meinen des kindes Vormunden, das das kind besser recht 
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veterlich erbe alleine nicht ansprechen und behalden ; sundir 
also das uf beschedene tageczeit dem manne und 
der frawen gleich globit ist, so ist die helfte des gel- 
dis der frawen und die andir helfte hat der man geerbit uf 
sein kint^». 

Nicht allein durch Zuweisung ihrer Schuldner an den 
Mann konnte die Frau ihren Forderungen Illatenqualität geben. 
Wie über ihre Fahmiss so durfte sie auch über ihre nomina 
durch gerichtliche Aufgabe zu Gunsten ihres Mannes verfügen, 
welcher modus hier dieselben Vortheile bot wie bei körper- 
lichen Sachen 2*. Dagegen gehört nicht hieher der Fall, dass 
dem Manne die Mitgift der Frau durch Gelübde von Geld oder 
fahrendem Gut constituirt worden war. Es unterschied s^ph 
in nichts von andern dem Manne zustehenden Forderungs- 
rechten *^, auch wenn die Frau selber in der Ehestiftung ein 
solches Gelübde übernommen hatte 2«. 



cza dem gelde habin sulle , das seinem vatir globit was , — doramb das das 
geld an (dessen) — band komen was mit globden, geheisse, willen und wissen 
seiner muter. Hirkegen spricht — des kindes muter — ,, sie suUe besser 
recht czu dem gelde habin dornmb, das das kumt von crem vetirlichen erbe, 
und hat ir das mitte lassen globen und hat sich ouch nicht vortaget bei des 
mannes lebinden leibe**. — Die Frau behauptet also snccessio pretii in locum 
rei, s. § 25 n. 12. 

^^ Aehnlich das hallische SchU. bei Müh 1er 78a. 

2« Syst. SchR. IV, 1,29: Alle varnde habe und alle schulde busin deme 
gerichte und binnin dem geiichte sal dem manne volgin noch der gobe und 
ufreichunge, die im di vrauwe getan bot. MSchU. Wasserschieben I, 
94 c. 145 : Ich gebe uf meinem runchem allis , das ich habe beide gerade nnd 
ungerade — und aUe mein schult, die mir anirstorbin ist und noch an- 
sterben mag. 

27 Es hat daher nichts besonderes , wenn der Mann auch nach dem Tode 
der Frau eine solche dos promissa, aber nicht numerata von dem Promittenten, 
mag das ein Verwandter der Frau sein oder nicht, einklagen darf. Das lehrt 
das MSchü. nach Breslau von 1445 bei Wendroth in der bei §22 n. 21 cit. 
Dissertation 30. Vgl. auch magd. Fr. I, U , 1 , Dist. I, 5 und das SchU. in 
cod. lips. 945c fol. 77 : Na deramale dat J. Hinrik (dem Ehemann) — der 
lovede bekennet, so is he era der plichtich to holdende, likerwis efte de frowe 
levede. 

»8 Vgl. das MSchU. nach Breslau von 1496 bei Wendroth 1. 1. 34, 

18* 
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Ist es aber nach dem städtischen Recht der Frau ge- 
stattet ihr Vermögen der Gewere des Manns vorzuenthalten, 
ist sogar im Zweifel, wenn eine auf Illation gerichtete Willens- 
erklärung nicht vorliegt, ihr Vermögen als Sondergut zu be- 
handeln, so ergibt sich, dass jene Gewere, die für den Mann 
die Basis seiner Rechte bildet, kein bloss faktisches Verhält- 
niss , wie es noch der Ssp. als nothwendige Wirkung der Ehe 
voraussetzt, sondern ein Recht zu besitzen darstellt, dessen 
Existenz immer erst für den einzelnen Fall zu erweisen sein 
wird. Während im Ssp. die Gewere des Manns die gesetz- 
liche Folge erlangter ehelicher Vormundschaft ist, beruht sie 
im städtischen Recht auf einem Rechtsgeschäft. Die Rechte, 
dif sie enthält und umschliesst, beruhn dort auf der Vormund- 
schaft ; hier fehlt diese gesetzliche Basis und das Bedürfniss 
tritt zu Tage eine neue rechtliche Grundlage für die vermögens- 
rechtlichen Befugnisse des Manns zu* schaffen 2». Wie unvoll- 
kommen dieses Bedürfniss von den magdeburger Schöffen er- 
kannt, wie unzureichend ihm gentigt wurde," das wird die 
Lehre vom eingebrachten Gut darzustellen haben. 

Von der Regel aber, dass die Gewere des Manns nur dann 
begründet werde , wenn sie von der Frau ihm ausdrücklich 
tibertragen sei, kennt das magdeburgische Recht eine Aus- 
nahme. Sie betrifft den Fall des Erbscha^serwerbs. Fah- 
rende Habe, die der Frau anerstirbt, ohne dass bei bestehen- 
der Ehe Besitz davon ergriffen war, soll, wenn eine entgegen- 
gesetzte Willenserklärung ihrerseits nicht vorliegt, unter die 
Gewere des Mannis fallen. Wird die Ehe aufgelöst, bevor das 
der Frau anerstorbene Mobiliarvermögen ausgehändigt wor- 
den , so fällt im Zweifel dieses auf den Mann oder auf seine 
Erben. Während die Gewere des Manns in der Regel auf 
ausdrücklicher" Bestellung beruht, soll sie hier kraft gesetz- 



wonach ein solches Gelfibde im Wege des Arrestes von dem Gläubiger des 
verstorbenen Mannes beigetrieb^ werden kann. 

^ Dies Bedürfniss trat allerdings zunächst nur als ein wissenschaftliches 
hervor , aber sollte eine sichere und feste Rechtsprechung erfolgen , drängte 
es sich unfehlbar auf. 
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liehen Rechts eintreten. Dies lehrt uns ein merkwürdiges Ur- 
theil des magdeburger Oberhofs, 

Wasserschieben I, 204 c. 63-^o. ij. habit uns umb 
recht gefroget noch disen Worten „Franze spricht, her habe 
genomen ein weip ; das weip habe gehat vatir und mutir und 
bruder. Nu sint gestorbin der bruder ein und dornoch die 
rauter und dornoch der vatir. Der vatir hat gelassen erbe und 
gut und varnde habe Franzen weibe und Petir, ereni brudir. 
Dornoch starb Franzen weip ir, wenn das sie sich teilten mit 
den gutern, die von crem vatir uf sie beide irstorbin worn, mit 
crem bruder. Nu wil Petir seinem swoger Franzen kein teil 
gebin in den gutern an erbin noch an varnder habe und petir 
spricht wie das die guter und alle varnde habe von seiner 
swestir uf en gestorbin sei , sintdemmal das sie aus eres vatir 
guter ungeteilt Sein. Nu bit Franze eins rechten zu irkennen : 
sintdemmal das im keine metegift noch us ires vater guter 
worden was mit seinem weibe, ab nu Petir noch seiner swestir 
tode mit im icht erbe und varnde habe teilen suUe adir was 
hirumb recht sei?" Hirufsprechewirscheppenczu 
Magdeburg ein recht: Was Franzen weibis vatir an 
varnder habe uf sein ^i weip, seine tachter, und uf Petir, seinen 
son, geerbit hatte, das ist halb Franzen an seines weibes statt, 
nu is vorstorbin ist. Und der helfte der varnden habe mag 
Petir seime swoger Franzen nicht vorbehalden. ' Was abir 
stant eigens adir leginder grupde anirstorbin sein, das hat sie 
nu geerbit uf Petir eren brudir ; und der darf Franzen dovon 
keinen teil gebin. 

Derselbe Rechtssatz, dass die der Frau anerstorbene 
Fahrniss, die sie sich nicht als Sondergut constituirt hat, dem 
Manne zufällt, geht sodann aus einer Reihe anderer Stellen 
hervor , welche ausdrücklich von dem durch Beerbung erwor- 
benen Vermögen der Frau nur die Liegenschaften auf ihren 
Gebltitserben fallen lassen ^a. 



30 Auch daseibat 405 c. 51. 

3* Franzens l>au. 

32 Gl. zu Weichb; 57 v. D. 379 : Ab einem wibe angestorben were eckere, 
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Mobilien also und Forderungsrechte der Frau, die bei be- 
stehender Ehe nicht in des Mannes Gewere gebracht worden, 
können nach Auflösung derselben nicht von ihm oder seinen 
Erben beansprucht werden. Anders soll es sich mit dem 
durch Beerbung erworbenen Mobiliarvermögen verhalten, 
welches in die Gewere des Manns fällt, auch ohne dass sie 
ihm ausdrücklich übertragen ^K Welches ist der Grund dieser 
auffallenden Ausnahme ? Warum gelten Forderungsrechte der 
Frau im Zweifel als ihr Sondergut und ererbte Güter im Zvyei- 
fel als lUaten ? Wir würden vergebens versuchen für diese 
Anomalie ein Princip aufzustellen. Es ist wahrscheinlich, 
dass wir hier einer Nachwirkung des alten Rechts begegnen. 
Denn es ist bekannt, dass das alte Erbrecht Delation und Ac- 
quisition der Erbschaft zusammenfallen lässt, dass dem Erben 
im Augenblick des Erbanfalls die Erbschaft auch erworben 
wird. Das Eherecht des Ssp. musste demnach den Mann 
kraft seiner ipso jure eintretenden Gewere am Frauengut zum 
flerrn der auf sie erstorbenen Fahrniss machen, auch wenn sie 
ihr während des Bestehens der Ehe noch nicht ausgehändigt 
worden. Dieser einst wol begründete Satz ist dann in ein 
gänzlich verändertes System als irrationelle Ausnahme her- 
übergenommen worden. 

Die obige Untersuchung hat gezeigt, dass die Gewere des 
Manns, die den Unterschied zwischen eingebrachtem und vor- 
behaltenem Gut begründet, als ein Besitzrecht sich darstellt. 



ader erbe, ader anders icht, das nicht varnde gut were : das gut stirbit an ire 
erben, ab si ane kindere stirbit. Magd. Fr. I, 14,2; — Ab der frauwen icht 
anirstorben were, ab der — man storbe, ab di frouwe recht habe an erbe unde 
an gute adir nicht? — Wer — der vrouwen was stehendes erbes unde eigins 
anirstorben von iren eldem , das behelt si von rechte. — Auch ist hieher zu 
ziehn der Ausspruch der IX Bücher magd. Rechts II , 2,4: Stirbit man adir 
weip , an di gut irstorbin were , ee denne si sich mit rechte dorczu geczogin 
hetten , so sal des todin neheste erbeling das andirstorbene erbe unde gut 
nemen an des toden stad, v. r. w. als di von Magdeborg schribin. 

33 Das alte hamburgische Stadtrecht, das sonst keine Sonderguter kennt, 
betrachtet umgekehrt Güter, die der FrAu zwar angefallen aber noch nicht 
ausgehändigt sind, nicht als lUaten, Heise u. CroppU, 488. 
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das auf ausdrücklicher Uehertragung, also auf Rechtsgeschäft, 
nicht auf Gesetz beruht. Das Sondergut basirt demnach auf 
dem Willen der Frau ihr Mobiliarvermögen oder einen Theil 
davon der Gewere ihres Mannes vorzubehalten. Bereits oben 
aber haben wir gesehn 3*, wie auch durch den Verzicht des 
Ehemanns auf seine Gewere und auf die Rechte , welche ihm 
über die darin befindlichen Objekte zustehn, Einhandsgut der 
Frau begründet werden kann. Ja es ist iein Zweifel , dass 
durch Verwilligung des Manns auch ihre Liegenschaften dazu 
gestempelt werden dürfen. Dass aber auch mittelst Ver- 
fügungen Dritter Frauengut vor dem Manne vinculirt werden 
konnte, bedarf keiner Ausführung 35, da ein solches Rechts- 
verhältniss seine Normen nicht mehr vom Eherecht empfängt. 

§ 24. Geschichte des Sonderguts, 

Nicht durch einen Akt der gesetzgebenden Gewalt oder 
der Autonomie sondern durch die an den Ssp. angelehnte, 
rechtsfindende Thätigkeit eines Schöflfenstuhls war dem säch- 
sischen Eherecht eine neue bedeutsame Entwicklung gegeben 
worden. Es sind die Anfänge einer wissenschaftlichen Be- 
handlung, einer bewussten Beherrschung des Rechts , die wir 
hier an heimischen Normen zuerst erprobt sehn, wir folgen mit 
Interesse den Spuren verständiger Interpretation von ungelehr- 
ten Schöffen an dem so hoch gehaltenen Rechtsbuch geübt. 
Unserm Volke ist es nicht beschieden gewesen zu einer Rechts- 
wissenschaft aus eigener Kraft zu gelangen, jene Keime sind 
nicht zur Entfaltung gekommen. Um so werthvoller ist es 
dem Rechtshistoriker ihnen nachzugehn, aus ihnen ein Bild 
von der geistigen Schöpfungskraft unserer Vorväter, da sie 
noch nicht in die Schule des Alterthums gegangen waren , zu 
gewinnen. 

Die Nachrichten freilich , die wir über die Entwicklung 



3* S. § 22 nr. 5. 

35 Schon im Mittelalter gestatteten die deutschen Particularrechte allge- 
mein solche Verfügungen. 
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des Sonderguts aus dem Kreise des magdeburgischen Rechts 
erhalten, sind sehr dürftig. Was zunächst die Bildung jenes 
Begriffs anlangt, so scheint sie allein vom magdeburger 
Schöffenstuhl ausgegangen zu sein und dessen Erkenntnisse 
bilden unsere Hauptquelle darüber K Dagegen geben uns die 
Rechtsbücher keine Auskunft über das neu aufkommende 
Rechtsverhältniss *. Sie lehnen sich in unserer Lehre ledig- 
lich an die Darstellung der Vorgänger an , wiederholen die 
Sätze des Ssp. Der neue Begriff ist ein Erzeugniss des Rechts- 
lebens unmittelbar, nicht der Theorie. Die Zeit aber, in der 
er aufkam, ist der Anfang des 14. Jahrhunderts ^, die Periode, 
in welcher die deutschen Städte, soweit sie überhaupt zur Zu- 
lassung von Einhandsgütern der Frau gekommen sind, mit 
dieser einschneidenden Neuerung vorgingen *. 

War aber der magdeburger Oberhof durch die Auslegung, 
die er dem Ssp. gab, zu einem neuen Rechtsbegriff gelangt, so 
ist es doch höchst überraschend, wie nahe auch in dieser Lehren 
das- einheimische Recht der römischen Auffassung des ehe- 
lichen Vermögensrechts gekommen war. Auch hier waren der 
Reception des römischen Rechts schon längst bevor sie erfolgt 
ist, die Wege geebnet worden. Der Satz des gemeinen 
Rechts, dass das Vermögen der Frau, soweit es nicht zur dos 



* Demnächst scheint der neue Begriff auch vom leipziger Schöffenstuhl 
adoptirt worden zu sein, wie wir aus den in § 22. 23 besprochenen Urtheilen 
des cod. lips. 945c schliessen dürfen. 

2 Aliein das WeichbUd der berliner Hdschr. von 1369 deutet darauf aus- 
drücklich hin. S. 0. § 22. — Die Dist. scheinen den Begriff des Sonderguts 
nicht zu kennen, da der Vf. im Drittheilsreoht lebte ; doch vgl. I, 47, 5. Auch 
die Gl. zum Weichb. c. 23 verwerthet den Unterschied zwischen Objekten in 
des Manns und in der Frau Gewere nur für die Gerade, vgl. aber § 23 n. 32. 

3 Folgende Daten kommen in Betracht. Das Weisth. von 1261 enthält 
von Sondergut keine Spur; unsichere Anhaltepunkte gewährt das von 1304 
in a. 34 und 130; doch aus dem Satze des letztern ,,ir man beheldet — allez 
daz«gut, daz im mit ir gegebben wart^S möchte man bereits auf die Existenz 
von Einhandsgütern schliessen. Sichrere Belege gewähren die magdeb. Ur- 
theile für Stendal um 1330, s. § 22. 23 passim. 

4 S. 0. § 23 n. 3. 
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gehört, ihr Eigenthum verbleibt, und dass die Bestellung einer 
dos niemals zu präsumiren ist, berührte sich nahe mit der Auf- 
fassung, zu der das magdeburgische Recht gediehn war, dass 
des Mannes Rechte über das Gut der Frau nur dann begründet 
seien, wenn dasselbe seiner Gewere unterworfen worden, dass 
aber im Zweifel ihr Vermögen als Sondergut erachtet werde. 
Und dennoch, schlug die Anwendung des römischen Dotal- 
rechts auf das sächsische Eherecht eine neue Bahn ein, Hess 
jene Anknüpfungspunkte fallen. Durch die gelehrte Juris- 
prudenz, die seit dem Ende des 15. Jahrhunderts das sächsi- 
sche Recht hoher Ausbildung theilhaftig werden Hess, die auch 
den Ssp. wissenschaftlich zu durchdringen begann^, wurde 
der im magdeburgischen Recht zur Seite geschobene Ausspruch 
des Ssp., dass der Mann alles Gut der Frau in seine Gewere 
zu rechter Vormundschaft empfange, wiederum betont und als 
das regelmässige Verhältniss des sächsischen Rechts gefasst*. 



5 Wir sind oben schon einmal, s. § 19 n. 11 , dieser Thätigkeit der Wis- 
senschaft im 16. Jahrhundert begegnet, wie sie ein Gewohnheitsrecht, das 
dem Ssp. derogirte, fallen Hess um auf das Bechtäbuch selbst zurückzu- 
greifen. 

^ Dies die Auffassung schon zu Anfang des 16. Jahrhunderts. In der 
leipziger Ssp.-Ansgabe von 1528 sagt eine neue 61. zu Ssp. I, 31 : Alles ir 
gut. Intellige bona immobilia et dotalicinm. Seons antem est dioendum de 
bonis mobilibus, quia Ula recipit mox jure proprio ; et ideo post mortem mariti 
proximus heres mariti habebit talia bona absqne omni donatione qnamquam 
fuerunt uxoris et quamquam uxor ^huc vivat. Hocvernm, nisitunc 
nxor talia bona in suapropriapossessionesemper retinnisset 
eteamaritosnotractandanondedisset; tnncenimuxormor- 
tno marito talia bona per se retineret. — Also Sondergut bildet die 
Ausnahme. Fachs et Reinhard diff. jur. civ. et sax. (Jenae 1&9Ö) I, 6 : 
*De jure saxonioo — maritus et uxor omnia bona promiscue et aequaliter pos- 
sident, habetque maritus usumfructum omnium bonorum uxoris suae a b s q u e 
Ulla differentia et distinctione. Von Aeusserungen der mit den 
Vorarbeiten zu den sächs. Constitutionen betrauten Gelehrten ist hieher zu 
ziehn : Casus T e u b e r i , cons. sax. 1 , 2 , 33 : (Der Mann) jure saxonico der 
frawen haupt und vormund. Casus Wesenbeccii, cons. sax. 1 , 5, 37 : 
Sunt eins (der Frau) bona omnia nedum importata sed etiam paraphemalia in 
potestate et dominio qnodam civili mariti, ut absqne huius consensu nihil 
alienare possit. — Vgl. sodann J. Tomin g decis. quaest. ill. (1579), decis. 
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Das8 aber die Frau durch Ehe^ttftung ihr Gut eigener Ver- 
fbgung unter lebenden oder von Todeswegen vorbehalten 
durfte, war allerdings gemäss derEntmeklung unseres Rechts 
nicht von der Hand zu weisen, doch konnte ein solches Ver- 
hältniss dann nur als dispositives Recht gefasst werden , der 
Vorbehalt von »Sondergut war niemals zu präsumiren ^. Und 
wiederum die Privilegien der dos wurden nur dann anwend- 
bar, wenn die Illaten der Frau dem Manne zur Mitgift bestellt^ 
worden waren. War das nicht geschehn, so blieb es ihr Para- 
phernalgut, wenn auch nach sächsischem Recht der Verwal- 
tung und dem Niessbrauch des Manns unterworfen. Und 
dies ist dann der Standpunkt des gemeinen sächsischen Rechts 
geblieben. 

Drittes Kapitel. 

Das eingebrachte Gut während der Ehe. 

§ 25. Die Fahrhahe der Frau. 

In voller Schärfe und Entschiedenheit vindiciren die 
Quellen des sächsischen Stadtrechts dem Ehemann ein freies 



18. 30. 31. Teuberi quaest. jor. civil, et sax. (ed. Ranchbar 1599) pars 
prior qa. 32 : Parapherna (anders wie die dos) cam matrimonio nihil com- 
mune habent. Jnre tarnen sazonico — paraphemalium quoque ususfructus et 
administratio ad maritnm spectat. 

7 So schon die neue Gl. zu Ssp. I, 31 , s. n. 6. Vgl. sodann z. B. den 
Ausspruch Toming's in der n. 6 cit. Decisionensammlnng , decisio 30: 
Uxoris bona in triplici differentia constitni , partimque dotalia , partim autem 
paraphemalia, et ea quidem vel marito tradita vel non tradita esse. (Er fährt 
dann fort» dass nach sächsischem Recht der Mann alles Vermögen der Frau* 
,,in totelam et curara'* suscipit.) Dass der Vorbehalt von bona recepticia 
strict zu interpretiren , denmach Einhandsgüter , die die Frau nur ihrer Ver- 
fügung inter vivos vorbehalten, oder über die sie trotz ihres Vort>ehaltes auch 
mortis causa zu verfügen nicht von Todeswegen disponirt, dem Manne kraft 
seines Mobiliarerbrechts anheimfallen, ist der Standpunkt des heutigen gemei- 
nen Sachsenrechts, vgl. z. B. Gottschalk sei. discept. for. cap. (Ed. II. 
1826) 70. 

B Ausdrücklich oder stillschweigend, vgl. Haubold§74n. c. 
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Verfügungsrecht über das Mobiliarvermögen, das die Frau in 
seine Gewere gebracht. Den Satz, dessen Existenz wir für 
den Ssp. erst nach genauer Untersuchung erweisen konnten, 
sprechen die städtischen Aufzeichnungen mit unzweideutiger 
Klarheit aus. 

MSchll. Wasserschieben I, 96 c. 150: Was gutis und 
geldis eine frawe czu erem manne brengit und vorsperrit in 
seine gewalt antwortet — also , das der man des gutis ledig- 
lichin sundir andir leute wedirsproche mag gebruchin noch 
seinen willen, doran hat der man eine rechte gewere *. 

Nur dann ist für den Mann eine eheliche Gewere begrün- 
det, wenn ihm das fahrende Gut der Frau so übergeben wor- 
den, dass er dasselbe ausschliesslich nach seinem Willen zu 
verwenden vermag. Er hat das in seiner Gewere befindliche 
Mobiliarvermögen seiner Gattin „zu thun und zu lassen", wie 
unsre Quellen ^ unter Anwendung einer bereits in der Urzeit 
des deutschen Volkes üblichen ^ Bezeichnung des fi-eien Ver- 
fügungsrechts sagen*. Nicht allein Besitzrecht und Verwal- 
tung sondern auch Niessbrauch und Veräusserung steht ihm 
darüber uneingeschränkt zu. Ob das Gut der Frau schon bei 
Eingehung der Ehe oder erst später in seine Gewere gekom- 
men*, macht keinen Unterschied aus. Auch das was die Frau 
dem Manne hat erwerben helfen, die Errungenschaft, fällt in 
seine Gewere*, unterliegt daher bei bestehender Ehe seiner 



» Vgl. diese Stelle o. § 23. 

«Magd. Weisth. von 1304 § 130. MSchU. Wasserschieben I, 208, 
2, s. o. § 22 nr. 4. Leipziger (?) SchU. 98 in cod. Homeyer 737 : in rech- 
ter vollkommener gewere domitte ezu thnn und czu lassen. 

3 Vgl. z. B. Waitz deutsche Yerfassungsgeschichte II, 210 n. 3. 

* Andre Aasdrucke sind : MSchU. Böhme 113, 5: her ist alles des ge- 
waldig, daz se czu im brengit. Femer : in Gewere und Gewalt haben, s. § 23 
n. 11. — Sehr häufig wird femer von der Fahraiss der Frau gesagt, ,,sie ist 
des mannes'^ MSchU. Wassersehleben I, 244 c. 98. Böhme 141, 7. 
Syst. SchR. IV, 1, 18 u. a. m. 8.§22. lieber diesen Sprachgebrauch s.n. 16. 

* S. die Stellen § 22 nr. 1.2. 

«Magd. Weisth. von 1304 § 77. 83. 136. Magd. Fr. I, 14, 2. MSchU. 
Böhme HO, 1. 
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Disposition. Hieraus folgt dann aber, dass die Erbschafts- 
complexe, in die sich bei Auflösung der Ehe die Fahrniss des 
ehelichen Gesammtvermö^gens gliedert, wahrem! der Ehe nicht 
existiren^. Bei bestehender Ehe gibt es nur eine eheliche 
Fahrniss, die vom Manne beliebig „gewandelt" werden kann *. 
Erst beim Tode des Manns oder der Frau wird Gerade vom 
Erbe , wird dieses vom Heergewäte gesondert. Ist daher ein 
Grundstück der Frau durch giltiges Rechtsgeschäft in Fahr- 
niss verwandelt und diese unter ihrer Genehmigung ^ in des 
Mannes Gewere gebracht worden, so wird der Erlös gleich- 
falls bei Auflösung der Ehe den Normen der Erbtheilung unter- 
worfen werden *<>. Und umgekehrt sind aus dem seiner Ge- 
were untergebenen Mobiliarvermögen Liegenschaften ange- 
schaflft worden , so können sie beim Tode eines der Gatten 
niemals mehr auf die Seite der Frau fallen**, da ja nur die 



7 Vgl. die SteUen o. § 6 n. 6. 

« Vgl. die SteUen o. § 6 n. 4. § 22 n. 7. Daza MSchU. Wassersch- 
lebenl, 109 c. 214. 357 c. 2 und (leipziger?) SchU. in cod. Homeyer 
737 nr. 98 : Had euch der man keinerlei gut gekauft umb sollich gelt, als di 
frauwe an schulde und an gereitem gelde czu om bracht had und had der 
frauwen doran keins gegeben als recht ist, so had er das geerbrt uf seine 
aesten erben und der frauwcn frande konen daran keins gehaben. Es gilt 
also keine successio rei in locum rei. 

«8. § 23 n. 15. 23. 

»oMSchU. Wasserschieben 1, 247 c. 106, s. o. § 23 n, 22. Ibid. 
191 c. 51, s. o. § 23 zu n. 25. Parteivortrag in magd. Fr. I, 4, 8: (N fragte 
Rechtens :) Sintdemmole — di tochter ir erbe selbir hat vorsaczt unde das 
erbe czu vamder hab^ worden ist unde in meiner gewere kommen ist und 
dorinne irstorben ist, ab mir das gelt nu icht bliben — suUe? Parteivortrag in 
MSchU. Wasserschlebenl, 97 c. 158: (Der Mann verkaufte ein vater- 
liches Erbe der Frau und baute damit ein abgebranntes Gebäude derselben 
wieder auf;) nu sprechin die kinder: die vamde habe was unsirs vatirs, do 
her die in seine were nam ; dorurab vörste(hen) wir uns recht czu habin czu 
dem gemawerten hause adir czu dem gelde, das doruf gelegit ist. 

*» Magd. Fr. I, 6, 1 : (Des todten Mannes Weib sprach;) ,,das erbe were 
ir und ümme ir gelt gekouft, das si czu irem manne brecht hette** , unde bot 
ire bewisunge dor czu noch rechte , das is ir vorreichet were. Das Urtheil 
spricht der Frau das Erbe zu, vorausgesetzt, dass ,,de8 mannis wip hat brive 
gehabt von richter, scheppin unde gehegetem dinge, das ir das erbe uf gegeben 
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Gerade des eingebrachten Mobiliarvermögens dieses Schick- 
sal trifft. Es gilt also nach sächsischem Stadtrecht ebenso 
wenig wie nach Landrecht der Satz: succedit res in locum 
pretii et pretium in locum rei 12. Aus dem freien Verfügungs* 
recht des Manns über die inferirte Fahrhabe folgt ferner, dass 
nicht bloss totale sondern auch partiale Yeräusserungen inner- 
halb seiner Befugniss liegen« Hat er demnach ein Objekt der- 
selben verpfändet, so wird bei Beendigung der Ehe die Aus- 
lösung dem Anwärter desjenigen Complexes zur Last fallen, 
zu dem dasselbe gehört, und es gilt auch nach städtischem 
Recht der Satz des Ssp, I, 24 § 4: Svat so des ute stunt, dat 
lose he, of he wille, deme it durch recht hören saP^ Das 



was. — Die Frau also beruft sich auf successio rei in locum pretii , zugleich 
aber auch auf Verreichung und nur dieser Grund ist entscheidend. MSchU. 
Walch VIII, 308: (Die Frau meint) ,,sint daz di 200 gülden uz irem gute, 
daz ir von irem kinde tzugestorben was, komen sint,^ da ir man daz gut tzu 
dem gotzhnse von der phorten umme gekouft had , daz irem werte unde er 
und allen iren rechten erben — vorscreben ist'S (ob nach des Mannes Tode 
das Erbe nicht, eher auf sie als auf jemand anders gestorben sei ?) Das Ur- 
theil lautet: Nacbdemmal daz daz gut, daz umme di 200 gülden gekouft ist, 
C, K. siner elicben wertinnen und allen iren rechten erben tzugescreben stet, 

— so hat C. di helfte des gutis — geerbit uf sine neste erbin, — di ander 
helfte is siner hnsfrowen. Vgl. auch den Parteivortrag in magd. Fr. I, 4, 5. 

— Zweifelhaft ist der Fall , wenn der Mann mit dem Grundstück der Frau 
einen Tausch gegen ein anderes Grundstuck vorgenommen. Wer erhält das 
eingetauschte bei Auflösung der Ehe? Unzweifelhaft der Mann oder seine 
Erben , denn res non succedit in locum rei. Anders entscheiden die Magde- 
burger, Wasserschlebenl, 202 c. 6 1 , wobei sie noch wunderiicher Weise 
die Wittwe zu der Herausgabe des Geldes , das der Mann beim Tausche zu 
gegeben, verurtheilen. 

- ^2 Vgl. auch § 23 n. 15. 24. Die entgegengesetzte Ansicht von Kraut 
II, 341 n. 10 ist demnach für das sächsische Stadtrecht ebenso wenig wie für 
das Landrecht, s. 0. § 6 n. 5, begründet. 

13 Interessant ist die Begründung dieses Satzes in der Gl. zu Weichb. 23, 
v. D. 293 : Is losit der billich von dem sinen, uf den is geerbit ist, ab er is 
haben wil — . Unde dis ist darumme, daz er is von dem gemeinen gute nicht 
phlichtig zu losen ist, wenne der tode was is ir keinem schuldig. (Der Todte 
ist also nicht verpflichtet seinen Erb^n eine vollständige Gerade , oder ein 
Erbe, Heergewäte zu hinterlassen.) Unde darumme darf man is von dem 
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freie Verfügungsreeht des Manns ist endlich an das Bestehen 
der Ehe gebunden. Wenn es daher auch seine Grenze findet 
in dem Besitze eines gewissen Masses physischer Kraft beim 
Manne *S so ist es doch an die Gesundheit der Frau nicht ge- 
bunden. Auch wenn die Frau siech ist, muss der Mann über 
die Gerade frei verfügen können ; doch findet sich auch die 
entgegengesetzte Ansicht in unsern Quellen vertreten '*. 



gemeinen gute nicht losen , al gehorte dises in die gerade ader in daz herg^e- 
wete, und wart vorsaezt, do is noch nicht gerade waz, noch hergewete, sunder 
als der starb. Unde darumme hatte der kein recht dorzn, undeder isvorsaczt, 
hatte onch kein bessir recht dorzn, denne daz er U losen mnste, ab er is haben 
weide ; unde daz selbe recht , daz der tode dorzu hatte , das erbit er uf disin, 
den dis gut angehört ; wenne is mag nimant den andern besser recht an einem 
dinge erben, wenne als er selber doran hatte. — Vgl. auch Dist. I, 17, 7 aas 
den gosl. Statuten, Göschen 5, 3B. Für die Immobilien gilt derselbe Satz, 
s. § 26 n. 20 und oben § 9 n. 16. § 10 n. 12. 

" Magd. Weisth. von 1261 § 18; von 1304 § 22. 76. Weichb. 64 mit 
der Gl. Dist. I, 9, l. 4. 17, 7. MSchU. Gaupp schl. Ldr. 260. Magd. Fr. I, 
12, 2. Syst. SchR. IV, 1, 37. Die physische Kraftprobe des magdebnrger 
Rechts liegt in der Fähigkeit die zu vergebenden Stücke selbst ,,über das 
Bettbrett reichen zu können* S vgl. MSchU. für Stendal von 1336: (Er mag 
vergeben) in snkebedde varende have , swelkerleie gut dat is , dat he alleine 
ofte mit anderer lüde helpe over dat beddebret gereken mach ; Gl. zu Weichb. 
64, V. D. 387. Magd. Fr. I, 12, 2; doch wird hier die Hilfe anderer Lente 
ausgeschlossen. Das stadtische Recht hält an dem sinnlichen Beweise des 
alten Rechts nicht mehr fest , und so begegnen in den Städten des sächs. 
Rechts mancherlei anders normirte Kraftproben ; im syst. SchR. IV, l , 7 die 
Fähigkeit im gehegten Dinge während der Aufgabe zu stchn; in der Gl. 
zu Lr. 31 die Fähigkeit ohne Hilfe „zu Dinge und zu Ringe zu gehn mit 
einem Schwerte gegürtet und dieses männlich ansznziehn und wieder einzu- 
stecken*'. — Ist die Gerade auf dem Siechbett verpfändet, so trifft die Regel 
„svat so des ute stunt** nicht zu, und der Mann oder seine Erben müssen sie 
lösen, arg. Gl. zu Weichb. 23, v. D. 293. Dist. I, 17, 5 gemäss dem gosl. 
Recht, Göschen 5, 24. — Die echte Noth begründet auch hier eine Aus- 
nahme, Gl. 2u Weichb. 23 1. 1. Dist. I, 9, 4. 

iB Die richtige Entscheidung enthält nach meinen Notaten das MSchU. 
124 im cod. Homeyer 737. Eine entgegengesetzte fällt die Glosse zum 
Weichb. 23, v. D. 293 ff. (In dem Satze ,,thar er beweisen** u. s. w. bei 
V. Daniels scheint ein ,, nicht** vor ,,legerhafHg'* zu fehlen.) Vgl. auch 
Albrecht 271 n 768. 
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Versuchte nun aber das städtische Recht, so mttssen wir 
fragen, jene freie Verfügungsgewalt des Manns über das ein- 
gebrachte Mobiliarvermögen begriffsmässig zu fassen? Der 
Ssp. kleidete , wir haben es oben gesehn , die Befugnisse des 
Manns hinsichtlich des Frauenguts in das w^ite Gewand der 
Vormundschaft; eine genauere Begründung innerhalb jenes 
umfassenden Begriffs mochte er, konnte er ihnen nicht geben. 
Wie aber verfuhr das städtische Recht? Es hatte das wesent- 
lichste Merkmal des alten Vormundschaftsbegriflfs , die Aus- 
schliesslichkeit, fallen lassen. Es sprach der Frau die Befug- 
niss zu ihr Mobiliargut, sei es ganz, sei es zum Theil der Ge- 
walt des Mannes zu entziehn; und eine solche Gewalt, die 
lediglich auf ihrer Willkür, niöht auf unabänderlichem Recht, 
die auf Geschäft, nicht auf Gesetz beruhte, war keine vormund- 
schaftliche mehr. Der Mann hatte damit eben aufgehört Vor- 
mund über das Vermögen der Frau zu sein. Er hatte über die 
Fahrniss, an der ihm ein Besitzrecht constituirt worden, ein 
freies Verfügungsrecht, wie es sonst nur dem Eigenthümer zu- 
kam. Wie war dasselbe juristisch zu bestimmen? 

Ist es uns vergönnt in der Seele unserer Vorväter zu 
lesen, an das Licht zu ziehn, was dort unausgesprochen ruhte, 
so kann kein Zweifel darüber sein , wohin die rechtliche Ent- 
wicklung drängte. Es war nothwendigerweise der Begi-iflf 
des Eigenthums an der Mitgift, zu dem unser Recht 
gelangen musste. Mit historischer Nothwe^digkeit musste es 
auf eigenem Wege zu demselben Ziele kommen , das das rö- 
mische Recht ein Jahrtausend früher erreicht hatte. Aber dem 
sinkenden Mittelalter fehlte bereits die geistige Kraft jenen 
kühnen Schritt zu thun, die faktische Uebung derEigenthums- 
rechte auch juristisch als Eigenthum zu begreifen, ein Schritt, 
der mit einem Schlage dem sächsischen Eherecht und seinem 
so schwankenden Fundament der Gewere eine andere Gestalt 
gegeben hätte. Zwar begegnet in einigen Schöffensprüchen 
die Neigung des Mannes Rechte an der eingebrachten Fahr- 
habe als Eigenthum zu fassen, 

vgl. MSchU. Böhme 141, 6: Was die frawe gereitis 
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geldis und gntU czu erem manne brochte, des darf man ir 
nicht wedirgebin, wen das geld was sein, doherisin 
seine gewerenam^^ 

Doch hat diese Tendenz zu entschiedenen Resultaten 
nicht geführt. Wir treffen nicht bloss Rechtssprüche an, die 
das Eigenthum des Manns von dem vorhergehenden Tode der 
Frau abhängig machen , also für ihn nur ein Mobiliarerbreeht 
constituiren ^^ wir finden nicht allein Stellen, die sich damit 
begnügen des Mannes Rechte unter der allgemeinen Bezeich- 
nung einer „Gewalt" zusammenzufassen i* : auch den Begriff 
der Vormundschaft sehn wir in den Quellen dies sächsischen 
Stadtrechts für seine Befugnisse an dem eingebrachten Mobi- 
liargut beibehalten*». In di€itee schwankende Entwicklung 



*<* Aehnlich das syst. SchR.IV, 1, 18: Was eine vrauwe erim wirte gebit, 
dazistsin; s. o. §28 n. 13. MSchU. Wasserschiebe nl, 244 c. 98: 
Welch gut und vanide habe di frawe czu erem manne brechte , das ir was, 
das was des mannes; s. o. § 22 nr. 2. MSchU. Wendroth in der §22 n. 21 
cit. dissert. 1 1 : Was frowe M. — an gereitschaft nnd farnder habe czn (dem 
Manne) gebracht nnd onch sust an farnüem gute, das czu gerad nicht euhoret, 
gehabit had, di was alles desselben (Mannes). Breslauer Willkür von 1432, 
Wendroth 1. 1. 10: Was (die Frau) — an bereitem gelde zu im hette 
bracht, das her in gewalt und gewer gehabt und zn im brocht hette, das were 
nn sein wurden. Parteivortrag in MSchU. Wasser schieben. I, 97 c. 158, 
oben n. 10. Sodann gehört auch hieher das Weisth. von 1261 §14, s. o. 
§ 21 n. l , wo ohne Zweifel die gesammte eheliche Fahrniss dem Manne als 
,,sin guf zugesprochen wird, s. u. § 29 n. 2. — Diese Stellen scheinen aller- 
dings Albrecht's Ansicht, dass die eingebrachte Fahrniss in das volle un- 
widerrufliche Eigenthum des Mannes übergehe, für das Stadtrecht zu bestäti- 
gen, während wir sie für das Landrecht oben § 9 n. 23 verwerfen haben müs- 
sen. Allein auch im Gebiete des Stadtrechts stehen diesen Stellen andre des 
entgegengesetzten Inhalts gegenüber, n. 17—19. 

" Die Stellen in § 22 nr. l. 

18 Die Stellen in § 23 n. 11. 

19 Weichb. 78 § 2 (v. D. 1853): (He) untveit — mit ir al dat gut, dat 
men mit ire gift, to rechter vormuntscap. In derselben Stelle wird dann frei- 
lich wieder die gesammte eheliche Fahrni.4s als des Mannes Gut bezeichnet. 
Vgl. dann das (leipziger?) SchU. in cod. Homeyer 737 nr. 98: Was — die 
swester an bereitem gelde und vamdem gute czu dem manne bracht had, das 
had si in des vormundeschaft bracht, nnd das ist des manis gewest. 
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griff dann die romanistische Jurisprudenz ein, die das römi- 
sche Dotalrecht auch hier zur Anwendung brachte, zugleich 
aber wiederum auf den Sachsenspiegel und seine vormund- 
schaftliche Gewere an allem Frauengut zurückgriff«*. Des 
Mannes Befugnisse darüber konnten nach dem Ssp. nicht als 
Eigenthum gefasst werden. Schon im hu Jahrhundert bildete 
sich die zuerst schwankende ^S dann immer bestimmter*^ auf- 
tretende Vorstellung, dass dem Mann am Gute seiner Frau der 
Niessbrauch zustehe — und dieser Begriff hat sich dann zur 
Bezeichnung seiner Vermögensrechte erhalten. Die Ansicht 
dagegen , dass auch für die Befugnisse des Ehemanns unter- 
schieden werden müsse zwischen dem Dotalgut und dem Pa- 
raphernalvermögen der Frau, dass ihm nur über das letztere 
ein Niessbrauch, über das erstere dagegen das Eigenthum zu- 
stehe. 23^ hat keine dauernde Anerkennung gefunden. 



nnd dl franwe kan das nf ire nesten noch irem todte nicht yorerbin. In dein 
Parteivortrag heisst es dort : (Er) habe si und alle ir gut in vormnndeschaft 
genomen , recht' als er es in reehter volkommener gewere hette domitte czn 
thnn und zu lassen. — In einem andern leipziger SchU. desselben cod., 
nr. 174, wird freilich der Satz, dass der Mann am Frauengnt nnr eine Gewere 
zu Vormundschaft habe, angefochten. 

20 s. o. § 24 i. f. 

** Vgl. die Ausdrüeke in der nenen Gl. zu Ssp. I, 31 : recipit jure pro- 
prio, 8. o. § 24 n. 6. Casus Wesenbeccii, s. ibid.: bona importata et 
paraphernalia in potestatc et dominio quodam civili mariti. Toming in den 
ibid. cit. Decisionen 30 : in mariti possessionera et administrationem ; ibid. 
in tut(«lam 'et curam suscipit. 

^2 Zu den ersten , die das Recht des Manns als Kiessbrauch forroulirten, 
gehörte gewiss der leipziger Ordinarins D. Fachs, vgl. seine Diff. I, 6, oben 
§ 24 n. 6, der 1554 starb nnd dessen ,, Differenzen** schon vorher handschrift- 
lich cursirten , S t o b b e Gesch. d.d. Rq. II , 156. Vgl. dann T e u b e r ' s 
quaest. 32, s. o. 1. 1., Chil. König Prozess und Practica, ed. Gregorii (1599) 
216: maritus non habet aliquod jus in bonis uzoris vivente nxore , sed saltem 
usnmfructnm. 

33 Diese Ansicht, die Fachs in der § 24 n. 6 eit. Stelle noch nicht zo 
haben scheint, beherrschte die Praxis bis in den Anfang des voiigen Jahrhun- 
derts, wo sie zwar noch in Barth 's diss. de marito, nsufructnario saxonico 
(Dissert. jurid. ed. Gebauer 1733) eine ausgezeichnete Durch fuhmng, allein 
bereits zu gleicher Zeit in Gärtner's diss. distinctionem inter dotem et pa- 

V. Marti ts, ehel. Güterrecht dea Ssp. 19 
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Der vollen Yerfügungsfreiheit des Manns hinsichtlich der 
Fahrhabe, die in seine Gewere gebracht worden, entspricht die 
Ausschliessung der Frau von allen Dispositionen darüber. 
Nur unter Genehmigung des Manns kann sie darüber ver- 
fügen 3*. Jede Veräusserung der dazu gehörigen Objekte ohne 
seinen Consens ist nichtig und unterliegt, wie im Landrecht s», 
seiner unverjährbaren Revocatorienklage 2*. Und das gilt so- 
wol von einer Alienation unter lebenden als von einer Ver- 
fügung von Todeswegen. Und sogar seine Genehmigung kann 



rapherna foris Qermaniae iion esse adcommodandam (1729) eine erfolgreiche 
Zarückweisung erhielt. 

3« Magd. Weisth. von 1261 § 18, von 1304 § 23. Die Bestimmang ver- 
bietet offenbar alle Vergabangen der Frau ohne den Mann, nicht bloss die auf 
dem Siechbette. Sie wird wiederholt Weichb. 64. 78 §2 (Vulg.); 81 §3 (v. D. 
1853). Syst. SchR. IV, 1 , 2. Görl. Ldr. 45, 9. Syst. SchR. IV, 1, 9: Keine 
vrauwe mag — gut, daz se czu erim manne brecht hatte, vorgebin wedir eris 
elichin mannes wille; vgl. sodann die andern Stellen in § 22 nr. 3. 

« S. 0. § 8. 

2«MSchU. Wasserschieben I, 104 c. 203: Hat die frawe icht ge- 
reitis gutis adir varnde habe von ir geantwortet aus des mannes were, das 
sal durch recht machtlos sein. Görl. Ldr. 45, 9: Swelich wip ane 
irs mannis orloup icht vorgibit, — daz mach der man woi widernemin, 
ob er wil. Gl. zu Weichb. 23, v. D. 296 : (Ist die Gerade von der Frau ohne 
des Mannes Genehmigung auf dem Siechbette weggegeben worden) , so v o r - 
dert (die Niftel) die gerade wider von deme, deme si gegeben 
ist, ab si wil. Bist. I, 47, 8 : Hat si — famde gut vorkouft, daz musz man 
Widder geben ; unde iener musz den schaden dulden, durch daz daz hers wed- 
der recht genomen had. Unde ist ein gemeine lantrecht unde wichbilde. — 
Die dieser Stelle zu Grunde liegende der goslar. Statuten, Göschen 29, 30, 
ist demnach abgeändert worden ; sie lautet : De aver dar wat umme geven 
oder gelovet heft , den scaden . den he des heft , dene mot men eoie irlegen 
na minnen oder na rechte. — Alle diese Stellen lehren zugleich, dass im Stadt- 
recht wie im Landrecht jene Nichtigkeit der Veräusserung durch die Frau nur 
eine relative ist, s. o. § 8 n. 18. Ist demnach eine Veräusserung ihrer ehige- 
brachten Fahmiss vom Manne nicht revocirt worden, so wird sein Erbe nichts 
dagegen einwenden können. Die Stellen lehren femer, dass der Contrahent 
der Frau keinen Anspruch auf Schadloshaltung hat, s. u. § 26 n. 38. 39. Dem 
letztem widerspricht auch nicht das syst. SchR. IV, 2, 67 , da hier eine stiU- 
schweigende ^Genehmigung der Veräusserung durch den Mann vorliegen 
möchte. 
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eine Vergabung von Todeswegen, die die Frau mit der Gerade 
vornimmt, nicht giltig machen ^7. 

Von der Regel , dass die Frauen über das eingebrachte 
Mobiliarvermögen ohne Consens des Manns nicht verfügen 
dürfen , macht aber das magdeburgische Recht in sofern eine 
mildere Anwendung, als es Veräusserungen bis zu einem klei- 
nen Betrage ihnen auch einseitig gestattet, somit im Kreise 
der häuslichen Wirthschaft ihnen die durch den städtischen 
Verkehr gebotene Selbständigkeit einräumt 2«. Als Maximal- 
grenze für diese Befugniss setzen die magdeburger Quellen 
die Summe von 3 Schillingen fest 29. Verträge demnach bis 
auf Höhe derselben abgeschlossen verpflichten auch den Mann. 
Eine rechtliche Selbständigkeit der Handelsfrauen ^^ ist da- 
gegen im magdeburgischen Rechte nicht zur Anerkennung ge- 
kommen. 

§ 26. Die Liegenschaften der Frau. 

Wie der Ssp. so schreibt das sächsische Stadtrecht dem Ehe- 
mann an der eingebrachten Fahrniss der Frau ein unbeschränk- 
tes Verfügungsrecht zu. Während aber jenes Rechtsbuch ihr 
gesammtes Gut, sowol was sie bei Eingehung der Ehe besessen, 
als auch was sie später dazu erworben, mit dem Charakter des 
eingebrachten bekleidet, ist im Weichbilde die Hlatenqualität 
von der erlangten Gewere des Mannes abhängig. 

Bei weitem einschneidender hat das städtische Recht auf 
die Liegenschaften der Frau gewirkt. Zwar erscheint hier 



37 Gemäss der Regel § 21 n. 27. Vgl. die Bechtsfälle in der Ql. zu 
Weichb. 23, v. D. 294—296. 289. 

2» Es ist dies ein Fortschritt , den die deutschen Stadtrechte allgemein 
machen, Berck 43. Heise u. Cropp IJ, 470. 483. Finsler 14. Geng- 
ier d. Privatrecht 1107 : Von der Schlüsselgewalt der deutschen Hausfrau. 

39 Magd. Weisth. von 1261 § 18, von 1304 § 24 und hienach das görl. 
Ldr. 45, 9. Weichb. 64 (Vulg.). Syst. SchR. IV, 1, 2. In andern Stadt- 
rechten ist diese Gränze verschieden bestimmt; nach lübischem, cod. I, 21 
(Hach) auf 2V2 Pfenninge; in Hamburg, Stat. von 1270 IX, 13, auf Wimpel, 
Tücher und Flachs. Andere Normen s. bei Berck 53 n. 58. Hänel 280. 

30 Berck 44. Heise u. Cropp II, 483. Finsler 16. Pauli II, 57'. 

19* 
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die Scheidung einer besondern Gewere des Manns und der 
Frau und damit die Gestaltung von Sondergut an den Grund- 
stücken nicht durchfuhrbar *. Aber die Frau ist der Willkür des 
Mannes gegenüber nicht mehr schutzlos , wie sie es im Land- 
recht war K Nur unter ihrer Zustimmung veräussert er ihre 
Immobilien. Für die Fahrniss hat das Stadtrecht die juristi- 
sche Stellung der Frauen durch die Ermöglichung des Vor- 
behalts von Einhandsgütern gehoben. Für ihre Liegenschaf- 
ten sorgt es durch Gewährung eines Einspruchsrechts gegen 
des Mannes Verfügungen. Den Satz des Ssp. „Se * ne müsten 
des mannes gave nicht weder spreken , sie si recht oder un- 
recht" hat das magdeburgische Recht verworfen*. 

Das Einspruchsrecht der Frau erstreckt sich auf alle Ver- 
äusserungen des Mannes , die ihre Grundstücke oder ihre mit 
Immobiliarqualität ausgestatteten Rechte zum Gegenstande 
haben. Und zwar gilt das von totalen Veräusserungen wie 
von partiellen; Verpfändung und jede dauernde Belastung 
derselben ist ihm einseitig untersagt. 

Hierüber spricht sich ganz allgemein aus das 
SchU. in cod. lips. 945c fol. 79*: Oft ein frowe stände 
eigen und liggende gründe hadde, de se crem manne vor ge- 



> S. § 22 nr. 6.' 

2 S. o. § 10. 

3 Nämlich Weib oder Gesinde. 

♦ Das Weichbildrecht der berliner Hdschr. von 1369 (v. D. 1853) sagt 
darnm : Si (nämlich Weib oder E i n d e r) ne muten noch ne solen des mannes 
gave wedorspreken wo unrecht sie si, it si ne denne en recht inge- 
boren egen, dar die kindere to hören, oder enrecht lifge- 
tncht, datdervrowe gegeven is Vorgerichte. 

> Es ist dieses SchU. wahrscheinlich ein leipziger , doch gibt es die Auf- 
fassung des magdeburger Rechts sehr gut wieder. Wunderbar bleibt es frei- 
lich immer , dass über diesen Punkt das überreiche Material desselben eine 
verhältnissmässig geringe Ausbeute gewährt, s. o. § 10 n. 32. Die Frage 
drängte sich nicht etwa bloss bei bestehender Ehe auf, wo allerdings ein 
Rechtsstreit darüber nicht leicht vorkam ; auch bei Auflösung der Ehe wurde 
sie überaus wichtig. Die Rechtsbücher gewähren merkwürdigerweise fast gar 
keine Ausbeute hiefur , weder das Weichbild , noch das sonst so reichhaltige 
Rb. nach Dist., welches 1, 47, 11 goslarer Recht reproducirt. 
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richte nicht vorlaten heft, edder in der estichtinge nicht gede- 
dinget is , dat se em vorlaten scoide , der mach der man 
sunder eren willen nicht vorkopen, noch vor- 
setten edder besweren^ 

Von einer partiellen Veräusserung handelt das 

MSchU. in demselben cod. fol. 80: (Hat euer Mann seinen 
Gläubigern auf euere Güter) vor gerichte etzlike schult vor- 
teken lassen , so heft doch sulke gerichtlike vorscrivinge up 
iuwen gudern, de wile gi de sulvigeniuwem manne eigendom- 
lik nicht gegiftigt, in rechten wedder craft noch macht. 

In einer Reihe anderer PräJudicien über Verhältnisse des 
ehelichen Vermögensrechts ist die Einwilligung der Frau in 
die Veräusserung, die der Mann mit ihren Grundstücken vor- 
nimmt, Entscheidungsgrund ^. 

Der Frau steht nun aber gegen jede einseitige Alienation 
ihrer Grundstücke durch den Mann ein Einspruchsrecht zu. 

Weichbildrecht der berliner Hdschr. von 1369, a. 80: 
(Frau und Kinder) ne muten noch ne solen des mannes gave 
wederspreken wo unrecht sie si , it si ne denne en recht inge- 
boren egen, dar die kindere to hören, oder en recht lifgetucht, 
dat der vrowe gegeven is vor gerichte. Gift he dat denne mit 
unrechte, dar die erven * to iegenwarde nicht ne sin, dat solen 
sie mit klage irvordem to deme nesten dinge. 

Wie die Kinder, so hat die Frau ein Revocationsrecht, 
falls der Mann ihre Leibzucht einseitig veräussert hat. Das- 
selbe ist aber binnen Jahr und Tag auszuüben ®, widrigenfalls 
beim Erwerber rechte Gewere eintritt. 



6 Vgl. auch das leipziger SchU. in cod. Homeyer 737 des Inhalts, dass 
das Erbe der Frau nicht verkauft werden darf wider ihren und ihrer Erben 
Willen. 

^ MSchU. Wasserschieben 1, 97 c. 158, s. o. § 25 n. 10. 1»0 c. 51, 
s. 0. § 23 n. 24. 244 c. 98 und dazu die Anfrage oben § 22 n. 7. 247 c. 106, 
B. t). § 23 n. 22. 201 al. 2. Magd. Fr. I, 4, 8, s. u. zu n. 15. 

^ Zu ergänzen : und die Frau. 

Daher die Vorschrift : to deme nesten dinge. Die Frist ist im Stadt« 
recht tempus continuum, s. o. § 21 n. 15. Sie läuft daher stets Ton der Auf- 
lassung ab, die Veräusserung mag total oder partieU sein. 
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Syst. SchR. IV, 2, 69 : Ein man habe ein weip ; das selbe 
weip sterbe an erbe unde gut von eren eldirn. Das gebe *®, 
noch vorreiehe se dem manne das erbe nicht an der stat, do is 
craft und macht hot. Der man vorkeufe nu uf das erbe czins 
und vorreiche den in gehegtim dinge, und gebis den czins mit 
wissen sinis wibis jar und tag. Der man sterbe ir dornoch 
adir entrinne. Weide denne di vrauwe sprechin, se hette von 
deme czinse nicht gewost und were ir wille nicht gewest, das 
ir man den czins uf ir andirstorbin erbe vorkouft und vorreicht 
hette, das kan se nicht gehelfin, sundir der man, der den czins 
gekouft hot, sal bliben bi sime kouftin czinse. 

Das glog. Rb. 69 fugt in der Entscheidung desselben Falls 
die Worte hinzu : 

Dornach müste die frawe di czinse vorbas richten unde 
widerkaufen — , umb das das (sie) bei jare und tag den kouf 
nicht weder redte ^*. 

Ist aber auf Seiten des Erwerbers bereits rechte Gewere 
eingetreten , so bleibt der Mann oder seine Erben der Frau 
oder ihren Erben ersatzpflichtig ^K So fahrt das oben ange- 
führte SchU. des cod. Lips. 945c fol. 79 fort: 

Weret over, dat de man ere guder beswerde, edder vor- 
settede und storve : so scolen de erven (se) wedder vrien van 
dem erve, dat se van dem manlle nemen, so verne alse dat 
reketi^ 

MSchU. in demselben cod. fol. 79 : (Die Erben des ver- 



io Nämlich das fahrende Gai, s. o. § 23 n. 13. 

" Am Schlüsse findet sich Magdeburg angefügt, woraus der magdeburgi- 
sche Ursprung dieses Satzes erhellt. Eine gleiche Entscheidung enthält syst. 
SchR. IV, 2, 40: Di lute suUin erin czins uf dem erbe behaldin, den se ior 
und tag in were gehablt habin, nochdemmolediyi'auweerismannisufreiehange 
des czinses binnen rechtir czit nicht wedir spricht. 

" Aehnlich sind die Fälle syst. SchR. IV, 1, 16. MSchU. Wassers c h- 
leben 244 c. 98 und 230 c. 74 ; die ratio des letztem passt sehr wol hieher: 
Hat (Jemand) was vorkouft , das sein nicht gewest ist und geld dovon ufge- 
nommen bei seinem lebinden leibe , das mögen die , den das anlangen mag, 
seinen erben wedir abmanen und mit recht irvordirn. 

^3 Die letzten Worte nach einem bekannten Satze des alten Erbrechts. 
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storbenen Mannes sind) de 500 mark, de iuwe vorstorvene 
man ane iuwen weten und willen up iuwe angestorven stende 
eigen, gründe und guder genomen unde beswert, wedderume 
to fugende edder an erem dele aftorekende seuldich und vor- 
plicbtet. 

An dem Erlös des vom Manne einseitig verkauften Grund- 
stücks hat die Frau oder ihre Erben niemals ein Recht, auch 
wenn derselbe wiederum in Immobilien angelegt ist^*. Denn 
es gilt nach magdeburger Rechte nicht successio rei in locum 
pretii ^\ 

lieber die Verpfändung der der Frau gehörigen Immobi- 
lien spricht folgendes interessante MSchU. 

Magd. Fr. I, 4, 8 : Nochdemmole das di tochter ires erbis 
und gutis mechtig was noch lute des brifes irer entschich- 
tunge** unde N. mit irer volbort und si keinwortig 
sich mit im vorpfendet unde vorlobt habin bei 
alleiremerbeundbeidemsteinhuse*^ — , soenist 
N. sines wibes muter dorumb nicht pflichtig czu antwerten. 



1* Ueber die wanderliche Entscheidung Wasserschieben I, 202 e. 61, 
8. o. § 26 n. 11. Der hier erwähnte Tausch scheint übrigens nicht durch Auf- 
lassung gestätigt gewesen zn sein. Selbstverständlich aber kann Jener Erlös 
ein Execntionsobjekt für die Ansprüche der Frau und ihrer Erben auf Ersatz 
gewähren. Selbstyerständlich ist es femer, dass wenn die Frau rechtzeitig 
revocirt hat , der Mann oder seine Erben seinem Contrahenten ersatzpflichtig 
bleiben. 

i*S. 0. § 25 n. 12. 

18 Hierüber war Beweis geführt worden durch Vorlegung eines Schöffen- 
briefs über die Erbregulirung. 

1'^ Klägerin hatte das in der Klage bestritten und behauptet, ,,da8s der- 
selbe N. ir erbe , das si anirstorben were von irer rechten etochter , di do ge- 
west is dez selben N. huzfrowe, vorsaczt hette vor 200 mark eigener 
schul t'^ Das hatte der beklagte in Abrede gestellt , ,,di tochter ir erbe 
selbir hat vorsaczt unde das erbe czu vamder habe worden ist unde in meiner 
gewere kommen ist unde dorinne ifstorben ist^^ (S. o. § 22 n. 33.) Der über 
die Verpfandung erhobene Beweis hatte zur Produktion folgendes Schöffen- 
briefes geführt ,,— promittens idem N. cum speciali annuencia vir- 
tuose domine K. uxoris ipsius — sub ligatione hereditatum ipsornm omnium 
— eidem domino S. ^* etc. Klägerin wollte nunmehr sich nur darauf Jt)erufen, 
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. Es fragt sich, ob eine Verpfändung der Immobilien " der 
Frau zu Rechte geschehn sei, ob daher nach ihrem Tode die 
Auslösung derselben aus dem Pfandnexus auch ihren Erben 
zur Last falle. Die Schöffen entscheiden, dass die Verpfan- 
dung dann rech'tsgiltig sei , wenn der Mann sie unter Zustim- 
mung der Gattin vorgenommen. War diese nicht eingeholt **, 
so bleibt der Mann ihren Erben für die eigenmächtige Be- 
lastung der Grundstücke verantwortlich. Sie zwingen ihn zur 
Auslösung derselben. Und dies bestätigt uns das oben ^^ an- 
geführte SchU. des cod. lips. 945c fol. 79. 

Hieraus ergibt sieh aber, dass die Regel des Ssp., „svat so 
— Ute stunt - , dat lose he of he wille, deme it durch recht 
hören sal", auch im Stadtrecht ihre Anwendbarkeit behalten 
hat^*. Wie sie im Landrecht nur immer in Bezug auf giltige 
Veräusserungen gelten konnte, so ist es auch undenkbar, dass 
sie im Stadtrecht ungiltigen Verfügungen den Stempel der 
Rechtmässigkeit aufgedrückt hätte. Aber der Begriff der Gil- 
tigkeit ist ein andrer geworden. Dort war auch eine einseitige 
Verfügung des Manns über die eingebrachten Liegenschaften 
nicht wol anzufechten, falls nur den Normen über das Stamm- 
gutssystem genügt war. Hier veräussert sie der Mann recht- 
mässig nur unter Consens der Frau. 

Alle ihre Immobilien werden aber von dieser Regel ge- 
troffen, nicht allein die wolgewonnenen Güter, auch die Erb- 
güter. Für die letztern tritt zu der Einwilligung der Frau 
noch der Erbengelof dazu. Auch die unter Genehmigung der 
Frau erfolgte Alienation unterliegt dem Einspruchsrecht der 
nächsten Erben, die Veräusserung mag total oder partiell sein. 



dass N. ,, das erbe habe Yorsaczt vor sine eigene schult und gelobt 
habe das gelt ezn geldene^' und beantragte ihn zu vernrtheilen, dass er die 
ihr angefallenen Grundstücke selbst auslösen sollte. 

»8 Und zwar zu neuerem Satzungsrecht , wobei also Verpfänder im Be- 
sitze des obligirten Objekts bleibt. 

1^ Und Jahr und Tag verstrichen, vgl. o. n. 12. 

20 S. zu n. 12. 

2» S. 0. § 25 n. 13. 
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Doch verjäfart dasselbe stets innerfaalb Jahr und Tag nach dem 
gerichtlichen Akte '^^. Und nicht allein die zu Eigenthum be- 
sessenen Grundstücke , auch die nach Immobiliarsachenrecht 
zu behandelnden Rechte, die wiederum bald Erbgüter bald 
gewonnene Güter sind ^\ fallen unter diese Regeln. Dazu ge- 
hören also Reallasten der verschiedensten Art, vor allem 
Rentenrechte; sodann auch die Leibzucht**, sofern diese in 
alter Weise an Grundstücken, denen dann auch die Reallasten 
gleichgesetzt werden, angewiesen ist*», mag sie der Besteller 
selbst, mag sie der zweite Ehemann veräussem wollen. Doch 
hat für die Leibzucht das städtische Recht der spätem Zeit den 
Satz Johann's v. Buch adoptirt, dass eine Veräusserung der 
Leibzucht nur dann zu Rechte bewirkt werden könne , wenn 
die Frau Wiedererstattung erhalten oder auf ihr Recht an dem 
Leibgedinge eidlich verzichtet habe ***. 



22 S. §21 n. 15. 

23 Vgl. MSchU. Wasserschieben I, 359 c. 6. Neumann 26 n. 13. 
Ausnahme macht der Zins auf Widerruf, der nach den Regeln des Mobiliar- 
sachenrechts behandelt, an dem daher Erbgntsqualitat nicht existent wird, 
syst. SchR. IV, 2, 57. 

2« Weichbild 80 (v. D. 1853), s. o. zu n. 8. Vgl. sodann das MSchU. 
W assers chleben I, 247 c. 106, o.§23n. 22. Magd. Weisth. vonl804§21. 
— Syst. SchR. lY, 1 , 38 scheint allerdings zu widersprechen : Begobit ein man 
sine eliche housvraw mit sime hofe noch sime tode czu erim Übe und hat vor 
und noch czins uf dem seibin hofe vorkouft; wil denne di vrauwe erc wo* 
nunge habin in dem hofe noch eris mannis tode, zo sal ze den czins richtin, is 
si denne, daz di gebe andirs uz richte. — Es rauss hier die Einwilligung der 
Frau oder die Verjährung ihres Einspruchsrechts, s. o. n. 12, supponirt 
werden. 

26 lieber die sog. Leibzucht an Fahmiss im städtischen Recht s. u. § 33 n. 35. 

26 S. o. 148. 187. 200. Der Satz ist hauptsäcMich in der Glosse Weich- 
bilds nach dem Vorgange Buch 's verfochten worden. S. den a. 22 derselben 
o. § 15 n. 19 , vgl. femer die ibid. angezogene Stelle ans der Glosse des cod. 
Homeyer Rbb. 47. Wie weit freilich dieser Satz wirklich praktisch ge- 
wesen, lässt sich schwer nachweisen. Das Weisth. von 1304 § 21. 76. 83; 
das MSchU. Wasser sohle ben I, 247 c. 106, o. §23n. 22, und ebenso 
ein Erkenntniss des Mannengerichts der Dohnaschen Pflege, ibid. 256 c. 158 
erwähnen bloss des Consenses der Ehegatten in die Veränsserung der Leib- 
zncht, ohne der Wiedererstattung irgendwie zu gedenken. 
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Ist dem Manne also die eigenmächtige Ledigung der 66- 
were an den Liegenschaften seiner Frau untersagt,, so steht 
ihm doch an den Objekten derselben ein weitgehendes Ver- 
waltungs- und Nutzungsrecht zu, das er unbeschränkt von der 
Ehefrau auszuüben berechtigt ist. Er hat ihre Grundstücke 
„in nutzlichen geweren und in gebruchung" ^'^. Daher zieht 
er ihre Früchte zu eigenem Rechte, mögen dieselben Natural- 2« 
oder Civilfrüchte^ö sein. Für beide gilt im Stadtrecht wie im 
Landrecht das Princip des verdienten Guts und der Satz des 
Ssp.3®, dass Grundzinse verdient sind, wenn der Zinstag er- 
lebt ist, hat auch im Stadtrecht seine Anwendbarkeit be- 
wahrt ^•. Wie ihm ferner der Ertrag der Grundstücke zu gute 
kommt, so hat er die darauf gelegten Lasten selbst zu tragen, 
den zu regelmässigem Wirthschaftsbetriebe erforderlichen 
Kostenaufwand selbst zu machen ^2. Verwendungen ■ aber, 



27 MSchü. Wasserschleben I, 429, al. 1. 227 c. 73. 

98 Vgl. z. B. MSchlT. Wasserschieben I, 201 al. 2. 231 c. 76. 429 
al. 1 . SchU. in cod. Ups. 945c fol. 54 : (Die Frau darf die) fruoht des ange- 
storven erves nicht vorgeven ane eres mannes wille, sonder der man mach sik 
des gudes mit er bruken in vormundescap, de wile se levet. 

2ö S. n. 23. Eine Vermiethung oder Verpachtang der Grundstücke fällt 
in den Kreis seiner Rechte, arg. SchU. Wasserschlebenl, 99 c. 168. 
Doch wird ein solcher Vertrag durch den Tod eines Gatten aufgehoben , s. o. 
§ 11 n. 6. Erautll, 474. Für die Leibzncht ist er ganz untersagt, s. o. 
§ 16 n. 27. 

30 Ssp. n, 58, s. 0. § 5. 

3^ Arg. syst. SchR. IV, 1, 24: Stirbit daz weip e und vor deme gesacztin 
tage des czinses , zo geburt der czins des totin mannis geerbin und nicht der 
totin vrauwin erbin nochdemmole daz d a z w e i p bis uf den czinstag nicht ge- 
lebt hat. — Eine wunderbare Anwendung machen die magdeburger Schöffen 
von Ssp. II, 58 für die Frage, wann die Weinernte verdient sei? Sie ent- 
scheiden, MSchU. Wasserschieben I, 231 c. 76, mit dem St. Urbanns- 
tage. Das ist wider den Ssp., der bereits durch die Arbeit im Weinberge die 
Ernte verdient sein lässt, arg. Ssp. II, 58 § 2 : ,,die garde, als he geseit unde 
geharket is** ; aber allerdings für die Zehnten aus Weingärten den Urbanstag 
als Termin aufstellt. Diese Bestimmung scheint dann auf die Weinernte über« 
haupt bezogen worden zu sein. 

«Vgl. z. B. MSchU. Wasserschieben I, 231 c. 76. Allgemein ist 
der Ausspruch des glog. Rb. 160: Ap ein man ein weip nimt, di erbUch gut 
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die hierüber hinausgehn , müssen ihm oder seinen Erben er- 
setzt werden ^K 

Wie hinsichtlich der in die Gewere des Mannes gebrach- 
ten Fahrniss , so entbehrt die Frau für alle ihre Grundstücke 
des Verfügungsrechts. Wie sie kein Recht hat dieselben als 
Sondergut sich vorzubehalten, so steht ihr nicht die Befugniss 
zu, über die Früchte zu disponiren^*, über die Verwaltung 
Bestimmung zu treffen 3\ Jede Veräusserung, die sie damit 
vornimmt, unterliegt der Revocation des Manns 3*, die Ver- 
äusserung mag eine totale oder partielle sein , sie mag unter 
lebenden wie von Tödeswegen geschehn*^ Doch erlischt 



bat, wurde das erbe gebessert von dem manne : storbe der domach , di erben 
mochten der frawen der besserunge nichtis nicht angewinnen. 

33 Vgl. Stobbe Beiträge 82; s. hierüber MSchU. Wasserschieben 
I, 203 al. 1 : Ir seit bei ewirm gelde, das ir doran (an den Grnudstficken eurer 
Frau) alz ein vormimde geleget, uorbawet und von dem phandr^chte gelassen 
babit, das ir beweisen moget, als recht is, — neir — dobei czu bleiben wenne 
ewir kinder. Vgl. auch dasMSchU. ibid. 202 c. Gl, s. § 25 n. U und o. n. 14. 
Analog ist der Satz des Drittheüsrechtes Dist. 1 , 23 , 1 : Hat her icht herin 
bracht, daz nemmet her usz czuvorn. — Auch das MSchU. Wassers ch^* 
leben I, 97 c. 158, s. o. §25 n. 10, Widerspricht nicht. Das niedergebrannte 
Grundstück der Frau war nicht aus des Mannes eigenem Vermögen , sondern 
ans dem Erlös für verkaufte Liegenschaften der Frau wiederaufgebaut wor- 
den. Dieser Erlös hatte aber durch die Verfügung der Frau Sondergutsqua- 
lität erlangt. 

3« S. SchU. in cod. lips. 945c fol. 54, s. o. n. 28. 

35 Verpachtung und Vermiethung derselben steht ihr nicht zu , es sei 
denn, dass der Mann die Verträge ratihabirt. SchU. Wasserschleben 1, 
99 c. 168. 

36 Vgl. die allgemeinen Ausspräche im Weisth. von 1261 § 18, von 1304 
§ 24, Weiehb. 64. Specieller ist syst. SchR. IV , 1 , 9: Keine vrauwe mag 
obir erbe und gut , daz ze czu erim manne brecht hatte , Vormunde kisin 
noch enmag des nicht vorgebin wedir eres elichin mannis 
Wille. — Der Ausspruch des Weisth. von 1304 § 34 widerspricht üieht: (Es 
mag) die vrowe mit irme teile, den sie entphangen hat, tun swas sie wil ane 
iemandes widerspräche, daz selbe mac der man mit sime teile tun, den her 
entphangen hat. Denn offenbar ist hier die Freiheit der Frau vor dem Rechte 
der nächsten Erben gemeint. 

3^8.0. §8 n. 14. §25 n. 26. Dass ohne die erfolgte Revocation des 
Mannes das Rechtsgeschäft giltig ist, mithin die Nichtigkeit derselben nur 
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sein Einspruchsrecht den Grundsätzen des städtischen Rechts 
zu Folge in Jahr und Tag nach bewirkter Auflassung, es sei 
denn, dass er echte Noth vorschützen könnte ^^. Ist die Ver- 
äusserung der Frau durch ihn rückgängig gemacht, so werden 
ihre Contrahenten während der Ehe sie nicht wegen Schaden- 
ersatz belangen können ^^ Doch enthält das Rb. nach Distin- 
ctionen die entgegengesetzte Entscheidung ^o. Als Ausnahme 
von diesen Regeln darf auch nach magdeburger Recht der Fall 
betrachtet werden, dass der Mann seiner Frau den schuldigen 
Unterhalt nicht gewährt *^ 

Wenn nun auch durch das der Ehefrau eingeräumte Recht 
dieVeräusserung ihrer Liegenschaften zu revociren das Rechts- 
verhältniss der Gatten im Weichbild ein anderes geworden ist, 
als es einst im Landrecht war, so werden doch auch dort noch 
die Befugnisse des Manns als vormundschaftliche gefasst; an 
den Immobilien seiner Frau schreibt ihm auch das Stadtrecht 
eine Gewere zu Vormundschaft zuf*^. Denn dieser Begriff 



eine relative ist, versteht sich auch hier von selbst, ebenso wie dass er , falls 
er sich verschweigt, sich nicht an die Fran mit einer Schadenersatzforderung 
halten kann, ar|^. syst. SchR. III, 2, 95. 

*« Dist. I, 20, 16 : Noch wichbilde mag ein frawe wedder ir erbe, noch ir 
erbegnte , noch lipczacht , noch ore anwartunge — lassen ane eres elichen 
mannes willen. Tete si abir daz, unde vorswege ore man daz — ior und tag 
one weddersprache , dornoch mag her is nicht weddersprechen , es beneme 
ome denne ehafte nod , di he bewisen machte. Wedderspreche her is in iare 
unde in tage, so en wer des alles nicht, waz dorane getan wer. Unde ist 
lantreoht unde wichbilde. — Zu Grunde liegt dieser Stelle das gosl. 
Recht, Goschen 488, 26. Vgl. dann n. 40. 

3» S. o. § 25 n. 26. 

*^ Dist. 1 , 47 , 8 : Ein wip mag an eres mannes willen lipczncht noch 
ezinsgud nicht gelassen noch vorkummern sundem libes nod ; thut si is obir 
daz unde wert si dorumbe beschuldiget , waz si dorumbe genomen had adder 
genossen, daz muz si wedder geben. — Die folgenden Worte, s. § 25 n. 26, 
schliessen dann bei veräusserter Fahrniss die gleiche Verpflichtung ans. 
Es liegt hier offenbar ein wunderliches Miss verstau dniss der zu Grunde liegen- 
den Stelle der gosl. Stat., Göschen 29, 27, vor. ^ 

4^ Dist. I, 47 , 10 aus dem goslarer Recht, Göschen 29, 41, doch mit 
dem Zusatz : unde ist lantrecht, wichbilde unde keiserrecht. 

^ MSchU. Wasserschieben 1, 222 c. 69: Sint das her in di were 
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musflte als ein umfassender, dem kein Objekt sich durch Ver- 
fügung der Gattin entzog und der zugleich ein niessbräuch- 
liches Verwaltungsrecht enthielt, für ihre Grundstücke noch 
immer wal anwendbar sein, anders als für die Fahrniss, wo 
mit Gestattung von Einhandsgut, mit Einräumung voller Ver- 
fügungsfreiheit über die Illaten er seinen Sinn verloren hatte. 
War aber nun auch hinsichtlich der Immobilien der Inhalt die- 
ser vormundschaftlichen Gewere, wie oben gezeigt, so total 
verändert worden , so fragen wir nach den Ursachen dieser 
bedeutungsvollen Reform. Woher die Steigerung der Rechte, 
welche das Stadtrecht der Frau ihrem ehelichen Vormunde 
gegenüber zubilligt? Woher die potenzirte Machtstellung 
derselben für die Grundstücke zu derselben 2^it, da diese 
durch Lösung des Stammgutsverbandes mobilisirt werden? 

Darüber kann kein Zweifel sein, geboten durch die Natur 
der Sache, durch die Logik der Idee war eine solche Entwick- 
lung nicht. Hatte der Ssp, der Verfügungsfreibeit des Manns 
über die eingebrachten Liegenschaften nur in dem Stammguts- 
systeme Schranken gezogen, so musste sie sich jetzt, wo diese 
Schranken fast ganz gefallen waren , für Immobilien und Mo- 
bilien gleich gestalten. War die Mobilisirung der Grundstücke 
den Erben gegenüber durchgeführt, so stand nichts im Wege 
sie auch zu Gunsten des Ehemanns eintreten zu lassen ^^ und 
dies ist ja auch die Entwicklung vieler sächsischer Stadtrechte 
gewesen. Nicht allein das weitverbreitete System des Drit- 
theilsrechtes weist sie auf**. Auch das lübische** und das 



und besiczunge des hawses andirs nicht gekomen ist wenne alzo seines elichen 
weibes Vormunde. Ebenso ibid. 205 al. 1. 220 c. 68. Vgl. ferner die Partei- 
Yorträge ibid. 227 c. 73 201 al. 2 u. a. S. auch das SchU. aus cod. ups. 
945c fol. 54, 0. n. 28. ' Vgl. auch o. § 25 n. 19. 

*3 Das ist der Einwand , der gegen v. Gerber § 231 n. 6 gemacht wer- 
den mnss , nach dessen Behauptung die Beschränkung des Mannes durch die 
Frau hinsichtlich ihrer Grundstücke im Erbgutsprincipe des alten Rechts ihren 
Grund finde, s. o. § 10 n. 29. 

** Der Nachweis rauss besonderer Darstellung vorbehalten bleiben. 

*^ S. die Stelle o. § 10 n. 29, wodurch das frühere Rechf, cod. £ a. 15 
(Hach) einer bedeutsamen Modification unterworfen wurde, vgl. § 10 n 6 
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von diesem beeinflusste lüneburger Stadtrecht *« lässt den Ehe- 
mann über das eingebrachte Immobiliar- und Mobiliarver- 
mögen, soweit dasselbe nicht aus Erbgütern besteht, frei ver- 
fügen. 

Die abweichende Entwicklung des magdeburgischen 
Stadtrechts *^ wird sich nur durch den Einfluss erklären lassen, 
den in ihm der Ssp. und seine Terminologie erlangt hatte. 
Wir haben diesen Einfluss bereits oben für die Gestaltung des 
Sonderguts wahrgenommen , welches Institut an die eheliche 
„Gewere" des Ssp. unmittelbar angeknüpft wurde. Hier 
wiederum griff die Bezeichnung der Rechte des Manns als 
„Vormundschaft" durch. Hatte im Alterthum unseres Volkes 
und noch im Ssp. dieser Begriff eine umfassende Gewaltherr- 
schaft mit weitgehenden Befugnissen über Person und Ver- 
mögen des Mündels zum Inhalt, so entsprach diese Bedeutung 
den Anschauungen des städtischen Lebens nicht mehr. Jene 
Gewalthaberschaft 'war durchbrochen, der Ehefrau in der Ver- 
stattung zum Vorbehalt von Sondergut eine eigene Vermögens- 
sphäre geschaflen worden. Damit musste jener Ausdruck alle 
seine Intensivität verlieren ; das Eigenthum der Frau dagegen 
schärfer sich ausprägen, die eheliche Vormundschaft fortan 
nur im Lichte einer freilich mit ausgedehnten Rechten ausge- 
statteten Sachwalterschaft erscheinen. Und diese Vorstellung 
führte dann zu dem Satze des städtischen Rechts, das& eine 
Veräusserung des in der vormundschaftlichen Verwaltung des 
Manns befindlichen Immobiliarvermögens nicht ohne Zustim- 
mung der Frau erfolgen dürfe **. 



*ö Dieses für den Fall bekindeter Ehe, Hänel 286. Denselben Unter- 
schied macht auch das bremische Recht, Berck 247. 282. 

♦' Dieselbe Entwicklung findet sich im hamburger Recht, wo aber später 
der Mann hinsichtlich der eingebrachten Grundstücke freier gestellt wui*de, 
Stat. von 1270, I, 20; von 1292, C, 14. Dasselbe gilt von dem unter dem 
Einflüsse Hamburgs stehenden Rechte von Stade, Heise u. Cropp TL, 
472 n. 31. 

4* Im sächsischen Landrecht hat sich, wie wir oben erkannt haben , der- 
selbe Rechtssatz , freilich unter dem Einfluss anderer Elemente entwickelt, 
8. o. § 10 n. 32. 33. 
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§ 27. Die ehelichen Schulden, 

Aus dem Yerhältniss der Ehegatten zu dem in des Man- 
nes Gewere geeinten ehelichen Yennögen ergeben sich mit 
Nothwendigkeit die Sätze über ihre gegenseitige Sehulden- 
haftung. Wir folgern demnach : Verfügt der Mann frei über 
die gesammte in seiner Gewere befindliche Fahrhabe, so wird 
diese auch seinen Gläubigem haften müssen , und dies nicht 
allein bei bestehender, sondern auch — der Auffassung des städ- 
tischen Erbrechts gemäss * — nach aufgelöster Ehe. Nur die 
Gerade nimmt sowol die Wittwe, als auch die Niftel kraft sin- 
gulären Rechts* vorweg. Hat femer der Mann nicht die Be- 
fugniss die Grundstücke der Gattin ohne ihren Consens zu 
veräussern, so können sie auch durch dessen Gläubiger ihr 
nicht gefremdet werden. Nur soweit endlich, als der Frau 
eine Disposition über das eheliche Vermögen zusteht, kann 
dasselbe auch für ihre Contracte in Anspruch genommen 
werden. 

Unsere Rechtsquellen gewähren durchgehend vollkom- 
mene Bestätigung dieser Rechtssätze. 

SchU. in cod. lips. 945c fol. 17: (Der Kläger) mach — 
sin recht to dem — gude vorvolgen neger und er, wen dat nu 
(des verstorbenen Schuldners) nagelaten wedewe ene dar ane 
hinderen mach, oft de medegift varende have is ge- 
wesen , de er ere vader mede geven heft. 

Breslauer Rathswillkür bei Wendroth ^ 10: Was (die 
Frau) — an bereitem gelde zu im hette bracht, das her in ge- 
walt und gewer gehabt und zu im brocht hette , das were nu 
sein wurden*. Wurde das denne von den schuldigem bei im 



1 S. 0. § 21 n. 30. 

2 S. 0. § 21 n. 33. 

3 In der § 22 n. 21 cit. Dissert. 
* S. § ^5 n. 16. 
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mit rechte und gerichte begrififen, des muste sie * emperen und 
vorliesen «. 

Ein anderes gilt demnach von ihren Liegenschaften, gilt 
femer von dem Mobiliarvermögen , das sie als Sondergut sich 
vorbehalten hat 7. Hiemit haftet sie, haften ihre Erben nach 
ihrem Tode nur dann, wenn sie „mit dem Manne gelobt hat", 
sei es als Selbstschuldner, sei es als Bürge*; sei es femer 



^ Nämlich wenn der Mann gestorben oder entronnen. 

8 Ebenso wenig wie eine Ersatzpflicht für veräusserte Fahrhabe existlrt, 
8. 0. § 25 und u. § 29 n. 8 , so hat auch die Frau keinen Anspruch auf Rück- 
erstattung dessen, was sieffir des Bfannes Schuld ausgegeben, MSehU. Was- 
serschieben I, U7c. 242. Dass auch die bloss gelobte Mitgift des Man- 
nes Gläubigern haftet, lehrt das MSchU. Wendroth 1. 1. 34, s.o.§23n. 28. 

■^ Die eben cit. breslauer Willkür spricht das ausdrücklich aus , s. die 
Stelle o. § 22 n. 21. Vgl. ferner das MSchU. für Stendal, oben § 22 n. 20. 

* Syst. SchR. III, 2, 94 : Gelobit ein vrauwe mit erim wirte als ein selb- 
schuldeger, stürbe di vrauwe unde lisze erbe und gut, zo sullin di erbnamin, 
di sich des undirwindin , haldin und geidin als recht is , daz di vrauwe alzo 
selbschuldic gelobit hatte. Hotte abir di vrauwe mit dem manne adir vor den 
man gelobit als ein bürge, nicht selbschuldic, des endorfln ere erbnamin nicht 
geldin. — Vgl. hiemit MSchÜ. Wasserschieben I, 90 c. 90: Was die 
frawe vor den (verstorbenen) man schult globit hat (in burgeschaft) , das sie 
bekennet, die sal sie geldin. — Der Unterschied erklärt sich aus den Sätzen 
über Bürgschaft im Weichbild, s. o. § 21 n/30. Vgl. dann ferner Gl. zu 
Weichb. 22, v. D. 275. MSchU. Wasserschieben I, 91 c. 105. 427 al.2. 
247 c. I04b. Die Anfrage zu dem letzten findet sich in cod. Lips. 945 fol. 8: 
Uwer frage ist alsüs. Ein man mit sinem elichen wibe besessen binnen wich- 
pilde habin mit einander schulde gemacht , die sie beide mit einander czu ge- 
bine gelobt habin. Daz ist der man tot ; scdir had die vrouwe von irer beidir 
erbe unde gute der schulde ein teil vorguldin , daz ir dez erbiz unde gutez 
nicht en bleib. Unde die vrauwe hatte eine muter, die euch erbe unde gut 
hatte, der anegevelle hot die tochter czwei iar vor irer muter tode eime 
phaffen gegebin in gein Wertigkeit eins offinbaren schribers und nicht vor ge- 
hegetem dinge. Nu haben ge^laget die Inte dri ding, den nicht vorguldin ist 
czu der vrouwen angevelle. Ab nu di vrouwe von den gutern, die ires mannes 
nicht gewest sint , di schulde gelden suUe , adcr dem phaffen sullen volgen, 
deme iz vor deme offinboren schriber gegebin ist czwei iar, er di muter starb, 
ader waz recht si ? Die scheppen czu Magdeburg sprechin ein recht : welchir 
schulde die frawe bekennet, die sie globet hat, die sal sie gelden. Oneh sal 
das angevelle dem pbaffin nicht bleibin, das im in keginwertigkeit des offinbarn 
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durch ausdrückliche Verpflichtung •, sei es durch Verpfändung 
ihres Guts für des Mannes Schuld ^^. Es ist ein bedeutsamer 
Gegensatz, in den das magdeburger, noch auf dem Boden der 
alten Gütereinheit stehende Eherecht mit andern sächsischen 
Stadtrechten tritt, welche jenes alte System zu Gunsten einer 
Quotentheilung bei aufgelöster Ehe verlassen haben. Wie in 
ihnen die Tendenz obwaltet das Verfügungsrecht des Mannes 
betreffs des Vermögens seiner Gattin über jede hemmende 
Schranke hinweg zu heben, so wird gleichzeitig damit die 
Haftung des gesammten ehelichen Vermögens für die Schulden 
des Mannes ausgesprochen *'. Und als auch im Gebiete des 
magdeburger Rechts — wie wir unten sehn werden *ä — im- 
mer entschiedener die Neigung hervortrat im Wege des Ver- 
trags, der gegenseitigen Vermögensaufgabe mit der ehelichen 
Gütereinheit zu brechen und eine innigere Verschmelzung der 



schribers gegebin ist. Wenne angevelles sal man sich nirne vorczihen, wenne 
in gerichte, do das angevelle inne ist. — Was die Frau als Bürge ihres Man- 
nes gezahlt , kann sie von diesem oder seinen Erben wiederersetzt verlangen, 
MSchU. Wasserscbleben I, 90 e. 90. Anders, wenn sie sich selbst- 
schuldnerisch verpflichtet. 

ö Allerdings auch stillschweigend kann eine solche erfolgen , wenn der 
verstorbene Mann von seinem Gelübde ,,widerstatnnge empfangen, di in sei- 
ner wirtine und dreier kinder gut were komen**. MSchU. 22 in cod. Ho- 
meyer 737. 

*o Magd. Fr. I, 4 , 8 , s. 0. § 26 n. 15. Vgl. den Parteivortrag ibid. I, 
2, 6. Sodann syst. SchR. IV, 2, 68. MSchU. Wasserschieben 90 c. 90, 
113 c. 224. 

1^ Dies ist der Standpunkt des Drittheilsrechts , sowie des Systems der 
Ilalbtheilung. Dasselbe tritt sodann bekanntlich ein im lübischen Recht ; fer- 
ner im hamburgischen , wiewol hier bei bestehender Ehe der Mann die einge- 
brachten Liegenschaften nur unter Consens der Frau veräussert , s. o. § 26 
n. 46; vgl. Heise u. Cropp II, 502. Es gilt vom bremischen Recht, ohne 
dass hiebei der o. § 26 n. 45 erwähnte Unterschied gemacht wird; vom west- 
fälischen Recht, Wigand Provinzialrechte von Paderborn und Corveyll, 61. 
Sodann auch in der von Hänel erforschten Qruppe, wiewol hier zu gleicher 
Zeit für die ehelichen Liegenschaften das System der gesammten Hand adop- 
tirt zu sein scheint, Hänel 281. 

" S. u. § 33. 34. 
▼. Martitz , ehel. Güterrecht d. Sip. 20 
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von den Gatten zusammengebrachten Yermögensmassen nacfa 
dem Vorbilde jener Stadtreebte anzubahnen , erlangte damit 
auch die Haftungspflicht der Ehefrau für die Schulden des 
Mannes einen bei weitem grösseren Umfang. Sie bestimmte 
sich aber hier den Grundsätzen von der Vergabung von Todes- 
wegen gemäss *^ 

Dass die Frau ihr in der Gewere des Mannes befindliches 
Vermögen , sowol die eingebrachte Fahmiss als alle ihre Im- 
mobilien während der Ehe nicht ohne dessen Genehmigung 
mit Schulden belasten kann , folgt aus dem Mangel ihrer Dis- 
positionsbefugniss darüber **. Doch da das städtische Recht 
ihr eine solche zum besten der häuslichen Wirthschaft in Be- 
schränkung auf einen kleinen Betrag gestattet, so wird eine 
von ihr in der Höhe desselben aufgenommene Schuld auch den 
Mann verpflichten **. Ihre vorehelichen Schulden dagegen 
mindern das Einbringen und können demnach hieraus auch 
während bestehender Ehe beigetrieben werden ^*. Dass nach 
magdeburger Recht die Frau für diese und für die während 
der Ehe giltig contrahirten Schulden den Gläubigern mit ihrer 
Person haftbar wird, ist unzweifelhaft '^^ Ebenso wird auch 



"S. 0. § 21 n. 22. 

"Syst. SchR. III, 2, 95. MSchU. Wasserschieben I, 173 c. 41. 
Vgl. den Parteivortrag in den magd. Fr. I, 11, 4. 8. auch syst. SchR. IV, 
2, 67, 0. § 25 n. 26. 

»5 S. o. § 25 n. 29. 

»6 S. o. § 11 n. 22. Magd. Fr. I, 12, 7: Was di frouwe geldis gelobet 
hatte , das si bekennet , das ist si pflichtig czu leisten sundir iris mannis hin- 
dernisz. MSchU. Wasserschieben I, 209 al. 2. Dass nicht bloss das bei 
Eingebung der Ehe besessene, sondern auch das später erworbene Vermögen 
von ihren Gläubigem in Anspruch genommen werden kann, lehrt der allgemeine 
Ausspruch dieser Stellen. — Hat der Mann ihre vorehelichen Schulden von 
seinem Eigenen getilgt, so kann er hiefür von der Frau oder ihren Erben Er- 
satz verlangen , MSchU. Wasser sc hlebenl, 203 al. 1 . Dagegen ist er 
als ihr Mobiliarerbe verpflichtet mit der ihm anerstorbenen Fahrniss auch bei 
Bezahlung ihrer giltigen Schulden zu concurriren, s. o. § 6 n. 13. § 11 n. 25; 
u. § 29 n. 3. 

" S. 0. § 11 n. 22. 
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für das städtische Recht eine Verpflichtung des Mannes aus 
dem Vermögen der Frau ihre Delictsschulden und Strafgelder 
abzutragen zu behaupten sein ^K 

§ 28. Eheliche Vormundschaft 

Es ist das Schauspiel einer vollkommenen Zersetzung der 
alten Rechtsbegriffe , das uns das sächsische Stadtrecht dar- 
bietet. Die eheliche Gewere , welche im Ssp. die Grundlage 
für die Vermögensrechte der Gatten abgab, entspricht der 
städtischen Rechtsauffassung nicht mehr. Das Bedtirfniss fort- 
schreitender wirthschaftlicher Entwicklung findet in der Schö- 
pfung einer sonderlichen Gewere der Frau seine Befriedigung. 
Der Begriff der Vormundschaft erweist sich nicht mehr weit 
genug uüi die Vermögensrechte des Manns angemessen zu be- 
zeichnen, und wiederum zu umfassend gegenüber der neu ge- 
schaflFenen Rechtssphäre der Frau. Er wird wenn auch bei- 
behalten , doch als unvollkommener Ausdruck der ehelichen 
Güterverhältnisse empfunden. 

Aber dieser letzte Begriff gab im alten Recht nicht allein 
den Titel für die vermögensrechtlichen Befugnisse des Mannes 
ab. Durch ihn fanden unsere Vorväter das Verhältniss der 
Gatten in seiner Totalität am deutlichsten ausgeprägt. Die 
Vormundschaft des Ehemanns über die Frau gab ihm nicht 
allein dingliche, sondern auch persönliche Rechte. Es mochte 
unvollkommen sein auch diese als vormundschaftliche zu fas- 
sen. Aber zu einer genaueren Präcisirung derselben fand das 
Alterthum unseres Volkes kein Bedürfniss, keinen Beruf. 

Wie hat, so fragen wir, das auf dem Ssp. erwachsene 
städtische Recht jene persönlichen Rechte der Gatten ge- 
staltet? 

Unsere Quellen geben uns nur über ein personenrecht- 
liches Verhältniss zwischen ihnen Aufschluss , es ist die Ver- 
tretung der Frau vor Gericht, die sie dem Manne zuschreiben *. 



"S.o. §11 i. f. 

* Ueber die anderen , also z. B. über das Recht des Ehemanns auf reve- 

20* 
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Sie wird dem Ssp. gemäss als Vormundschaft gefasst, nur frei- 
lich, dass auch hier der Sinn derselben ein anderer geworden 
ist, wie er im Landrecht war. 

Und wie konnte das auch anders sein, seitdem es der 
Ehefrau gestattet war ihr Gut des Mannes Gewalt zu entziehn 
oder wenigstens jede Veräusserung der Grundstücke an ihre 
Genehmigung zu binden. Umfasste einst die Vormundschaft 
kraft juristischer Nothwendigkeit ihr gesammtes Vermögen, 
so hing jetzt der Umfang derselben vom Willen der Frau ab. 
Bei den Dispositionen und Bechtsakten über ihr Sondergut 
war sie an des Mannes Assistenz nicht mehr gebunden. War 
einst die eheliche Vormundschaft eyie Schutzherrlichkeit, 
wurde die Vertretung der Frau vom Manne zu eignem Kechte 
geübt, so veränderte sich das Rechtsverhältniss , seitdem ihr 
Eigen thum am Eingebrachten aufgehört hatte ein juristisch 
bedeutungsloser Begriff zu sein. 

Auch nach städtischem Hechte bedürfen die Frauen im 
Rechtsgange vormundschaftlicher Vertretung 2. Akte nicht 
streitiger Gerichtsbarkeit werden ohne vormundschaftliche 
Assistenz vorgenommen \ Hieraus folgt dann aber, dass die 



rentia, über die Festhaltung des ehelichen Domicils u. s. w. finden sich nur 
vereinzelte Aussprüche, es lag kaum ein Bedürfniss vor diese Verhältnisse ju- 
ristisch zu normiren ; doch vgl. z. B. die pölmannschen Dist. 1,9,7 (ans Gl. 
zu Ssp. I, 31): Der man ist ein vogt und ein heuptman seines weibes und 
sie sol nach seinen willen leben und unterthenig und gehorsam sein. 

2 Weichb. 83 § 4 (v. D. 1853) : Jowelk vrowe und maget mut wol Vor- 
munden hebben an irer klage , wente die vrowen neman vertagen möge , des 
sie vor gerichte spreken oder dun. — Die Stelle liefert einen Beleg für mein 
oben, Einleitung III § 6 n. 11, abgegebenes Urtheil über die Ungenauigkeit, 
mit der v. Daniels die so äusserst sorgfaltig geschriebene Hdschr. Ho- 
meyer Rbb. 24 hat abdrucken lassen. Seine Ausgabe liest: wente die vrowe 
neman vertügen mögen ! 

3 Weichb. 83 § 5 (v. D. 1853) : Jowelk maget aver und wif muten wol ir 
egen vorkopen ane ires Vormunden gelof , jene Vormunde die ne si dar recht 
erve to. — Doch gibt ihnen der Richter einen Vorsprecher, an dessen Wort 
sie ,,jehen**, syst. SchR. IV, l, 28. — Vgl. sodann magd. Weisth. von 1304. 
§ 131, syst. SchR. IV, 2, 64. 
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verheirathete Frau bei Processen um ihr Sondergut an Zu- 
ziehung des Manns nicht gebunden ist, dass sie für dasselbe, 
für Klage und Klagebeantwortung auch einen andern Vormund 
sich wählen kann * ; während sie bei gerichtlichen Dispositio- 
nen darüber vormundschaftlichen Beistandes überhaupt nicht 
bedarf ^ Aber abgesehn von dieser juristisch anerkannten 
Vermögenssphäre der Frau ist der Mann «och immer der ge- 
richtliche Vertreter der Frau, soweit eine solche Vertretung 
überhaupt noch gefordert wird^ Nur Rechte werden ihm 
hieraus nicht erworben 7, die Processe der Frau werden nicht 
mehr, wie früher, als seine eigenen betrachtet, diese tritt viel- 
mehr in den städtischen Quellen deutlich als Hauptpartei 
hervor ^. 

Und hieraus entwickelte sich dann als gemeines sächsi- 



4 Syst. SchB. IV, 1, 9: Keine vranwe mag obir gut, daz zeczu 
erimmannebrochthatte, Vormunde kisin. Hierauf möchte sieb auch 
die SteUe beziehn Böhme 111,5: Ein man m a g b 11 1 i e h sines elichin wibis 
und eres gutis vorrat(er) und Vormunde wesin. 

5 In dem Falle des MSebU. Wassersohleben I, 104 c. 203 wird die 
gerichtliche Vergabung, die die Frau selbständig mit der nicht in des Mannes 
Gewere befindlichen Fahrniss vorgenommen , als rechtsbestandig anerkannt. 
Dasselbe geht hervor aus MSchU. ibid. 1, 101 c. 178; der hier erwähnte Vor- 
mund, den die Frau bei ihrer Vergabung hinzuzieht, ist ein Vorsprecher, 
s. n. 3. 

^ Vgl. z. B. MSchU. Wasserschieben I, 212 al. 1. 2. 173 c. 41. 
SchU. in cod. lips. 945c fol. 75 : (Der Mann) mach — sik und sin wif wente 
up des wives eit (Ssp. I, 47 § 1) wol vorantwerden und he mot van sines 
wives wegen (der Klägerin) diser tosprake bekennen edder vorsaken. (Be- 
kennt er von seines Weibes wegen oder wird er überwunden,) so is se des 
plichtich to holdende. — Das Schöffenrecht bei Mühler a. 67 gewährt aller- 
dings der Ehefrau die, wie es scheint , unbeschränkte Befngniss im Processe 
einen Vormund sich zu wählen, entweder den ,,werlichen heren** oder einen 
Schwertmag. 

7 Im Falle des MSchU. Wasserschieben I, 96 c. 150 wird das der 
Frau zustehende f ^orderungsrecht dennoch als ihr Sondergut anerkannt , ob- 
wol der Mann behauptet hatte, dass er es ,,bei seines weibis lebin angemanet 
habe dem schuldiger ^^ 

^ Vgl. z.B. die Fassung des MSchU. Wasserschieben I, 173 c. 41, 
des SchU. in cod. lips. 945c fol. 75, s. n. 6. 
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sches Eeeht der Satz, dass die Ehefrau bei Kechtsgeschäften » 
und Processen des Beistandes ihres ehelichen Vormundes be- 
dürfe, doch für ihre bona recepticia als unverheirathete Frau 
behandelt werde *<>, demnach seit den Constitutionen" der 
Zuziehung eines bestätigten Geschlechtsvormunds bedürfe. 
Und als dann im neueren sächsischen Eecht die Geschlechts- 
vormundschaft gänzlich aufgehoben wurde ^^ hat man dennoch 
die Bevormundung der Ehefrau durch ihren Mann für gericht- 
liche und aussergerichtliche Kechtsgeschäfte aufrecht erhalten 
zu müssen geglaubt ^^^ der letzte Ausläufer jenes vollwichtigen 
Begriffs , der einst das gesammte Personenrecht unseres Vol- 
kes beherrscht hatte. 



Viertes Kapitel. 

Das eingebrachte Gut bei aufgelöster Ehe. 

§ 29. Die Erbschaf tscotnplexe. 

Eine tiefe Kluft scheidet im städtischen Recht die ein- 
gebrächte Fahrhabe der Frau von ihren Liegenschaften. Ueber 
jene verfügt der Ehemann mit eigenem Ermessen, über diese 
nur unter Genehmigung seiner Gattin. Jene verbleibt ihm 
oder seinen Erben bei Auflösung der Ehe, diese fallen dem 
Systeme der Gütereinheit gemäss stets auf die Seite der Frau 

^ Diese Erweiterung des Umfangs der Bevormundung war bekanntlich 
eine Neuerung der säcbs. Const. JII, 15. Ausgenommen wurden allein testa- 
mentarische Dispositionen, soweit sie nicht den Mobiliamachlass betrafen. 

»0Haubord§ 158. " 

1^ Säcbs. Const. lU, 15 und dazu Schi etter Sachs. Const. 259. 

12 Im Königreich Sachsen durch Mandat vom 10. Nov. 1828 und Gesetz 
vom 8. Januar 1838. 

^3 Veranlassung gab dazu bekanntlich der Umstand, dass der sächsische 
Sprachgebrauch, der seit dem 16. Jahrhundertsich neu befestigt hatte, die ehe- 
lichen Buchte des Manns überhaupt dem Ssp. gemäss als eheliche ,, Vormund- 
schaft '^ zusammenfasste, dass man darum auch die Bevormundung der Frau bei 
ihren Rechtshandlungen auf ein eheliches Recht des Mannes zurückführen zu 
müssen glaubte. 
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zurück. Das eheliche Mobiliarvermögen wird beim Tode eines 
der Gatten als eine Gesammtmasse betrachtet, woher auch die 
einzelnen Objekte stammen mögen. Für das Immobiliarver- 
mögen scheidet sich das Mannes- und Frauengut. Unsere 
Quellen halten es kaum für nöthig bei Darlegung der durch 
die Beendigung der Ehe gebotenen Erbsoriderung noch beson- 
ders über die Liegenschaften zu sprechen ^ ; sie geben aber 
reiche Bestimmungen für die Auseinandersetzung der ehe- 
lichen Fahrniss. 

Dem Manne oder seinen Erben verbleibt das gesammte 
Mobiliar, das bei Auflösung der Ehe sich in seiner Gewere 
befand 2. Er wird als Erbe der Frau für ihre eingebrachte 
Fahrniss betrachtet 3. Doch erleidet dies Erbrecht einen Ab- 
zug» Denn aus der Gesammtheit des fahrenden Guts wird der 
Wittwe oder, falls der Mann der überlebende, ihrer Erbin von 
der Weiberseite* eine Gerade gereicht. Die Anwartschaft 



1 Es gilt also vom Stadtrecht dasselbe , was oben § 3 i. i. vom Ssp. ge- 
sagt wurde. Doch finden sich in den Verzeichnissen des Erbes auch die 
Liegenschaften des Mannes erwähnt, Weisth. von 1235 § 44: proprietates. 
Weisth. von 1304 § 38 : eigen, daz umbegabet is. Weichb. 26 § i. — Ebenso 
wird natürlich der Satz, dass die Immobilien der Frau bei Auflösung der Ehe 
ihr oder ihren Erben verbleiben, häufig in den Schöffenurtheilen ausge- 
sprochen, z.B. MSchU. für Stendal, s. o. § 23 n. 13: (Standes erve) — mochte 
se orae nicht geven wenne in gehegedeme dinge ; unde gaf se om des nicht, 
so scal it volgen to rechte oren erven. 

»§ 22 nr. 1. 

3 § 6 n. 13. Conseqnenz davon § 27 n. 16. 

* Gl.-zn Weichb. 23, v. D. 284 : Gerade — mag nimant nemen, wenne 
di niftil, die der frouwen — zugehorit von wibis halben ; unde daz heisen wir 
die nehiste gespinne. (Sie ist so) genant durch ires ammechtis wille ; wenne 
den frouwen ist angeboren spinnen. — Die Erbfolgeordnung der Nifteln an 
der Gerade ist ebenso verschoben, wie die des magdeburger Rechts überhaupt, 
8. die Einleitung III § 5 n. 20. — Auch der Pfaife wird nach stadtischem 
Recht zur Gerade berufen, Weisth. von 1261 § 22. Dist. I, 9, 2. Ist er beim 
Tode der Ehefrau noch ,, Schüler**, so muss er ,,verwis8en mit ligenden grün- 
den und stenden eigen**, dass er Priester werden werde, MSchU. in cod. lips. 
945e fol. 111. Ist er bereits Acoluth, so hat er keine Caution mehr zu leisten; 
doch muss er beim Erbfall überhaupt schon zum Pfaften gezeichnet und geschoren 
sein, Ssp. I, 5 § 3. SchU. ibid. fol. 111. 113. Gl. zu Weichb. 56, v.D. 378. 
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darauf trägt den Charakter desNotherbenrechts, denn sie kann 
nicht durch Verfügung von Todeswegen illusorisch gemacht 
werden *. Gerade wird ferner aus dem ehelichen Vermögen 
als präcipuum gegeben, concurrirt daher nicht mit dem Nach- 
lass zu Bezahlung der Schuldend DerGeradecomplexschliesst 
sich endlich erst bei Auflösung der Ehe zusammen 7; daher ist 
die Verpflichtung des Manns die von ihm während der Ehe 
veräusserten lUaten wiederzuersetzen gänzlich ausgeschlossen K 
So werden also bei der Erbsonderung des ehelichen Mo- 
biliarvermögens zwei Massen gebildet, Erbe und Gerade ; und 
zwar in jedem Falle der Auflösung der Ehe, mag ein Anwärter 
dazu vorhanden sein oder nicht; denn Erbe und Gerade, die 
erblos ersterben, fallen an den Richter®. Ueber den Umfang 
beider Complexe geben uns aber die städtischen Quellen zahl- 
reiche Verzeichnisse, nicht gerade zum Vortheil der Deutlich- 
keit, da doch die Erbqualität bereits durch den Gegensatz zur 
Gerade gegeben isti<>. Und neben der, die nach gemeinem 



5 S. o. § 21 n. 27. 

6 S. 0. § 21 n. 33. 

7 S. 0. § 25 n. 7. 

^ Denn das Erbe der ehelichen Fahrniss verbleibt ihm in jedem FalJ und 
die Gerade wird in dem Umfang gegeben , den sie beim ErbanfaU hat ; das 
fehlende darf nicht ergänzt werden, s. o. § 6 n. 2. 

» Weisth. von 1304 § 136 ; MSchU. für Stendal von 1330, s. o. § 21 n. 20 : 
Umme de radeleve der vrowen, dar gi uns ok umme gevraget hebben, spreke 
wi vor ein redit , dat man de radeleve scal ligen laten iar unde dach , unde 
scal darmede warden, ofte iemant kome bi iar unde dage, de si anspreke unde 
dar recht tu hebbe van erves wegene. Knmpt denne nemant binnen iare unde 
dage , de de radeleve anspreke unde vordere , so scal se , swe se heft, deme 
richtere antwerden ; unde is se vordan , so scal man se deme richtere gelden. 
— Noch der Vergleich der Stadt Magdeburg mit ihrem Erzbischof von 1497 
sprach das in jener Stadt ersterbende erblose Qnt dem Inhaber der Gerichts- 
barkeit zu; dem Bathe in der Altstadt, dem Erzbischof in der Neustadt, 
Hoffmann Gesch. von Magdeburg I, 449. 

^0 Erbverzeicbnisse finden sich im Weisth. von 1235 §44; von 1304 
§ 34. 38. Weichb. 26. Schöffenrecht bei Wilda rh. Mus. VII, 362. Dist. I, 
7^ 1 und daraus pölm. Dist. II, 1 , 2. Ueber die Geradeverzeichnisse s. u. 
n. 17—19. 



Digitized by VjOOQ IC 



313 

sächsischen Weichbild gereicht wurde , trat in den einzelnen 
sächsischen Städten vielfach eine nach localem Gebrauch oder 
auf Privileg und Willkür zu legende Gerade. 

Den ältesten Geradekatalog der nach magdeburgischem 
Bechte lebenden Städte enthält das hallische Weisthum von 
1235 § 44. Er stimmt in seinen wesentlichsten Bestandtheilen 
mit dem desSsp. überein, nur lässt er deutlich ersehn, wie die 
besondere Natur der städtischen Wirthschaft eine Abänderung 
der landrechtlichen Gerade nothwendig gemacht hatte. Es 
gehören auch im Stadtrecht zu ihr die Hausthiere, die der 
Sorge der Frau besonders hingegeben und durch ihre Produkte 
der Wirthschaft unentbehrlich sind^^; demgemäss die Betten*'^ 
und das Linnen; sodann Frauenkleider ^^ und Frauen- 
schmuck ^*. Auch die Kasten mit „upgehavenen leden" fehlen 
nicht**, Hausrath und Gefässe aller Art, vor allem auch die 



>> Schafe, n^wa so sie gan^S W.eisth. von 1295 § 18, und Gänse. Dazu 
setzt aber das Weisth. von 1235 § 44 auch die Hühner, die im magd. Recht, 
Weichb. 26 § 2, Gl. zu Weichb. 23, v. D. 292, zum Erbe gerechnet werden. 
Das letztere rechnet auch die Enten zur Gerade. Dass ferner das Weisth. 
von 1235 auch die Schweine und Stuten zur Gerade fügt, beruht auf einem 
besondem Gioinde, s. u. n. 28. 

^2 Itaque integnmentum omne quod vedirgewant dicitur, Weisth. von 1235 
§ 45 ; so durfte die richtige Lesart gemäss B o h m e ' s Deutung der Abbrevia- 
tur im cod. breg. Homeyer Ebb. 161 ,,itaq3 integ^^' wol sein. Die gewöhn- 
liche Lesart: ,,omatu8 — ita quod sit integer*', gibt keinen Sinn, wenngleich 
Heydemann joach. Const. 80. 92 sie vertheidigt. 

13 ist es zweifelhaft, ob „ein Stüclc Gewandes' ' zum Erbe oder zur Ge- 
rade gehört, 80 wird danach entschieden , ob es in des Mannes oder der Frau 
Geweren erstirbt, Gl. zu VS^eichb. 23, v. D. 291. 

^* Anders wie im Ssp. , s. o. § 2 n. 5 , wird nur das edle Metall , das zu 
Frauenschmuclc verarbeitet ist, der Gerade zugezählt. Gold- und SUbergefässe 
gehören zum Erbe, Weisth. von 1235 § 43, von 1304 § 89. V^eichb. 23 § 1. 
26 § 2. S. aber n. 20 i. f. Des Mannes Schmuck gleichfalls, Weisth. von 
1304 § 38. 

<& Weisth. von 1235 § 45: cistae superius glbbosae; anders die cistae 
planae, ibid. § 44, die siechte kisten, Weichb. 26 § 2. Doch sagt eine Hand- 
schrift des syst. SchR. IV, 2, 10 (Laband n. 23) : Nachdemmole di kästen mit 
ufgehaben leden nicht also gemeine, als si vor gewest, sein, so sal man den 
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zum brauen gehörigen mit Ausnahme des grossen Fasses und 
der eingemauerten Braupfanne ^^ Beides gehört zum Erbe. 

Desselben Inhalts ungefähr sind auch die Geradever- 
zeichnisse in den Quellen des magdeburger Rechts, sowol in 
den Weisthtlmern ^^ als in den ßechtsbüchern ^* und Schöffen- 
Sprüchen *^. Auch die Stadtrechte , die auf dem magdeburgi- 
schen beruhn, rechnen zumeist dieselben Gegenstände zur 
Gerade, nicht ohne freilich manche wegzulassen, andere hinzu- 
zufügen 2<>. 

Dem Ansprüche auf Gerade sind aber im städtischen 
Becht mancherlei Schranken gesetzt. Hiezu gehört, abgesehn 
von der Berichtungspflicht der Niftel, die das magdeburger 
Recht um einige Gegenstände erweitert hat^i, zunächst die in 



frawen czu ir gerade geben di kästen, do di frawen ir ge'rete inne balden unde 
besehlissen. Damit stimmt auch die Gl. zn Weichb. 23, v. D. 285. 291. 

i<^ Ist sie beweglich , oder wie die Quellen sagen, kann sie ausgemiethet 
werden, so gehört sie zur Gerade. Weisth. von 1235 §43. 44 ; von 1304 §38. 
39. Weichb. 23 § 1. 26 § 2. MSchU. Wasserschieben I, 101 c. 179, und 
besonders Gl. zu Weichb. 23, v. D. 291. 

" Die Nachweise beiHeydemann joach. Const. 84 f. 

«8 Weichb. 23, Vulg. und v. D. 1853. Gl. dazu, v. D. 291. 292. Syst. 
SchR. IV, 2, 9d. 10. Glog. Rb. 30. Dist. I, 9, 1, und daraus pölm. Dist. IX, 
10, 3. Beide Stellen gewahren eine höchst beschränkte Gerade. 

*9 MSchU. Wassersehleben I, 101 c. 179; in cod. Homeyer Rbb. 
737 nr. 53. 150. Eine Erklärung ,,etzlicher worter der stucke zur Gerade 
gehorent*' gaben die magdeburger Schöffen in einem Erkenntniss von c. 1535, 
Neumann nr. 78. 

20 Territoriale Modificationen der Gerade gibt es z. B. in Schlesien. Sie 
haben zum Theil einen wunderlichen Ursprung gehabt. So wurde durch eine 
falsche Interpunktion des Weisth. von 1261 § 58 , die den Punkt hinter die 
Worte ,,al linewat nngesniten*' setzte, statt ihn vor dieselben zu stellen, von 
den Breslauem die ungeschnittene Leinwand zur Gerade , statt dem Ssp. ge- 
mäss zum Erbe geschlagen , was dann in Schlesien Provincialrecht wurde, 
syst. SchR. IV, 2, 9d. Wendroth in der § 22 n. 21 cit. diss. 16 und die 
dort cit. — Vgl. sodann für Breslau die Bestimmung des syst. SchR. IV, 2, 
18b, vgl. ibid. 10 ; glog. Rb. c. 30 ; auf die sich vielleicht bezieht die Bestim- 
mung in der Gl. zu Weichb. 23, v. D. 292 al. 4. 

31 Vgl. § 2 n. 28. Das hallische Weisth. von 1235 § 46 drückt sich un- 
genau aus : domina, que recipit rade , procurabit lectum et mensam et sedem 
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vielen Statuten sich finden de Bestimmung, dass Gerade nicht über 
die Stadtmauer oder doch wenigstens nur retorsionsweise ge- 
reicht werden soll 22. Sodann ist es ein Satz des gemeinen Weich- 
bildrechts , dass nur aus dem zur häuslichen Wirthschaft ge- 
hörigen Mobiliar, nicht aus den für gewerblichen oder kauf- 
männischen Verkehr angeschafften Vorräthen Gerade gereicht 
wird 23. Endlich entspricht es dem Interesse der Billigkeit, 
dass wenn Gegenstände der Gerade nur in geringer Anzahl 
vorhanden sind, der Anspruch darauf ganz fortfällt 2*. 

Während das Landrecht neben der Gerade noch andere 
Reichnisse kennt, die dazu bestimmt sind die Wittwe gleich 
nach dem Tode des Mannies nicht ins Elend fallen zu lassen, 
das Mustheil und die aus einem Ehrengeschenk zum Erb- 
anspruch entwickelte Morgengabe, statuirt das Stadtrecht solche 
präcipua nicht mehr. Sie waren zudem ihrem Wesen , ihrem 
Inhalte nach auf ländliche Verhältnisse berechnet. Zwar er- 



illius, qui spectat ad hereditatem secundum quod decet. Doch lehrt die Ver- 
gleichuög anderer Stellen , Weisth. von 1304 §40. Weichb. 23 § 4. Syst. 
SchR. IV, 2, 11 , dass ,,domina'* nur die NifteJ, nicht die Wittwe bedeutet. 
— Der Umfang der Berichtungspflicht ist auch im Stadtrecht ein ganz anderer 
als der des Heergewätes ; über den Sprachgebrauch beide Sachengesammt- 
heiten als Heergewäte zusammenzufassen s. 0. § 2 n. 28 und u. § 30 n. 41. 

22 Die erste Spur eines solchen Statuts weist im Kreise des magdeburgi- 
schen Rechts die Gl. zu Weichb. 23, v. D. 288, auf: Unde wir — sunder- 
lichen begnadigt sin von unserm herren, unde ouch von der stat, das der, (der 
kein Einwohner derselben ist,) wedir macht noch craft habe erbe , gerade, 
hergewete , noch keinerhande angevelle zu vordem. — Die Vorschrift, dass 
Gerade dem nicht einheimischen Erben nur dann zufallen sollte, wenn sie in 
seiner Heimathsstadt auch Auswärtigen verabfolgt würde , ist namentlich in 
den kursächsischen Stadtrechten häufig ausgesprochen und wurde gemeines 
sächsisches Recht; vgl. darüber den allgemeinen Ausspruch desD. Gracau, 
Schott III, 107, bei Gelegenheit der Berathung der sächs. Constitut. ; 
und die cas. Wesembeccii, cons. snx. I, 5, 43, deren Resultat dann 
Const. in, 38 geworden ist. S. auch Grimm RA. 585. I^ydemann 
joach. Const. 104. 

23 Weichb. 23 § 2. 3. Gl. dazu, v. D. 285. 291. 292. Syst. SchR IV. 
2, I8a. Dist. I, 9, 2. 

2* Dist. I, 9, 3. 
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wähnt noch das halliscbe Weisthum von 1235 § 43 der Mus- 
theilung25. Allein das magdeburgische Eecht statuirt für die 
Wittwe einen gesetzlichen Anspruch auf ein Mustheil nicht 
mehr. Es gewährt ihr ein solches nur an den für ein Jahr 
bestimmten Vorräthen, die sich auf dem ihr zu Leibzucht ge- 
gebenen Gute befinden ^e. Das Mustheil ist demnach lediglich 
ein Accessorium der Leibzucht. Ist ein Hof, ein Vorwerk der 
Wittwe zu Leibgedinge bestellt worden, so soll ihr für die 
erste Zeit des Wittwenstandes zugleich der Lebensunterhalt 
gesichert bleiben. Ein selbständiges Wittwenrecht auf Mus- 
theilung wird im Weichbild nicht anerkannt ^^. 

Ebensowenig hat das Stadtrecht die gesetzliche Morgen- 
gaüe des spätem sächsischen Landrechts, die sich als ein 
Standesrecht derer von Eittersart entwickelt hatte , adoptirt. 
Doch lässt sich der Einfluss jener merkwürdigen Rechtsbil- 
dung auch im Stadtrecht verfolgen , da die städtische Gerade 



25 S. 0. 107. 

»8 Die Weisthümer von 1261, 1295, 1304 erwähnen trotz ihrer Ausfilhr- 
lichkeit derMustheilung nicht, vielmehr rechnet das letzte §34. 38 alles Korn, 
Fleisch, Bier, Wein, ferner alle Schweine, die man im Hofe zieht, zum Erbe. 
Das Weichb. 24 § 2 lehrt : Ist daz der frouwen lipgedinge, do (die Hofspeise) 
inne irstirbet , so nimpt si alles halb — von allerhande dinge , daz ir man zu 
einem iare [gezuget hat; waz dar obir ist, daz nimpt sin rechter erbe — . Ist 
aber die stat nicht der frouwen lipgezucht, do diz ding inne irstirbet, zo nimpt 
sie nicht mehr, wenn alzo vil sie trinken unde essen mag, die 
wile ir ire phennige nicht geleist werden, die ir gelobit wurden, do 
sie iren man nam, s. hierüber u. § 31 n. 13. Vgl. femer die GL dazu, v. D. 
297, und Weichb. 26§2. 57§2. — Demnach ist es zweifelhaft, ob die An- 
gabe der Dist. 1 , 10 , 2 , d^ss auch im Weichbild die Wittwe an der für ei n 
Jahr gesammelten Hofspeise ein Mustheil erhalte, der Wirklichkeitentsprach, 
umsomohr als der Verfasser der Dist. im Drittheilsrecht lebte , wo Mustheil 
überhaupt nicht gegeben wurde. Sie erlangte allerdings einen Einfluss auf die 
landrechtliche Praxis bis in's 16. Jahrhundert hinein, das dann wieder auf den 
Ssp. reeurrirle, vgl. das leipziger GonferenzprotokoU beiBerathung der sacbs. 
Const. in den cons. sax. II, 2, 14. Magdeburger Urtheile über Mustheil nach 
Weichbildrecht sind nicht bekannt ;^aber wol nach Landrecht, s. o. 
§4n. 7. 

37 Ueber das Recht auf Alimentation bei gesetzlichem Beisits s. u. 331. 
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durch einzelne Objekte der gesetzlichen Morgengabe vermehrt 
erscheint 2^ 

Gestaltet sich demnach im sächsischen Stadtrecht die 
Theilung des ehelichen Vermögens für die Gatten einfacher, 
als es im Landrechte der Fall war , so ist doch noch der Ab- 
zweigung des Heergewätes vom Erbe zu gedenken, welche 
beim Vorabsterben des Ehemanns einzutreten hatte. Zwar 
gibt das magdeburgische Eecht dem männlichen Geschlechte 
keinen Vorzug für die Beerbung mehr 29. Dennoch ist die 
Folge ins Heergewäte als in einen demMannsstamm ausschliess- 
lich vorbehaltenen Vermögenscomplex auch im Stadtrechte con- 
servirt worden ^o. Freilich wurde der ursprünglich kriegerische 
Charakter jenes Specialerbrechts in den Städten verwischt. 
Dort gab es keinen Unterschied mehr zwischen ritterlichen 
und heerschildlosen Männern ^K Jeder Mann hinterlässt daher 



28 Das hallische Weisth. von 1235 rechnet § 43 die eqiii, boves, porci 
non enntes ad pascua zum Erbe, dagegen § 44 die eque, (diese Lesart kann 
nnr die allein richtige sein) oves , anseres, pnlli und omnes sues zur Gerade. 
— Su8 heisst im Mittelalter vorzugsweise das Mutterschwein, Du Gange ed. 
H e n 8 c h e 1 s. h. v. Also schliesst die Gerade des hallischen Rechts ausser 
Schafen und Gänsen (nebst Hühnern ^ o. n. 11) auch die Stuten und ausge- 
triebenen Mutterschweine ein. Es fand demnach hier dieselbe Zusammen- 
würfelung der Gerade und Morgengabe statt, die bereits oben § 19 n. 7 für 
die spätere landrechtliche Entwicklung geschildert worden ist, wobei zugleich 
die ibid. n. 10, § 2 n. 6 erwähnte Scheidung derThiere nach dem Geschlechte 
eintrat. — Der magdeburger Schoffenstuhl hat diese verworfen, s. § 19 n. 10. 
Ob er jene Erweiterung der Gerade anerkannte? Das Weisth. von 1304 §38 
rechnet nur die im Hofe gezogenen Schweine zum Erbe, woraus also folgen 
würde , dass die ausgetriebenen der Gerade angehören. Gl. zu Weichb. 23, 
V. D. 292 schlägt die Kühe zur Gerade. 

29 S. 0. § 21 n. II. 

30 Weisth. von 1235 § 21 ; von 1261 § 55 , 56 , wo der Ssp. I, 22 § 4. 5 
wiedergegeben wird. Weisth. von 1304 §41, Weichb. 25 Vulg., 25 v. D. 1853. 
Gl. dazu. Dist. I, 8. MSchU. Wasserschieben I, 116 c. 239, für Stendal 
von 1330, s. § 29 n. 9 : Dat dat herwede tu rechte van erves wegene gevallen 
is uppe de svertmage und nicht uppe den richter. 

3^ S. 0. § 21 n. 6. Dist. I, 20, 14. Diese fügen den Grund hinzu, dass 
,,bttrger unde burgerskindere den herschilt entfan an ritterschaft vom riehe 
noch dez liches stete reehte, wer ein ingebom borger ist dez riehes stete*'. 
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nach dem Stadtrecht das Heergewäte ^a. Der Beruf des 
Bürgers forderte ferner eine andere Umgrenzung des specifisch 
männlichen Vermögens, einen andern Umfang jenes Com- 
plexes. Die magdeburger Eechtsaufzeichnungen lassen daher 
neben den Waffen 33, dem Pferd ^*, dem HeerpfUhl vor allem 
auch des Mannes tägliche Kleider 3» ins Heergewäte fallen, 
wozu auch wol noch einzelne Gegenstände des Hausraths ^ß zu 
kommen pflegten. 

§ 30. Reform der Gerade, 

War durch das städtische Wirthschaftssystem die An- 
nahme, dass das Vermögen der Frauen normaler Weise in 
Gerade bestehe, illusorisch geworden, so war damit auch 
dem Geraderecht jede Basis entzogen. Was die Frauen 
im Weichbild in die Ehe zu bringen pflegten, mochte nicht 
einmal der Hauptsache nach Gerade sein. Besass die Frau 
Vermögen, so trat die Unbilligkeit zu Tage, dass der Gatte 
oder seine Mage gegen Ausantwortung der Gerade Erbe ihrer 
Fahrniss werden sollte. Hatte sie nichts eingebracht, so war 



32 S. die Stellen n. 30. Ein Satz, wie im goslarer Recht, Göschen 16, 
15—20, dass Gesinde weder Heergewäte noch Gerade vererbt, findet sich im 
magdeburger nicht. 

33 Zu den Waffen, die derSsp. dem Heergewäte zuzählt, fugt das magde- 
burger Recht den Schild hinzu, Weisth. von 1304 § 41. Weichb. 25 §2. Dist. 
I, 8, 1. Das MSchU. Wasserschieben I, 116 c. 239 sagt überhaupt 
,,sein beste woffen, das czu eines mannes leip gehört* ^ Das Schwert ist auch 
im Stadtrecht Majorat, MSchU. in cod. Homeyer Rbb. 737 nr. 7; s. o. 
§ 4 n. 44. 

3* Und zwar dem Ssp. gemäss das bestp Pferd, Weisth. von 1304 § 41, 
mit Sattel, Weichb. 25 § 2; MSchU. Wasserschieben 1, 116 c. 239, und 
Zaum, Dist. I, 8, l. 

35 Weisth. von 1304 § 41. MSchU. Wasserschieben I, 116 c. 239: 
Hat er meir cleider gelassen — , die gehören czu dem hergewete nicht. Anders 
wieder die Dist. I, 8, 1, die die besten Kleider dazu rechnen. 

36 Gemäss dem Ssp. , s. o. § 4 n. 25. Local sind dieselben erweitert, 
z. B. in Stendal um einige ländliche Geräthschaften , s. die altm. Gl. zu Ssp. 
I, 22 mit der liiterpretation von Heydemann joach. Const. 89. 
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es nicht minder ungerecht, die gesammte eheliche Gerade auf 
sie oder ihre Niftel fallen zu lassen. Der erste Umstatid führte 
zur Creirung des Sonderguts. Der letzte gab den Grund ab 
zu den umfassenden und mannigfaltigen Keformen, die in allen 
Gebieten des sächsischen Rechts * die Geradesuccession erfuhr. 
Seit Anfang des 14» Jahrhunderts bereits wird in den 
Städten des nördlichen Deutschlands die Gerade als eine 
überaus lästige und unbillige, dazu unendlichen Streit hervor- 
rufende Specialerbfolge empfunden. Zahlreich sind in Sta- 
tuten und Privilegien die Klagen über jenes Rechtsinstitut, 
dem man Sinn und Verständniss nicht mehr abzugewinnen 
vermochte ^. Ein Punkt war es vor allem , dessen Reform im 
Geltungskreise des magdeburger Rechts zunächst geboten er- 
schien ; dies war die Niftelgerade, die nach der Vorschrift des 
Ssp. in demselben Umfange wie die Wittwengerade gereicht 
werden sollte. Seitdem im ehelichen Vermögen eingebrachtes 



* Doch werden wir uns hier nur mit den ModiÜeationen zu beschäftigen 
haben, die die Gerade im Geltungsgebiet des magdeburgischen Rechts erlitt. 

2 Vgl. z. B. Privileg für Lüneburg von 1329 bei Scheidt Nachrichten 
V. d. hohen u. niedem Adel, mant. doc. 583 : Jus sive consuetudo in tollendis 
et percipiendis rebus, quae vulgariter vrowenrade dicuntur, (est) adeo dila- 
tatum , quod plures vi?! eorum conburgenses post suarum uxorum obitum in 
bonis suis gravem iacturam perciperent. Chronic, miudense, Halt aus gloss. 
661 : denudavit sibi totam domum in tantum, quod dividebat cineres secum in 
foco , — nihil manebat in domo de omnibus utensilibus, quod immutatum est 
1407. Constitution für Alt-Stettin von 1464 bei Kos mann, in der, Einlei- 
tung III, § 4 XI n. 29, cit. Schrift, 87 : Oftelegende unde entfriende, das die 
börger unde borgerschen dieser seluften stadt - mannigfalt — an guder wer- 
den geschwäcket, hebben (wir) endräch tiglich volbordet, — dat — heerge- 
wede , rade und radeleve , de sus lang her schwär holden is , — vorder mehr 
— so — scholl geholden , lecht und geven werden — . Privileg für Eilenburg 
von 1484, Hoff mann stat. loc.II, 296: Nachdem unser lieben, getreue, der 
Rath und Gemeine zu Eilenburg — um verstorben recht, nemlich gerade eine 
Willkür und gewonheit gehabt, die ihnen schwer und schädlich gewesen ist — . 
Privileg für Wilsnack von 1471 beiHeydemann joich. Const. 415: Van 
(welchem Schaden bei der Erbschichtung) in Hergewede unde ßadeleve de 
naturlike erven von vaderes und moder live — kleder, sulvergesmide , har- 
nisch unde wes des mehr is, — hebben moten e^tberen. U. a. m. 
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Gut und Gerade sich nicht mehr deckte, war es handgreifliche 
Härte den Mann beim Tode der Frau des Hausraths durch die 
Niftel gänzlich oder zum grüssten Theil berauben zu lassen, 
eine Härte, die um so fühlbarer 43ich äusserte, wenn diese 
Niftel nur eine entfernte Verwandte war. Aber auch die 
Wittwengerade verlangte dringend eine Verbesserung, seitdem 
die Frauen durch Vorbehalt von Sondergut ihre Vermögens- 
lage selbst in der Hand hatten. Sie erschien noch erträglich, 
wenn die Ehe eine unbekindete gewesen war, die Wittwe nur 
entfernte Verwandte des Manns sich gegenüber sah. Um so 
härter wirkte aber bei bekindeterEhe dasKecht der abziehen- 
den Wittwe , den Kindern eine Reihe der unentbehrlichsten 
Wirthschaftsgegenstände entziehn zu dürfen. 

Es mögen dies die Ursachen gewesen sein , aus welchen 
viele Stadtrechte des östlichen Deutschlands , die auf magde- 
burgisches Recht fundirt worden waren, schon bei ihrer Grün- 
dung die schwierige und ungerechte Sonderung des ehelichen 
Vermögens in Erbe und Gerade, wie sie das magdeburger 
Recht imAnschluss an den Ssp. vorschrieb, verwarfen und eine 
Theilung desselben in Quoten vorzogen. Ein Vorbild hiefür 
gaben die Stadtrechte des westlichen Deutschlands, vor allem 
die Normen der flandrischen Städte ab, die ja durch die 
Schaaren von Colonisten, die sie in das mit Mühe dem Slaven- 
thum abgerungene Ostdeutschland entsendeten , den Territo- 
rien desselben so nahe getreten waren. Immer erschien es in 
den Städten, wo das Vermögen der Person sich stets auf Geld- 
werth reducirte, angemessen eine Theilung dessdben nach 
Werthen stattfinden, eine Zusammen werf ung der Habe beider 
Gatten wenigstens für den Fall der Lösung der Ehe eintreten 
zu lassen. Und wenn auch eine solche materielle Vereinigung 
des Gutes der Gatten nicht ohne Einfluss auf das Rechtsver- 
hältniss bei bestehender Ehe bleiben konnte, wenn sie die 
Tendenz mit sich führte das Verfügungsrecht des Manns bei 
bestehender Ehe ganz frei zu gestalten », war doch die Wittwe 



3 S. o. § 26 n. 43—45. 
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durch den Antheil sichergestellt, der ihr am ehelichen Ge- 
sammtvermögen zugebilligt wurde. Dieser Antheil bestimmte 
sich in den Territorien verschieden , wir haben bereits oben 
das eheliche Güterrecht des östlichen Deutschlands nach den 
Systemen des Drittheilsrechtes und der Halbtheilung zu son- 
dern gelernt. Aber wo nur immer sich nach ihnen das Ehe- 
recht normirte , war die Abschaffung der Gerade und der an- 
dern Vermögenscomplexe, die die Durchführung einer Quoten- 
theilung stören konnten, indicirt. Joh. von Buch sagt 

Gl. zu Ssp. I, 24 § 3 : Dit is geseget von vrowen , de nen 
erve nemen mögen, di nemen dit (morgengabe , mustheil und 
gerade) unde ir liftucht *. 

Und unsere Quellen bestätigen sowol für Drittheilsrecht * 



* S. o. 160. Der Zusatz, den er macht: War si aver erve nemen mögen, 
dar hebten si den knr, wilker si nemen wiUen, of si nicht Suavee en sin (Ssp. 
I, 17 § 2), dürfte sich auf die abfindende Kraft der Leibzueht beziehn. Auf- 
fallend ist nur , dass hienäch die Abfindung nach Wahl der Wittwe stattzu- 
finden hätte. Das widerspricht unsem Quellen über Halbtheilung und Drit- 
theilsrecht , die die mit Leibgedinge beliehene Wittwe nicht auf die statuta- 
rische Portion zurückgreifen lassen. 

^Freiberger Stadtrecht (Schott) I, I. 5. 8. 16. VorsteUung des Kaths 
von Freiberg von 1573 bei Schott III, 104. Supplicatio desselben, ibid. III, 
123. Doch wird, wenn durch Ehepakten die gesetzliche Erbfolge ausser 
Kraft gesetzt ist, der Wittwe ein präcipuum , ihre Kleider, gewährt. Vgl. 
femer Rb. nach Dist. I, 11 , 1 , s. o. 28. Willkür von Cottbus d. a. 1409, 
Heyderaann 1. 1. 207. Brünner Schoflfenb. 207b. 511 ; hier wird, falls eine 
Ehestiftung geschlossen , der Wittwe gleichfalls ein präcipuum gewährt , be- 
stehend aus ihren Kleidern und Kleinodien, der Hälfte des Haus-, Wirth- 
schafts- und Luxusgeräths mit Ausnahme der silbernen Ge^se und der Waf- 
fen. Vgl. auch Haue 1 325. — Mit dem Verfalle des Drittheilssystems , der 
im einzelnen durch Hänel 327 ff. dargelegt ist , hing die Thatsache zusam- 
men , dass die kursächsischen Städte auf die Autorität der sächs. Rbb. hin 
Gerade und Heergewäte wunderlicher Weise von neuem in ihre Normen über 
eheliches Vermögensrecht aufzunehmen begannen. Es muss dies nach der 
Mitte des 14. Jahrhunderts geschefan sein , denn der um diese Zeit lebende 
Verfasser der Dist. kennt die irrationelle Neuerung noch nicht. Aber fast un- 
mittelbar an sie schlössen sich auch eingreifende Modificationen jener Ver- 
mögenscomplexe an, s. u. n. 17 — 26. 

▼. M a r t i t s , ehel. Güterrecht d. Ssp. 21 
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als auch für die Halbtheilung • den Ausschluss aller Special- 
erbfolge. 

Aber auch diejenigen Städte, die mit dem Privatrecht 
Magdeburgs das Eherecht dieser Stadt recipirt hatten 7, schrit- 
ten , wenn sie auch zu totalem Bruch mit den Principien des- 
selben sich nicht veranlasst sahen, doch zu einer Modification 
jener Specialerbrechte. Und zwar finden wir, dass in den 
einzelnen Territorien gewöhnlich die als Oberhöfe respektirten 
Städte damit zunächst vorgingen, deren Autorität dann auf die 
mit ihnen in Gerichtsgemeinschaft stehenden Orte einwirkte. 



Das gilt znnäclist von der Halbtheilung: der märkischen Städte , die zu- 
meist an den SchÖffenstuhl von Brandenburg gewiesen waren, s. o. 24. Vgl. 
darüber den Ausspruch des berliner Stadtbuchs, Fidicin Beiträge z. Gesch. 
der Stadt Berlin 1 , 1 23 : Ok so is in somcliken Sassenlanden , dar di erven 
nemen na doder hand hergewede, radeleve und musteile, dat it branden- 
borgesche recht nicht en vulbordet. Ibid. 142: In dem branden- 
borgeschen rechte behold si (die Wittwe) half und half alse di dat hebben. — 
Der Satz, dass mit der ehelichen Halbtheilung jene Speciälerbrechte fortfallen, 
wird in den stadtischen Privilegien und Willküren häufig anerkannt, s. z. B. 
Privileg für Kyritz von 1237, s. o. 25 n. 11 und Heydemann joach. Const. 
143 ; für Wittstock von 1248^ ibid. 146 : Quod tota hereditaria possessio simul 
et ea pars , quam vocant heerwede et rade defuncto marito vel uxore per me- 
dium dividatur. Privileg für Pasewalk von 1306, ibid. 172. Willkür von Zül- 
lichau von 1425, ibid. 212. Willkür von Kressen von 1469, ibid. 217. Nur 
ausnahmsweise haben auch einige märkische Stadtrechte trotz eingeführter 
Quotentheilung des ehelichen Vermögens Gerade und Heergewäte beibehalten; 
vor allem Salzwedel, wo freilich die Gomplexe die Bedeutung blosser präcipua 
angenommen haben, Heydemann 1. 1. 98. Und auch das brandenburgische 
Recht gewährt dem überlebenden Ehegatten wenigstens einige Präcipua, ibid. 
176. — Was von der märkischen Halbtheilung, das gilt auch von der im 
Ordenslande Preussen üblichen, s. die Einleitung UI, § 4 X n. 24, und die Vor- 
rede von Johannes Lose in seiner Bearbeitung der IX Bücher magdeburger 
Rechts, bei Steff^nhagen in der altpr. Monatschrift U , 23: Wenne ein 
spigel der Sachsin vil artikel und capitel inne helt , di in eczlichin landin und 
sunderlich in Prusin nicht — gehaldin werden , alzo — von morgingabe, von 
gerade, von heergewete, von museteil, von hovespise und von vil andern 
sachin. — Der schlesischen Halbtheilung scheint allerdings Gerade bekannt 
zu sein, s. die Einleitung UI, § 4 VI n. 65. 

■^ Sie sind oben 50 n. 43 zusammengestellt. 
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In den verschiedenen Provinzen des magdeburger Rechts war 
daher auch jene Reform eine verschiedene. 

1. In der Mark Brandenburg war es, so weit unsre Nach- 
richten reichen, nur Stendal, welches das eheliche Güterrecht 
der Mutterstadt nicht mit der Halbtheilung vertauschte «. Die 
Stadt erhielt aber 1297 ein Privileg, wonach die Gerade be- 
deutend beschränkt wurde ®. Das Ileergewäte dagegen wurde 
in Stendal nicht nur nicht aufgehoben, sondern hat dort sogar, 
ungewiss wann und wie, bedeutende Erweiterung erfahren *». 
Erst durch den Landtagsabschied von 1534 ist dann für die 
gesammte Mark Brandenburg die in der joachimischen Con- 
stitution von 1529 nicht ausdrücklich vorgesehene Aufhebung 
jener Specialerbrechte ausgesprochen worden*'. 

2, Auf die Städte des Erzbisthums Magdeburg und dann 
auch Kursachsens erlangte grossen Einfluss die Willkür, die 
in Magdeburg im Laufe des 14. Jahrhunderts ^^ zur Beschrän- 
kung der Gerade beschlossen worden war^^. Ihre Tendenz 



8 S. o. Einleitung III, § 4 I n. II. Ueber Prenzlow, wovon das gleiche 
gilt, s. unter Pommern, u. n. 43 ; über Treaenbrietzen s. § 34 i. f. 

* Gengier 460. Der Inhalt dieses Privilegs findet sich auch in der 
altm. Gl. zu Ssp. I, 24. Dasselbe hebt zwar die Niftelgerade nicht auf, be- 
schrankt aber die Frauengerade überhaupt auf Kleider , weiblichen Schmuck 
und die Hälfte der Betten, nebst den ,, Umhangslaken 'S 

»0 S. o. § 29 n. 36. 

11 8. den Wortiaut des Landtagsabschieds bei Heydemann 1. 1. 18. 
Trotzdem blieben sie in einigen Städten bestehen, z. B. in Salzwedel, 
s. ibid. 104. 

12 Genauer: vor 1389, s. o. Einleitung III, § 6 n. l. 

13 Sie ist uns in den hallischen Statuten bei Förstemann neue Mitthei- 
lungen 1 , 2 , 79 if. erhalten worden. Dort heisst es : Unsere heren sint ein- 
trechticlichen czu rate worden — mit unsem bürgern gemeine , das sie die 
na wen wilkore, die die bürgere von Magdeburg umb die gerade gesaczt 
habin , haldin wollen in alle der weise , als die selbigen bürgere von Magde- 
burg die wilkore gesaczt habin. Also steht die wilkor umme die gerade. 
§ l . Die frawe sal czu dem ersten behalden alle ore cleidere , das beste bette 
mit czwen küssen und mit czwen leilachen und eine decke. Was dar meher 
i n g e t h um e s ist , des sal sie die helfte nemen , und die helfte ören kindem 
lassen. §^2. Ist abir, das man und frawe keine kinder cznsampne habin , so 

21* 
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ist hauptsächlich auf Beschränkung derNiftelgerade gerichtet. 
Aber auch die Wittwengerade sollte wenigstens für den Fall 
beerbter Ehe in geringerem Umfange gelegt werden. Es sollte 
nämlich nach der magdeburger Willkür 

1) die überlebende Ehefrau nur bei unbekindeter Ehe 
die vollständige Gerade inOemässheit des bestehenden Bechts 
erhalten^*. Falls Kinder vorhanden wären, sollte sie sich 
mit der Hälfte des Hausraths ** begnügen und nur einige Prä- 
cipua, vor allem ihre Kleider, voraus bekommen. 

2) Die Niftelgerade sollte bloss den Töchtern gereicht 
werden. Für weitere Nifteln waren nur unbedeutende Beich- 
nisse bestimmt. 



sal die frawe alleöre radeleve behaldin, sundirn silbern gefesse nnd gnl- 
din. Und was der man czu seiner behuff bette geworcht lassin und geczenget, 
das sal volgen czn dem erbe nnd (nicht) czn der gerade. Abir gebende, 
breczen , flngerlein und des gleich , da sich die frawe mete czirte, sal sie be- 
haldin. § 3. Stirbet die frawe ehr der mann und lest unberaten tächtere, so 
sal der man den tächtern die gerade czn nucz keren, so er beste kau und mag. 
Ist dar abir keine tachter, so sal der man der toden flrawennehisten gewinnen 
gebin der toden frawen besten par cleidere nnd ein bette nehist dem besten 
bette, das sie gelassen hat, mit czwen küssen nnd ein par linlaehen , nnd eine 
decke. Was der mehr geretes und ingetnmes ist, das sal der man behaldin. 
(§§4. 5 enthalten Bestimmungen über die Gerade unverheiratheter Fraoen.) 
Diese vorgeschrebene wilkore gebiten unsere heren czu haldene bei funfczig 
marken also , weme an diesen wilkoren nicht gnugete nnd den andirn höcher 
dringen weide , wenne die wilkor ausweisete, der solde unsem heren funfczig 
mark gebin. 

1* Doch unter Ausschluss dessen, was der Mann selbst benutzte; während 
bis dahin die Frage , wer von den Gatten ein Stfick des MobUiars benutzt 
hatte, für die Erbtheilung gleichgUtig war, s. z. B. syst. SchR. IV, 2, 10 „di 
ein man, do her lebte, em unde sime elichin wibe unde tegelichim 
gesinde czu nucze und czu notdorft geczngit unde gekouft hatte'S — Der 
Ausschluss sübemer nnd goldener Qefösse entspricht dem sachs. Weichbild- 
recht, 8. o. § 29 n. 14. 

'B Nicht der Gerade. Denn das Statut unterscheidet zwischen Gerade 
nnd Ingethum. Das letzte Wort , sonst dem bremischen und goslarischen 
Stadtrecht eigenthümlich, Göschen gosl. Stat. 266 n. 7, bezeichnet nur den 
Hansrath nnd was in Kisten nnd Schranken liegt. Auf die Hälfte der zur 
Gerade gehörigen Haustbiere soU die Wittwe demnach keinen Anspruch haben. 
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Das magdeburger Statut fand wahrscheinlich im 14. Jahr- 
hundert noch Eingang in Halle *^ und in Leipzig ^''. Jls wurde 
in Pirna 1389 angenommen*«, in Grimma 1395 confirmirt*^ 
erhielt in Eilenburg 1484 Anwendung 20, in Mühlberg 1579^1, 
in Mittweida vor 1485 22. Auch in Chemnitz wurde es reci- 
pirt23. In einzelnen kursächsischen Städten wurde die Will- 
kür dann später reformirt, so in Leipzig 2*. Und diese refor- 
mirte leipziger Willkür gab eine Grundlage, des naumburger 



"^ Denn schon Ende des 14. Jahrhunderts hatten sie die kursächsischen 
Städte vielfach angenommen, und es ist nicht denkbar, dass Halle erst ihrem 
Beispiel gefolgt sein sollte. Als letzter Termin der mnthmasslichen Reception 
gilt jedenfalls das Jahr 1449, da in den chronologisch geordneten Willküren 
von Halle bei Förstemann 1. 1. I, 2, 61 ff. hinter dem Geradestatut eine 
von 1449 steht, ibid. 86. — Die Willkür wurde dann in Halle 1482 abermals 
confirmirt, v. Dreyhaupt Saalkreis n, 317. Ho ff mann stat. loc. II, 724. 
Da das Wort ,,Ingethum** später missverständlich als ,,Eigenthum*' aufge- 
fasst ward , so entwickelte sich hieraus in Halle eine Halbtheilung des ehe- 
lichen Mobiliarvermögens bei bekindeter Ehe, s. Barth Gerade 142. 

17 Denn die WiUkür von Grimma de a. 1395, s. u. n. 19, wird nach 
dem Vorbild der leipziger aufgerichtet, Barth Gerade, appendix 308. 

»8 Hoffmann stat. loc. II, 313. 

19 S. 0. n. 17. 

20 Barth Gerade, appendix 342. Gen gl er 100. 
«»Hoffmann 1. 1. II, 129. 

22 Ibid. U, 493. Im enunciativen Theil des Privilegs wird gesagt, ,,als 
solche Willkür in andern unsern Städten mehr ist^S 

23 Ibid. II, 59. 

2« Diese reformirte leipziger Willkür habe ich auf den letzten Blättern 
des cod. Ups. Homeyer Bbb. 382 eingetragen gefunden. Sie möchte um 
das Jahr 1500 aufgerichtet sein. Die w'ichtigsten Abänderungen darin sind: 
Auch für die Töchter wird die Niftelgerade zu Gunsten de» Wittwers auf die 
Hälfte reducirt und dazu Kleider und Schmuck vorausgegeben. Dem FaU be- 
kindeter Ehe wird gleichgesetzt der, dass die Wittwe mit Stiefkindern zu 
theilen hat. Bei ausgeradeten Töchtern wird die Niftelgerade nach Analogie 
der an die fernem Nifteln zu legenden gereicht. Sind ausgestattete Töchter 
mehrerer Ehen vorhanden, so erhalten die letzteheUchen ein Präeipuum. Sind 
nur ausgestattete Töchter früherer Ehen vorhanden, so wird die Niftelgerade 
noch mehr beschränkt. Zur Wittwengerade gehört in Jedem Fall der weib- 
liche Schmuck. 
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Statuts von 1561 ab^», das wiederum in andern Städten reci- 
pirt ** worden ist. 

3. Für Schlesien waren epochemachend die Privilegien, 
welche Breslau im Laufe des 14. Jahrhunderts über die Ge- 
rade erhielt. Nachdem die schlesische Hauptstadt durch 
König Johann 1339 mit einem Privileg begnadet worden war, 
wonach für die dort zu reichende Gerade stets das forum here- 
ditatis massgebend sein sollte*', wurde dann 1359 durch 
König Karl*^* die Niftelgerade und das Heergewäte abge- 
schafft 2ö, so dass fortan nur der Wittwe die Gerade als Special- 
erbrecht verbleiben sollte. Das breslauer Privileg wurde noch 
vor 1384 als Willkür vom Rath zu Liegnitz recipirt^^ und 
diese 1384 auf die Stadt Haynau übertragen ^^ In demselben 
Jahre wurde ein Privileg gleichen Inhalts für Oppeln ge- 
geben '^2. 1388 scheint das breslauer Privileg in Glogau als 
Willkür angenommen worden zu sein^^. 1454 bestätigte 



25 Hoff mann 1. 1. II, 495. Und doch hatte man bereits einmal, 1337, 
Niftelgerade nnd Heergewäte in Naumburg durch Statut abgeschafft, M ü h - 
1er 66. 

26 In Zeitz, Hoffmann 1. 1. II, 880. In Eisenberg, ibid. 11, 692. Mit 
Abänderungen in Marienberg, ibid. II, 645. 

27 Das Privileg gedruckt bei Gaupp schl. Ldr. 94. 

28 Das Privileg von 1359 ist zuerst gedruckt bei Laban d syst. SchR. zu 
IV, 2, 11 n. 1. Es wurde dann in das breslauer Rechtsbuch VI nr. 31 ange- 
nommen, Wendroth Ztschr. des Vereins f. Gesch. u. Alterth. Schlesiens 
IV, 9 1 . V^. darüber L a b a n d ibid. V, 1 7.3. 

29 Die Abschaffung ist allerdings nicht ausdrücklich ausgesprochen für 
das von verheiratheten Männern zu verfallende Heergewäte, wie für die von 
Mädchen zu hinterlassende Gerade. Und hierauf bezieht sich vielleicht eine 
Festsetzung des Jahres 1527, Wendroth 1. 1. IV, 103 a. 89. 90, Laban d 
ibid. V, 173, dass Gerade und Heergewäte nicht aus der Stadt fallen solle. 

30 Die Willkür ist bestätigt durch Herzog Ludwig II. 1405, s. Böhme 
dipl. Beitr. III, 75. 

3» Stenzelnr. 189. 

32 Stenzel 243 n. 3 mit der Modiflcation, dass die auf d6n Wittwer fal- 
lende Gerade den Kindern nicht entfremdet werden darf, nnd dass von der 
Wittwengerade Schafe und Kleinvieh ausgeschlossen sind. - 

33 Glog. Rb. c. 37 , wo die Jahreszahl 1088 (so heisst es in der Hdschr. 
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König Ladislaus der Stadt Glatz eine auf denselben Principien 
emchtete Willkür, wobei indess der Niftelgerade wenigstens 
zu Gunsten der erbenden Tochter Raum gegeben wurde ^. 
Abweichend sind die Bestimmungen , die die Willküren von 
Görlitz enthalten. Das Statut von 1433*3 bezeugt, dass von 
Alters her die Niftelgerade in Görlitz dem Wittwer zufiel, falls 
derselbe von seiner Frau nicht begabt worden war. Und das 
görlitzer Stadtbuch von 1434 *« erläutert diese Bestimmung da- 
hin, dass nur »der unbegabte Ehemann die Niftelgerade , nur 
die unbegabte Frau die Wittwengerade ganz behalten, im 
Falle bewirkter Vergabung sie dieselbe mit den Erben des 
verstorbenen Gatten zu theilen haben sollen , wobei für den 
überlebenden ein bestimmtes Präcipuum ausgeworfen ist. 

4. Die pommerschen Städte folgten dem Beispiele Stet- 
tin's, das schon 1305 das magdeburgiscbe Eherecht mit der 
Drittheilung vertp,uscht »'', daneben indess die Erbfolge in Ge- 
rade und Heergewäte , die mit einem solchen System an und 
für sich in Widerspruch stand, aufrecht erhalten hatte ^^. Die- 
ses eheliche G,üterrecht wurde 1479 zu Gunsten der Halbthei- 
lung abgeschafft 3». Schon vorher aber war durch die Willkür 
des Jahres 1464 *^ für Gerade und Heergewäte eine eingrei- 
fende Neuerung beliebt worden. Beide Vermögenscomplexe 
sollten hienach theils als „lebendige" theils als „todte" ver- 
fällt werden *', je nachdem sie der überlebende Gatte oder die 
Erben des verstorbenen aus der Masse entnähmen. Das leben- 



und nichf 1188, wie Wasserschieben 1, Vorrede VI wunderlicher Weise 
meint,) in 1388 zu verbess^n ist. 

3« Stenzelnr. 189 n. 1. 

35 Gengier 156. 

3«Gengler 157. 

37 S. die Einleitung III, § 4 XI n. 31. 

38 Vgl. (v. Hymmen) Beitr. zu d. Jurist. Literatur in den preussischen 
Staaten, I. Zugabe zum VI. Abschnitt, von Statut. Rechten (1780), 4 § 2. 

39 S. die Einleitung lU, § 4 XI n. 32. 

^^ Gedruckt bei Kosmann in der ibid. cit. Schrift 87; bei y. Hymmen 
1. 1. 21. 

*» S. 0. §«n. 28. §29 n. 21. 
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dige Heergewäte wie die lebendige Gerade war sehr reich be- 
messen ^2; beides fiel dem überlebenden Gatten als Voraus zu, 
während das übrige Vermögen der Quotentheilung unterlag, 
nachdem davon ein sehr unbedeutendes todtes Heergewäte, 
beziehungsweise eine todte Gerade gelegt worden war. — 
Das eheliche Güterrecht , wie es hienach in Stettin bestand, 
ist dann mit einigen Abänderungen 1486 in der branden- 
burgischen Stadt Prenzlow angenommen worden ^\ Es wurde 
1536 auf Pyritz übertragen**. Auch in Damm scheinen ähn- 
liche Bestimmungen sich Eingang verschafft zu haben *'. 

§ 31. Die fortgesetzte Gütereinlieit 
Auch das sächsische Stadtrecht lässt erst am dr^issigsten 
Tage nach dem Tode eines Gatten die Erbtheilung des ehe- 
lichen Vermögens eintreten*. Ist die Frau des Hauses ge- 
storben , so ist der Wittwer vor dem Dreissigsten nicht ver- 
pflichtet der Niftel die Gerade zu legend die Grundstücke der 



*2 Durch die Willkür von 1479, s. n. 39. 

43 S. das Confirmationsprivileg bei Gengier 361; vgl. auch Hey de- 
mann joach. Const. 128. Die wichtigste Abänderung ist die, dass auch zum 
lebendigen Heergewäte einTheU der Frauenkleider genommen, zur lebendigen 
Gerade einTheil der Mannskleider gezogen wird. — Sehr merkwürdig ist frei- 
lich, dass in Prenzlow 1235, bei der Verleihung des magdeburger Bechts aus- 
drücklich die Gerade abgeschafft worden war , ein seltenes Beispiel bei der 
trotzdem dort beobachteten Conservation des magdeburger ehelichen Güter- 
rechts , die nicht dem Theilrecht Platz machte. Dass die Gerade dort den- 
noch wieder in Uebung gekommen, geht aus jenem Privileg von 1486 hervor. 
Vgl. Heydemann 1. 1. 124. 

4* V. Kamptz II, 99. 

*^ Ibid. II, 54. Doch scheint hier die lebendige Gerade und das leben- 
dige Heergewäte fast ganz aufgehoben worden zu sein. 

* Vgl. die Stellen bei Homeyer der Dreissigste, s. o. § 12 n. 1, 172 if. 
Die Frage, in wieweit das Sondergut der Frau von dem Rechte des Dreissig- 
sten betroffen wird, ist eine rein erbreohtliche. Vgl. Siegel 157. Homeyer 
1. 1. 240. 

2 Gl. zu Weichb. 23, v. D. 285; dieselbe bei Wasserschieben I, 
283 c. 147. Verlangt die Niftel schon vorher gerichtliche Inventarislruag der 
Gerade und erhebt der Wittwer dagegen Einspruch , so zahlt er Busse und 
Gewette undmuss sofort die Gerade aushändigen. Gl. zuWeiohb. 23^ v.D. 286. 
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Frau ihren Erben herauszugeben ^. Geht der Mann mit Tode 
ab , so darf seine Wittwe erst nach Beendigung des Dreissig- 
sten die Gerade aus dem ehelichen Gute nehmen , die Leib- 
zucht fordern und was ihr der Mann an fahrendem Gute zu- 
gewandt, von seinen Erben beanspruchen*. Erst dann wird 
sie von ihnen aus seinem Hause gewiesen s. Bis dahin hat 
sie das Recht Alimentation aus dem ehelichen Vermögen zu 
fordernd Gemäss der Auffassung, die das städtische Recht 
der Gerade gibt, ist sodann zu. behaupten, dass, wie die Wittwe 
diesen Sachencomplex als ein präcipuum dem ehelichen Ge- 
sammtvermögen entnimmt, sie damit für das Begräbniss wie 
für die Feier des Dreissigsten nicht aufzukommen haf. ' 



3 Doch hat er den Fruchtgenuss daran nach dem Tode der Frau nicht 
mehr , es sei denn , dass derselbe in die Kategorie des verdienten Guts , s. o. 
298, falle. Denn mit dem Tode der Frau wird ihr Gut den Erben erworben. 
Eine Ausnahme macht nur das Mustheil , soweit das Stadtrecht ein solches 
überhaupt statufrt, s. o. § 29 n. 26. Es wird nach dem Vermögensstatus des 
Dreissigsten berechnet. S. o. § 12 n. 15. Vgl. Weisth. von 1235 § 43. 
Weichb. 24 § 2. 

* Gl. zu Weichb. 22 , v. D. 279 : Des mannes erben seczin der frauwe 
(den) stul vor die thor mit einem rocken, als si lichte nach dem drizigisten zu 
der kirchen were , und weiden si (mit ihrer Forderung auf Morgengabe) ab- 
wisen mit der gewalt — . Vgl. syst. SchR. IV, 2, 8a. MSchü. Böhme 125, 
3. Glog. Rb. c. 41. Auch wenn sie bereits früher zur Realisation ihrer An- 
sprüche gelangt ist, hat sie dennoch bis zum Dreissigsten Frist ,,sidi vorzu- 
sehn'S syst. SchR. 1. 1. 

« S. syst. wSchR. IV, 2, 3a. Vgl. MSchU. Böhme 125, 3, wo sich die 
allerdings befremdliche Ausnahme findet , dass, falls die Wittwe ihren Witt- 
wenstuhl verrückt , sie auch schon am zweiten oder dritten Tage nach des 
Mannes Tode ausgetrieben werden dürfe. — Die Stellen lehren aber, dass des 
Mannes Erben wie im Landrecht, s. o. § 12 n. 9, schon vor dem Dreissigsten 
in seine Gewere ziehn. lieber das Rechtsverhältniss zwischen ihnen und der 
Wittwe geben die stadtischen Quellen keinen Aufschluss. 

6 Was von Speisevorräthen nach dem Dreissigsten übrig bleibt , das ge- 
hört, da das Stadtrecht einen gesetzlichen Anspruch auf Mustheil nicht kennt, 
8. n. 3, zum Erbe. Weisth. von 1304 § 34. Schöflfenrecht (Mühler) a. 47. 
Weichb. 57 § 2. 

7 An ausdrüeklichen Belegen fehlt es ; die SteUe in der Recension des 
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Doch das Recht der Wittwe in des Mannes Gewere zu 
„besitzen" wird in zwei Fällen auch über die Frist der Trauer- 
zeit ausgedehnt; zunächst, wie im Landrecht, wenn die Wittwe 
sich spätestens am Dreissigsten schwanger beweist«. Aber zu 
diesem Fall hat das städtische Recht einen zweiten gefügt. 
Die ältesten Quellen des magdeburger Rechts berichten uns, 
dass jede Wittwe, der vom Ehemann keine Zuwendung, weder 
an Leibzucht, noch an Eigen, noch an gereitem Gut gemacht 
worden , das Recht auf gesetzlichen Beisitz und Alimentation 
seitens der Erben des Mannes habe. 

Weisth. von 1261 § 14: Ne hebet ir die man nichein gut 
gegeben, sie besitzet in deme gute und ire kint sulen ir geben 
ire lipnare, diewile sie ane man wesen wil ®. 

Nun ist zwar schon im 14. Jahrhundert der Beisitz der 
nicht begabten Wittwe unpraktisch geworden *<>. Denn 

„dicke daz geschiet, daz man und weip czusamme komen 
zu der ee sunder allerleie Vorwort und gelobde"U. 

Doch hat sich ein gleich umfassendes Wittwenrecht für 
einen andern Fall ausgebildet, für den nämlich, dass der Frau '* 
dasjenige nicht geleistet wird, was ihr von Rechtswegen oder 
durch Verfügung des Manns aus dem ehelichen Vermögen zu- 
kommt *^ 



Weichbilds bei v. Thüngen a. 230 wiederholt hier, wie soost, den Ssp. 
Die landrechtliche Entwicklung sHmmt mit dem obigen Satze überein, s. 
§ 1^ n. 12. 

8 S. die Stellen § 12 n. 23—25 und Weichb. 93. Dist. I, 35, 1. 

9 Wiederholt im Weisth. von 1304 § 20. Weichb. 56 § 2. Dist. I, 14, 2. 
— Vgl. auch die görlitzer Willkür von 1433, Gengier 157 § 8. 

loSyst. SchR. IV, l, 18. 2, 3a. 19. 

»» Syst. SchR. IV, 2, 3a. 

1^ Ob auch dem Wittwer in gleichem Falle das gleiche Recht zustand ? 
Das MSchU. Wasserschieben 203 scheint die Frage zu bejahn. Doch 
das Retentionsrecht am Grundstück der Frau, das ihm hier zugeschrieben 
wird, beruht nicht auf dem eheUchen Güterrecht. 

»3 Weichb 24 § 2. 3. Dort findet sich freilich noch 56 § 2 die viel wei- 
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Beide Fälle des gesetzlichen Wittwenbeisitzes aber ent- 
halten keine Suspension der Erbtheilung, mithin auch keine 
Fortführung der Vermögenseinheit, wie sie zur Zeit der Ehe 
bestand ^*. Sie gewähren nur das Recht auf Wohnung und 
Unterhalt. 

Ganz anders gestaltet sich demnach der Fall , dass der 
tiberlebende Gtatte mit den Erben des verstorbenen vertrags- 
mässig das vermögensrechtliche Verhältniss, wie es bei dauern- 
der Ehe bestand, fortführt, die eheliche Gütereinheit mithin 
prorogirt. Doch ist auch hier zu scheiden die Auflösung der 
Ehe durch Tod des Manns von dem Falle, dass die Frau vor- 
abstirbt. Denn nur in dem ersteren wird die Vermögensson- 
derung suspendirt, die Absonderung des Erbes von der Gerade 
bis zur Beendigung des Beisitzes verschoben ^^. In dem letz- 
tern dagegen hat die gemeinsame Gewere, in der der Wittwer 
mit seinen Kindern zurückbleibt, keinen besondern juristischen 
Charakter, da die Erbtheilung sich schon beim Tode der Frau 



ter gehende Bestimmung der n. 9. Vgl. sodann syst. ScbR. IV, 2, 3a: Wurde 
abir der frawen loht gelobit czn morgingobe , do se den man nam (s. u. § 33 
n. 50) — , und ist ir des nicht geleist adir gegeben und hat se keinen bürgen 
dovor, so darf se der were, do se inne besturbin ist, die eris mannis was , do 
her tot atisgetragin wart, nicht rumin, er denne die erbnamin ir gegebin , daz 
ir czu morgingobe geteidinget und gelobt was. Und diewile man er des nicht 
engibit , und se in der were Wibet ane man , so sal man ir gebin ere notdorft 
von des mannes weine. S. femer glog. Rb. 41. 42. Allgemein spricht sich 
aus die Gl. zu Weichb. 24 : Ist — die stat der frouwen nicht, so nimt si (aus 
den Speisevorräthen nicht mehr,) wen das sie Denissen mag , die wile sie 
nicht abgesundert ist. — Der Wittwenbeisitz ist nur ein subsidiäres 
Sicherungsmittel, und tritt nur dann ein, wenn der Wittwe andere Cautionen 
für ihre Ansprüche nicht gestellt sind. Weichb. 24 § 3. Syst.SchR. IV, 2, 3a. 
In jedem Fall geht aber das Recht der Wittwe auf Beisitz und Alimentation 
den Ansprüchen der Erben vor, MSchU. Böhme 101, 4. — Analoge Rechts- 
sätze aus andern QueUenkreisen führt Homeyer der Dreissigste 239 auf. 

"Vgl. § 12 n. 25. 

>^ Die städtischen Recbtsqnellen enthalten über den vertragsntässigen 
Wittwenbeisitz wenig Normen. Und wo sie seiner gedenken , halten sie am 
Ssp. fest. S. 0. § 13 n. 11—13, und vgl. namentUch die Gl. zu Weichb. 22, 
V. D. 280. 
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realisirt ^^ und seine Rechte über den Anfall der Kinder nicht 
weiter gebn als die jedes AltersYormunds ^'^. 

§ 32. Ehescheidung. 

Wie der Ssp. die Vermögenssonderung bei AnnuUation 
der Ehe oder dauernder Separation der Gatten von dem Ge- 
danken beherrscht sein lässt, dass möglichst der Vermögens- 
status, wie er vor eingegangener Ehe bestand, wiederher- 
gestellt werden müsse, so bat auch das magdeburgische 
Recht an diesem Gedanken festgehalten >. Die geschie- 



lt S. die SteUen § 13 n. 7. Vgl. daza syst. SchB. IV, 2,15: Hot ein 
man eine eliche housvrauwe und tochtir mit der ; stirbit di housvrawe und 
blibin di kindir bi erin vatir , nimpt der man eine ander eliche housTrawe und 
stirbit der man dornoch, ist denne di gerade der erstin housyrauwin 
beseit gelegit, bewart und behaldin deme kinde, zo sal man di grade 
dem erstin kinde lozin volgin , di sinir mutir was. Und ist des nicht gesehen 
und hot der man di gerade mit der andim vrauwin in nucze und in erbeit ge- 
habit und bederbit sedir der czeit, daz her di andir vrauwe nam, zo sal di an- 
dir vrauwe di gerade behaldin noeh eris mannis tode. — Der Grund der letz- 
ten Entscheidung ist der , dass die zweite Frau mit ihrem Manne in der 6e- 
were des eheliehen Vermögens sass, zu welchem die Gerade gehörte, cf. Ssp. 
I, 20 § 4. 5. 7. Dass übrigens in diesem Falle der Mann seiner erstehelichen 
Tochter ersatzpflichtig war, lehrt die Vergleichung von MSchU. Wassersch- 
ieben 244 e. 98 , s. 0. § 22 n. 7 , und syst. SchR. IV, 1, 16. — Vgl. dann 
ferner MSchU. für Stendal: Di 18 mark, di Grete, H. B. wedewe, Christinem 
eres sones doditeren vorwissed hadde met oreme erve in gehegedeme dinge 
vor di rade, di ir angestorven wsu'en von orer müder wegene, also dat di 18 
mark rade bliven soolen : die 1 8 mark, di rade sint und rade bliven scolen, di 
sint gekomen up der iuncfrowen mudersuster nnde nicht up oren bruder, den 
sculer. 

" S. 0. § 18 n. 5. 7. Vgl. dazu MSchU. W^asserschleben I, 147 
c. 13. 202 c. 62. Ob auch nach sachsbchem Stadtrecht die Altersvormund- 
schaft eine niessbräuchliche war, ist Areilich zweifelhaft. Dafür die Gl. 
Weichbilds in den § 13 n. 4 cit. Stellen. Dagegen scheint zu sprechen MSchU. 
Wasserschieben 100 c. 171. 

1 Anders viele Stadtrechte , die zu einer Quotentheihing des dielichen 
Vermögens bei Auflösung der Ehe gekommen sind. Sie lassen diese auch bei 
der Scheidung eintreten; so das bremische Becht, Berck 331 n. 337 , und 
vor allem auch das Drittheilerecht, s. Dist. I, 22, 2. MSchU. Wasserseh^ 
leben I, 318 c. 170. 
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dene^ Frau erhält das Eingebrachte zurück 3, mit Ausnahme 
dessen , was sie selbst giltig veräussert hat. Aber während 
der Ssp. auch das, was der Mann einseitig alienirt hat, an 
Mobilien oder Grundstücken, bei der Scheidung restituirt wer- 
den lässt^, hat das städtische Recht eine Milderung dieses 
strengen Satzes eingeführt. Nur die vorhandenen Illaten fal- 
len bei der Scheidung an die Frau zurück. Was davon giltig 
veräussert ist, sei es durch den Mann, sei es durch die Frau, 
wird nicht mehr zurückgegeben. 

Wei<5hb. (V. D. 1853) a. 28 § 8 : Wert ~ en wif mit rech- 
ten ordelen von irme manne gesceden vor gerichte, sie en 
mach ire lifgetucht darmede nicht vorlisen, die Ire man ir ge- 
geven hevet an sinem egene , und alle die varende have, die 
sie to eme brachte, of sie unvordan is. 

Dafür erhält aber die geschiedene Frau auch die ganze 
Gerade des ehelichen Vermögens zurück *. Was ihr der Mann 
durch gerichtliche Vergabung zugewandt, mag es Leibzucht, 
mag es eine Gabe von gereitem Gute oder liegenden Gründen 



2 Und zwar sowol im Falle der AnnuUation der Ehe als auch in dem der 
Separation der Gatten ; über den letztem s. MSchU. Wasserschieben I, 
117 c. 242. Die Vermögensstrafen bei der Ehescheidang, Gl. zu Weichb. 
22, V. D. 283, werden auch im sächsischen Stadtrecht nur von dem geistlichen 
Eichter ausgesprochen. S. § 7 n. 18, und vgl. Eichhorn Kirchenrecht II, 
475 n. 46. Anders aber bestimmen manche Stadtrechte wenigstens für den 
Fall dass die Gattin einen Ehebruch begangen , vor allem das hamburgische 
▼on 1270 (Lappenberg) VI, 7, welches sie ihres Eingebrachten verlnstig gehn 
tasst, 8. Heise u. CroppU, 577 n. 257. Berck 332. Vgl. sedann das 

.brünner Sphöflfenb. 187. 511 i. f. 

3 Vgl. z. B. die Parteivorträge in MSchU. Wasserschieben I, Vor- 
rede XVI n. •*. Gl. zu Weichb. 22 i. f. , v. D. 284 : Sie behelt — alles, daz 
man (nämlich als Mitgift) dorzu gegeben hatte. 

4 Den Nachweis s. o. § 7 n. 16. 

^ Syst. SchK. rV, 2 , 22. Im Stadtrecht erlangt diese Bestimmung erst 
den rechten Sinn. Im Landrecht ist sie, wie wir oben § 7 n. 20 gesehn, des- 
wegen nicht zu erklären , weil der Frau das inferirte Vermögen in seinem 
ganzen Umfange zu restituiren ist 
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sein, geht durch die Scheidung nicht verloren«, da ja die Frau 
daran ein dingliches Recht erlangt hat. 



Fünftes Kapitel. 

Gewillkürtes eheliches Güterrecht. 

§ 33. Foi'm der Ehesüftangen. 

Die durchgreifende Umgestaltung, die das alte Imtnobiliar- 
sachenrecht im Weichbild erfahren hat, tritt in keinem Theile 
des Eherechts klarer zu Tage als in der Lehre von den Ehe- 
stiftungen , in der den Gatten durch das städtische Recht er- 
öffneten Möglichkeit die Normen, nach denen die Verhältnisse 
des ehelichen Vermögens sich zu reguliren haben, durch Ver- 
trag zu setzen. Welch bedeutsamer Gegensatz bildete sich 
damit zwischen Landrecht und Stadtrecht, welch tiefe Kluft 
schied fortan das der modernen Cultur entgegenstrebende 
Weichbildrecht von dem auf uralten Satzungen beruhenden 
Volksrecht, wie es noch in dem Buche des sächsischen Schöf- 
fen ein so treues Spiegelbild gefunden hatte. Hier ein starres 
Recht, welches dasVerhältnissdes ehelichen Vermögens unab- 
änderlich entschied, und selbst, wo es dem Willen des Gatten 
Raum gab, ihn in die Schranken einer festen Sitte band, seine 
Verfügungen zu Rechtsinstituten abgeklärt hatte ; dort das be- 
wusste Streben den Willen des Individuums frei zu machen 
von den Banden der Sitte, von den hemmenden Schranken des 
Gewohnheitsrechts, demnach eine durch keinen Rechtssatz 
beengte Freiheit der Eheleute in der Gestaltung ihrer Gemein- 
schaft den eigenen Willen auszuprägen ; hier ein System des 
absoluten Rechts , in fest geschlossenen Sätzen sich abhebend 
von den mannigfachen Gestaltungen, die das eheliche Güterver- 
hältniss in andern Stammes- und Territorialrechten angenom- 
men ; dort ein Rechtsgebild, in dessen Sätzen allmählich immer 



« 8. die Stellen § 7 n. 18. Es sei denn, dass die Fran sich dessen durch 
Verbrechen unwürdig gemacht habe, s. o. n. 2. 



Digitized by VjOOQ IC 



335 

schärfer der Charakter des dispositiven Rechts zu Tage trat, 
womit eine Verflüchtigung der überkommenen Normen, eine 
Annäherung an andere Particularrechte angebahnt war. 

Wir sind oben bereits den Sätzen näher getreten, welche 
dieser Entwicklung den Weg ebneten. Nicht allein, dass das 
in immer engere Kreise zurückgedrängte Stammgutssystem 
die Dispositionen der Eheleute von einer drückenden Be- 
schränkung löste , dass die Aufhebung des ungleichen Erb- 
rechts für die Geschlechter den Verkehr mit Immobilien leb- 
hafter machte : die neuen Rechtsgedanken knüpften sich vor- 
züglich daran, dass die Auffassung, wonach Niemand über sein 
Gut verfügen könne ohne der Gewere daran sich zu ledigen, 
im Stadtrecht aufgegeben wurde. Hiemit war ntcht allein der 
Möglichkeit einer Vergabung von Todeswegen ein unermess- 
licher Spielraum gewährt, indem fortan auch das Mobiliarver- 
mögen ein Objekt derselben bildete, auch für die Liegenschaf- 
ten eröfifuete sich ein weiter Kreis von Dispositionen , die im- 
mer dem Erwerber nach Verlauf einer kurzen Verjährungszeit 
ein sicheres und unbestrittenes Recht gaben. Nach ihrer Will- 
kür konnten im Stadtrecht die Gatten sich durch Zuwendungen 
von fahrendem Gute bedenken ; sie konnten sich Immobilien 
gegenseitig übertragen zu Eigenthum, zu bloss dinglichem 
Recht, ohne erst von Auflösung der Ehe und dem dann etwa 
existenten Erbeinspruch die Realisation der Aufgabe abhängig 
zu machen. 

Fand .demnach der Wille der Gatten im Weichbildrecht 
volle Freiheit sich in Ehestiftungen zu bethätigen, so verloren 
auch die Rechtsinstitute, welche bis dahin die Möglichkeit 
von ehelichen Zuwendungen erschöpften, ihre Bedeutung. 
Wollte der Mann seine Zuneigung zur Frau bethätigen, für 
ihren Wittwenstand Vorsorge treffen, so sah er sich nicht mehr 
auf die Bestellung einer Morgengabe, Leibzucht oder Ursal 
beschränkt, an die Einhaltung der Regeln , die sich für jede 
dieser Verfügungen gebildet hatten, gebunden. In schranken- 
loser Freiheit durfte er über sein Vermögen zu Gunsten der 
Frau disponiren. Und selbst jene Rechtsinstitute, welche 
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einst die ehelicben Zuwendungen fixirt hatten, paßten auf die 
städtische Wirthschaft nicht mehr. Die Morgengabe war ein 
auf ländliche Verhältnisse berechnetes Geschenk, die Leib- 
zucht musste bei der besonderen Natur der städtischen Woh- 
nungen von selbst in Abnahme kommen. 

So zeigen uns denn schon die ältesten Quellen des städ- 
tischen Rechts keine Spur mehr von der Morgengabe * , wie 
sie der Ssp. noch als Sitte des Ritterstandes entwickelt 3. Die 
späteren Rechtsaufzeichnungen lehren ausdrücklich die Un- 
anwendbarkeit der Morgengabe des Ssp. auf das Weichbild- 
recht ^ An Stelle derselben gestattet aber jener alte Satz des 
Stadtrechts ^, dessen wir schon häufig haben gedenken müs- 
sen, dass der Mann seiner Frau Gut geben möge 
imgehegtenDinge. Nicht allein Immobilien wendet er 
ihr gemäss dieses Ausspruchs zu Eigenthum zu, auch fahrende 
Habe darf er ihr vergaben*; nicht allein inter vivos sondern 
auch mortis causa verfügt er darüber zu ihren Gunsten. Und 
dass er bei solchen Dispositionen unbehindert ist Vorbehalte 
aller Art zu machen , versteht sich bei dem Standpunkte des 
städtischen Rechts von selbst«. 

Aber neben dieser dem Manne zuerkannten Freiheit seine 
Frau nach Willkür mit Vermögensvortheilen zu bedenken, 



» Dass dieselbe aber nicht ohne weiteres bei dem üebergange des säch- 
sischen Stamms von der Land- znrStadtwirthschaft obsolet geworden ist, son- 
dern sich zum Theil mit der Gerade verband, ist schon oben § 29 n. 11. 28 
angedeutet worden. 

* Das Weisth. von 1261 § 58 verwandelt die ,,morgengabe*' des Ssp. in 
,,1ipgedinge^S was ein ganz andrer Begriff ist, s. u. n. 8 und vgl. die Einlei- 
tung III , § 5 n. 7 ; es kennt überhaupt eine Morgengabe gar nicht. Das 
Weichb. (v. D. 1853) verändert a. 29 § 1 die ,,morgengabe** des Ssp. III, 
76 § l in den Satz ,,dat ir ire man gegeven hevet an sime redesten gute'*. 

3 Der Anssprüche darüber ist schon oben gedacht, § 21 n. 2. 

4 S. o. § 21 i. i. , wo n. 1 die verschiedenen Fassungen desselben zn- 
sammengestellt sind. 

6 So ausdrucklich Weichb. 22 § 2 Vulg. ; 23 § 1 v. D. 1853. Dist. I, 14, 
1. Von dem Beweise der ,,Gift** an die Frau sprichtdas Weisth. von 1261 §17. 
^ S. o. 249. 
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kennt auch das städtische Recht noch ein Wittwen-Leibge- 
dinge. Gestatten jene Verfügungen eine begriffliche Zusam- 
menfassung nicht, da sie ihrem Inhalt, ihrem Umfange nach 
unbestimmt sind , so hat das städtische Recht im Leibgedinge 
ein Institut conservirt, in welchem eine species solcher Dispo- 
sitionen fixirt worden war. Doch freilich tritt dasselbe in den 
ältesten Ueberlieferungen des sächsischen Stadtrechts in einer 
vom Ssp. abweichenden Form uns entgegen. Das Weisthum 
von 1261 lehrt 

§ 14 : Wolte iman der vrowen ir libgedinge brechen , sie 
behaldit iz wol mit manne und mit wiben, die dar zu 
iegenwarde waren, selbe sibede''. 

Es gestattet demnach eine Vergabung zu Leibzucht*, 
welche zu ihrer Rechtsbeständigkeit der gerichtlichen Form 
nicht bedarf®, sondern auf Grund einer nuda traditio in Kraft 
tritt, zu deren Erweise demnach nicht ein Gerichtszeugniss 
erfordert wird, sondern ein blosses Privatzeugniss*<> hinreicht. 
Und zwar ist dieses dadurch privilegiirt , dass auch Weiber 
hiezu verstattet werden ^^ Während der Ssp. eine Leibzuchts- 
beatellung nur im gehegten Ding und unter Königsbann von 
den Erben des Manns anerkannt werden lässt, da nur eine 



^ Und auch die Fassung desselben Satzes im hallischen Weisthum von 
1235 § 26 möchte an diesem Leibgedinge denken: tantum illa, que maritus 
tradidit uxori coram judicio, et hoc per testes si poterit probare, 
liier ist an zweierlei Verfügungen gedacht. Ist eine gerichtliche Vergabung 
erfolgt, bedarf es der testes.nicht. 

» S. desselben Weisthums § U ,,zu irrae libe**. § 28: Nichein wip ne 
mach ir lipgedinge zu eigene behalden , noch verkaufen ; swan so sie stirbet, 
daz lipgedinge daz get wider an des mannes erben. 

» Ebensowenig natürlich des Erbengelofs , vieUeicht mit einziger Aus- 
nahme der Erbgüter, s. n. 18. 

10 Das Siebenergezeugniss ist das dem Immobiliarsachenrecht immanente, 
Uänel feeweis § 23. 

<* Während sie sonst bekanntlich zeugnissunfähig sind, Hänei 1. 1. 48. 
Da im Weisthum von 1304, s. n. 14, dieses Leibgedinge,, Morgengabe *^ heisst, 
woraus wir auf den Zeitpunkt seiner Bestellung schliessen können , möchte 
jenes Siebenergezeugniss sich auf den sog. Eherath beziehn, s. u. n. 50. 

▼. Marti iE» ehel. Gaterrecbt d. Ssp. 22 
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solche den Charakter des dingliehen Rechts an sich hat, sind 
jene im Stadtrecht, wie sie des Erblassers Verträge auch für 
sieh anzuerkennen gehalten sind^^, so auch an die Aufrecht- 
erhaltung einer zu bloss persönlichem Recht gewährten Witt- 
wenversorgung gebunden. 

Doch ist diese ohne Zweifel alte" Rechtsbildung in 
Magdeburg dem Einflüsse des Ssp. erlegen. Zwar erwähnt 
ihrer noch das Weisthum von 1304 unter dem Namen der 
Morgengabe**, aber daneben spricht es von der im gehegten 
Dinge gegebenen Leibzucht, wie sie der Ssp. vorschreibt»*, 
und die spätem Quellen kennen nur eine solche *^ , erwähnen 
ein aussergerichtliches Leibgedinge ^^ nicht mehr. Auf die im 
gehegten Dinge bestellte Leibzucht finden aber die Sätze des 
Ssp. Anwendung, soweit sie nicht bei so veränderten Verhält- 
nissen gegenstandlos geworden sind ***. 



«S. 0. 251. 

*3 Hiefür möchte sprechen die Vornahme jener Vergabung vor dem Ehe- 
rath , der bereits im ältesten Rechte unseres Volkes als bei den Vergabungen 
mitwirkend genannt wird, s. u. n. 50. 

14 § 20 : Daz wib en hat an sime gute nicht, her en habez ir gegeben zu 
roorgengabe, oder in gehegetem dinge zu irme libe. Niehein wib en mac mor- 
gengabe noch libgezug zu eigene behalden ; stirbet aber sie, iz get wider an 
des mannes erben. Morgengabe behelt daz wib uffe den heiligen mit mannen 
und mit wiben, di dar kegen wartig waren, selbe siebende. — Der letzte Satz 
hat aus dem Ssp. den Morgengabseid her übergenommen. 

15 Es kommt auf diese mehrmals zurück; zunächst § 20, s. n. 14 ; sodann 
in § 21, der dann als § 76 und 83 wiederkehrt. 

»* Eine Reihe von Stellen darüber aus dem Bereiche der städtischen 
Quellen ist zusammengestellt oben § 16 n. 43. 

" Das Weichb. wiederholt allerdings noch den § 28 des Weisth. von 
1261 , § 20 dessen von 1304; s. Weichb. 56 § l Vulg. , 48 § 1 v. D. 1853. 
Vielleicht bezieht sich auf ein aussergerichtliches Leibgedinge die Gl. zu 
Weichb. 56, v. D. 377 i. i. , wo gleichfalls des Beweises mit Bestärkungseid 
und Siebenergezengniss wie im Weisth. von 1304 § 20, s. n. 14, ge- 
dacht wird. 

** Daher ist Erbengelof bei Bestellung der Leibzucht im allgemeinen 
nicht erforderlich, vielleicht sogar bei Erbgütern nicht, arg. Gl. zu Weichb. 
56, v. D. 376 i. f. Daher veräussert der Mann das Leibgedinge nur immer 
unter Oonsens der Frau zu Recht , gemäss den Sätzen des § 29 ; und selbst 
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Hienach musste sich daun aber das gewillkürte eheliche 
Güterrecht im. Weichbild sehr einfach gestalten. Wie die 
Frau dem Manne , so kann dieser der Frau Vergabungen an 
Liegenschaften sowie an Fahrhabe nach Belieben machen; 
insbesondere ihr eine Leibzucht an Immobilien oder mit Im- 
mobiliarqualität bekleideten Rechten bestellen. Den Kreis 
dieser Möglichkeiten umschreibt sehr gut die 

61. zu Weichb. 56 , v. D. 376 : Ir sollet wissin : stürbe 
einem wibe ir man, unde hette er ir gut gegeben vor gerichte, 
unde ist die gäbe an varndirhabe, di frouwe tut domit, 
was si wil. Ist abir die gäbe an eigen unde an erbe 
unde mag man dasgezeugen, dasis irzuiremlibe gegeben 
ist, wenne si gestirbet, is vellet an ires mannes erben. Ist is 
ir gegeben domit zu thun unde zu lassen mit erben or- 
loub an der stat, do is craft hat, si erbit is uf iren nehisteu 
magen. 

Eine Vergabung des Manns an seine Frau, mag sie nun 
Mobilien, mag sie Immobiliargut zum Gegenstande haben, hat 
nichts vor jeder anderen Vergabung voraus; sie unterliegt 



für den Fall, dass sie ihren Consens abgibt, verlangt wenigstens die Gl. zn 
Weichb. 22 die Bestellung einer Wiedererstattung im Sinne Johann's v. Buch, 
s. 0. § 15 n. 19 ; wiewol es zweifelhaft ist, ob diese Bestimmung praktisches 
Recht war, s. o. § 26 n. 26. — Einige neue Sätze hat das stadtische Recht 
zu Gunsten einer Befügniss der Frau ihre Leibzucht unter Umständen aus 
ihrer Gewere lassen zu dürfen gebildet, s. Gl. zu Weichb. 56, v. D. 375. 376. 
Namentlich ist aber auch die Leibzncht bei dem allmählich in FIuss gekom- 
menen System der Vergabungen ein für Vorbehalte und Clausein aller Art ge- 
fügigeres Objekt geworden. Daher gestatten die städtischen Quellen bei der 
Bestellung des Leibgedings den Ausschluss des Schossfalls, s. o. 201, für die 
überlebende Wittwe, vgl. syst. SchR. IV, 2, 37 i. f. ; sie gestatten femer den 
Vorbehalt ,,zu thun und zu lassen ^^ mit dem Leibzuchtgut, damit also die Be- 
fügniss faktischen Widerrufs, Gl. zu Weichb. 56, v. D. 377 ; vgl. damit eine 
andere Weichbildglosse zu a. 23—25, o. § 15 n. 19. Was endlich die Gegen- 
stände der Leibzucht betrifft , so gilt hinsichtlich der Mobilien die oben § 1 6 
n. 5 gemachte Bemerkung. So oft in den städtischen Quellen ein Leibge- 
d i n g an fahrender Habe erwähnt ist, wird darnnter entweder eine Vergabung 
von Rentenrecht verstanden, oder der Ausdruck hat die unten n. 36 ange- 
gebene Bedeutung. 

22* 
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daher den gewöhnlichen Regeln. Theils kann sie eine Ver- 
fügung unter lebenden , theils kann sie mortis causa bewirkt 
sein, sie kann ohne Vorbehalt, sie kann mit der Reservation 
über das vergabte Gut bis ans Lebensende „zu thun und zu 
lassen" erfolgen. Und in jedem dieser verschiedenen Fälle 
kommen die bereits oben entwickelten Grundsätze über die 
Haftung des honorirten für die Schulden des vergabenden ^^ 
über die Transmission der Vergabung 20, ober die Möglichkeit 
eines faktischen oder juristischen Widerrufs derselben 21, über 
den Erbeinspruch dagegen 2« zu voller Anwendung. 

Aber wenn es auch für die juristische Beurtheilung einer 
solchen Vergabung irrelevant sein mochte, ob sie von Ehe- 
leuten oder unter Fremden bestellt wurde, so war es doch 
natürlich , dass wie gerade unter Gatten die Neigung sich in 
Ehestiftungen zu bedenken vorzugsweise zur Geltung kam, 
so auch besondere Bezeichnungen für eheliche Vergabungen 
aufkamen, die wenn sie auch juristisch ohne Bedeutung waren, 
dennoch im Munde des Volkes sich leicht einbürgerten. Dass 
ein solcher Sprachgebrauch zumeist als ein localer auftrat, lag 
in der Natur der Sache ^^. Aber zwei Ausdrücke finden sich 
im Gesammtgebiet des magdeburger Rechts verbreitet ; beide, 
einst technische Ausdrücke des alten Rechts , waren mit dem 
Verfalle des letztern in die vulgäre Rechtssprache übergenom- 
men worden. Es ist die Morgengabe und das Leibgedinge, 
welche Bezeichnungen auch in den städtischen Quellen häufig 
wiederkehren ; das erste Wort von an und für sich verständ- 
lichem Sinne drängte sich fast von selbst auf als Benennung 
für Vergabungen, in denen die Innigkeit eines neugeschlosse- 
nen Ehebundes zu Tage trat; der letztere Ausdruck erwies 
sich nicht minder als brauchbare Bezeichnung für verschieden- 



es S. 0. § 21 n. 22. 23. 
20 s. 0. § 21 n. 20. 21. 29. 
2« S. 0. § 21 n. 25. 

22 S. o. § 21 n. 13—16. 

23 Benennongen hiefür sind ausser den beiden unten erwähnten z. B. 
Ebegeld, Gl. zu Weichb. 22, v. D. 278. Brautschatz Dist. I, 15. 
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artige Zuwendungen des Mannes an die Frau, da man geneigt 
war den ersten Bestandtheil des Wortes nicht im Sinne von 
Leben zu fassen, wie er ursprünglich gemeint war 2*, sondern 
ihm unrichtiger Weise bereits die spätere Bedeutung des Wor- 
tes lip, lif, in der es soviel wie Körper besagte 2», unterlegen 
zu müssen glaubte. Und dies begünstigte dann eine allge- 
meinere Verwendung des Worts. 

Beide Ausdrücke, Morgengabe sowol wie Leibzucht, sind 
demnach im Städtrecht nicht technischer Natur. Beide wer- 
den für eheliche Verfügungen mannigfachsten Inhalts ange- 
wandt. Das gilt zunächst von der Morgengabe ; man bezeich- 
net damit im Weichbild jede Verfügung des Manns zum besten 
seiner Frau, die er bei Eingehung der Ehe bewirkt, sie mag 
eine Vergabung von fahrender Habe oder an Immobilien, eine 
Vergabung zu Eigenthum oder zu blosser Leibzucht ent- 
halten. 

Ueber diesen Sprachgebrauch gibt uns zunächst Auf- 
schluss ein interessantes magdeburger Schöffenurtheil 2» : 



24 S. 0. § 16 n. 2. Sehr treffend übersetzten die alten Versionen des 
Ssp., s. 0. § 16 n. 6, ,,vitae provisio**. 

23 S. 0. § 16 n. 3. Bei dem aUmählichen Uebergange der sächsischen 
Kechtssprache von dem niederdeutschen zum mitteldeutschen, hätte der Aus- 
druck ,,liftucht, lifgedinge** in ,, Lebenszucht, Lebensgedinge*' übertragen 
werden müssen; man hielt aber das Wort ,,lif" für die niederdeutsche Form 
von ,,Leib**. In hochdeutschen Quellen findet sich der Ausdruck ,,Lebe- 
zuht**, s. 0. § 16 n. 2. Auch sind die Magdeburger noch bis ins 14. Jahr- 
hundert sich des Ursprungs des Worts Leibzucht bewusst, arg. magd. Fr. 
II, 1, 3. * 

26 Dasselbe findet sich in den zum Kreise der magd. Fragen gehörigen 
Sammlungen; seine einzelnen Bestandtheile sind bei den Versuchen die 
Schoffenurtheile systematisch zu verarbeiten auseinandergerissen worden, 
doch lassen sie sich noch zusammenstellen. Es findet sich vollständig in einer 
der ältesten ürtheilssammlungen , nämlich in der dresdener Udschr. Ho- 
meyer Rbb. 172, Behrendts Text Dr. , abgedruckt von Wassersch- 
ieben I, 80—120, wo es c. 32 bildet. Sodann in der thomer Udschr. ^ Boh- 
rend Th. (s. desselben Einleitung zu den magd. Fr. V nr. lö) unter nr. 68— 
71 ; in der berliner Hdschr., Homeyer Rbb. 60, BehrendB unter 1, 58 — 
60 ; theilweise bei Böhme 143, 5 ; endlich in den magd. Fragen selbst unter 
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— Auch ab man schult ir gelden salde wenne 
morgengabe adir vordinet Ion? Hiruf sprechen wir 
scheppin czu Magdeburg recht: vordinet Ion unde redeliche 
scholt sal man von einis toden mannis gute czuvor gelden der 
morgengabe , ab di frouwe an dem redesten gute begobit ist. 
' Adir ist ir di morgengabe an stehindem eigen adir erbe ge- 
geben, so sal di frouwe sich doran halden. Vortmeir, ab 
man seinem weibe möge geben was her wil, der 
do nicht von ritters art ist, was ein recht sei? 
Hiruf spreche wir ein recht : welch man binnen wichbilde be- 
sessen und wonhaftig ist, der möge seinem weibe eigen, stant 
erbe, des her gewaldig ist czu vorgq.ben, und ouch an anderm 
seinem gute und varnder habe czu morgengabe geben, was 
her wil. 

Der Zweifel, ob man auch im Stadtrecht Morgengabe 
geben könne, und ob man eine eheliche Vergabung, die nicht 
aus tun unde timber sowie aus feldgängigem Vieh bestehe, 
Morgengabe nennen könne, kehrt in den auf magdeburgisches 
Recht gegründeten Städten, die in dem Ssp. den vollkommen- 
sten Ausdruck ihres eigenen Rechtsbewusstseins sahen , nicht 
selten wieder 27. Die magdeburger Schöffen entscheiden in- 
dess für die allgemeine Anwendbarkeit jenes Wortes**. Und 
so wird denn auch in den Quellen des magdeburgischen 
Rechts der Ausdruck Morgengabe vielfach auf Vergabungen 
nicht allein von fahrendem Gute 2® sondern auch von Liegen- 



I, 9, 1. II, 2, 6. 7, wobei aber der letzte Rechtssatz , bei Wassersch- 
ieben 1. 1. , fortgelassen ist. Nur dieser und der vorletzte gehören bei dem 
mehrere Rechtsfragen entscheidenden Spruche hieher. 

27 Der Zweifel findet in den oben § 21 n. 2 aufgeführten Stellen seinen 
Ausdruck, s. auch 0. n. 3. Von ihm gibt ferner Zeugniss der Umstand, dass 
man in einigen Orten Bedenken trug die Vergabung des Manns an die Frau 
ohne weiteres eine Morgengabe zu nennen , dass man sie lieber als Surrogat 
der Morgengabe des Ssp. fasste ; vgl. das unten näher zu besprechende SchU. 
aus den magd. Fr. I, 11 , 1 : Das helt man vor eine morgengabe, das 
gibit man der frouwen noch sime tode. 

28 So auch im syst. SchR. IV, 2, 4. 10. 

29 Das war allerdings die üblichste Art und Weise eine Morgengabe zu 
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Schäften 3®, wie sie nur immer der Mann seiner Frau zu machen 
beliebte 3«, angewandt. Ja auch die Bestellung einer Leib- 
zucht im alten und strengen Sinne dieses Wortes wird in den 
städtischen Rechtsaufzeichnungen häufig als Morgengabe be- 
zeichnet *2; und wie wenig technisch dieser Ausdruck war, 



bestellen, s. magd. Fr. I, 11, 3. MSchU. Wasserschieben I, 100 c. 171. 
Die Stadtbücher enthalten viele Eintragungen von zur Morgengabe bestellten 
Geldsummen, z. B. in Breslau, s. Wendroth in der § 22 n. 21 cit. Dis- 
sertation 26 nr. 1. 2. 35 nr. 6. 36 nr. 7. 9. 11. 37 nr. 13. .14. Häufig wird 
für die Morgengabe ein Pfand gesetzt, ^sei es einzelne Grundstücke, sei es das 
gesammte Vermögen, obwol schon nach den Grundsätzen des gemeinen Rechts 
für die Morgengabe das gesammte Vermögen haftete, s. o. § 21 n. 23 u. vgl. 
syst. SchR. IV, 2, 4. MSchU. Wasserschieben I, 107 c. 210. Dist.1, 15: 
darüber finden sich interessante Ausführungen in der Gl. zu Weichb. 22, v. D. 
273—280; auch die eben cit. Ingrossationen der breslauer Stadtbücher ent- 
halten dafür interessante Belege. Vgl. sodann Weichb.- 92, Vulg. 107 § 1, 
V. D. 1853. lieber die Sicherung der Morgengabe durch Bürgen s. u. n. 51. 
Immer handelt es sich aber in diesen Fällen um eine gerichtlich bestellte 
Morgengabe, ja in Magdeburg scheint nur eine solche üblich gewesen zu sein, 
s. u. n. 38. Der Beweis derselben wird demnach durch Gerichtszengniss ge- 
führt. Daneben aber hatte sich in einigen Städten des magdeburger Rechts 
der Gebrauch fixirt auch aussergerichtlich eine Morgengabe an fahrendem 
Gute zu geben ; hierüber und über den Beweis derselben s. u. n. 41 — 61. 

30 lieber die Frage nach der Transmission bei einer solchen Morgengabe 
an Liegenschaften, bestellt ,,nach des landes gewonheit**, handelt sehr inter- 
essant und den Regeln oben § 21 n. 20. 21 gemäss die Gl. Weichbilds 22, 
V. D. 277, welche Stelle sich dort a. 56, v. D. 378 und Wasserschieben 
1, 288 c. 153 wiederholt, vgl. auch unten n. 69. Eine Morgengabe an Im- 
mobilien kennt namentlich auch das brandenburgische Recht, Heydemann 
joach. Const. 180. Aufgabe der Hälfte des Vermögens zu Morgengabe in den 
breslauischen Stadtbüchem, s. z. B. W^endroth 1. I. 39 nr. 3. 

3» Sehr häufig wurde vom Manne die Verpflichtung seiner Frau eine 
Morgengabe zu bestellen bei Eingehung der Ehe in Gegenwart der beider- 
seitige» Verwandten übernommen, wo ja dann ,, Morgengabe** die passendste 
Bezeichnung für eine solche Ehestiftung war, vgl. z. B. syst. SchR. IV, 2, 93. 
Gl. zu Weichb. 22, v. D. 278. Breslauer Stadtbücher nach den Mittheilungen 
Wendroth's in der § 22 n. 21 cit. Dissertation 36 nr. 11. 12, Breslauer 
Schü. ibid. 49, s. u. n. 46. Vgl. über den ,,Eherath** u. n. 50. 

32 Namentlich die Gl. Weichb. a. 22 und 56 gibt hiefür zahlreiche Belege 
an die Hand, vgl. z. B. v. D. 375. 379. Doch bekennt sie selbst, dass eine 
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das geht namentlich auch aus dem Umstände hervor, dass 
local im Gebiete des magdeburger Stadtrechts mit einem in 
Deutschland nicht ganz allein stehenden Sprachgebrauches 
auch das Eingebrachte der Frau als ihre dem Manne gegebene 
Morgengabe bezeichnet wurde 3*. 

Und wie der Ausdruck Morgengabe so hat auch das Wort 
Leibgedinge seine ursprüngliche und concrete Bedeutung im 
Stadtrecht allmählich eingebüsst, und ist zu einer allgemeinen 
Bezeichnung von Vermögensvortheilen , die det Mann seiner 
Gattin zuwendet, geworden. Zwar wollen die Quellen des 
Weichbildrechts das Leibgedinge vorzugsweise dem Ssp. ge- 
mäss als lebenslängliches Niessbrauchsrecht fassen ^s. Aber 
daneben tragen sie kein Bedenken den Ausdruck auch für die 
Begabung der Frau mit fahrendem Gute zu verwenden 3«. 

Wenn aber sonach die Ehestiftungen nach sächsischem 
Stadtrecht ganz unter die gewöhnlichen Regeln der Ver- 
gabungen fallen , demnach der gerichtlichen Form bedürfen, 
so ist doch noch einer aussergerichtlichen Zuwendung seitens . 
des Mannes an die Frau zu gedenken, die das Weichbildrecht 
nicht allein anerkannt sondern auch privilegiirt hat. In ihr 
lebte der alte Gedanke, dass die Innigkeit eines neugestifteten 
Ehebundes in Geschenken und Vermögenszuwendungen ihren 
natürlichen Ausdruck finde , dass daher solche Zuwendungen 
von der Strenge der rechtlichen Form und des Beweises 



80 gemeinte Morgengabe ,,nach rechtem uzsaze des rechten billichir heist eine 
lipgezucht*S zu a. 22, V. D, 282. 

33 S. z. B. Merkel zur lex Alam. Hloth. 56, 2, LL. III, 63 n. 19. 

3^ So wird dieser Sprachgebrauch für Breslau uns durch die breslauer 
Willkür von 1534, s. u. § 34 n. 60 bezeugt. 

35 S. die Stellen oben n. 25. 32. 

36 HauptqueUe für diesen Sprachgebrauch ist auch hier wiederum die 
Glosse Weichbilds, die schon in der Ueberschrift zu a. 22, wo sie zumeist von 
der Gabe an gereitem Gute handelt, sagt ,,von libegezucht zu vorderen**. 
Vgl. dort z. B. V. D. 274. S. auch W^endroth in der § 22 n. 21 cit. Diss. 
41 i. f. Dass in den deutschen Stadtrechten überhaupt Morgengabe und 
Leibgedinge nicht constante Begriffe sind, ist bereits oben § 14 n. 10 be- 
merkt. 
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eximirt werden könnten, weiter fort. Und auch der Name 
knüpfte das neue Institut an die Vergangenheit; denn der 
Ausdruck Morgengabe wurde für diese aussergerichtlich bei 
Beginn der Ehe zu bewirkende Zuwendung vorzugsweise ge- 
braucht. EsistdiegelobteMorgengabe des städtischen 
Rechts 37, die hier ihre Erörterung zu finden hat. 

Zwei Fälle sind zu unterscheiden. Wir sondern das Ver- 
hältniss, wo ein vom Manne gegebenes Gelübde sich auf ge- 
richtliche Bestellung der Morgengabe bezieht, von dem, wo 
die Morgengabe durch ein Gelübde bereits constituirt wird. 
Der erstere Fall ist ein überaus einfacher', der den gewöhn- 
lichen Regeln unterliegt. Der letztere, die gelobte Morgen- 
gabe im eigentlichen Sinne , ist ein nur statutarisch im Gel- 
tungsbereich des magdeburger Rechts vorkommendes Insti- 
tut •**. Beide Verhältnisse erscheinen aber in unsern Quellen 
häufig zusammengeworfen und unter dieselben Regeln ge- 
bracht. Von dem ersten spricht: 

syst. SchR. IV, 2, 9 — Geschege is, daz ein man ein 
weip neme und gelobit ir selbir gut czu gebin czu morgingobe 
ader seczit ir burgin do vor, daz her se welle begobin; der 
man stirbit, e denne der vrauwin geleist und begobit werde: 
der vrauwin der gelobit was und unbegobit is, der ist man daz 
pflichtic. 

37 Diesen Namen hat die Wissenschaft jener Zuwendung gegeben, Al- 
brecht diss. de probationibus II, 29. Gewere 207. Beseler I, 157. 

3<* In Magdeburg selbst scheint sie nicht gebräuchlich gewesen zu sein. 
Mancherlei Anzeichen sprechen dafür, so z. B. der bedingte Ausspruch in 
magd. Fr. I, 11,2: Was is gewonlich in den gecziten in der stat, do der man 
sine frouwe bemorgengobete , das man der frauwen morgengobe gab bussen 

gerichte . Sodann die von den magd. Schöffen in magd. Fr. I, 9, 5 ge- 

wissermassen als selbstverständlich ausgesprochene Voraussetzung, dass im 
vorliegenden Fall die Morgengabe gerichtlich bestellt sei, was denn eine noch- 
malige Anfrage des requirirenden Schöffenstuhls, magd. Fr. I, 11, 1, zur 
Folge hatte. Dass in der letzten SteUe die Worte ,,czu Magdeburg pflegit 
man nicht morgengobe vor gerichte czu geben *^ ein Glossem sind, darüber 
s. u. n. 45. Auch sonst begegnen Stellen, die sich gegen die GUtigkeit eines 
aussergerichtlichen Gdübdes aussprechen, z. B. glog. Rb. 121. Dagegen ge- 
hört nicht zu ihnen syst. SchR. IV, 2, 5, s. u. n. 63. 



Digitized by VjOOQ IC 



346 

Das Gelübde bezieht sich in diesem Falle auf Vornahme 
des gerichtlichen Akts 3». Stirbt der Mann ohne dass er die- 
sen hat bewirken lassen , so bindet es seine Erben *<>. Aber 
wenn hier zunächst ein blosser Vertrag über künftige Bestel- 
lung dei; Morgengabe vorliegt, so besteht in einzelnen Gegen- 
den die Morgengabe überhaupt aus nichts weiter als einem 
Gelübde. Wir erhalten hierüber interessanten Aufschluss 
durch zwei mit einander zusammenhängende Erkenntnisse des 
magdeburger Oberhofs *^ 

Diesem war nämlich die interessante Frage vorgelegt 
worden, ob eine mit dem impedimentum dirimens der cognatio 
spiritualis geschlossene Ehe, wenn das Impediment bei Be- 



39 Doch muss dies Gelübde bereits eine bestimmte Geldsumme zum 
Gegenstande haben. Ein unbestimmtes Gelübde Morgengabe zu bestellen 
dürfte die Erben nicht verpflichten. Es würde hier die Folge, § 31 n. 12, 
eintreten. So ist auch der Fall im syst. SchR. IV, 2 , 93 : Ein man — vor- 
lobe adir gebe seine tachter — eime manne und der man globe der iunck- 
frawen — ein benant gelt czu geben ader czu vormachen in alle sein gut noch 
seime tode czu thun und czu lassen — wissentlich den eewarten, in dem 
nehesten dinge, dornach als her si besliflfe. Der man — sterbe und vor- 
reiche der iunckfrawen nicht das benante gelt , das her ir czu morgengabe 
globit hatte, dass die eewarten wissen und bekennen. — Ueber die Entschei- 
dung s. u. n. 53. Vgl. auch syst. SchR. IV, 2, 5 — 7. 3a: Mag abir die frawe 
nicht volkomen noch beweisen , das ir icht czu morgingabe gelobit si adir ir 
(die gelobte Morgengabe) nicht gegeben si — . 

*o Nach dem Grundsatze o. § 21 n. 30. 

*» Auch diese sind bei der Systematisirung der Schöffenurtheile ansein- 
andergerissen worden. Ihre Zusammenstellung und den Einblick in das Sach- 
verhältniss ermöglicht hier wiederum wie in dem n. 26 besprochenen Fall der 
dresdener cod. Hom eye rRbb. 172, Behrend'sTextDr., beiWassersch- 
leben I, 97 c. 151. 152; die beiden Urtheile stehn sodann zusammen bei 
Böhme 146, 1—3 mit Auslassung der zweiten Anfrage ; inBehrend's 
Text Th. unter nr. 49—51. In den magdeburger Fragen finden sie sich unter 
I, 9, 5. I, 11, 1. — Sehr interessant wäre es zu constatiren, wohin beide 
Schöfifenurtheile gerichtet sind. Am wahrscheinlichsten möchte es sein 
Breslau als den Ort anzunehmen, von wo die Anfrage kam. Denn die älteste 
Sammlung, in der sich beide Erkenntnisse finden, der IV. Theil der Schüü. in 
Böhme's cod. breg. ist wol in Breslau entstanden, s. Bohrend Einlei- 
tung zu den magd. Fr. X. XXI. Ein Beleg hiefür ist auch n. 46. 
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stehen derselben nicht zur Geltendmachung gekommen , nach 
dem Tode des Manns als rechtsbeständig betrachtet werden 
könne, ob die Erben daher zur Auszahlung- der von ihm 
„recht und redlich, als das ge wonlich wer e", sei- 
ner Frau gegebenen und benannten Morgengabe gezwungen 
werden könnten. Die Schöffen entscheiden ^^ ^ dass ihr die 
vor Gerichte gegebene Morgengabe ausgehändigt werden 
müsse, die Ehe möge nun nichtig gewesen sein oder nicht *3. 
Diese Aeusserung, namentlich der Passus „ire morgengabe, 
di ir or Tater vor gerichte gegeben" erschien aber dem requi- 
rirenden Gericht nicht frei von Zweifeln zu sein. Dasselbe 
erliess daher abermals eine Anfrage nach Magdeburg und 
extrahirte eine nochmalige Entscheidung des Falles. Die 
Magdeburger berichten darüber, wie folgt ** : 

Vortmeir , ewir froge ist noch eime rechte , das wir euch 
vormals geschrebin habin. So habit ir nu gefrogit alzo: wis- 
set, das man hie ^^ nicht phlegit morgengobe vor gerichte czu 
geben, sundir is sete ist unde gewonheit, wenne sich czwe 
nemen czu der ee, so gehin der seibin czweir lute frunde von 
mannen ** czusampne unde thun das gelobde offinbar. Unde 



*« Magd. Fr. I, 9, 5. 

^3 Es trifft der Grundsatz, o. § 32 n. 6 zu. 

** Behrendts Text Dr. unter c. 152, dessen Lesarten von B e h r e n d 
zu niagd. Fr. I, 11, 1 zusammengestellt sind. Bei dem ersten Versuch einer 
systematischen Verarbeitung der SchUU. , den wir in der berliner Hdschr. 
H m e y e r Rbb. 60, Behrendts Text B, vor uns sehen , wurde das SchU. 
mit einer andern Einleitung und mit Aenderungen versehn , die jene Rechts- 
sitte nicht auf die requirirende Stadt sondern auf Magdeburg bezogen. Und 
da dieser systematische Versuch die Grundlage für die magd. Fr. abgab, so 
hat auch dieses Rb. jene ganz unrichtigen Interpolationen beibehalten. Erst 
den Forschungen Behrendts, s. die Einleitung zu den magd. Fr. XXXVIII, 
verdanken wir die Herstellung des ursprünglichen Wortlauts für den in der 
Literatur vielbehandelten Rechtsspruch. 

4* Die Interpolation setzte für ,,hie** die Worte ,,czu Magdeburg**. 

*^ Also nur die männlichen Mitglieder der beiderseitigen Familien. — 
Dies bestätigt ein interessantes breslaner SchU. bei Wendroth in der 
§ 22 n. 21 cit. Diss. 49 : Ich bekenne, daz czu einer gecziten, do Hanke wolde 
nemen unde nam (Luise) czu einer elichen vrowen, daz N., A., G., G. von 
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wenne des niannes frunde das gelobde*^ entfangen haben, do 
sprechen der frouwen frunde also, „ab Got icht an uch tut, das 
ir ee sterbit denne unser frundinne , womete wellit ir unser 
frundinne belossen?" So spricht her „mit 50, 60 ader mit 
100 marken". Das helt man vor eine morgengobe **, das gibit 
man der frouwen noch sime tode. 

Und wie dieses SchU. so gedenken noch viele andere 
jenes particulären Gebrauchs *^ Wir erfahren, dass die 
Morgengabe in dem sog. Eherath , d. h. in Gegenwart der zur 
Hochzeitsfeier versammelten Verwandten beider Gatten ge- 
lobt wurde *<*, dass für sie Bürgen gesetzt werden konn- 



Hanken weine globten hern H., hern N., hern L., und N. von (Luisen) weine 
und sprochin: „was (Luisen) gehorte, das sulde man Hanken antworten in 
snlcher wise , daz Hanke sulde gebin (Luisen) 20 mark geldis in alle sin gut 
czu eime lipgedinge, euch in sulchir wise, ab Hanke vorschide ane geburt, so 
sulde (Luisen) nochfulgen alles, das si bette brocht czu Hanken czu tuen und 
czu losin und di 20 mark geldis czu irme libe. Stürbe abir (Luise) ane ge- 
burt , so sulde alles , das se brocht bette czu Hanken widirvaUen — an Ire 
nestin ane 100 mark, di suUen blibeu bi Hanken' ^ 

*7 Nämlich der Mitgift, s. n. 50. 

^8 Ueber diese Formqlirung s. o. n. 27. 

^ö Z. B. magd. Fr. I, 11 , 2, s. o. n. 38; und vgl. die im folgenden an- 
geführten Stellen. 

«> Vgl. zu der «ben angeführten Stelle Gl. zu Weichb. 22, v. D. 278; 
Ab einem wibe in einer zusamenlobunge gelobit wurde von irem elichen wirte 
ein gelt vor den luten, do die ee zusamme gelobit wart — . Das SchU. dazu, 
ibid. 279 nennt jene Zeugen: elute (die alten Ausgaben sagen: Hochzeits- 
leute); das syst. SchB. IV, 2, 93, s. o. n. 39, ee warten. Vgl. ferner das 
MSchU. in der § 22 n. 21 cit. Diss. Wendroth's26: Des ich mich czihe 
an die eestiftlewte, mit den ich mich das irbiete zu dir weisen — . Ib 
magd. Fr. 1 , 11, 1 sagt die Partei : der lute euch ein teil tot sin , unde ein 
teil noch leben, di bi der gobe sint gewest — . Weichb. 24 § 2: pfaen- 
nige, die ir gelobit wurden , dosie iren man nam. Aehnlich das syst. 
SchR. IV , 2 , 3a. — Dieses Eheraths gedenkt ferner das goslar. Recht, 
Göschen 8, 20: Morgengave betüget man mit twen bederven mannen —, 
de to der hochtit hebbet gewesen, sunder gerichte. *— Auch das Siebener- 
zeugniss bei dem alten Leibgedinge haben wir o. n. 11. 13 auf jenen Eherath 
beziehn zu müssen geglaubt. Dass auch die Verpflichtung eine Morgengabe 
gerichtlich bestellen zu wollen vor dem Eherathe übernommen zu werden 
pflegt, ist schon oben n. 31 bemerkt. Mit dem vor dem Eherath abgegebeneu 
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ten**. — Wie ist nun aber eine solche Morgengabe juristisch 
aufzufassen? Was zunächst jenen ersten Fall betrifft, wo ein 
Vertrag über die erst künftig zu bestellende Morgengabe vor- 
liegt, so kann ein Zweifel nicht obwalten. Es handelt sich 
hier um eine obligatorische Verpflichtung des Mannes oder 
seiner Erben. Liegt aber eine solche auch im zweiten Falle 
vor, wo die Morgengabe überhaupt aussergerichtlich bestellt 
wird? Oder ist hier etwa eine Aufgabe von Todeswegen an- 
zunehmen, die kraft Privilegs der gerichtlichen Form nicht 
bedarf, wie ja im Landrecht ein ähnliches Privileg zu Gunsten 
der leibeigenen Kinder bestand, die zu Morgengabe geschenkt 
wurden? Gewährt die gelobte Morgengabe also ein ding- 
liches oder ein persönliches Recht? Welche von beiden Auf- 
fassungen die richtige ist, muss noth wendigerweise in zwei 
Punkten zu Tage treten, zunächst im Beweisverfahren; so- 
dann bei Concurrenz der Wittwe mit Erbschaftsgläubigern. 
Wer hat den Beweis bei gelobter Morgengabe, die Wittwe 
oder die Erben? Steht die Wittwe bei überschuldetem Nach- 
lass den Gläubigern nach oder participirt sie mit ihnen ? 

Aber das sächsische Stadtrecht hat die gelobte Morgen- 
gabe nicht mehr zu einem klaren und umgrenzten Rechts- 
gebild zu gestalten vermocht. Sie tritt uns in verschwomme- 
nen Umrissen gegenüber; der Einfluss des Ssp. war so mäch- 
tig, dass er es bei dem neuen Institut zu einer selbständigen 
Rechtsauffassung , zu einer begriflfsmässigen Gestaltung nicht 
mehr kommen Hess. Die Sätze über die gelobte Morgengabe 



Gelübde der Morgengabe pflegte häufig das Gelübde der Mitgift seitens der 
Frau oder ihrer Freunde vereinigt zu werden, s. o. § 23 n. 27. 28. Vgl. 
ausser der oben besprochenen Stelle magd. Fr. I, 11 , 1 namentli<3h Dist. I, 
15. Gl. zu Weichb. 22, v. D. 278. Und sehr häufig pfiegte dann das Morgen- 
gabsgelübde der Mitgift auch quantitativ zu entsprechen , s. die Ausführung 
§ 34 n. 4. 5. 

Bi Mit den in § 31 n. 13 angegebenen Consequenzen. S. Weichb. 24 § 3. 
Syst. SchR. IV, 2, 3a. 5. 9. Glog. Rb. 121. Gl. zu Weichb. 22, v. D. 278. 
MSchU. bei Wendroth in der § 22 n. 21 cit. Diss. 26. Vgl. übrigens § 21 
not. 30. 
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werden von verschiedenen Anschauungen getragen. Und das 
gilt nicht nur von der gelobten Morgengabe im engern Sinne, 
sondern auch von jenem ersten Falle, wo die Intention des 
Bestellers darauf gerichtet ist sein Morgengabs-Gellibde ge- 
richtlich zu stätigen. Auch dies so einfache Verhältniss er- 
scheint in den magdeburger Rechtssprüchen durch fremdartige 
Gedanken beeinflusst und entstellt. 

So zunächst hinsichtlich des Beweises. Ist das Recht der 
Wittwe auf die ihr zugesagte Morgengabe als ein persönliches 
Forderungsrecht zu betrachten, sa müssen des Mannes Erben 
zum Beweise, und zwar zum Beweise nach todter Hand kom- 
men. Das bestätigen uns allerdings einige Quellen hinsicht- 
lich beider Fälle der aussergerichtlich zugesagten Morgengabe. 

Syst. SchR. IV, 2, 6: Gelobit ein man sinem wibe, di her 
nimpt czu der e, 10 mark ader me czu morgingobe czu geben 
und stirbit, e hers volfuret vor gehegtir bank: dorumme mag 
die vrauwe des mannis erbin ansprechin. Bekenn in se des, 
daz der man der vrauwin daz gelt czu morgingobe gelobit 
habe, so sullin se daz haldin also verre, als daz erbe wert ist, 
daz se genomin habin 5*. Abir vorsachindie erbin des ge- 
lobdis, semogin unsculdicwerdin und sullin swe- 
rin, daz der man der vrouwin di morgingabe nicht gelobit 
habe *^ 

Magd. Fr. I, 11, 1**: Des bitte ich mich czu undirweisen, 
wenne des mannis kinder sprechen „sie wissen nicht ader 
wellen nicht wissen von der morgengobe, abiricht gemorgen- 
gobit sei adir nicht, adir wi vil dez sei"; unde der lute ouch 
ein teil tot sin unde ein teil noch leben , di bi der gobe sint 
gewest**; di noch leben, gedenken wol, das man der frouwen 



" Nach dem Satze § 21 n. 30. 

53 Ebenso entscheiden andere Stellen diesen Fall. Syst. SchR. IV, 2, 93. 
Parteivortrag in MSchU, Böhme 131, 2, s. u. zu n. 63. 

^ Den Anfang der Stelle, in welchem das reqnirirende Gericht die locale 
Morgengabe erläutert, s. o, zu n. 44. Auch hier ist Behrendts Text Dr. 
dem Abdruck zu Grunde gelegt. 

*s S. n. 50. 
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gemorgingobit hat, si denken abir nicht, wi vil"*®? Wi nu di 
frouwe ire morgengobe bewisen süUe czu haben — ? Hiruf 
sprechen wir scheppin czu Magdeburg recht. 
Nochdemmole daz di frouwe gerichtis bewisung nicht enhat 
uf ire morgengabe, sosint des mannis kindere mit irem 
eide do neher vorczukomen swerende mit einis 
hant, das ir vatir di frouwe nicht bemorgingobit habe, wenne 
si di morgengabe bewisen und behalden möge. 

Der Unschuldseid der beklagten Erben soll also nicht 
einmal, wie sonst bei der Klage nach todter Hand*^ gelb- 
siebenter abgeleistet werden , sondern der blosse Parteieneid 
genügend sein. 

Statt dieses rein obligatorischen Beweisverfahrens wird 
aber in den magdeburger Sprüchen nicht selten der Morgen- 
gabsbeweis des Ssp. *^ der Eineid der klagenden Wittwe, mit- 
hin ein ursprünglich auf dinglicher Grundlage beruhendes 
Beweisrecht gewährt, ja beide Beweisarten sogar höchst wun- 
derlicher Weise mit einander combinirt. Die eben citirte 
Stelle fährt fort: 

Wellin abir di kinder nicht sweren unde wellen der frou- 
wen ire bewisunge czustaten, so sal si di morgengabe benumen 
unde sweren mit iris einis hant uf den heiligen, das ir so vil 
gemorgengobit sei, als sie benumet hat. 

Es wird hiedurch ein dem Beweise nach todter Hand ana- 
loges Beweisverfahren eingeführt, indem derEineid der Wittwe 
den nichtwissenden Erben gegenüber durchaus der Innerung 
bei Nachlassklagen entspricht. 

In andern Stellen ist nur von einem Beweise der Wittwe 
mit Eineid die Bede. 

MSchU. bei Wendroth in der § 22 n. 21 cit. Diss. 32: 
Tarste die — frawD. mitires eines hant uf den heiligen, 
wie recht ist, betewern und irhalden, das ir S. 600 



^ Vgl. hiezu die Bemerkung n. 39. 
67 8. 0. § 21 n. 31. 
M 8. o. § 18 zu n. 30. 
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•mark groschen zu einer rechten morgengabe ader freulicher 
gerechtigkeit uf und in alle seine guter farinde unde unfarinde 
zuvormachen zugesaget und globet habe**, denne mag sich 
die fraw ires zugesagten ehegeldis vor allen ires mannes gleu- 
bigern an allen stehnden eigen und ligenden gründen ir- 
holen 60. 

Und auch in anderen Aufzeichnungen des sächsischen 
Stadtrechts wird fUrdie gelobte Morgengabe ebenso wie die 
gegebene des Landrechts das Beweisrecht der Wittwe vorge- 
schrieben 6*. 

Unklar wie das Beweisverfahren bei gelobter Morgengabe 
war aber auch die Concurrenz derselben mit andern Nach- 
lassschulden gestaltet. Falls das städtische Recht den Grund- 
satz, dass eine gelobte Morgengabe immer nur ein Forderungs- 
recht begründen könne, zu consequenter Durchführung ge- 
bracht hätte, so wäre die Consequenz gegeben gewesen, dass 
die Frau mit den sonstigen Nachlassgläubigern concurrii-te, 
dass ihre Ansprüche nicht hinter die der letztern zu treten 
hätten. Die städtischen Quellen lehren aber das Gegentheil ; 



^^ Es handelt sich hier also um den o. zu n. 39 behandelten Fall, wo die 
gerichtliche Bestellung einer Morgengabe versprochen wird. 

^ lieber diesen letzten höchst wunderbaren Ausspruch s. u. zu n. 66. 

6* Vgl. den Parteivortrag in den magd. Fr. I, 11 , 4 : Ouch so hette di 
frouwe gesprochen vor gehegetem dinge, ,,ir man habe ir gegeben unde nior- 
gengobit 80 mark** -=- und hette das behalden mit irem eide vor 
gerichte. Gl. zu Weichb. 22, v. D. 279 : Gelobit ein man sinem wibe vor 
den eluten (s. o. n. 50) eine morgingabe, er bestetigte die morgingabe vor ge- 
richte ader nicht : das wip behelt die morgingabeufdenheiligen 
unde die gewere , do ir die morgingabe uf gegeben was , mit gezuge billichir 
und ehr , wenne sie des mannes erben dovon gewisen mögen. — Der letzte 
Satz ist eine wunderliche Anwendung des vom Ssp. 1 , 20 § 4 für einen ganz 
andern Fall berechneten Ausspruchs. Von dem Beweise der Gewere kann um 
deswillen nicht die Rede sein, weil die Morgengabe der Wittwe an Geld 
bestellt worden war. Vgl. auch Gl. zu Weichb. 56, v, 1). 377 i. i. , s. o. n. 
22. Der Morgengabseid des Ssp. wird auch auf die Morgengabe des branden- 
bnrgischen Rechts , die an Liegenschaften bestellt wurde , s. o. n. 30, ange- 
wandt. Heydemann joach. Const. 180. 
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sie stellen hierin die gelobte Morgengabe der durch gericht- 
liche Aufgabe bewirkten •^ gleich. 

Syst. SchR. IV, 2> 5 : Gelobit — ein man sinim wibe gelt 
vil adir wenig czu morgingobe und volvurit des nicht in ge- 
hegtim dinge ; stirbit denne der man und lesit schulde also 
vil, als her bot: man sal sine schult beczalin von sime gute 
und di vrauwe bot nicht rechtis an deme gute®* — . 

MSchU. Böhme 131, 3**: Ist — dem Vormunde wissint- 
lich, das der kindir vatir schuldig blebin ist, di schulde mus 
her geldin vor der morgengobe**. 

Wunderbar freilich ist die schnurstracks zuwiderlaufende 
Entscheidung des oben angeführten MSchU. bei Wendroth 
1. 1. 32, welche die Frau mit ihrem Ansprüche auf eine gelobte 
aber noch nicht gerichtlich gestätigte Morgengabe den andern 
Erbschaftsgläubigem vorgehn lässt. Eines haltbaren Grundes 
möchte diese Auffassung ermangeln ; hat die Frau ein persön- 
liches Forderungsrecht auf die Morgengabe, so kann sie 
den Gläubigem nicht vorstehn**. Soll das Geloben der Morgen- 
gabe als eine besonders privilegiirte Vergabung gefasst 
werden, so mUsste die Frau den Erbschaftsgläubigern nach- 
stehn *7. Vielleicht dass auf die Schöffen die spätere land- 
rechtliche Entwickelung wirkte, welche die Morgengabe als 
ein aus der Erbschaft auszuhändigendes Wittwenpräcipuum 
fasste, eine Auffassung, wie sie namentlich durch Johann 
V. Buch verbreitet worden war «». 



62 S. o. n. 19. 

63 Mit Unrecht wird diese Stelle bisweilen so verstanden , als wenn da- 
durch die Unwirlssamlieit einer anssergerichtlich bestellten Morgengabe aas- 
gesprochen würde. Alb recht diss. de probat. 11, 31 n. 96. Darum handelt 
es sich ja gar nicht. 

6« In die magd. Fr. I, 8, 1 verkürzt aufgenommen. 

65 Sie war in diesem Falle anssergerichtlich bestellt worden. — Ueber- 
/ einstimmendes lehren die magd. Fr. I, U, 4. II, 2, 7, s. o. § 33 zu n. 26. 

66 Eine Anwendung etwa des römischen Dotalprivilegs lässt sich hier 
nicht annehmen, s. die Einleitung III, § 7 n. 3. 

67 Nach dem Satze o. n. 19. 

68 S. o. § 11 n. 26. 

V. M ar 1 1 1 SB , ehel. Güterrecht des Ssp. 23 
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Wie aber auch die gelobte Morgengabe des Weichbild- 
rechts juristisch zu erklären sei, darin stimmen die Quellen 
desselben überein, dass sie nur im Falle, wenn der Mann vor- 
abstirbt, gegeben wird*'. Die Erben der Frau können vom 
Manne nicht die versprochene Morgengabe fordern. Das alte 
Rechte® ist hier c'onservirt worden. 

Syst. SchR. IV, 2, 7: — Gelobe — ein man sinem wibe 
gelt vil adir wenig czu gebin czu morgingobe und volvuret 
des nicht in gehegtim dinge und stirbit di vrauwe — : des 
mannis gelobde ist us ; und der man ist der vrauwin mogin 
und erbnamin nichtis pflichtig noch irme tode umme daz ge- 
lobde ^i. 

So ist denn das Resultat der vorstehenden Untersuchung 
dies, dass der Mann unbeschränkt ist in der Freiheit seiner 
Gattin Yermögenszuwendungen gerichtlich zu machen ; dass 
dagegen eine aussergerichtliche Vermögenszuwendung im 
Gebiete des magdeburgischen Rechts nur als statutarisches 
Rechtsinstitut unter dem Namen der Morgengabe vorkommt, 
während sonst die Erben an eine solche nicht gebunden sind, 
mag nun die Verfügung unter lebenden oder von Todeswegen 
erfolgt sein. 

Was vom Manne gilt nun aber auch von der Frau. Mit 
der veränderten Gestaltung des Sachenrechts war der Satz des 
Ssp. , wonach der Mann keine andere Gewere als eine vor- 



^Beselerl, iGOn. 16. Durchans abweichend gestaltet sich also der 
Fall, wenn eine Morgengabe gerichtlich gegeben ist, sie mag Immobilien oder 
Fahmiss zum Gegenstande haben. Hier muss Transmission an die Erben der 
vor dem Manne sterbenden Frau eintreten, § 21 n. 20; es sei denn, dass die 
gerichtlich gegebene Morgengabe erst auf des Mannes Tod gestellt ist, § 21 
n. 21, wo die vorabsterbende Frau die Morgengabe nicht transmittiren kann, 
da sie auf dieselbe noch nicht gekommen , s. die Gl. zn Weichb. 22 , ▼. D. 
277, 0. n. 29, und MSchU. Wasserschieben I, 245 c. 99b. 

TOS. 0. § 18 n. 24. 

''i Nach der Schilderung der statutarischen Morgengabe in magd. Fr. I, 
11, 1, s. o. n. 44, fragen die Freunde der Frau: ,,abGot icht an uch tut, das 
ir ee sterbit denne unser frundinne, womete weUit ir unser frun- 
dinne belossen?*' — 
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mundscbaftliche an ihrem Vermögen gewinnen könne, gefal- 
len 72. Und die städtischen Quellen gewähren uns zahlreiche 
Belege für die Verfügungsfreiheit, mit der die Frauen ihre 
Männer, sei es mit ihrem ganzen Vermögen ^^ oder einer 
Quote desselben, sei es mit Liegenschaften 7*, sei es mit ihrer 
zu Sondergut vorbehaltenen Fahrniss 7» bedenken. Aber hin- 
sichtlich der Form, in der sie solche Verfügungen treffen, 
stehn sie bedeutend freier da als die Männer. Denn nur für 
die Immobilien bedarf ihre Disposition nach bekannten Grund- 
sätzen des gerichtlichen Akts. Ihre Fahrniss fällt unter das 
freie Verfügungsrecht und das Erbrecht des Mannes, wenn sie 
sich nur in seiner Gewere befindet. Um sie ihm zuzuwenden 
bedarf Q3 also nur eines unzweideutig manifestirten Ueber- 
gangs derselben aus der Sondergewere der Frau in seine ehe- 
liche Gewere ''•. 

§ 34. Inhalt der Ehestiftungen, 

War auch durch Freigebung der Ehestiftungen die Ge- 
staltung des ehelichen Güterrechts zur Sache des Vertrags 
unter den Gatten gemacht worden, dem das gemeine 
Weichbildrecht nur als dispositives Recht ergänzend zur 
Seite trat, so machten sich dennoch auch in jenen Ver- 
trägen gewisse allgemeine Gesichtspunkte geltend, welche den 
Inhalt derselben bestimmten und ihnen in grösseren oder klei- 
neren Kreisen einen einheitlichen Stempel aufdrückten. Die 
Ehestiftungen gewannen in den verschiedenen nach magde- 



^2 Das Weichb. der berliner Hdschr. von 1369 (v. £). 1853) a. 78 lasst 
darum bei der Aufnahme von Ssp. I, 31 jenen Satz des Ssp. aus. Dasselbe 
gilt von den Dist. I, 20, 15. 16. 

TS Z. B. syst. ScbR. IV, 1 , 11. 29. Aufgabe des gegenwärtigen und zu- 
künftigen Yemiögens, Neumann nr. 13. Wasserschieben I, 94 c. 
145, u. a. m. 

74 Z.B. MSehU. Böhme 139, 2. Wasserschieben I, 244 c. 98. 
Syst. SchE. IV, 1, 4. 10. 12. Glog. Rb. 22, u. a. m. 

75 Vgl. die Stellen § 22 nr, 5. 

76 S. § 28 n. 13. Unter Umstanden kann eine gerichtliche Vergabung 
der Fahrniss vortheilhaft sein, s. § 22 n. 30. 

23* 
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burger Weichbild gegründeten Städten den Charakter des ob- 
servanzmässigen Rechts. Nachdem wir die Form betrachtet, 
in welcher sich nach der Auffassung des sächsischen Stadt- 
rechts der Wille der Gatten über das durch die Ehe geeinte 
Vermögen zu äussern hatte, versuchen wir jene Ehe vertrage 
nach dem Inhalte, den sie zu haben pflegten, in allgemeinen 
Umrissen zu charakterisiren. 

Nichts war zunächst bei Verträgen zwischen Gatten na- 
türlicher als dass sie in ihrem Inhalte eine gewisse Gegen- 
seitigkeit erhielten, dass der Mann für das, was er seiner Frau 
verschreiben liess, einen Entgelt in Vermögensvortheilen, die 
diese ihm zuwendete, zu sehn wünschte. Die Verfügung so- 
mit, die er zu Gunsten seiner Gattin traf, erhielt den Charakter 
einer remuneratorischen. 

Die Frau hatte etwa dem Manne fahrendes Gut in die 
Ehe gebracht, ohne sich daran Sondergut vorzubehalten. Ein 
Rückfall desselben konnte nach den Regeln des sächsischen 
Rechts nicht eintreten , doch der Mann von dem Wunsche ge- 
leitet sein ihr einen Ersatz für das inferirte Vermögen zu ge- 
währen. Hier handelte es sich also uni eine Wiedererstat- 
tung für das Eingebrachte und wir finden diesen Namen für 
eine solche Verfügung in einzelnen Statutarrechten adoptirt. 
In den breslauer Stadtbücheni lesen wir häufig Eintragungen, 
nach Art der folgenden*: 

S. Z. (ist erschienen) und hat ufgereicht Annen seiner 
elichen hausfrawen zu einer widerstattunge der 
metegift, so er von'L.R., seinem schweher iren wegen ent- 
pfangen hat, die h elfte aller und ider seiner guter, sie sein 
farende und unfarende ^ — . 

Und diese vom Manne geleistete Wiedererstattung wird 
häufig nach jenem, oben besprochenen Sprachgebrauche eine 
Morgengabe genannte Ihr Umfang aber ist ein verschiedener. 



1 Wendroth in der § 22 n. 2L cit. Diss. 38 nr. 2. S. u. zu n. 60. 

2 Vgl. das MSchU. ibid. 28, Breslaaer Stadtb. ibid. 36 nr. 8. to. 12. 

9 Bresl. Stadtb. ibid. 36 nr. 9. 37 nr. 13. 14. Gl. za Weichb. 22, ▼. D. 
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Bald gelobt der Mann den Betrag des Eingebrachten^, bald 
auch das duplum davon s, ja zuweilen sein ganzes Vermögen 
oder eine Quote desselben ^. Und äusserst zahlreich gestal- 
teten sich die Modalitäten, unter denen Mitgift und Gegenver- 
mächtniss bestellt wurden 7. 

Aber nicht allein der Wunsch seiner Frau einen Ersatz 
für das in die Ehe gebrachte Vermögen zu gewähren gab für 
den Mann das Motiv zu solchen Verfügungen ab. In allen 
nach magdeburger Becht lebenden Städten begegnen häufig 
gegenseitige Vermögensaufgaben der Gatten. Die Frau Hess 
ihr gesammtes Gut oder eine Quote desselben dem Manne auf 
und erhielt von diesem eine Zuwendung desselben Inhalts; 
eine solche gegenseitige Vergabung konnte unter lebenden « 



280 : Unde si dem manne eine metegift gelobt hette nnd er ir wedir eine mor- 
gingabe — . 

4 Breslaner Stadtb. ibid. 35 nr. 5. 41. 

s MSchU. ibid. 28 (200 gegen 100 mark groschen). 32 (800 gegen 400 
mark groschen). 35 nr. 6 (lOOO gegen 500 Gulden). 26 nr. 1 (800 gegen 400 
Gulden) . Dieser Betrag kehrt nach den Mittheilungen Wendroth'sSTam 
häufigsten in den breslauer Signaturbüchem wieder. Daneben wird aber auch 
das qnadmplum verabredet, s. MSchU. ibid. 26 nr. 2, s. n. 6. 

«S. die Stellen. 1. 

7 Erwähnt wird vor allem die Abrede , dass die Bestellung der Morgen- 
gabe erst nach wirklich geleisteter Mitgift erfolgen sollte, Gl. zu Weichb. 22, 
V. D. 278. MSchU. bei Wendroth in der §22n. 21 cit. Diss. 26: Czwischen 
mir und — meinem sweher von seinir tochtir wegen , die ich zur ee genomen 
habe , ist also beteidinget , das er mir mit seinir tochtir 200 mark groschen 
geben und awsrichten sal ; nnd so mir die worden seint, so sal ich seinir toch- 
tir , meinir hawsfrawe 800 gülden zu dem , das sie zu mir bracht hat , vor- 
machin. — Bei der Wiedererstattung für geleistete. Mitgift wird dann häufig 
die Transmission für den Fall des vorabsterbens der Frau ausgeschlossen, in- 
dem die Zuwendung erst auf den Nachlass des vergabenden gestellt wird , s. 
§ 33 n. 68, § 21 n. 21. Vgl. die Auszüge aus den breslauer Signaturbüchem 
bei Wendroth 1. 1. 26 nr. 1. 35 nr. 5 — 37 nr. 14. 38 nr. 1 — 39 nr. 3. 
— Zuweilen wird ein Theil der vom Manne gelobten Morgengabe nur zu Leib- 
zuchtsrecht, vgl. § 33 n. 18 i.. f., gewährt, z. B. Wendroth 1. 1. 38 nr. l ; 
oder das Eipgebrachte im- FaU vorabsterbens der Frau nur als Leibzncht zu 
geniessen gelobt, z. B. Wendroth 1. 1. 35 nr. 6. 

8 S. 0. § 22 nr. 5. 
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oder von Todeswegen erfolgen; und die letzte wiederum unter 
dem Vorbehalte der „Herrschaft", d. h. der freien Verfügung 
über die vergabten Objekte®, oder „ohne unterscheit" bewirkt 
werden. Sie konnte endlich das gegenwärtige oder das zu- 
künftige ^^ Vermögen zum Gegenstande haben. Und nicht 
allein im Falle, dass beide Gatten vermögend waren, erschien 
eine solche gegenseitige Vermögenszuwendung möglich. Denn 
wenn nach der Auffassung des städtischen Rechts auch eine 
erst zukünftige Sachengesammtheit das Objekt einer gericht- 
lichen Vergabung bildete, bot eine Rttckauflassung des begs^b- 
ten Ehegatten für den Fall seines Vorabsterbens mannigfache 
Vortheile dar**. 

Welcher ßeichth um an Combinationen begann aber damit 
die ehelichen Güterverhältnisse im Bereiche des sächsischen 
Weichbildrechts zu gestalten! Welche Fülle von neuen 
Rfechtssätzen wurde auf das eheliche Vermögensrecht anwend- 
bar! Alles das, was wir als wesentlich für das Eherecht des 
Ssp. und des auf ihm erwachsenen magdeburgischen Rechts 
erkannt haben, es musste sich verflüchtigen unter der Mannig- 
faltigkeit des gewillkürten Rechts. Haben wir als das unter- 
scheidende Kriterium des sächsisch-magdeburgischen Rechts 
eine bloss äussere Gütervereinigung erkannt, die den Mann aller- 
dings mit weitgehenden Befugnissen über das Gut seiner Frau 
ausstattete, ihm aber die unbeschränkte Verfügungsfreiheit 
über sein Eigenthum beliess: eine gegenseitige Vermögens- 
aufgabe der Gatten inaugurirte ein durchaus anderes Verhält- 
niss, das dem Mann zwar die Verfügung über die eheliche 
Fahrniss belassen mochte, aber die Dispositionen über alle 
Liegenschaften des ehelichen Vermögens dem Consens beider 
Gatten ^2 unterwarf; das also einen bekannten Satz aus dem 
Systeme d^r gesammten Hand^^ in das sächsische Eherecht 



» S. o. § 21 n. 25. 

^0 Wichtig insbesondere für Vergabungen an Grundstücken. 

11 Beispiele sind magd. Fr. I, 11, 4. 12, 5. Vgl. o. § 22 n. ^0. 

12 Nach der Ausführung des § 26. 

13 Vgl. statt aller andern Schwarz Gütergemeinschaft der Ehegatten 
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verpflanzte. Haben wir als ein wesentliches Princip des Ssp.- 
Kechtes den Satz erwiesen , dass die Frau mit ihrem eigenen 
Gute niemals für die Schulden des Mannes hafte: durch gegen- 
seitige Vermögensaufgabe war die Schuldenhaftung der Ehe- 
frau angebahnt 1^, ein Satz desjenigen Systems, welcher das 
eheliche Vermögen der Quotentheilung unterwarf **, auf das 
magdeburger, ursprünglich damit in schroffem Gegensatz 
stehende Recht angewandt worden. Haben wir als eine wich- 
tige Maxime des sächsisch-ostfälischen Rechts den Schossfall 
des überlebenden parens am Vermögen des Kindes gefun- 
den**: bei der Möglichkeit einer gegenseitigen Vermögens- 
zuwendung der Gatten konnte jene Maxime ausser Kraft ge- 
setzt und der Schichtung zwischen dem überlebenden parens 
und den Kindern erbabfindende Kraft gegeben werden *7, wie 
es Rechtens war im Systeme der Quotentheilung **, in dem 



nach fränkischem Beeht 14 ff. — Ja anch die demselben System angehörende 
Verfangenschaft des ehelichen Vermögens zu Gunsten der aus derselben Ehe 
stammenden Kinder konnte durch Vertrag ausgemacht werden. Eine höchst 
interessante SteUe darüber enthält das syst. SchH. IV, 2, 37 : (Die Wittwe, 
die vermöge Schossfalls das Vermögen ihres Kindes ererbt hat, vererbt) daz 
anirsturbene gut nf alle ere kinder und nicht alleine uf daz kint, von dez vatir 
daz anirsturbene gut herkomin ist ; is en si denne, daz mit giftin be- 
waritsialzo: ab der erstin kindir einis adir me absturbin, daz sin teil sulde 
gevallin uf di mutir alleine czu irme leibe czu besiczene. Ist di gift 
alzo dorobir gegebin unde gesehen , zo zal daz gut valiin uf daz (kint) von 
dem vatir, dovon daz gut her komin ist ; is en si denne, daz di gift andirs us- 
wise. — Völlig unerklärlich ist es aber, wie Spuren des gesetzlichen Ver- 
fangenschaf tsrechts auch in die magdeburgischen Quellen haben eindringen 
können , vgl. die eben cit. Stelle zu Anfang und sodann vor allem Böhme 
111, 4. Es widerspricht dies auf das entschiedenste der Auffassung des Ssp. 
UDd den Aussprüchen der magdeburger Schöffen, z. B. MSchU. Wassersch- 
ieben I, 86 c.^ 58. Vgl. auch den Ausspruch In den Dist. I, 24, 4. 

^* Nach dem Principe § 21 n. 22. 

»Vgl. 0. § 27 n. 11. 

»8 S. z. B. 0. § 14 n. 10. § 16 n. 39. 

" S. u. n. 71. 

18 Für das Drittheilsrecht ist dies häufig ausdrücklich ausgesprochen, 
vgl. namentlich Dist. I, 11 , 2. Bekanntlich rief dieser Punkt bei Verkündi- 
gung der sächs. Constitutionen von 1572 einen erbitterten Streit zwischen den 
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der gesammten Hand ^^. Und endlich, was das wichtigste ist : 
jene Erbth eilung des Ssp. und des magdeburger Rechts, als 
deren Grundgedanken wir die Sonderung des Frauenguts von 
dem Vermögen des Mannes erkannt haben , sie durfte durch 
gegenseitige Vermögensaufgabe der Eheleute mit einer Quoten- 
theilung vertauscht werden, die von keiner anderen An- 
schauung getragen werden konnte als von der eines Miteigen- 
thums derselben am ehelichen Vermögen. 

Und hier ist denn der Punkt, wo wir an ein wichtiges 
Resultat der Einleitung anknüpfen. Schon die obige Unter- 
suchung über die Verbreitung des magdeburgischen Stadt- 
rechts hat uns den überraschenden Schluss abgenöthigt, dass 
von der Anwendung, die dasselbe in einem weiten Gebiete 
erhielt, die Sätze über eheliches Güterrecht fast überall aus- 
geschlossen waren, dass an die Stelle des magdeburger, un- 
mittelbar auf dem Ssp. beruhenden Eherechts bei der Germa- 
nisation des slavischen Ostens in der Mehrzahl der Territorien 
andere Güterrechtssysteme traten, die das eheliche Vermögen 
einer Quotentheilung unterwarfen, eine Gütergemeinschaft 
von Todeswegen anstatt der strengen Gütereinheit des Ssp. 
einführten 20. Im ganzen waren es nur wenige Stadtrechte 21, 
die auch im ehelichen Vermögensrecht dem Ssp. so treu blie- 
ben wie das Landrecht des späteren Mittelalters 22. Aber auch 
diese wenigen Stadtrechte konnten nicht unberührt bleiben 
von den Resultaten einer jahrhundertlangen Entwicklung, in 
welcher auf verschiedenem Wege das eheliche Güterrecht der 



Freibergem und D. Cracau, dem Redakteur derselben, hervor, Schott III, 
107 flf. — Auch für die Halbtheilung fehlt es diesem Satz nicht an Belegen. 
In dem nur handschriftlich vorhandenen Bericht des preussischen Juristen 
Caspar Schütz: von Erbfellen, der im 16. Jahrhundert verfasstist, heisst 
es ,,daz die kinder nach getrenntem busen und geleisteter schiebt und teilunge 
eines auf das ander, und nicht auf die Eltern, ir Anteil verfeUen*^ 
»9 Vgl. Roth in Bekker und Muther Jahrbb. III, 348 n. 150. 

20 S. die Einleitung III, § 4 i. f. 

21 S. 50 n. 43, 

22 S. 49 n. 42. 
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deutschen Stämme zur Statuirung des Theilrechts gekommen 
war 23. Wenn jene Stadtrechte auch nicht direkt mit der Auf- 
hebung des ererbten Rechts vorgingen, so wurde diesem doch 
der Boden entzogen durch Ehestiftungen , welche sich dem 
Systeme der Quotentheilung anpassten. 

Wir haben nun oben 2* gefunden, dass es im Geltungs- 
bereich des magdeburger Rechts zwei Systeme des Theilrechts 
waren , die in den Stadtrechten Geltung erhielten ; das Drit- 
theilsrecht und die Halbtheilung, jenes auf fränkisches Recht 
zurückweisend ist namentlich in der Markgrafschaft Meissen 
nebst den damit vereinigten Gebieten, sodann in Böhmen und 
Mähren zu weiter Verbreitung gekommen; diese gleichfalls 
auf westdeutscher Grundlage beruhend ist in der Mark Bran- 
denburg, im Ordenslande Preussen und in vielen Gegenden 
Schlesiens zur Anwendung gelangt. In beiden Systemen wird 
bei vorabsterben des Manns das eheliche Vermögen zusammen- 
geworfen und einer Quotentheilung unterworfen 2». Beide 
haben die Tendenz das Verfügungsrecht des Manns über das 
eheliche Vermögen ganz frei zu gestalten 2«: in beiden werden 
demnach die ehelichen Schulden vor aller Erbschichtung aus 
dem ehelichen Gesaramtvermögen getilgter; und die Erbthei- 
lung selbst hat abfindenden Charakter, so dass der Schossfall 
des überlebenden parens am Vermögen seiner Kinder ausge- 
schlossen bleibt 28. Es ist eine durchaus vom Ssp. abweichende 
Gliederung des ehelichen Vermögensrechts, die durch die 
Quotentheilung des ehelichen Vermögens bedingt wird. Aber 
wie sehr beide Theilrechtssysteme den Anforderungen der 
städtischen Wirthschaft entsprachen, ergibt sich daraus, dass sie 
auch in den nach dem Eherecht des Ssp. lebenden Städten die 
hauptsächlichsten Normen für eheliche Zuwendungen abgaben. 



23 Vgl. Roth in Bekker u. Muther Jahrbb. III, 327. 
** S. die Einleitung III, § 4 i. f. 

25 S. die Einleitung III, § 4 IV n. 33, 

26 S. o. § 26 n. 44. 
2^8. o. n. 15. 

28 S. 0. n. 18. 
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Nur wenige Zeugnisse freilich sind uns für eheliche Zu- 
wendungen nach dem System des Drittheilsrechts erhalten *•. 
Desto grössern Einfluss erlangte aber im Gebiete des magde- 
burgischen Eechts die in der Mark Brandenburg, in Preussen 
und Schlesien weitverbreitete Halbtheilung. Sie erwies sich 
als ein so einfacher, natürlicher und angemessener Theilungs- 
modus für das eheliche Vermögen, dass sie das beliebteste 
Muster für eheliche Vergabungen abgab. Und für die Ver- 
breitung solcher Aufgaben zu Halbscheid trug nicht zum min- 
desten der Umstand bei , dass sie in Magdeburg selbst Ein- 
gang gefunden hatten. Sie wurden dort so üblich, dass man 
sie um die Mitte des 14. Jahrhunderts ^<) zum Gegenstande 
einer Willkür machte ^^ Diese ist uns in der Glosse zu Weich- 
bild a. 22 32 erhalten und lautet folgendermassen : 

Wir haben ze Meideborg solliche gewonheit ^3, _ nirne 
abir teile wir die gewonheit vor ein recht wen unsem in- 
wonern 3* — wenn unsir gewonheit ist : wenn einer ein wip 
nimt oder nemen wil, so ist ein gelobde ire mete- 



2« Vgl. die SchUU. bei Wasserschleben I, 135 c. 2. 161 c. 26. 318 
c. 170. 

30 S. die Einleitung III, § 6 zn n. 3. 

3» S. die Einleitung III, § 6 unter nr. l._ ^ 

32 y. D. 280 ff. Zur Vergleichung herangezogen ist die breslaner Hdschr. 
Homeyer Rbb. 86. 

33 Was hier Gewohnheit heisst , wird dann später Willkür, gewill- 
kürte Gewohnheit genannt. Der Sprachgebrauch froherer Zeit warf 
bekanntlich die Begriffe statutum und consuetudo durcheinander. Prüfen wir 
aber die obige Festsetzung ihrem Inhalte nach, so möchte sich ergeben , dass 
sie nicht das Resultat einer blossen Observanz gewesen sein könne , sondern 
dass sie auf ausdrücklicher Vereinbarung beruhe, mithin als Willkür im eigent- 
lichen Sinne anzusehn sei. Dies geht nicht allein aus dem complicirten Cha- 
rakter der Vergabung hervor, sondern folgt auch aus dem Satze über Schulden- 
haftung, der durch Rechtsgeschäft niemals vereinbart werden konnte. Denn 
den Gläubigem konnten durch eheliche Vergabung niemals ihre Rechte auf 
den Nachlass des Schuldners entzogen werden, s. o. n. 14,~§ 21 n. 22, § 27 
n. 13, § 33 n. 19. 

3« S. die Einleitung III, § 5 n. 23. 
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gift'*. Wenn unsere herren'* in dem burgeredinge sizm, 
so gibt man mituns solliche gäbe nach deme, daz der 
frouwen metegift ist, unde dornach desmannes 
gut ist. So teilt er daz gut halb unde beschribit daz sinem 
wibe in der stat tafil. Von dem teile, daz der frouwe gegeben 
wirt, darf si nimande keine schult gelten« Unde czu der gäbe 
gibit man der frouwen einen Vormunden , iren nehisten eben- 
bortigen swertmagin^^; unde (der) erbit di Vormundschaft ^8. — 
Wenne denne die gäbe bestetiget wirt, das is ingeschrebin 
wirt, stirbit denne die frauwe, so gevellit die gäbe halb an der 
frouwen nehisten erbin, ab'si keine kindere hat; hat si abir 
kindere , so blibit den kindern ir muter teil. Wollen sich di 
kindere von dem vatere scheiden nach irer muter tode, daz ist, 
ab sich der vater voranderte , so sal der vater den kindern 
geben irer mutere metegift; do nimt der vater teil an 
kegen einem izlichen; ut in nov. 97 c. 5. nov. 98 c. 1 s». 



35 DieHdschr. Homeyer Bt)b. 86 liest: ein globde irer metegift. AUein 
das gibt keinen Sinn. Der allerdings sehr conclnne Ausspruch hat die Be- 
deutung, dass die Frau bei Eingehung der Ehe durch die Aufgabe an den Mann 
ihr Einbringen opfert, dass demnach das Gelübde des letztern ihr die Mitgift 
ersetzen muss. Vielleicht mag der Ausdruck auch im Hinblick auf das Privileg 
u. 48 gewählt worden sein. 

33 Das ist der Bath, in dessen Burding die Vergabungen seit 1295 vor- 
genommen wurden, s. die Einleitung III, § 2 n. 15. 

37 Die Bedeutung dieser Vormundschaft erschöpft sich wie bei der Leib- 
zuchtvormundschaft des spätem Rechts, s. § 16 n. 35>-37, darin, dass nur 
unter Qenehmigung dieses Vormunds der Anthell der Frau veräussert werden 
kann. Das führt die obige Stelle weiter aus, Gl. zu Weichb. 22, v. D. 
281. 282. 

38 flier folgt eine Anpreisung der Willkür unter den Gesichtspunkten, 
dass solche Vergabungen offenbar, ehrlich, der Stadt, der Zeit, und den Per- 
sonen nutze seien. 

3<> Die alten Ausgaben citiren nov. 91 c. l. Ohne Zweifel sind die Citate 
Zusätze des Glossators, wobei man^ sich nur wundern kann, dass hier das ein- 
zig passende AUegat, nov. 127 c. 3, s. Puchta Pandekten § 428 n. b, über- 
gangen worden ist, während die vom Glossator gewählten den Rechtssatz 
nicht bestätigen , oder gar nicht hieher gehören. — Aber ist vieUeicht der 
ganze letzte Satz der Willkür ein Zusatz des Glossators? Die Frage wird zu 
verneinen sein, s. n. 47. 



Digitized by VjOOQ IC 



364 

Prüfen wir den Inhalt dieser WUlkttr, so erkennen wir 
zunächst, dass es sich hier um Kegeln handelt, die fttr die 
freiwillige Vergabung der Gatten aufgestellt sind. Anders 
wie in den Systemen der Quotentheilung ist die Halbtheilung 
des ehelichen Vermögens nicht als absolutes Recht vorge- 
schrieben, sondern tritt nur auf Grund eines Vertrags ein, 
wenn ein solcher auch durch die Sitte geboten wurde. War 
er aber nicht erfolgt, so musste nothwendigerweise die gesetz- 
liche Erbtheilung statthaben, die die Fahrniss auf den Mann 
oder seine Erben, die eingebrachten Liegenschaften nebst der 
ehelichen Gerade — die letztere freilich nach Massgabe des 
darüber gegebenen Statuts *® — auf die Seite der Frau fallen 
Hess. Sodann aber handelte es sich bei jenen in Magdeburg 
observanzmässigen Ehestiftungen um eine gegenseitige 
Aufgabe der Gatten ^* , die das Schicksal des ehelichen Ver- 
mögens für beide Fälle der Auflösung der Ehe, sowol für den 
Fall des Todes des Manns als auch für das vorabsterben der 
Frau bestimmte ^2. Der Umfang der gegenseitigen Zuwen- 
dung bestimmte sich also immer nach der Grösse des ehe- 
lichen Gesammtyermögens*^. Die Vergabung war sodann, da 
bei der Natur der ehelichen Gemeinschaft der vergabende im- 
mer in Besitz und Gemeinschaft des vergabten Gutes blieb, 
eine Vergabung von Todeswegen und zwar eine solche ohne 
Vorbehalt der „Herrschaft"**. Eine einseitige Veräusserung 
der ehelichen Liegenschaften war demnach dem Manne auch 
dann nicht gestattet, wenn dieselben von ihm in die Ehe ge- 



*o S. 0. § 30 n. 3. 

** Doch allerdings war eine solche nicht geboten , falls die Frau nur 
Mobiliarvermögen inferirt hatte ; eine gerichtliche Aufgabe derselben an den 
Mann war gar nicht nöthig, s. o. § 22 n. 30. § 23 n. 13. 

^2 Wenngleich die Gerade und das Heergewäte niemals von einer solchen 
Vergabung betroffen wurde, sondern immer dem nächsten Erben anfiel , s. 
§ 21 n. 27. 

^ ,,Nach deme daz der frouwen metegift ist unde domach des mannes 
gut ist'^ Ohne Zweifel war damit nicht aUein das gegenwärtige sondern 
auch das zukünftige Vermögen gemeint, s, o. n. 10. 

*4 S. o. § 21 n. 25. 
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bracht waren ^*; während allerdings die Objekte der an die 
Frau von Todeswegen vergabten Fahrniss seinem ehelichen 
Dispositionsrecht unterlagen*«. Das durch gegenseitige Auf- 
gabe zu einer Einheit verschmolzene Vermögen sollte nun 
aber bei Auflösung der Ehe nach Hälften auseinander fallen ; 
demnach der Mann oder seine Erben stets eine Halbscheid er- 
halten, desgleichen die überlebende Wittwe oder ihre Erben ; 
allein für 'den letztern Fall war ein Unterschied gemacht 
zwischen bekindeter und unbekindeter Ehe. Denn falls die 
Frau unter Hinterlassung von Kindern vorabgestorben war, 
sollte auf diese nicht die Halbscheid des ehelichen Vermögens, 
sondern nur ihrer Mutter Mitgift fallen , woran aber der über- 
lebende parens Kindestheil *7 zu erhalten hatte. Die Willkür 
gab dann aber der zu Halbscheid abgesonderten Wittwe ** ein 
höchst singuläres, man kann sagen exorbitantes Privileg. Die 
Wittwe sollte ihre Hälfte als präcipuum erhalten, demnach da- 
mit nicht bei Bezahlung der Nachlassschulden des Manns con- 
curriren; die Gläubiger des Manns durften stets nur das auf 
seine Erben fallende Halbtheil in Anspruch iaehmen. 

So waren in Magdeburg selbst, dem Hauptsitze des säch- 



*^ Das hebt die Gl. in der n. 37 bezeichneten Stelle als einen Vorzug der 
Willkür ausdrücklich hervor : Ouch mag ir man widir verkümmern noch vor- 
koufen daz gut ane des Vormunden wille; er ist aber ein here des.gutis, daz 
ist des gutis nuz , so lange er lebt ; — nicht daz er is entfremden sal unde 
vorterben. Qeschit is aber, das ein man vorterbe und in schulde queme, die 
frouwe hette mit irem manne gelobt — ane iresvormundis wille: der Vormunde 
widirwente das gelobde ut pr. J. de aactoritate tutorum, I, 21. — Vgl. 
oben n. 13. 

♦ö Wie ja das in der Natur der Vergabung von Todeswegen, die aü Fahr- 
niss geschah, begründet war, o. 247. 

'*^ Und zwar auch in dem Falle, dass derselbe zur zweiten Ehe schreitet. 
Und das ist der Grund , weshalb die Bestimmung nicht auf romisches Recht 
zurückgeführt werden kann. Denn nach römischem Recht verliert der pater 
binubus die ihm durch nov. 127 c. 3 eingeräumte Virilportion an der Proprie- 
tät der dos. S. Puchta in der n. 39 cit. SteUe. 

^^ Dasselbe trat also nicht ein, wenn die Frau vorabstarb; in diesem Falle 
wurde als Grundlage der Theilung der Nettobetrag des ehelichen Venpögens 
festgehalten, wie es den gewöhnlichen Regeln entsprach. 
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Bischen Re6ht8, die wesentlichsten Fundamente der ehelichen 
Gutereinheit aufgegeben ; eine durchaus neue Auffassung der 
ehelichen Vermögensyerhältnisse erschien damit angebahnt. 
Sie berührte sich zwar aufs nächste mit dem Systeme der 
Halbtheilung, wie es in den benachbarten märkischen Städten 
üblich war; aber dasselbe war hier mit fremdartigen Elementen 
versetzt: jenem wunderbaren Wittwen Vorrecht, welches das 
Halbtheil wie eine römische dos behandelte und darum die 
Frau den Gläubigern des Mannes vorzog, jenem Satze aus dem 
Institut der gesammten Hand, der die Verfügung über die 
ehelichen Liegenschaften an den Gonsens beider Gatten band, 
üeber das Schicksal dieser Willkür und die spätere Ent- 
wicklung des ehelichen Güterrechts in der Stadt Magdeburg 
liegen nur spärliche Nachrichten vor. Jene veränderte Rechts- 
auffassung, die zunächst in freiwilligen Vergabungen der Gat- 
ten zum Ausdruck kam^ und in der fortdauernden Observanz 
derselben sich unzweideutig manifestirte , führte schliesslich 
zur Fixirung der Quotentheilung kraft Rechtssatz *«. Diese ist 
in Magdeburg mit der noch im Mittelalter *<> eingetretenen 
Reception des gemeinen sächsischen Rechts erfolgt; aber nicht 
durch Annahme der Halbtheilung oder des meissnischen Drit- 
theilsrechts, das einzelne Dikasterien im G«bi«te des sächsi- 
schen Rechts sogar zu gemeinem Sachsenrecht erheben woll- 
ten *' ; sondern durch Zurückgreifen auf die Authentica Prae- 



*^ Doch ist hervorzuheben , dass die Bechtspreehnng des magdeburger 
Schöffenstahls von dem magdeburgischim Statatarrecht stets unberührt ge- 
blieben ist. Die Principten derselben blieben die in der Einleitung III , § 5 
n. 23; § 7 n. 3 angegebenen. 

^ Vgl. die beiden Privilegien von 1872, Lentz Stiftshistorie von Magde- 
burg (1756) 531 ; und von 1445, v. Dreyhaupt Saalkreis I, 125. Sodann 
auch den Vergleich von 1497, Hoff mann Gesch. von Magdeburg I, 450. — 
S. auch D i e z Archiv magdeburgischer Rechte 60 ff. 

^1 Wir erfahren das z. B. aus den leipziger ConferenzprotokoUen zur Be- 
rathung der sächs. Const. Vgl. die cons. sax. II, 2, 15 : Wann keine gewisse 
Gewonheit oder Statut derowegen ist, so sprechen etliche Schdpfen- 
stfile, dass nach Hebung gewöhnlicher Sachsenrecht dem Weib der dritte 
Theil gebüret. Vgl. Schletter sächs. Const 281. Fundirt wurde diese 
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terea**, welche nach derDoctrin*^ die gemeinrechtliche Nonn 
fttr die Theilung des ehelichen Vermögens abgeben sollte. 
Sonach regulirte sich das eheliche Vermögensrecht in der 
Stadt Magdeburg fttr das Verhältniss der Gatten unter leben- 
den nach dem gemeinen sächsischen Recht; für ihr Verhält- 
niss von Todeswegen, falls nicht Ehestiftungen vorlagen, nach 
derAuthenticaPraetereafür dieWittwe, nach dem sächsischen 
Mobiliarerbrecht für den Wittwer**. Daneben wurde die 
Specialerbfolge in Gerade und Heergewäte conservirt»*. Und 
dieses combinirte Rechtsverhältniss ist Jahrhunderte hindurch 
dort massgebend gewesen ^. Und auch als im Herzogthum 
Mägdeburg seit seiner Vereinigung mit der preussischen 
Monarchie umfassende Codificationen ^^ vorgenommen wurden, 



Ansicht auf eine aHerdings sehr merkwürdige Stelle der GL zu Weichb. 22, 
V. D. 282: Ir BOllit wissin: nimpt ein man ein wip mit lediger hant, do er, 
ader si, ader ioeh beide nicht enhatten, unde erworben si gut mit einander, 
unde stirbit der man, und hat der frouwen nicht beschrebin: die frauwe behelt 
daz dritte teil in allem gute , unde ire gerade , an hergewete. — Allein diese 
Stelle entspricht nicht dem magdeburgischen Recht, s. o. die Citate zu § 25 n. 6. 
«2 Cod. Unde vir et uxor VI, 18. 

*» Sie stand schon im 16. Jahrhundert unbestritten fest. Vertreten wurde 
sie vor allem durch die Differenzen des D. Fachs, I, 33. Vgl. sodann den 
Ausspruch von Wesenbeccinsin den cons. sax. I, 5, 35. 36. Bekanntlich 
ist die allgemeine Anwendbarkeit der Authentica Praeterea dadurch ermög- 
licht worden, dass man ,, in honorem matrimonii'* nicht distinguirte, ,,utrum 
uxor Sit inops vel dives'S Fachs 1.1. Leipziger Conferenzprotokolle II, 2, 15. 

5*S. Diezl. 1. 308. 

s^ Die Bestimmungen darüber stellt aus Statuten des 17. und 18. Jahr- 
hunderts Diez 1. 1. 370. 390, Hoff mann statuta loc. II, 429, zusammen. 

^0 Vgl. Diez Archiv magd. R^hte 305. Die im gemeinen Recht strei- 
tige Frage, s. die leipziger Conferenzprotokolle, cons. sax. II, 2, 15 und die 
casus Wesenbeccii, ibid. I, 5, 35. 36, ob die nach jener Authentica 
erbende Wittwe das Eingebrachte zu conferiren habe , wurde in Magdeburg 
bejahend entschieden, Diez ibid. 

"Die wichtigste unter diesen* war die Polizeiordnung von 1688, s. 
V. Kamptz Provincialrechte I, 307. Ihr Kapitel 44 ,,von Erbfällcn" ist 
von Diez 1. 1. 114 ff. abgedruckt und mit einem sehr eingehenden Commen- 
tar yersehn worden. 
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blieb jenes Localrecht der Stadt Magdeburg unangefochten ** 
bestebn bis zu meiner in diesem Jahrhundert durch die Regie- 
rung des Königreichs Westfalen erfolgten Aufbebung. 

" Wie in Magdeburg selbst, so gelangte die Halbtheilung 
in den nach magdeburgischem ehelichen Güterrecht lebenden 
Städten auf dem Wege der Ehestiftungen zur Geltung*®. 

So zunächst in Breslau. Wir erfahren aus den Stadt- 
bUchern dieser Stadt, dass eine Aufgabe, die der Mann seiner 
Frau über die Hälfte seines gegenwärtigen und zukünftigen 
Vermögens machte, „nach diesei' Stadt Recht und Gewohnheit" 
geschah^. Eine Willkür sodann von 1534 erklärte jede Ver- 
gabung , die eine Frau ihrem Mann über mehr als die Hälfte 
ihres Vermögens machen würde, für nichtig ®^. Die Ehestif- 
tungen in Breslau erfolgten meist nach dem modus , dass die 
Ehegatten gegenseitig sich im Falle bekindeterEhe die Hälfte, 
im Falle unbekindeter Ehe ihr ganzes Gut verschreiben 
Hessen *3. Als ergänzendes Recht wurde dann durch Statut 
von 1554 «3 die Authentica Praeterea für den tiberlebenden 
Ehegatten, im Falle dass derselbe bedürftig und eine Ehestif- 
tung nicht erfolgt war, eingeführt«^. 

Sodann liegen uns genaue Nachrichten über eheliche 



68 Zeugnisse dafür bringt Dlez bei, 1. 1. 306 flf. 

69 Hauptquelle hiefür müssen natürlich die Stadtbücher dieser Städte 
sein, von denen freilich nur ein sehr kleiner Theil veröffentlicht worden ist. 

60 Ingrossation von 1506 in den breslauer Qerichtsbücfaem, bei Wen d- 
roth in der § 22 n. 21 cit. Dissert. 39. . 

61 Aufgenommen in den über decretorum von 1534 und das von Wend- 
roth in der Zeitschrift f. Gesch. und Alterth. Schlesiens IV, 50 ff. veröffent- 
lichte Stadtrechtsbuch a. 4 ; vgl. dazu Lab and ibid. V, 174. 

62 Das lernen wir aus d,em interessanten Statut von 1554 a. 3, Wend- 
roth 1. 1. IV, HO, das derartige Ehestiftungen genauer normirte. Vgl. fer- 
ner die Ingrossation von 1505 bei Wendroth in der § 22 n. 21 cit.Diss. 45. 

63 A. 4, Wendroth 1. 1. IV, Hl. 

64 Die Statuten von 1577 haben dann alles umgeworfen und ein gänzlich 
neues eheliches Vermögensrecht geschaffen , s. die Angaben bei Z i m m e r - 
mann, Beiträge zur Beschreibung von Schlesien XI, 521 ff; (1794). 
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Vergabungen vor aus der märkischen Stadt Treuenbriezen •f. 
Wir erfahren , wie die „Gewohnheit und Willkür" der Stadt 
Treuenbriezen dahin ging, dass die Gatten gegenseitig sich 
Halb und Halb des ehelichen Vermögens vermachten. Die 
eine Hälfte desselben fiel auf den tiberlebenden, die andere 
auf die Erben des verstorbenen ^«. 

Zu denjenigen Städten, die das magdeburgische eheliche 
Güterrecht conservirt hatten, gehörte endlich auch Halle. Die 
noch vorhandenen, in hohes Alterthum zurückreichenden 
Schöflfenbücher dieser Stadt «^ belehren uns, dass eheliche Ver- 
gabungen häufig stattfanden, wenngleich sich tiber Umfang und 
Inhalt derselben eine Observanz nicht gebildet zu haben 
scheint. Denn neben den Vergabungen tiber das ganze Ver- 
mögen «* erfolgten solche zu Halbscheid ^®, sodann aber auch 
insbesondere solche zu KindestheiPO; und bei den Aufgaben, 
die der Mann zu Gunsten seiner Frau machte , wurde häufig 
der Schossfall ausgeschlossen, so dass die Kinder sich gegen- 
seitig mit Ausschluss der Mutter beerben sollten ^^ Später 



^^ Das Stadtbuch von Treuenbriezen ist auszugsweise veröffentlicht wor- 
den von Biedel in v. Kamptz Jahrbb. XLII, 260 ff. Vgl. auch Heyde- 
mann joach. Const. 129 ff. 

6ö S. die Ingrossationen bei Riedel 1. 1. nr. 10. 23. 35. 43. 60 u. s. w. 

07 S. die Einleitung II n. 20. 

<^^ Vgl. die Ingrossationen bei v. Dreyhaupt Saalkreis II, 478 ff. 
nr. 41. 42. 

8» Vgl. die Ingrossationen bei v. Dreyhaupt 1. 1. II, 478 ff. nr. 8. 18. 

70 Namentlich bei Vergabungen an die Frau. S. die Ingrossation bei 
V. Dreyhauptl. 1. nr. 13. Häufig wurde vereinbart, dass im Falle bekin- 
deter Ehe ein Kindestbeil , im Falle unbekindeter Ehe das ganze Vermögen 
der Wittwe anfallen sollte, s. ibid. nr. 7. Eine andere Ingrossation ans 
cod. VI, 8. o. Einleitung II n. 20, lautet : C. unde Margareta, sine eliche hus- 
frowe, sint gekomen vor gehegit ding unde habin sich begiftiget unde begabit 
undir einander mit aUen gutem, di sie habin addir ummer gewinnen, das si an 
eigen , an erbe , an famder habe addir wurane das si ; wel<5h er ehir abegeit 
von todiswegin , so sal das andere die gutere behaldin domete czu thun unde 
czulassene, were abir das sie kindere miteinander gewunnen, so sal die frow 
kinderteil darane habin. 

7» S. 0. n. 17. Vgl. V. Dreyhaupt 1. 1. nr. 8. 11. 
y. M a r t it z , ehel. Ottterreoht d. Sip. 24 
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hat dann in Halle die gesetzliche Halbtheilung Anwendung 
gefunden '*. 

lieber eheliche Vergabungen zu Halbtheil geben uns so- 
dann die erhaltenen Urtheile des magdeburger Oberhofs zahl- 
reiche Berichte, die allen den Orten, wo magdeburgisches ehe- 
liches Güterrecht angewandt wurde, entstammen "^^ 



'* Ueber die sehr wunderliche Veranlassung s. o. § 30 n. 16. 

'3 Interessante Beispiele sind magd. Fr. I, 11. 2. MSchU. für Stendal 
von 1330, 8. o. § 21 n. 20. MSchU. Wasserschieben I, 423. 89 c. 90. 
119 0.246. 
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Schlusswort. 



Die vorstehenden Untersuchungen haben es sich zur Auf- 
gabe gestellt das eheliche Güterrecht des Sachsenspiegels dar- 
zustellen, sein Geltungsgebiet örtlich zu begrenzen, seine ge- 
schichtliche Entwicklung auf ihren beiden Wegen , als Land- 
recht und als Stadtrecht, zu begleiten. Die Darstellung findet 
ihren Endpunkt in dem 16. Jahrhundert, dem Zeitraum , da 
das Eherecht des Sachsenspiegels sich mit den Sätzen des 
römischen Rechts zu einem neuen System verschmolz. Sie 
hebt zwar an mit Beginn des 13. Jahrhunderts, wo das Rechts- 
buch aufgezeichnet worden ist; allein weil dasselbe für diese 
Lehre lediglich aus einem bereits seit Jahrhunderten gelten- 
den Gewohnheitsrecht schöpft, so greift sie in weit ältere Ver- 
gangenheit zurück. Ein überreiches Quellenmaterial hat uns 
in den Stand gesetzt innerhalb jenes gewaltigen Zeitraums 
der Entwicklung bis in ihre Einzelheiten nachzugehn, das 
Recht unserer Vorväter nicht bloss kennen, sondern auch ver- 
stehn zu lernen. Vor unsern Augen baut sich ein Rechts- 
system auf, wie es in ihnen unausgesprochen lebte. Es ist 
uns vergönnt dem deutschen Volksgeiste auf einem wichtigen 
Felde seiner Bethätigung, auf dem Gebiete des Rechts , bis in 
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die geheime Werkstatt zu folgen, ihn in seinem schaffen zu be- 
lauschen, da er noch nicht dem klassischen Alterthum unsterb- 
liche Muster zu entnehmen wusste. Ja mit solcher Erkennt- 
niss ausgerüstet können wir, die Modernen, es wagen auch den 
kritischen Massstab an seine Schöpfungen zu legen. 

Freilich ist es müssig zu fragen , welches die Entwick- 
lung unseres einheimischen Rechtes gewesen wäre, wenn das- 
selbe nicht mit der Reception des römischen eine gänzlich 
neue Bahn betreten hätte. Eine solche Frage lässt sich über- 
haupt nicht beantworten. Das Recht eines Volkes hat kein 
Dasein für sich, beruht nicht auf absoluten Ideen, die mit der 
Existenz des Volkes gegeben sind, sondern es ist doch immer 
nur eine Seite des Volkslebens, durch den jeweiligen Cultur- 
stand bedingt und ihn wiederum bedingend. Seine Entwick- 
lung ist nicht die logische Abwandlung jener Ideeen, sie wird 
vielmehr bestimmt durch die gesammten Factoren des Volks- 
lebens, wie es selbst diese bestimmen hilft. Wir werden da- 
her anders fragen müssen: war unser einheimisches Recht 
beim Uebergange des Volkes aus dem Mittelalter in die Neu- 
zeit im Stande den Anforderungen, die das sociale Leben 
stellte , zu entsprechen ? Bot es eine genügende Grundlage 
dar, auf welcher die politische, die wirthschaftliche Staats- 
raison der modernen Cultur weiterbauen konnte? — Die 
Frage ist offenbar unerlässlich zum Verständniss der Recep- 
tion des römischen Rechts. Wir aber wagen getrost ihre Be- 
antwortung. Unser Quellenmaterial hat uns für einen um- 
fassenden Theil des Privatrechts, für das eheliche Güterrecht, 
mitten in das Gebiet der Rechtsanwendung eingeführt; es 
hat uns tiefen Einblick in die Rechtsprechung gewährt, zur 
Zeit als dieselbe noch eine durchaus ungelehrte, eine laiische 
war, einen Einblick, wie ihn kein anderer Quellenkreis er- 
möglicht; es gestattet eine Beurtheilung derselben hinsicht- 
lich ihrer Sicherheit, ihrer Zuverlässigkeit, ihrer Fähigkeit 
den Fortschritten einer mächtigen wirthschaftliehen und poli- 
tischen Entwicklung zu folgen. Und da kann denn die Ant- 
wort nicht zweifelhaft sein. Das Recht unseres Volkes, so- 
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weit dasselbe sieh aus sich selbst herausgebildet hatte , war 
bei Ausgang des Mittelalters jedes innern Haltes baar ge- 
worden. Es ist Thorheit zu glauben, dass dasselbe noeh im 
Stande gewesen wäre sich aus eigener Kraft zu einem festen 
und klaren System, wie es ein gesundes Volksleben erfordert, 
wie es das römische Recht in unvergleichlicher Vollendung 
geschaffen hat, zu verjüngen* 

Alle Voraussetzungen dazu fehlten. Blicken wir auf 
unsere Aufgabe zurück, so sehn wir, wie in der Zeit kräf- 
tigen Volksthums das vermögensrechtliche Verhältniss der 
Gatten unter lebenden und von Todeswegen unter die Rechts- 
begriflfe der Voimundschaft , der Gewere, des Erbrechts ge- 
bracht worden war, alles im wesentlichen formale BegriflFe, 
eines specifischen Inhalts entbehrend ; Begriffe wol anstehend 
einer Zeit, die sich wesentlich begnügte, die Verhältnisse der 
Eheleute Dritten gegenüber zu normiren, die aber nicht ge- 
neigt war ihre gegenseitige Stellung juristisch zu bestim- 
men. Pflegt aber einer niederen Volkscultur auch ein for- 
males Recht zu entsprechen, so drängt der höhere Cultur- 
grad stets zu materieller Entwicklung und Ausbildung des- 
selben. Die Begriffe einer ehelichen Vormundschaft, einer 
vormundschaftlichen Gewere , eines ehelichen Erbrechts ver- 
langten nach juristischer Gestaltung, ein gesteigertes Rechts- 
leben bedurfte einer juristischen Durchdringung ihres In- 
halts. Wir haben oben gesehn, wie zur Befriedigung dieses 
wol empfundenen Bedürfnisses die Sätze des einheimischen 
Rechts kein Mittel darboten; wir haben erkannt, wie sogar 
jener formalen Rechtsauffassung durch ein in bunter Fülle 
und Mannigfaltigkeit sich entwickelndes Rechtsleben, das die 
Enge der alten Begriffe durchbrach, aller Boden entzogen 
wurde. Die Grundbegriffe, auf denen das deutsche Volk 
einst sein System des ehelichen Vermögensrechts aufgebaut 
hatte , waren gefallen um nie wieder aufzustehn. Nicht ein 
äusseres Ereigniss hat sie vernichtet; sie sind in sich zu- 
sammengebrochen, als unsere Nation in mächtigem Drange 
moderner Gultur entgegenstrebte. 
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Und 80 freuen wir uns auch an dieser Stelle der Reeeption 
des römischen Rechts. Nur einseitige und tendenziöse Auffas- 
sung kann in ihr eine Entnationalisirung unseres Rechts sehn. 
In Wahrheit hat sie gegeben, was unser Volk in der Entwick- 
lung, die ihm beschieden gewesen, aus eigener Kraft nie er- 
langt hätte, ein wissenschaftliches Recht, die noth- 
wendige Grundlage des modernen Rechtslebens. Um dies 
Ziel zu erreichen haben wir durch die Schule des Alterthums 
gehn müssen. Denn es ist das wunderbare Geheimniss aller 
modernen Cultur, dass sie im klassischen Alterthum wurzelt 
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Nachträge. und Berichtigungen. 



B. 14 n. 17 Z. 1 1. Weisthümern. 

S. 40 Z. 21 1. Territorien. 

S. 55 Z. 16 1. Erniedrigung. 

S. 59 Z. 19 1. Magdeburger. 

S. 68 n. 14. Nachtraglich habe ich in der Schrift : (Smalian) gründliche 
Widerlegung des von der Stadt Leipzig angemassten unbefugten Strassenzwangs 
gegen die Stadt Magdeburg (1748), Beilage nr. 24, die gewünschte Be- 
stätigung dieser Nachricht gefunden. Hier findet sich die Urkunde selbst, 
worin der Kurfürst von Brandenburg , Joachim II. , Sonnabend in vigilia Jo- 
hannis Baptistae 1554 gegen Zahlung von 45000 Gulden die durch den Kaiser 
der Stadt Magdeburg genommenen und ihm übertragenen Rechte auf Nieder- 
lage , Jahrmarkt , Zölle und den Schöffenstuhl nebst den anhangenden Ge- 
rechtigkeiten jener Stadt zurückgibt. — Der in demselben Buche unter nr. 23 
der Beilagen abgedruckte Privationu- und Donationsbrief vom 20. Juli 1547, 
der also noch vor der Achtserklärung ergangen ist , entsetzt die Stadt ihres 
Niederlags- und Marktrechts sowie aller andern Regalien und Freiheiten, 
überträgt aber davon nur das Niederlags- und Marktrecht auf den Kurfürst 
Joachim. — Die Uebertragnng des Schöffenstuhls ist nach der Angabe Mer- 
kel's, s. 68 n. 12, erst am 26. Juni 1549, mithin bedeutend später erfolgt. 

S. 72 n. 5 Z. 3 1. schlesische (statt ,, breslauer*'). 

S. 80 Z. 2 1. sächsischen. 

S. 82 Z. 27 1. neue. 

S. 86 Z. 18 1. Schwertmage. 

S. 93 n. 4 Z. 2 1. hört. 

S. 94 n. 5 Z. 6. Das Citat ist § 29 n. 14. 

S. 95 n. 8. Das Citat ist § 29 n. 13. 15. 

S. 102 letzte Zeile 1. (hinter „Gengier**) Privatr. 
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S. 106 Z. 18 1. privilegiirt. 
Z. 28 1. iewelkeme. 

S. 107 n. 7 Z. 11. Das Citat ist § 29 n. 26. 

8. 110 D. 18 Z. 13 1. I, 8 (statt II, 8). 

S. U2 n. 28. Das Citat ist § 29 n. 33--36. 
n. 29 Z. 5 1. § 2 (statt 3). 

S. 1 15 n. 39 Z. 10. Das Citat ist § 29 n. 30. 

S. 121 n. 2 Z. 2. Hinter Joach. ergänze ,,Const.''. 
n. 5 Z. 3. Das Citat ist § 25 n. 12. 

S. 124 n. 15 Z. 2 1. absichtlich. 

S. 125 n. 17 Z. 8 1. (hinter „Gengier**) Privatr. 

S. 133 n. 9. Das Citat ist § 25 i. f. 

S. 136 n. 23. Das Citat ist § 21 n. 27. 

S. 142 n. 23 Z. 15. Das Citat ist § 25 n. 16. 

S. 147 Z. 10 1. Gedingsmann. 

S. 150 n. 29 Z. 13. Das Citat ist § 26 i. f. 

S. 160 n. 27 Z. 6. Das Citat ist § 21 n. 33. 

S. 166 n. 21 1. 285 (statt 205). 

S 194 n. 5 Z. 11. Das Citat ist § 33. 

S. 195 n. 8 Z. 1 1. § 14 (statt 15). 

S. 230 n. 19 Z. 3 I. Wesenbeccii. 

S. 259 Z. 17 1. gebart. 

S. 305 Z. 3 I. den (statt dem). 

S. 313 Z. 3 1. nach (statt auf). 

8. 323 Z. 12 1. 1527. 

8. 346 n. 39. Die hier cit. Stelle aus dem syst. SchR. IV, 2, 93 dürfte 
wol nicht hieher gehören ; es scheint hier eine bestimmte Geldsumme ausser- 
gerichtlich als Morgengabe zugesagt worden zu sein. 
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